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Erste Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, Sonutag, den 3. Februar 1901.

Nach Beendigung des in den Hauptkirchenbeider Bekenntnisse abgehaltenenGottesdienstes
versammelten sich um 12 Uhr die Mitglieder des Landtages im Sitzungssaals des Ständehauses.

Um 12 Uhr 12 Minuten eröffnete der Königliche Landtagskommissarius,Seine Excellenz
Ober-Präsident der Nheinprovinz, Wirklicher Geheimer Rath Herr Nasse, den 42. Rheinischen
Provinziallandtag mit folgender Ansprache,welche die Mitglieder stehend entgegennahmen:

Hochgeehrte Herren!

Dem von Seiner Majestät dem Kaiser und König hierher berufenen 42. Provinzialland-
tage habe ich Namens der KöniglichenStaatsregierung herzlichen Willkommensgrußzu entbieten.

Mit warmer Dankbarkeit hat uns die hohe Gnade erfüllt, die Seine Majestät der Kaiser
und König unserer Provinz in den Jahren 1899 und 1900 durch den Besuch einer Reihe denk¬
würdiger Stätten des BergischenLandes und durch den Besuch des industriereichenWupverthales
zu erweisen geruhte. Unauslöschlichwird allen Theilnehmern die Erinnerung an den Jubel
hunderttauscndcr rheinischer Herzen sein, welche an jenen Tagen ihrer Liebe zu Herrscherhausund
Vaterland begeistertenAusdruckgaben. Neuwahlen haben die Zusammensetzungdes Prouinzial-
landtages geändert. Lassen Sie uns ehrend derjenigen Abgeordnetengedenken, welche durch den
Tod abberufen worden sind, darunter des langjährigen und bewährten Vorsitzenden des Provin-
zilllausschusses, Landrath a. D. Ianßen. Mögen auch die zahlreichenneuen Abgeordneten in treuer
Pflichterfüllung und ernster Hingabe an die Interessen der Provinz die vornehmen Traditionen
des Provinziallandtages hochhalten.

Mannigfaltige uud bedeutsameVorlage» werden Ihrer Prüfung und Entschließung unter¬
breitet werden.

Die Königliche Staatsregierung erbittet ihr Gutachten über den Entwurf eines Gesetzes,
betreffenddie Ausdehnung des für die Zusammenlegungim Geltungsgebiet des Rheinischen Rechts
geltenden Zuständigkeitsuerfahrensauf die Landcsthcile des linken Nheinufers.

Außer der Neuwahl des Vorsitzendendes Provinzialausschusseswird Ihnen die Vor¬
bereitung der Neuwahl des Landeshauptmanns obliegen, da Landeshauptmann Dr. Klein zu
allgemeinemLeidwesen in Aussichtgenommen hat, wenn sich seine GesundheitsverlMnisse nicht
bessern, bei Gelegenheit des nächstfolgenden Provinziallandtages sein schwieriges, von ihm mit
Sachkenntniß und Erfolg geführtes Amt niederzulegen.
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Der Ihnen zugegangene Verwaltungsbericht läßt erkennen, daß die Verwaltung der
kommunalen Angelegenheitender Provinz trefflichenFortgang genommen hat. Auch der Haus¬
haltsplan für die Jahre 1901 und 1902 eröffnet einen befriedigendenAusblick in die Zukunft;
er zeigt, wie die Provinzialuerwaltung auf allen Gebieten an der fortschreitendenEntwickelung
der Provinz betheiligt ist und sowohl den materiellen Bedürfnissen, wie der Pflege von Kunst
und Wissenschaft ihre fördernde Fürsorge widmet. Die bei mehreren Posten des Voranschlages,
besonders bei dem Landarmenwesen,dem Straßenbau, den landwirthschaftlichenFonds unvermeid¬
lichen Steigerungen der Ausgaben werden sich ohne empfindliche Vermehrung des Steuerdrucks
bewerkstelligen lassen.

Von den sonstigen Vorlagen, welche Seitens des Provinzialausschussesan Sie gelangen,
möchte ich besonders hervorheben die Vorschläge, welche Ihnen zur Ausführung des am 1. April v. I.
in Kraft getretenen Gesetzes, betreffend die Anstellung und Versorgung der Kommunalbeamten,
vom 30. Juli 1899 gemacht werden, sowie die Anträge, für die Beamten der Kreife und Stadt¬
gemeinden eine besondere Ruhegehaltskasseeinzurichten, und den nicht ruhegehaltsberechtigten
Beamten, Angestelltenund Arbeitern der Provinzialuerwaltung im Fall dauernder Dienstunfähigkeit
oder Todes Invaliden- bezw. Wittwen- und Waisengeld als Zuschuß zu den reichsgesetzlichcn
Unterstützungenzu gewähren.

Von großer Wichtigkeitist das am 1. April 1901 in Kraft tretende Gesetz über die Für¬
sorgeerziehung Minderjähriger. Ihnen wird es obliegen, durch zweckmäßigeAusführungsvor¬
schriftendie sachgemäße Durchführung der bedeutsamenZiele des Gesetzes zu sichern.

Der Förderung der Landwirthschaft soll die Ihrer Beschlußfassungunterbreitete Neu¬
regelung der Verhältnisse der landwirthschaftlichenWinterschulen, sowie der Wein- und Obstbau¬
schulen dienen.

Indem ich der UeberzeugungAusdruck verleihe, daß Sie auch dieses Mal mit Eifer und
UmsichtSich der Ihnen obliegendenAufgaben widmen, und daß Ihre Berathungen der Provinz
zum Heile gereichen werden, erkläre ich auf Allerhöchsten Befehl den 42. RheinischenProvinzial-
landtag für eröffnet.

Gemäß § 82 der Provinzmlordnung für die Rheinprovinz wird nunmehr das an Jahren
älteste Mitglied des Prouinziallandtages den Vorsitz zu übernehmen haben. Wenn ich recht
unterrichtet bin, ist auch in diesem Jahre Senior der Freiherr von Wenge-Wulffen. Er ist geboren
W Jahre 1819.

Da sich kein Aelterer meldet, bitte ich Herrn Freiherr» von Wenge-Wulffen, den Vorsitz
zu übernehmen,und ich übergebe ihm denselbenhiermit.

Alterspräsident Freiherr von Wenge-Wulffen (den Platz des Vorsitzenden ein¬
nehmend): Ich bitte zunächst die beiden jüngsten Herren — ich glaube, es sind dies die
Herren Landrath von Guürard und Lcmdrath Dr. Kaufmann — sich hierher zu bemühen, um als
Schriftführer zu fungiren.

(Die AbgeordnetenDr. von Gu6ro.ro und Dr. Kaufmann nehmen die Plätze der Schrift¬
führer ein.)

Meine Herren! Ich werde, um die Beschlußfähigkeitfestzustellen,die Herren namentlich
aufrufen lassen und bitte mit „hier" zu antworten.

(AbgeordneterDr. Kaufmann vollzieht den Namensaufruf.)
Meine Herren! Der Landtag hat 154 Mitglieder, es fehlen 19 davon; er ist also

beschlußfähig.
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Wir gehen über zur Wahl des ersten Vorsitzenden und ich bitte um Vorschlägeaus dem
Hause, Wenn kein Widersprucherfolgt, kann die Wahl per Akklamationvorgenommenwerden.

Herr Friederichs hat das Wort.
AbgeordneterFriederichs-Remschcid: Meine Herren! Ich gestatte mir, zum Vorsitzenden

Seine Durchlaucht Fürst, nunmehr seit 25 Jahren, mit nur kurzer Unterbrechungbewährter Vor¬
sitzender, zur Wiederwahl zu empfehlen. (Lebhafter allseitiger Beifall.)

Meine Herren! Nach meinem Gefühl soll Ihr Bravo gelten gleichzeitig als herzlicher
Dank für die so langjährige verdienstvolle Leitung unserer Verhandlungen und glaube ich in
Ihrem Sinne zu handeln, wenn ich diesem Danke hiermit ganz besonderen Ausdruckgebe. (Bravo!)

Alterspräsident Freiherr von Wenge-Wulffen: Fürst zu Wied ist vorgeschlagen,ich
frage Sc. Durchlaucht, ob er die Wahl annimmt?

AbgeordneterFürst zu Wied: Meine Herren! Ich nehme die Wahl mit innigstem Dank
an uud versichere Sie, daß ich mir Mühe geben werde, so gut wie in den letzten 25 Jahren auch
diesmal die Geschäfte zu führen.

Ich möchte Ihnen aber noch ganz besondersdanken für das Vertrauen, das Sie cmf's
Neue mir bewiesen haben durch diese AMamatiunswahl. Ich danke Ihnen sehr, meine Herren. (Beifall.)

Alterspräsident Freiherr von Wenge-Wulffen: Wir gehen nunmehr zur Wahl des
zweiten Vorsitzendenüber, und ich bitte ebenso um Vorschlägeaus dem Hause.

AbgeordneterFriedrichs-Nemscheid: Ich schlage die Wiederwahl des bisherigen stell-
vertrctendenden Vorsitzendenvor. (Zuruf: Der ist ja krank!) Dann schlage ich Herrn Ober¬
bürgermeister Becker vor, (Bravo!)

Alterspräsident Freiherr von Wenge-Wulffen: Meine Herren! Es ist Herr Ober¬
bürgermeister Becker vorgeschlagen. Ich frage, ob er die Wahl annimmt.

Abgeordneter Becker: Meine hochverehrtenHerren! Da der bisherige stellvertretende
Vorsitzendeaugenblicklich leider durch eine äußere Verletzung verhindert ist, au unsern Sitzungen
theil zu nehmen, aber die Hoffnung besteht, daß er nächste Woche wieder kommen kann, nehme
ich die Wahl mit Dank an. behalte mir aber vor, zurückzutreten,wenn Graf von Fürsteuberg-
Stammheim wieder genesen sein wird. (Bravo!)

Alterspräsident Freiherr von Wenge-Wulffen: Dann bitte ich Se. Durchlaucht
den Vorsitz zu übernehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine hochverehrtenHerren! Meine erste Pflicht, die
ich sehr gerne erfülle, ist die, in Ihrer aller Namen unserm alluerehrten Alterspräsidenten für
seine Mühewaltung zu danken und ich bitte Sie, zum Zeichen des Dankes sich von Ihren Plätzen
zu erheben. (Geschieht unter Beifall.)

Meine Herren! Wir schreiten nunmehr zur Wahl der Schriftführer, und ich bitte um
Vorschlägehierzu.

Es waren voriges Mal die Herren Landrath Freiherr von Coels, Verwaltungsgerichts-
direktor Linz, Oberbürgermeister Spiritus und Negierungsrath Schrakamp. Nuu ist Freiherr
von Coels nicht mehr Landrath, sondern er ist Ober-Präsidialrath geworden.

Ich frage, ob ein Vorschlagfür die Schriftführerwahl gemacht wird.
Sollen die Herren Schrakamp, Spiritus und Linz bleiben? (Zuruf: Jawohl!)
Sind diese Herren per Akklamationgewählt, meine Herren? (Rufe: Ja!)
Ich frage, ob Widersprucherfolgt? (Rufe: „Nein".) Dann würde ich fragen, ob Sie

statt des Herrn Landraths Frecherm von Coels, jetzigen Ober-Präsidialraths, nicht den Landrath
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Pastor wählen wollen. (Rufe Ja!) Sind Sie damit einverstanden,meine Herren? (Rufe Ja!)
Also, meine Herren, dann würden diese vier Herren als Schriftführer gewählt sein, wenn kein
Widersprucherfolgt. Ich konstcitire, daß Sie per Akklamationgewählt sind.

Ich ersuche die Herren Landrath Pastor und OberbürgermeisterSpiritus, die Plätze zu
meiner Rechten und Linken einzunehmen.

Ich habe hiermit die Ehre, Se. Excellenz unseremHerrn Landtagskommissariuszu melden,
daß der Landtag konstituirt ist und seinen Vorstand gewählt hat.

Meine Herren! Ehe wir in unsere Arbeiten eintreten, ersuche ich Sie, sich von Ihren
Plätzen zu erheben.

Wir Haaren uns im Geiste um den Thron Sr. Majestät des Kaisers und Königs und
rufen: Se. Majestät der Kaiser unser allcrgnädigsterKönig und Herr lebe hoch, noch einmal hoch,
noch einmal hoch. (Die Mitglieder stimmen begeistert in das dreimalige Hoch ein.)

Wir kommennunmehr zur Verlesung der Namen derjenigenMitglieder die uns durch den
Tod in der Zwischenzeit entrissensind.

Ich ersuche den Schriftführer, zu meiner Rechten die Namen zu verlesen.
Schriftführer AbgeordneterSpiritus: Von den im Jahre 1900 neugewählteu Abge¬

ordneten zum Rheinischen Provinziallandtag sind durch den Tod ausgeschieden die Herren:
August Bllumann, Gutsbesitzerin Bislich;
Christian Effertz, Gutsbesitzerin Neuenhausen;
Wilhelm Leopold Ianßen, KöniglicherLandrath a. D., Vorsitzender des Provinzml-

ausschusses in Aachen;
Hans Rudolf Seebohm, Kommerzienrathund Generaldirektor in Burbacher Hütte.

Das Mandat hat niedergelegt:
Herr Heinrich Kunz, Bürgermeister in Bernkastel.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich ersuche Sie, sich zu Ehren der
verstorbenen Mitglieder von ihren Plätzen zu erheben. (Geschieht.)

Schriftführer AbgeordneterSpiritus: Urlaubsanträge sind eingegangen von Sr. Exce-
lenz Herrn Wirklichen Geheimrath Krupp, Herrn Geheimrath Frecherm Stumm-Halberg, Herrn
Rentner Radcmacher-Neuwied,Herrn Gutsbesitzer von Monschaw-Gochund Herrn Kommerzien¬
rath Zerwes-Mülheim a. d. Ruhr.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich habe noch weiter mitzutheilen, daß
bis Donnerstag der KommerzienrathKarl Röchling aus Saarbrücken und der, Landrath von Nell
sich entschuldigtund bis dahin Urlaub haben.

Meine Herren! Wir kämen nunmehr zur Verlosung in die Abtheilungen.
Also, meine Herren, ich werde jetzt aus dieser Urue die Namen der sämmtlichenAbge¬

ordneten herausnehmen und sie werden der Reihe nach in die 5 Abtheilungeneingetragenwerden.
Es kommt immer der erste, den ich herausnehme, in die erste Abtheilung und so weiter kommen
die folgenden in die 2., 3., 4., und 5. Abtheilung, und so vertheile ich die sämmtlichen Abgeord¬
neten. (Folgt Vcrloosung.)

Meine Herren! Hiermit ist die Vertheilung in die Abtheilungen beendigt.
Ich würde nunmehr die Herren noch ersuchen, Morgen früh um 10 Uhr in den Abthei¬

lungen zusammenzutreten,dort die Wahl des Vorsitzenden,des stellvertretendenVorsitzenden, des
Schriftführers und des stellvertretendenSchriftführers vorzunehmenund dann die Wahlen n.r die
Fachkommissionen.Für jede Fachkommission würden 3 Mitglieder von jeder Abtheilung zu wählen
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sein, also für die zu bildenden 4 Fachkommissionen,eine Geschäftsordnungskommissionund die
Wahlprüfungskommission;es sind demnachim Ganzen 6 Kommissionen und jede Abtheilung wählt
3 Mitglieder in jede der 6 Kommissionen,

Die Abtheilung I tritt auf Zimmer XXII zusammen, Abtheilung II auf Zimmer XX,
Abtheilung III auf Zimmer XVII, AbtheilungIV auf Zimmer XIX, Abtheilung V auf Zimmer X,

Dann ersuche ich die so gewählten Kommissionen,um 11 Uhr zusammenzutreten,um sich
zu konstituirenund ihre Vorsitzenden :c, zu wählen.

Die Fachkommissionenvertheilen sich folgendermaßenauf die Zimmer: die I. Fachkom¬
missionauf Zimmer XXII, die 2. auf XX, die 3. auf XVII, die 4. auf XIX, die Geschäfts¬
ordnungskommissionauf Zimmer IX — das ist das Zimmer des Provinzialausschusses— und
die Wahlprüfnugskommissionauf Zimmer X.

Meine Herren! Ich habe Ihnen noch einige Eingänge mitzutheilen.
Von Sr. Excellenzdem Herrn Ober-Präsidenten sind die Verhandlungen über die in den

einzelnen Land- und Stadtkreisen der Provinz stattgehabten Neuwahlen der Provinziallandtags-
Abgcordneten, sowie über die in den Kreisen Rccs, Ottwciler, Grcvenbroich, Vcrnkastel statt-
gcfundencnErsatzwahlenübcrsandt worden.

Diese Verhandlungen werden zunächst der Wahlprüfungskommissionzu überweisensein.
Meine Herren! Sodann liegt Ihnen das Verzeichnis;der Petitionen, das eingegangen

ist, gedruckt vor.
Ich überweisediese Petitionen den betreffendenFachkommissionen.
Meine Herren! Ich möchte Ihnen noch den Vorschlagfür morgen machen, nämlich daß

wir, wenn um 10 Uhr die Abtheilungen zusammenkommen und wenn um 11 Uhr die Kommissionen
zusammentretenund sich konstituiren,dann um 12 Uhr hier zur Plenarsitzung zusammentreten,und
zwar würde ich dann ans die Tagesordnung setzen, wenn die Herren damit einverstandensind:

1. Eingänge.
2. Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisseder Provinzialverwaltung in den

Etatjahren 1898 und 1899.
3. Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für die Rechnungsjahre

1901 und 1902.
4. Hanpt^Hcmshaltsplanfür die Provinzialverwaltungfür die Rechnungsjahre1901 uud 1902.
5. Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Vermögcnsstand des Rheinischen

Provinzialverbandes.
6. Entscheidung über die geschäftlicheBehandlung der bis jetzt eingegangenenVorlagen.
Ich bitte also morgen um 12 Uhr zur Plenarvcrsammlung hier zusammenzutreten.

(Glocke des Vorsitzenden.)
Ich bitte noch ein wenig um Ruhe. Ich kann nicht so laut sprechen, da ich heiser bin.
Ich habe Ihnen noch mitzutheilen im Anschlußan den Vorschlag, daß morgen Plenar¬

sitzung sein soll, daß wir dann die folgenden 3 Tage für die Kommissionssitzungen nehmen würden
und daß wir am Freitag hier wieder zur Plenarsitzung um 12 Uhr zusammentretenwürden.

Sind die Herren damit einverstanden? Wir haben es immer so gemacht. (Ruf: Zur
Geschäftsordnung!)

Zur Geschäftsordnunghat das Wort der Herr Abgeordnetevon Grand-Ry.
Abgeordnetervon Grand-Ny: Wäre es nicht möglich, uns auf 2 Tage zu beschränken?

Ich glaube doch, daß mau in den Kommissionenso viel Material beschafft haben wird, daß wir
dann am dritten Tage genugsam für eine Plenarsitzung haben. — Ich gebe aber anheim.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Ich möchte glauben, daß es besser ist, wenn die Kom¬
missionenin einein Zuge arbeiten und wir nachher Freitag und Samstag Sitzungen halten können.
Aber ich stelle das zur Discufsion. Ich glaube, drei Tage wäre» besser für die Kommissionen,
so daß wir dann hintereinander sitzen können.

(Zum Abgeordneten von Grand-Rn): Ziehen Sie Ihren Vorschlag zurück? Sonst
bitte ich einen Antrag zu stellen, Herr von Grand-Nh.

Abgeordneter von Grand-Ny: Da in der Versammlung niemand für den Antrag ein¬
tritt, so verzichte ich darauf. (Zuruf: Ich verstehekein Wort!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr von Grand-Ny hat auf seinen Antrag verzichtet.
Meine Herren! Ich hätte Ihnen noch mitzutheilen, daß der Vorstand des Künstler-

vereins „Maltasten" die Herren Provinziatlandtags-Abgeordneten zum Besuche der Vereinsräunie
eingeladen hat. Ferner hat der Vorstand der „Kunsthallc" für die Herren Mitglieder des Pro-
vinziallandtages Eintrittskarten zum Besuch der Kunsthalle übersandt. Die Karten sind auf den
Plätzen der Herren vertheilt. Wenn die Herren sie zu sich stecken, so können sie jeden Tag in
die Kunsthllllegehen.

Die Herren Abgeordneten werden gebeten, die in den geschäftlichen Mittheilungen be¬
findliche Anzeigeüber die hiesige Wohnung — das liegt auf den Plätzen — sofern die Wohnungs-
anzeige im Landtagsbüreau Zimmer XV noch nicht erfolgt ist, baldigst auszufüllen und auf dem
genannten Bureau abgeben zu wollen, da davon die baldige Herstellungdes Wohnungsverzeichnisses
und die pünktlicheZustellung der Drucksachen abhängig ist.

Meine Herren! Ich glaube, wir sind für heute am Ende unserer Thätigkeit. Ich
fchließe die Sitzung. — Morgen um 12 Uhr!

(Schluß 1 Uhr 10 Minute'».)

Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,am Montag, den 4. Februar 1901.

Beginn 12 Uhr 12 Minuten Nachmittags.

, „.. Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht des Prouinzialausschufsesüber die Ergebnisse der Provinzialverwaltung in den Rechnungs¬

jahren 1898 und 1899.
3. Vurbericht zu dem Haupt-Haushaltsplane der Pcovinzialverwaltung sowie zu den zu dem¬

selben gehörendenHaushaltsplänen der einzelnenVerwaltungszweige und Anstalten und
4. Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben gehörendenHaushaltspläne

der einzelnen Verwaltungszweigefür die Rechnungsjahre vom I. April 1901 bis 31. März 1903.
5. Bericht des Provinzialausschusfes,betreffendden Vermögensstand des Provinzialuerbandes,
6. Entscheidungüber die geschäftliche Behandlung der bis jetzt eingegangenenVorlagen.
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VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet.
Das Protokoll über die vorige Plenarsitzung vom Sonntag liegt auf dem Tische des

Hauses offen. Wenn gegen Ende der Sitzung nichts dazu bemerkt ist, so erkläre ich es dann
für erledigt.

Als Schriftführer fungiren bei der heutigen Sitzung Herr Verwaltungsgerichtsdirektor
Linz und Herr Negierungsrath Schrakamp.

An Eingängen habe ich zu melden:
„Seine Excellenz der Herr Ober-Präsident haben nach einem an mich gerichteten Schreiben

den KöniglichenNegierungsrath Herrn Dr. Schultz als seinen Kommissarmszu den Sitzungen des
Provinziallandtages und der von demselbengewählten Kommissionenangemeldet."

Meine Herren! Die Abtheilungen sind gebildet geworden und die Kommissionenhaben
sich konstituirt. Ich frage, ob Sie die Verlesung der Konstituirung hören wollen?" (Zurufe:
Nein.) Ein Verzeichnihder Abtheilungen liegt gedruckt auf Ihren Plätzen vor.

Meine Herren! Wir kämen nunmehr zum zweiten Punkte der Tagesordnung:
Bericht des Prouinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzial-
verwaltung in den Rechnungsjahren 1898 und 1899.

Berichterstatter ist der Herr Oberbürgermeister Becker. Ich ersuche ihn, den Bericht
zu erstatten.

Berichterstatter Abgeordneter Becker: Meine Herren! Die beiden Berichte über die
Jahre 1898 und 1899 sind gedruckt in Ihren Händen. Ich darf daher voraussetzen, daß Sie von
denselbenKenntniß genominen haben und beschränkemich auf die wenigsten und nothwendigsten
Ausführungen.

Meine Herren, über die Ausführung der Beschlüsse des letzten Landtages ist Ihnen eine
besondere Vorlage gemacht. Ich darf daher bei dieser Gelegenheit darüber hinweggehen.

Die beiden Berichte ergeben, entsprechend den glücklichen gewerblichenVerhältnissen, die
in diesen Jahren in der Nheinprovinz herrschten, auch ein schönesBild der Entwickelungunserer
provinziellen Anstalten, unserer provinziellen Thätigkeit. Die vorhandenen Provinzialanstalten
konnteil erweitert werden, soweit ein Bedürfniß dafür vorhanden war; neue sind theils beschlossen,
theils in der Ausführung begriffen, theils vollendet.

Die Provinzialabgaben erwiesen einen erheblich höheren Ertrag, als er nach dem Vor¬
anschläge vorgesehenwar, und so schließt das Etatsjahr 1899, über welches der letzte Bericht
lautet, schon mit einem Bestände von 584000 Mark, obgleich unter den Ausgaben alle vor¬
handenen Bedürfnisse vollständig befriedigt werden konnten. Der Abschluß des laufenden Jahres
wird ebenso günstig sein, sodaß wir im Ganzen mit einem Bestände von einer Million rechnen
können, der zur Verfügung des Provinziallandtages stehen wird.

Meine Herren, unter diesen Umständen möchte ich mich aller weiteren Ausführungen
enthalten und möchte anheimgeben,ob Sie Ihrerseits noch irgend welche nähere Auskunftwünschen
oder Bemerkungenzu machen haben, sonst würde ich vorschlagen,die beiden Berichte durch Kennt-
nihnahme für erledigt zu erklären, wenn Sie nicht Ihrerseits das Bedürfniß empfinden sollten,
sie noch zur Nachprüfung an die I. Fachkommission zu verweifen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünscht noch jemand das Wort hierzu?
Wenn das nicht der Fall ist, dann denke ich, daß Sie mit dem Vorschlage des Herrn

Berichterstatters einverstandensind.
Ich erkläre die Angelegenheithiermit für erledigt.
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Wir kommen nunmehr zu Puukt 3 der Tagesordnung. Es sind zwei Punkte zu¬
sammengefaßt:

Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplane der Provinzialverwaltung sowie
zu den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Ver¬
waltungszweige und Anstalten

und
Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselbeu
gehörenden Haushaltspläne der einzelnen Verwaltuugszweige für die
Rechnungsjahre vom l. April 1901 bis 31. März 1903.

Ich ersuche den Herrn Landeshauptmann, den Bericht zu erstatten,
BerichterstatterLandeshauptmann Dr. Klein: Meine hochgeehrten Herren! Wenn ich bei

der Vorlage des jetzt laufenden Haushaltsplanes von dieser Stelle aus bereits ausgesprochen
habe, daß der nächste Voranschlag mit einem nicht unbedeutenden Mehrcrforderniß abschließen
werde, so findet sich in dem Entwürfe des Haushaltsplanes für die Jahre 1901 und 1902, welchen
ich die Ehre habe, im Namen des Prouinzialausschussesvorzulegen, diese Voraussage nicht nur
bestätigt, sondern hinsichtlich des damals angenommenenMaßes der Erhöhung, wie ich zugeben
muß, weit übcrtrosien.

Der neue Haushaltsplan schließt nämlich in den direkten Einnahmen und Ausgaben ab
Mit ......... 11 186 000 M.
gegen ........ 9 969000 „

in den Rechnungsjahren 1899 und 1900, also mit einem Mehrbeträge von 1217 000 Mark.
Das sind die Einnahmen und Ausgaben, welche durch die von der Landcsbank geführte

Centralkassestießen, es sind also darin nicht einbegriffendie eigenen Einnahmen der Institute an
Erwerb ans Landwirthschaft,Wegegeldern und dergleichen.

An Prouinzialabgaben sollen nach dem vorliegendenHaupt-Haushaltsplane für die Rech¬
nungsjahre 1901 und 1902 erhoben werden . , . , 6 380 000 M.

gegen ........ 5 250 000 „
bisher, also mehr ..... 1130 000 M.

Wenn der Mehrbetrag an Umlagen mit 1 130 000 Mark sich mit den Mehrausgaben
von 1217 000 Mark nicht deckt, also um 87000 Mark hinter letzteren zurückbleibt,so ist dies
darauf zurückzuführen, daß zur thcilweisenDeckung der Mehrausgaben ein Betrag von 86 000 Mark
aus den Zinsüberschüssender Landesbankentnommen werden soll.

Diese 86 000 Mark sollen für landwirthschaftlichcund gewerblicheZwecke mehr ver¬
wendet werden.

Wir konnten diefcs Mal etwas schärfer auf die Landesbankzurückgreifen, weil eincsthcils
die Erträgnisse der Landesbank nicht unwesentlichgestiegen sind und andcrenthcils alle bisherigen
Belastungen der Landesbank mit außerordentlichenAusgaben bis zum Schluß des laufendenEtats-
jnhres getilgt werden. Hierzu gehören die Kosten für die Errichtung des Kaiserdenkmals,die Bei¬
hülfen von 200 000 Mark für die Erhaltung des Siebengebirgcs und von 100 000 Mark für die
DüsseldorferAusstellung.

Alles dieses wird bis zum 1. April d. I. gedeckt, so daß der gauze Zinsgewinn der Landes¬
bank vom 1. April ab zur Verfügung des Provinziallandtags steht. (Beifall.)

Es kann heute nicht meine Aufgabe sein, das allerdings bedeutendeMehrerforvrrnitz im
Einzelnen zu rechtfertigenund dessen Nothwendigkeitnachzuweisen, sondern es wird dies in den
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Fachkommissionen zu erfolgen haben, wo jede einzelne Erhöhung des Etats ihre nähere Begründung
finden wird. Heute mochte ich mir nur gestatten, einen allgemeinenUeberblicküber den Ihnen
vorliegenden Haupt-Etat und unsere finanzielleLage zu geben.

Das Mehrerfordcrniß findet sich im Wesentlichenbei folgendenPositionen unseres Haus¬
haltes nämlich

1. bei den Lllndarmentostenmit, ........ 250000 M.
und den Kosten der erweiterten Armenpflege mit . . 50 0 00 „
also bei den Armenkosten zusammen mit .......... 300 000 M.

2. bei den Ausgaben für die Straßenunterhaltung mit ...... 441 000 „
3. bei der Verzinsung und Tilgung der neuen Anleihe für Anstaltsbauten mit 175 000 „

Summe 916 000 M.
Da die gesmnmtenMehrausgaben ............. 1217 000 M.

betragen, so bleiben nach Abzug dieser ........... 916 000 „
für alle übrigen Titel des Hauptuoranschlagesnur noch ..... 301 000 M.

Ich will zunächst diese letztere Gruppe berühren und dann auf die Hauptbelastungsposten
des Etats im Betrage von 916 000 Mark zurückgreifen.

Die Summe von 301 000 Mark stellt sich im Wesentlichen aus folgenden Erhöhungen
zufammen.

1. Bei dem Etat des Provinziallandtages, des Provinzialausschussesund der Centralbehörde
sind 30 000 Mark mehr ausgeworfen.

Dieser Mehrbedarf hat im Wefcntlichcn seine Begründung darin, daß zunächst 20 000 Mark
an Mehrkostendes Provinziallandtages vorgesehensind.

Bis jetzt fand in der 2jährigen Etatsperiode bekanntlich nur ein Landtag statt. Für
den Landtag waren 30 000 Mark jährlich eingestellt, also für die Etatsperiode 2 mal 30 000
ist 60 000 Mark, welche Summe für die Kosten eines Provinziallandtages genügte.

Es macht sich aber immer mehr das Bedürfniß geltend, nach dem Vorgange der übrigen
Provinzen jährlich den Landtag berufen zu können; und ich bin überzeugt, daß die Herren an¬
gesichts der vielen Drucksachen,welche Ihnen vor diesem Landtage zugegangensind, mehr oder
weniger dies Bedürfniß auch empfunden haben. Um die Möglichkeitzu haben, den Landtag in
der künftigen Etatsperiode jährlich zu berufen, sind 20 000 Mark mehr eingestellt.

Dann waren 13 000 Mark mehr vorzusehenfür eine Position, über welche Ihnen eine
besondereVorlage zugehen wird. Es betrifft dies die Anstellung eines Landesbauraths für Tief¬
bau als Dirigenten der Straßenabtheilung.

Diefe beiden Posten, die 13 000 und die 20 000 Mark, geben im Wcfentlichen mit einigen
anderen Verschicbungenin dem Etat die 30 000 Mark Mehrforderung bei der Centralverwaltung.

Die zweite Erhöhung findet sich bei dem Taubstummen- und Vlindenwesenmit 53 000
Mark. Hiermit hat es folgende Bcwandtniß.

Wir hatten bis jetzt bei unserer Taubstummenerzichungeinen 6 jährigen Lehrkursus.
Wenn Sie nun erwägen, daß in den gewöhnlichen Elementarschulenein 8 jähriger Kursus

besteht und ferner die großen Schwierigkeitenin Betracht ziehen, welche der Unterricht der Taub¬
stummen mit sich bringt, so werden sie gewiß nicht verkennen, daß es eigentlich nicht gerechtfertigt
ist, wenn man für die taubstummen, also nicht vollsinnigenKinder einen kürzeren Lehrgang an¬
nimmt wie für die vollsinnigen. Wir haben letzteres auch nur nothgednmgen gethan. Als ich im
Jahre 1878 das Taubstummenwcsenin unserer Provinz organisirte, fand ich folgende Verhältniffc

2
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vor. Wir hatten nur 4 Taubstummenschulenmit etwa 200 Kindern, während über 300 taub¬
stumme Kinder in der Provinz noch des Unterrichts entbehrten, weil es an den nöthigen Schulen
nnd Lehrern fehlte. Es galt damals, zunächst Schulen und Klassen einzurichten, um diese Kinder
unterzubringen. Bei der vorhandenen Nothlage waren wir schon zufrieden, wenn wir das Noth¬
wendigste mit einem 6, ja 4 jährigen Kursus ucichholcn konnten. Allmählichbesserten sich die Ver¬
hältnisse. Die Zahl der Kinder nahm ab, während neue Schulen und Klassen errichtetwurden,
allein wir konnten doch noch nicht zum 8 jährigen Kursus übergehen, weil die Eltern sich daran
gewöhnt, aus falsch verstandenerZärtlichkeit die Kinder nicht so früh fortzugeben; man wollte die
Kinder nicht mit 7 bis 8 Jahren von Hause weggeben,sondern erst mit 9 bis 10 Jahren.

Da wir nun keinen Schulzwang für die taubstummen Kinder hatten, so konnten wir es
in einer Reihe von Jahren trotz aller Bemühungen nicht dahin bringen, daß uns die Kinder mit
? bis 8 Jahren überwiesen wurdeu. Damit war aber der achtjährigeKursus hinfällig. Denn
wenn wir die Knaben und Mädchen erst mit 9 und 10 Jahren erhalten, so können wir sie nicht
8 Jahre, also bis zum 18. Jahre in der Schule behalten. Die erste Bedingung war also, daß
uns die Kinder zeitiger überwiesenwurden. Das ist nu», meine Herren, dank der Unterstützung,
die wir auch bei der KöniglichenStaatsregierung, den Schulinspcktorenu. s. w. gefundenhaben,
allmählich gelungen. Wir bekommen jetzt die Kinder schon im 8. Jahre und zum Theil noch
früher und ist damit der Hauptgrund, weshalb der 8 jährige Kursus nicht eingeführt wurde, in
Wegfall gekommen. Die Einführung des 8jährigeu Kursus darf jetzt nicht länger hinausgeschoben
werden, weil wir eine große Zahl Kinder in unseren Taubstummenanstalten haben, die in der
jetzigen 6. Klasse sich befinden, in einem Alter von 13 oder 14 Jahren und die also recht gut
noch zwei Jahre länger in der Anstalt gehalten werden können und in ihrem Interesse auch
gehalten werden müssen. Um diese Kinder weiter ausbilden zu können, ist der 8 jährige Kursus
geplant. Dieser 8 jährige Kursus bedingt aber, wie das auf der Hand liegt, eine Anzahl von
neuen Klassen und neuen Lehrkräften und verursacht damit Kosten, wie Ihnen das im einzelnen
in der Fachkommission ausgeführt werden wird.

Bei der Blindenanstalt sind mehr Kosten entstanden cinestheils durch die erhöhte Pflege,
welche nothwendig war, um die größtentheils auch körperlich zurückgebliebenenblinden Kinder zu
einer besseren Entwicklung zu bringen, anderntheils durch die Vermehrung der Zahl der unter¬
gebrachtenBlinden.

Es ist sowohl die eine wie die andere Ausgabe gewiß eine erfreuliche zu nennen, da das
Geld, welches für die unglücklichen blinden Kinder verausgabt wird, eben so sehr eine gute Ver¬
wendung darstellt, wie die Ausgabe für den besseren Unterricht der Taubstummen.

Eine weitere Erhöhung, meine Herren, finden Sie bei dem Irrenwcsen mit 42 000 Mark.
Diese Erhöhung ist zurückzuführeneinmal auf die Neueinstellungvon Aerzten — das ärztliche Per¬
sonal muß verinehrt werden — dann auf das Anwachsen der Gehälter nach Maßgabe des Normal-
ctats, aber vor allem auf das jetzt iu Wirksamkeit tretende Prämiensystem für die Pfleger und
Pflegerinnen. Bei der Reform des Irrenwesens in den Jahren 1895 und 189? trat vor allem
der Gesichtspunktin den Vordergrund, daß es so außerordentlich schwierig sei, geeignete Pfleger
und Pflegerinnen für unsere Anstalten zu finden, und Sie alle, meine Herren, die Sie im Leben
stehen, werden gewiß diefe Schwierigkeiten mit ermessen können, wenn sie bedenken, wie
schwer es schon manchmal für eine Haushaltung ist, geeignete Dienstboten zu finden, geschweige
denn für eine Irrenanstalt, wo naturgemäß so große Anforderungenan das Pflege- und Warte-
personal gestellt weiden müssen und wo eine große Aufopferungerforderlich ist, den Dienst genügend
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zu verschen. Es wurde insbesonderedarüber geklagt,daß auch in unseren Irrenanstalten ein so
großer Wechsel in dem Wartepersonal stattfinde und daß so häufig einzelne Personen dort vorüber¬
gehend Unterkunftsuchten uud nach sehr kurzer Zeit die Anstalt wieder verließen. Dieser häufige
Wechsel mußte im Interesse der Anstalten und der Kranken verhindert werden. Es waren hierfür
mehrere Vorschlägegemacht worden, unter anderem auch die Bewilligung weit höherer Gehälter.
Wir haben uns damals dafür entschieden, das Prämiensystemin der Weise einzuführen,daß wir
den Pflegern, die fünf Jahre anhaltend in der Anstalt bleiben, eine Prämie von 400 Mark und
den Pflegerinnen eine solche von 300 Mark gewähren uud ferner ihnen nach Ablauf der 5 Jahre
die Aussichteröffnen, Beamtenqualität mit Pensionsberechtignngzu erlangen. Den unausgesetzten
Bemühungen des Abtheilungsdirigentenund unseres trefflichen Landcspsychiaters,welche sich dieser
für die Irrenpflege so wichtigenFrage mit besonderem Interesse annehmen, ist es im Verein mit
den Anstaltsleitern gelungen, nllmählig ein ständigeres Personal zu gewinnen. Wir wollen auf
dem betretenen Wege weiter gehen, indem wir den beamtetenPflegern Gelegenheitbieten, heirathcn
zu können und in der Nähe der Anstalt zu wohnen, eine gewichtigeFrage, worüber Ihnen eine
besondere Vorlage unterbreitet ist.

Meine Herren, die Gewinnung tüchtiger Pfleger und Pflegerinnen ist ein Kardinalpunkt
für unsere ganze Irreupflege. Denn der Arzt sieht den Kranken doch nur höchstens 2 oder 3 mal
am Tage, während der Pfleger fortwährend bei demselben ist, der Arzt ist ferner in vielen Fragen
auf die Auskunst der Pfleger und Pflegerinnen angewiesen und hängt von der Gewissenhaftigkeit
und Sorgfalt dieser Leute im wesentlichen ab, ob unsere großen AufwendungenFrncht tragen und
ob sich die Kranken in der Anstalt wohl befinden. Deshalb können wir in diesen: Punkte nicht
kargen. Daß wir mit unserem Prämiensystemnicht fehl gegriffenhaben, beweist der Umstand, daß
wir jetzt zum eisten Male — die ersten 5 Jahre sind jetzt abgelaufen — eine nicht unerhebliche
Zahl uou Prämien schon zu gewähren haben. Es liegt nahe, meine Herren, daß Jemand, welcher
schon einige Zeit, sagen wir 2 oder 3 Jahre, in der Anstalt thätig ist, nicht gleich bei jeder
Kleinigkeit, wie solche leicht in einen Haushalt kommen kann, den Dienst quittirt, wenn er da¬
durch die Ausficht auf die Prämie verliert. Dann haben wir auch die Erfahrung gemacht, daß
Pfleger, welche einmal 5 Jahre in der Anstalt waren und sich da eingelebthaben, in der Regel
länger bleiben.

Weiter haben wir für die Arbeitsanstalt zu Brauweiler 17 000 Mark Mehrzuschuhein¬
stellen müssen. Dieser Zuschuß beruht theils auf Gehaltserhöhungen, namentlich aber auf Ver¬
mehrung des AufsichtspersonalK. Auch das Aufsichtsperson«!in Vrauweiler ist von dein Zuge
der Zeit nach kürzerer Dienstzeit nicht unberührt geblieben. Die Aufscher hatten bis jetzt täglich
so lange Dienststunden,daß wir unmöglich damit weiter durchkommen konnten, sondern wir haben
dem Beispiele der Königlichen Strafanstalten folgen und die Dienststundenherunter setzen müssen,
womit allerdings eine Vermehrung des Personals und damit eine Vermehrung der Ausgaben
verbunden war. Endlich sind 120 000 Mark mehr für landwirthschaftlicheZwecke und 22000 Mark
mehr für gewerbliche Zwecke eingestellt.

Diese Positionen, meine Herren, werden in den Fachkommissionen eingehendbegründet
werden, und ich kann jetzt nur sagen, daß wir damit den nothwendigstenAnforderungen nach¬
kommen,die von Seiten der Staatsregierung und von Seiten der Interessenten erhoben werde,'.

Im Abgeordnetenbaus wird ja stets der Landwirthschastsminister gedrängt, weitere
Summen in den Vtat zu stellen. Das hat nun die Folge, daß der Landwirthschaftsministerzwar
seinen Etat erhöht, aber bei der Verwendung des Geldes die Bedingung stellt, daß die Provinz die

2»
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gleiche Aufwendungmacht. Bei diesem Vorgehen des Ministers gerathenwir mehr oder minder stets
in eine gewisse Nothlage. Lehnen wir nämlich die Gegenleistungab, so verschuldenwir, daß die
Provinz an Staatsbeihülfen nichts bekommt, folgen wir dem Drucke und bewilligen, so sind wir
nicht mehr freie Herren unseres Etats.

Ich habe auf diese Nothlage hingewiesenund den Wunsch ausgesprochen,daß der Mini¬
ster solche bedingte Bewilligungen erst nach vorheriger Verhandlung mit der diesseitigenVer¬
waltung aussprechen sollte, allein es ist mir hierauf die sonderbare Antwort zugekommen,wir
sollten die Etats so reich bemessen, daß wir alles bewilligen könnten, dann würde eine Noth¬
lage für uns nicht entstehen. Das ist ja richtig, meine Herren, aber es hat nun doch auch
seine Grenzen.

Dann mußte der Pensionsetat noch uni 20 000 Mark erhöht werden. Das sind zusammen
mehr 304 000 Mark.

Ich möchte nunmehr zu der wescntlichsteu Belastung unseres Etats, den genannten Aus¬
gabepositionen im Gescunmtbctragcvon 916 000 Mark, zurückkehren und zwar zunächst zu dem
Lcmdarmcnwefen.

Wenn hier für das ordentlicheLandarmenwescn250 000 Mark mehr eingestelltworden
find, so beruht dies, wie ich von vornehereinhervorhebenmöchte, nicht auf einer Steigerung der
Landnrmenkustenin der Etatsperiode um diesen Betrag, sondern auf anderen Gründen. Von
diesen 250 000 Mark Mehrkostenentfallen zunächst 30 000 Mark auf deu Titel Beihülfen an un¬
vermögendeOrtsarmenverbände und 220 000 Mark auf die Verpflegung landarmer Personen, —
Während bis zum Jahre 1896 die Ausgaben für Beihülfen au Ortsarmenverbände in unfcrem
Haushalte keine Rolle fpielten — dieselben schwanktenin den Jahren 1876 bis 1895 zwischen
? bis 8000 Mark pro Jahr — trat auf einmal im Jahre 1896 eine bedeutende Etcigcruug
iu der Zahl uud in der Summe der geforderten Beihülfen ein. Es mußten im Jahre 1896
bereits 37 840 Mark, im Jahre 1897 20 620 Mark, im Jahre 1898 wieder 39 700 Mark und
im Jahre 1899 gar 57 960 Mark bewilligt werden, so daß die Etatssummc, welche früher
10 000 Mark, zuletzt 30 000 Mark betrug, auf 60 000 Mark erhöht werden mußte.

Die Ursache dieser Steigerung beruht meines Erachtens darin, daß die staatlichen Behörden
die kleinerenGemeinden, welche mit Rücksicht auf ihre Finanzlage in der Bewilligung von Unter¬
stützungen manchmal sehr hart warcu, dem allgemeinen Zuge der Zeit folgend angehalten haben, die
Ortsarmenpflichtcnin ausreichenderem Maße zu erfüllen, was bei dem Mangel an eigenen Mitteln
zu Rückgriffen auf deu Laudarmenucrbcmd führen mußte. Wie Herr OberbürgermeisterZweigert
bei der Berathung des laufenden Etats bereits hervorgehobenhat, findet die Steigerung dieser
sowie der übrigen Landarmenkostcnihren wesentlichsten Grund eben darin, daß den Armen jetzt
weit mehr gewährt wird und nach Lage der Verhältnisse auch gewahrt werden muß, was gewiß
niemand beklagen wird. Die Beihülfe-Anträge werden von dem Proviuzialausschusseim Einzelnen
geprüft und hierbei nur folche Gemeinden berücksichtigt, welche mindestens 200°/» Zuschläge zu den
direktenStaatssteucrn erheben, deren Armenkostcn10°/» der Gefammtausgaben übersteigenund bei
denen die Verweigerung einer Beihülfe zu einer wesentlichenErhöhung der Gemeindesteuern
führen würde.

Das trifft, meine Herren, insbesonderebei den kleinen Gemeinden der Gifel häufig zu.
Wenn Sie, meine Herren, bedenken, daß es dort Gemeinden giebt, die 50 oder 60 Mark

direkte Staatssteuern habe«, fo werdeu Sie mir darin beipflichten, daß die Leistungsfähigkeitfolcher
Gemeinden fchon ihr Ende erreicht, wenn sie nur einen Ortstrcmken, welcherder Anstaltspflege
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bedarf, haben, also die Gemeinde absolut nicht in der Lage ist, das erforderliche Pflegcgeld zahlen zu
können. Wenn die 50 Mark direkte Steueru auch mit einem noch so hohen Prozentsatzbelegt werden,
so wird damit noch nichts erreicht, sondern es muß der Landarmenverbandmit Beihülfen eintreten.

Der Provinzialverbaud ist nämlich gesetzlich verpflichtet,unvermögendenOrtscirmcnver-
bänden Beihülfen zu gewähren; den Verbänden, welchen die Beihülfe versagt worden ist, steht der
Rekurs an den Provinzialrath offen, so daß es sich hier nicht um eine freiwillige,sondern um eine
gesetzlich uns obliegendeLeistung handelt.

Die Erhöhung der übrigen Lcmdarmeukosteu um 220 000 Mark ist im Wesentlichen auf
eine andere Aufstellung des Etats für das Lcmdcirmenwesen zurückzuführen. Wir haben nämlich
die ordentlichenLandarmenkostenbisher in der Weise veranlagt, daß wir — wie bei den übrigen
Ausgaben — den Durchschnitt der beiden letzten Jahre zu Grunde legten und demselben eine
geringe Erhöhung hinzufügten. Da das Landarmenwesenaber jährlich nach einem gewissen Ver¬
hältnisse stieg, so mußten wir bei dieser Art der Veranlagung stets hinter dem wirklichen Bedürf¬
nisse zurückbleiben. So hatten wir bei Aufstellung des Etats für die Jahre 1899 und 1900 die
Rechnungscrgebnisseder Jahre 1896 und 1897 zu Grunde gelegt. ^ Da das Ergebniß für das
Rechnungsjahr 1898, welches vom 1. April 1898 bis 1. April 1899 läuft, bei der Etatsfestsetzung
durch den Provinziallandtag im Februar 1899 noch nicht bekannt war, wurdeu auf Grund der Aus¬
gaben in den Rechnungsjahren1896 und 189? für Zahlungen an landarme Personen 1148 000 Mark
eingestellt.

Die Ausgaben des Rechnungsjahres 1898/99 stiegen aber, wie der Finalabschlnß am
18. Juli 1899 ergab, bereits auf 1171500 Mark, so daß schon vor dem Inkrafttreten des neuen
Etats ein Deficit bei dem Lcmoarmenwcsen vorhanden war, indem einem im Vorjahre bereits vor¬
handenen Bedarf von ............ 1171 500 M.

nur ciu Etatskredit uou , . . 1148 000 „
also zu wenig 23 500 M. gegenüberstand.

Dieses Deficit mußte noch um den Mehrbedarf des Jahres 1893 anwachsen.
Da die Ausgaben des Jahres 1899 die Summe von ...... 1 245 000 M.

erreichten, so wurde der Etatskredit von ............. 1148 000 „
in diesem Jahre um .................... 9? 000 M.
überschritten,während sich das Defizit für das laufende Jahr nach den bisherigen

Erfahrungen voraussichtlich um. . ........... 53000 „
höher stellen, also die Summe von rund .............. 150 000 M.
erreichen wird.

Um mit diesem fortwährenden Deficit aufzuräumen, ist auf ausdrückliche Anregung des
Provinzialausschussesnicht nur dieses Deficit, sondern auch der voraussichtliche weitere Bedarf für
die Jahre 1901 und 1902 mit je 53 000 Mark steigend,also im Durchschnittmit 76 000 Mark,
bei der neuen Etatsaufstelluug berücksichtigt worden, woraus sich nach Abzug einer Mehreinnahme
die geforderte Summe von 220 000 Mark ergiebt.

Wenn Sie, meine Herren, die geforderten Summen jetzt einstellen, dann sind Sie mit
dem Landarmenwesenauch für die Zukunft ganz glatt und Sie kommen nicht mehr in die Lage,
Defizits decken zu müssen.

Ich glaube, meine Herren, daß dieses Verfahren umsomehr einer soliden und geordneten
Finllnzverwaltung entspricht, als wir hellte ja nicht darauf rechnen können, durch Ueberschüsse an
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Mehreinnahmen aus Provinzialumlagen ein solches Defizit decken zu können — eine Aussicht,
die wir in der Vergangenheit ja in reichem Mähe hatten.

In dieser Summe von 220000 Mark steckt also, wie ich nachgewiesen habe, die Summe
von 150000 Mark, um welche der jetzt laufende Etat bereits hinter dem wirklichen Vedarfe
zurückgeblieben war. Diese 150000 Mark stellen deshalb lediglicheinen Ausgleich für die Ver¬
gangenheit dar und ist mit dieser Steigerung also für die Zukunft nicht zu rechnen, fondern
lediglich mit einem jährlichem Mehrbedarf von 53000 Mark. Diese letztere Summe anlangend, so
beruht dieselbe auf einer Berechnung, welche Sie in dem VorberichteSeite 6 und bei dem Land¬
armenetat finden. Vorbehaltlich der näheren Erläuterung, welche hierzu bei der Kommifsions»
berathung gegebenwerden wird, möchte ich hier nur bemerken, daß der Staatsvcrtrag mit den
Neichslanden endlich zu Stande gekommen ist, wodurch unser Landannenetat um etwa 20000 Mark
jährlich für die Folge weniger belastet wird. Wir mußten nämlich bisher alle in den Neichs¬
landen verarmten Personen preußischerStaatsangehörigkeit, also nicht blos Rheinländer, über¬
nehmen, einerlei wie lange dieselbenin den Neichslanden gelebt hatten. So find uns Personen
oder Familienangehörige derselben in den letzten Jahren überwiesen worden, welche seit Anfangs
der 70 er Jahre in den Neichslanden gelebt hatten. Hierdurch ist uns eine Armenlast erwachsen,
welche heute noch 150000 Mark jährlich beträgt. Auf unsere vielfachenKlagen hin ist endlich
das Abkommengetroffen worden, daß Personen, welche länger als 5 Jahre sich in den Neichs¬
landen aufgehalten haben, nicht mehr ausgewiesenwerden.

Das stete Anwachsen der Landarmenkosten ist eine Folge des Gesetzes, besonders der
Novelle vom 12. März 1894. Während nach dem Gesetzevon 1870 der Unterstützungswohnsitz
in Folge 2 jähriger Abwesenheiterst nach vollendetem24. Lebensjahre verloren werden konnte,
wird nach der Novelle vom 12. März 1894 der Unterstützungswohnsitzschon nach zweijähriger
Abwesenheit,welche vom vollendeten18. Lebensjahre ab läuft, verloren. Es liegt auf der Hand,
daß diese Bestimmung wesentlich zu einer Vermehrung der Zahl der Landarmen, namentlich bei
den jüngeren Leuten beitragen mußte und auch beigetragen hat, da in den seltenstenFällen bei
Aufgabe des Domiciles in derselben Frist ein neuer bleibender Wohnsitz erworben wird. Die
Bestimmungen der Novelle sind vorzugsweise den östlichen Provinzen, deren Arbeiter nach dem
Westen wandern, zu Gute gekommen und meines Trachtens auch wohl nicht zu Uurecht. Das
Gesagte findet in einer Uebersicht der Landarmenkostenaller Provinzen unseres Staates, welche
ich vor mir liegen habe, seine Bestätigung. Nach diefer Zusammenstellung sind die Landarmeu-
kosten gestiegen von 1876 bis 1899

1. in Westvrcußen von 301000 Mark auf 577000 Mark, also fast das zweifache,
2. in Brandenburg von 350000 Mark auf 682 000 Mark, also fast das zweifache,
3. in Pommern von 200000 Mark auf 448000 Mark, alfo fast das 2 > fache,
4. in Pofen von 70 000 Mark auf 296000 Mark, alfo fast das vierfache,
5. in Schlesien von 154000 Mark auf 612000 Mark, alfo fast das vierfache,
6. in Sachsen von 100000 Mark auf 340000 Mark, alfo fast das 3'/--fache,
?. in Schleswig-Holsteinvon 82000 Mark auf 493000 Mark, also fast das sechsfache,
8. in Hannover von 92000 Mark auf 468000 Mark, also fast das fünffache,
9. in Westfalen von 109000 Mark auf 574000 Mark, alfo fast das 5^fache,

10. in der Nheinvrovinz von 244000 Mark auf 1338000 Mark, also fast das 5'/2 fache.
Sie sehen alfo, meine Herren, daß diesseits der Elbe die Steigerung der Landarmen¬

kosten seit dem Jahre 1876 bis 1899 das fünf- bis sechsfache beträgt, während jenfeits der Elbe
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nur eine Steigerung um das Doppelte oder Dreifache eingetreten ist, was ich vorzugsweise auf
die Wirkung der Novelle vom 12, März 1894 zurückführe. Die Landarmenkostenin der Rhein¬
provinz sind übrigens, pro Kopf der Bevölkerung gerechnet, nicht höher wie in den Nachbar«
Provinzen, insbesonderein Westfalen und Hannover.

In letztererProvinz haben nämlich im Jahre 1899 die Landarmenkosten,wie erwähnt,
betragen 468000 Mark, und in Westfalen 574000 Mark, gegen 1338000 Mark in der Nhein-
prouinz, während die Neuölkerungsziffersich nach der Zählung des Jahres 1895 für Hannover
auf 2 400000 Einwohner, für Westfalen auf 2700000 Einwohner und für die Nheinprovinz aus
5100 000 Einwohner stellte.

Es steht meines Erachtcns außer Zweifel, daß die im Dezember v. I. vorgenommene
Zählung eine noch wesentlich höhere Neuölkerungszifferfür die Rheinprovinz im Verhältniß zu
Hannover und Westfalen ergeben hat. Sollte dies indessen auch nicht der Fall fein, fo stehen
die Landarmenkostenin der Nheinprovinz der für diefe Kosten allein entscheidenden Bevölkerungs-
ziffer gegenüber in demselbenVerhältnisse, wie in Hannover und Westfalen, zumal, wenn man in
Betracht zieht, daß die Nheinprovinz vor allen übrigen Provinzen eine Vorausleistung auf dem
Gebiete des Landarmenwefens zu tragen hat. Unsere Provinz ist nämlich Grenzprovinz gegen
Holland, Belgien, Frankreich, die bayerische Pfalz und über Bafel-Saarbrücken auch noch gegen
die Schweiz, Italien und den Orient und hat dieselbe in dieser Eigenschaft jährlich eine bedeutende
Summe für aus dem Auslande übernommene landarme Personen zu zahlen, welche im Jahre
1899: 206050 Mark betrug, gegen 5000 Mark in Hannover und 4700 Mark in Westfalen für
diesen Zweck in demselbenJahre.

Bei den bestehenden Verhältnissenwerden wir in der Nheinprovinzselbst in normalen Zeiten
niit^ einer jährlichen Steigerung der Landarmenkosten von 50 bis 60 000 Mark rechne» müssen.
Wie die Dinge sich aber in Zeiten der wirthschaftlichenDeprefsion gestalten werden, läßt sich
heute noch nicht übersehen.

Zu den ordentlichenLandarmenkostentreten sodann die Ausgaben für die erweiterte
Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891. Diese Ausgabe erscheint in dem

neuen Voranschlagemit . . . 1000000 M.
gegen .........____ 95 0 000 „
also mit einem Mehr von . . 50 000 M.

Dieser Mehrbetrag entspricht der alljährlichen Zunahme an pflegebedürftigenPersonen
bezw. den von dem Prooinzialverbcmde zu tragenden Generalkosten für diefe Personen. Die
Zahl diefer Personen vermehrt sich, wie die Seite 7 des Erläuterungsberichtes angeführten Zahlen
ergeben, um etwa 300 Köpfe jährlich. Auch bei den Kosten der erweitertenArmenpflegezeigt sich
eine entsprechende Gleichmäßigkeitder Kosten zwischen den einzelnenProvinzen und insbesondere
zwischen der Nheinprovinz und Westfalen.

Diefe Kosten betragen nämlich
in Westfalen ....... 491 000 M.
gegen .........1030000 „,

so daß die Nheinprovinz mit doppelter Bevölkerung wie Westfalen auch die doppelten Kosten zu
tragen hat.

Ich glaube hiermit meine Ausführungen über die Armenkosten, welche im Ganzen
300 000 Mark des Mehrerfordernissesausmachen, schließen und zu dem zweiten Hauptposten, den
Ausgaben für das Straßenwcsen, übergehen zu dürfen. Wie die hier vorgeseheneSumme der
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Erhöhungen um 441 850 Mark sich im Einzelnen zusammensetzt,geht aus den auf Seite 9, 10
11 und 12 der Vorberichtes zum Haupt-Etat enthaltenen Erläuterungen naher hervor. Ich will
Sie, meine Herren, hier nicht durch die Wiederholungdes dort angeführten trockenen Zahlenmaterials
ermüden, sondern ich glaube Ihrer Zustimmung sicher zu fein, wenn ich die Prüfung der ein¬
zelnen Ziffern der Fachkommission überlasse und mich heute darauf beschränke,in großen Zügen
die Ursachen einer so bedeutendenVermehrung unseres Straßcnbudgets vorzutragen.

Die Gründe für das Anwachsendieser Ausgaben sind im Wesentlichenfolgende.
Erstens die in der laufenden Etatsperiode besonders stark heruorgetreteneSteigerung der

Lohne und der Matcrialpreise. Es ist Ihnen allen, meine Herren, bekannt, daß die Hochfluthder
Industrie in der Höhe der Arbeitslöhne vorzugsweise in den beiden letzten Jahren in die Er¬
scheinunggetreten ist. Wir muhten, wenn wir ordentlicheArbeiter erhalten wollten, die Löhne
für die Straßenwärter lind Arbeiter, welche bis dahin noch 2,50 Mark betragen hatten, in den
Industriebezirken auf 3 Mark herauffetzen. Die Preise für Kleinschlag sind ebenfalls um
50 Pfennige bis 1 Mark pro Kubikmeter gestiegen. Da wir ca 180 000 KubikmeterKleinschlag
jährlich gebrauchen und annähernd 200 bis 300 Strahenwärter in den Industriebezirken be¬
schäftigen,fo ergiebt sich aus diesen Steigerungen für uns eine jährliche Mehrausgabe von ca.
150 bis 160 000 Mark.

Die Ausgaben für Arbeitslöhne würden noch wesentlich höher sein, wenn wir nicht für
das Einbauen der Decken 12 Kolonnen Brauweiler-Korrigenden zu je 12 Mann verwendeten,
wobei eine Steigerung der Ausgaben nicht eingetreten ist.

Als zweiten Gruud der Steigerung muß ich den Aufschwung auf fast allen wirthfchaft-
licheu Gebieten innerhalb unserer Provinz erwähnen. Wenn wir dieser erhöhten industriellen
Thätigkeit andererfeits im Wesentlichen die bedeutende Mehreinnahme an Provinzialabgaben,
welche im laufenden Jahre etwa 800 000 Mark betragen wird, fast ausfchließlich zu verdanken
haben, fo können wir diefe Mehreinnahme doch nicht als eine Nettoeinnahme betrachten, foudern
wie jede Medaille ihre Reversseite hat, so stehen diesen Mehreinnahmen andererseits auch be¬
deutende Mehrausgaben gegenüber. Diefe Mehrausgaben werden vor Allem verursacht durch eine
quantitative und qualitative Mehrbelastungunserer Straßen, welche zu einer bedeutenden Steigerung
der Straßenunterhaltungskostcn führen mußte. Der Zahl nach ist der Verkehr durch die lebhafte
Bauthatigkeit in fast allen Orten der Industriebezirke unserer Provinz, durch die Eröffnung zahl¬
reicher neuer Netriebe, Fabriken aller Art, Ziegeleien, Steinbrüche u. s. w. bedeutend gestiegen,
während die Art der Transporte sich wesentlich zum Nachtheile der Straßen geändert hat.

Während wir bis vor wenigen Jahren auf vielen Straßen nur eiuen rein ländlichen Ver¬
kehr hatten, also leichtes Fuhrwerk mit geringem Ladegewicht,ist jetzt vielfach industrieller Verkehr
an Stelle des ländlichen Verkehrs getreten, es werden Steinkohlen, Rohmaterialien und dergleichen
transportirt uud nach dem Nadfclgengesetz — was ja zulässig ist — auf einer Achse oft bis zu
200 Centner auf sogenannten Kippwagen verfrachtet. Nun, meine Herren, denken Sie sich die
Wirkungen einer solchen Aenderung. Die Straße, welche bis dahin mit Kies unterhalten worden
war, was dem landwirthschaftlichenVerkehr genügte, wird durch die fchweren industriellen Fuhr¬
werke in Grund und Boden gefahren und wir muffen neue Decken mit ganz anderein Material
einbauen, was außerordentlicheKosten verurfacht, wir können nicht die leichten Steinsorten nehmen,
die in der Nachbarschaftgefunden werden. Namentlich auch da, wo Grauwackenbrüchesich finden
und wo mit Grauwacken die Straßen bis dahin unterhalten werden konnten, müssen wir jetzt zu
Basalt greifen und die Ausgaben für unsere Straßenunterhaltung damit wesentlich erhöhen, indem
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das KubikmeterBasalt 8, 10 bis 12 Mark kostet, wahrend wir die Grauwackenschon zu 4 und
5 Mark beziehen konnten. Dadurch haben wir ganz außerordentliche Kosten.

Wenn man uns demgegenüberauf die Präzipualbeiträge hinweisen will, so kann ich nur
sagen, daß diese den Kohl nicht fett machen. Die ganzen Präzipualbeiträge mit allen Prozessen und
Weiterungen, die dabei sind, bringen uns etwa 90 000 Mark. (Bewegung.) Solange wir die
Präzipualbeiträge nicht auf die Staatsstraßen anwendenkönnen und solange die Beitragspflichtnicht
gesetzlichanderweit geordnet ist — was jetzt in Aussichtgestellt ist — können uns die Präzipual¬
beiträge in keiner Weise helfen.

Dann kommen als 3. Faktor hinzu die Kleinbahnen. Meine Herren! Wir hatten den
schönen Gedanken,daß die Kleinbahnen uns die Straßen sehr entlastenwürden und daß sie wesent¬
lich dazu beitragen sollten, die Kosten der Straßenunterhaltung zu vermindern. Aber weit gefehlt,
meine Herren! Es sind, wie Sie, meine Herren, gewiß selbst in der Provinz oft wahrgenommen
haben, unsere Straßen nicht nur während des Baues dieser Kleinbahnen stark mitgenommen
worden, sondern dieselben haben auch nach der Vollendung der Bahn darunter zu leiden, daß in
Folge des Vorhandenseins der Bahn der Fuhrverkehr nach einer Seite gedrängt, dort Spur
gehalten wird und bei nassem Wetter die Decken viel schnellerzerstört werden, als dies früher
der Fall war, wodurch stets neue Kosten entstehen. So haben wir in zahlreichenFällen, wo
die Decken, wenn leine Kleinbahnengekommen wären, noch fünf, sechs Jahre genügt hätten, neue
Decken einbauen müssen.

Der letzte, aber nicht unwesentliche Grund der Erhöhung der Ausgaben, den ich hier nicht
übergehenmöchte, beruht in dem großen und allseitigen Anwachsen der Ansprüche gegen die Straßen-
Verwaltung.

Obwohl der Zustand unserer öffentlichen Straßen im allgemeinen gewiß ein guter und
— wie wohl behauptet werden darf — besser ist, wie in allen übrigen Provinzen unseres Staates,
so ist damit doch den immer weiter gehenden Ansprüchen innerhalb unserer Provinz noch nicht
Genüge geschehen. Man verlangt, daß die Haussierten Straßen selbst bei den ungünstigstenWitterungs-
Verhältnissen immer sauber und glatt sein sollen, man übersieht,daß bei dein von uns angenommenen
Deckensystem einzelneDecken, welche nach einer 6 bis 12jährigen Dauer unmittelbar vor der Er¬
neuerung stehen, nicht mehr so gut sein können, wie in den eisten Jahren des Einbaues, und man
beklagt sich über Zustände, welche in den chaussirtenStraßen unserer Großstädte sich bei ungün¬
stiger Witterung in erheblich höherem Maße zeigen und sich nur mit ganz außerordentlichen Kosten,
welche wir für unser großes Straßennetz unmöglich aufwenden können und nach richtigen wirt¬
schaftlichen Grundsätzenauch nicht aufwenden dürfen, beseitigenlassen. Insbesondere aber bieten
die Fragen der Entwässerung der Provinzialstraßen um und in den Ortschaften und vielfach das
Pflaster Gegenstand der Klagen. Hier sind allerdings Uebelständevielfach vorhanden, allein diese
Uebelständehat die Provinzialverwaltung weder veranlaßt, noch liegt ihr die gesetzliche Verpflichtung
zu deren Abhülfe ob. Diese Uebelstände,welche sich übrigens nicht bloß an den Provinzialstraßen,
sondern an den Gemeinde- und Ortsstraßen in gleichem Maße zeigen, sind in der Regel dadurch
entstanden, daß ein Haus nach dem anderen an der Straße angebaut worden ist, ohne für die'
Entwässerung Sorge zu tragen. Man ließ die Abwässer einfach in die Straßenrinnen und Gräben
laufen. Bei der Vermehrung des Anbaues sammelten sich nun die Hauswässer in den Gräben
und bildeten dort übelriechende Pfützen. Wenn der Zustand soweit gediehen ist, soll die Provinz
Abhilfe schaffen. Dann heißt es: „Beseitigt einmal die Pfützen!" (Sehr richtig!) Ja, meine Herren,
wenn wir das alles beseitigen sollten, dann könnten wir manchmal viel mehr Geld aufwenden, als



18 42. RheinischerProvinziallmidtag, 2. Sitzung um 4. Februar 1901.

die sämmtlichenHäuser werth sind, denn es sind in vielen Fällen große Kanalisierungen noth¬
wendig. Da kann nur geholfenwerden durch ein Zusammengehenzwischen Gemeinden,Adjacenten
und Provinz.

Wir bieten stets die Hand zu gemeinsamemVorgehen, obgleich wir die Uebelständenicht
verschuldet haben und obgleich nicht wir, sundern die Gemeindenverpflichtet sind, sie zu beseitigen.
Die Uebelständesind ja nicht durch das Wasser entstaube»,welchesvon der Straße abstießt, son¬
dern durch das Wasser, welches unrechtmäßiger Weise von den Hausbesitzern auf die Straße
abgelassen wird. Diese Abwässer aus deu Häusern bleiben stehen, während das Regenwasser von den
Straßen schon von selber absickert. Obwohl das Recht auf unserer Seite ist, so kommen wir mit
den Gemeinden doch vielfach nicht vorwärts; man zieht vor, in der Presse und sonst über den
Zustand der Straßen Lärm zu machen,anstatt selbst mitzuhelfen,um die Uebelständezu beseitigen.
Ich kann deshalb nur dankbar hier hervorheben, daß die Königliche Regierung uns auch hier
geholfen hat, indem sie die Verordnung gegen das Ginlassen der Abwässer in die Ehaussecgräben
jetzt schärfer handhabt und die Hausbesitzerdaran erinnert, daß sie die Abwässer nicht in die
Straßenrinnen und Gräben laufen lassen dürfen. Diese Verordnung hat allerdings in der letzten
Zeit viel Staub aufgewirbelt und auch viel Unzufriedenheit hervorgerufen, aber es ist das
einzige Mittel, um den betreffenden Eigenthümern sowie deu Gemeinden zu Gemüthe zu führen, daß
sie für die Abhülfe der Uebelstände mit eintreten müssen und nicht alles auf die Provinz ab¬
wälzen können.

Eine weitere Crux der Verwaltung und eine stets anwachsende Quelle von Ausgaben
bilden die Pflaster auf den Provinzialstraßen in den zahlreichen Ortschaftenunserer Provinz. Hier
handelt es sich in der Regel um zwei Fälle, entweder den Ersatz der vorhandenen alten Pflaster,
die hier am Niederrhcin zum Theil noch aus der NapoleonischenZeit stammen, durch neues
besseres Pflaster oder die Umwandlung von chaussirten Ortsstraßen in Pflaster. Wir haben nun
lange Zeit den unter der staatlichen Verwaltung stets festgehaltenenGrundsatz befolgt, daß die
Provinz lediglich für den durchgehenden Verkehr zu sorgen und die hierzu erforderlichenArbeiten
vorzunehmenhabe, während die lediglich im örtlichen VerkehrsinteressegebotenenAusgaben den
Gemeinden obliegen, Es ist dieser Grundsatz auch von dem Ober-Verwaltungsgerichteausgesprochen
worden. Aus diesem Grundsatze ergiebt sich aber, daß eine Umänderung bezw. eine Um-
siflllsterung mit besserem Materiale nur iu soferu und in soweit auf Kosten der Provinz ver¬
langt werden kann, als dies im Interesse des durchgehendenVerkehresoder der wirthschaftlichen
Straßenunterhaltnug erforderlicherscheint. In diesen Fällen kann auch nur die Pflasterung in der
Breite der Fahrbahn von 5 Meter von dem Straßenunterhaltungspflichtigen verlangt weiden. Hier¬
mit sind die Gemeinden aber nicht zufrieden, sie verlangen vielmehr die Umwandlung von chaussirten
Straßen in Pflaster sowie Neu- und UmPflasterungenauch dort, wo dies uicht im Interesse des
durchgehenden,sundern lediglich des örtlichen Verkehres geboten erscheint, es soll dann die Her¬
stellung des Pflasters in der ganzen Stmßenbreite, d. h. von Rinne zu Rinne, also auf eine Breite
von mindestens 8 Meter erfolgen, damit nicht zwischender gepflastertenFahrbahn und der Rinne sich
je ein 1 >/2 Meter breiter ungepstasterterStreifen befindet, welcherim Sommer viel Staub und im
Winter Schlamm bildet. Es ist gewiß nicht zu verkennen, daß die vollständige Pflasterung einer
Ortsstraße in der ganzen Breite der letzteren der oben gedachtenAnlage vorzuziehenist und wir
haben deshalb überall, wo schon Pflaster vorhanden war, die Neu- und Umpstasterungvon Rinne
zu Rinne, also über die 5 Meter breite Fahrbahn hinaus, erstreckt,allein bei Umwandlungen von
Chllussiruugin Pflaster dürfte doch der Kostenpunkt nicht übersehenwerden. Hier handelt es sich
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in der Regel darum, ob das neue Pflaster in der ganzen Lange anstatt auf 5, auf 8 Meter
uud stellenweisemehr angelegt werden soll, was bei den Kosten erheblich in die Wagschale
fällt. Ich möchte nicht unterlassen, die Aufmerksamkeit der Fachkommission auf diese Angelegenheit
zu lenken, damit diese bezw. der Provinziallandtag zu den hier sich ergebendenFragen, welche
stets an Ausdehnung gewinnen,Stellung nimmt, denn diese Fragen führen zu fortwährende,:Diffc-'
renzen mit den Gemeinden und geben zu mancherlei Klagen, welche sich sehr häufig in der Presse
finden, gegen die Provinzialverwaltung Veranlassung. Bei dieser Sachlage ist uns sehr daran
gelegen, ihre Ansicht und Entscheidungüber diese Fragen zu erhalten, damit wir uns darnach
richten können.

Ich gestatte mir hierbei noch hervorzuheben, daß der im Jahre 1875 versammelte
24. Rheinische Provinziallandtag sich bereits einmal mit der Pflasterung der Bezirksstraßenin den
Ortschaften— Staatsstraßen kamen damals noch nicht in Betracht, weil dieselben noch vom Staate
unterhalten wurden — befaßt und hierbei den Grundsatzangenommenhat, daß in denjenigenFällen,
wo die Umwandlung einer chaussirtenStraße in Pflasterung im Interesse des Verkehrs und im
vorherrschendenInteresse der Gemeinden bei einer durch die Ortschaft führendenBczirksstraße noth¬
wendig sei, solche nur erfolgen sollte, wenn die betheiligteGemeinde sich verpflichtete,zwei Drittel
zu den Kosten beizutragen. Dieser Beschluß beruht auf der m. E. richtigen Erwägung, daß
die Gemeinden, welche an Provinzialstraßen liegen, an und für sich dadurch schon sehr bevor¬
zugt sind, daß die Unterhaltung der Fahrbahn von der Provinz getragen wird und daß es nicht
angängig ist, auch noch alle Kosten des örtlichenVerkehrs dem Strahenunterhaltungspflichtigenauf¬
zubürden. Diefer Beschluß, welcher m. E. wohl etwas weit geht, erstreckt sich nur auf die
früheren Bezirksstrahen und ist nach deren Vereinigung mit den ehemaligen Staatsstraßen
absolet geworden, allein es dürfte mit Rücksicht auf die immer stärker werdendenAnsprüchewohl
angezeigt erscheinen, daß das hohe Haus sich nochmals mit dieser Frage befaßt, wozu Material
in der Fachkommission vorgelegt werden wird.

Diese Fragen spitzen sich in unserer Provinz aus dem Grunde mehr zu, wie in den
übrigen Provinzen, weil wir in der Rheinprovinz keine Kreisstrahen haben. Es fehlt deshalb hier
das tsrtiuin oainp2,ratiani8, der Maßstab der Anforderungen, welcher in den Kreisstraßen liegt.
Bei den Kreisstraßen mühten die Kreise für die Kosten aufkommen,ein Umstand, welcheran und für
sich sehr geeignet ist, zu weit gehendeAnforderungen fern zu halten, und welcherauch mäßigend
auf die Ansprüchegegen die Provinzialstraßen zurückwirkt.

Meine Herren! Dieser Puukt ist nicht leicht zu nehmen und es werden Ihnen in der
Kommissionin dieser Hinsicht Vorschlägegemachtund auch vieles Material vorgelegt werde». Es
würde für den Provinzialausschußund die Verwaltung sehr erwünscht sein, wenn der Landtag noch
einmal Stellung zu deu angeregten Fragen nehmen wollte.

Die geschilderten Umstände zusammen, d. h. die Steigerung der Löhne und Materialien-
Preise, die außerordentlicheInanspruchnahme der Straßen infolge der industriellen Entwickelung
und der Anlage zahlreicher Kleinbahnen und endlich die erhöhten Ansprüche an den Straßenunter-
haltungspflichtigenhabeu eiue so wesentliche Erhöhung unseres Straßenbudgets nöthig gemacht. Die¬
selben Erfahrungen haben übrigens die Städte gemacht, welche von uns Provinzialstraßen gegen
eine feste Rente übernommen haben. Wir hören dort allseitig die Klage, daß die früher aus¬
reichend bemesseneRente setzt bei weitem nicht mehr zureicht,weil die Kosten der materiellen
Straßenunteihaltuug so wesentlich gestiegen sind. Eine diese AngelegenheitberührendePetition um
nachträglicheErhöhung der Rente wird Sie ja noch in dieser Session beschäftigen.

3»
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Der Nachweis liegt hier ziffermäßigvor, daß die Summen, die früher bewilligt gewesen
sind, nicht mehr ausreichen. Diese Thatsache laßt sich nicht bestreuen, es ist aber eine andere
Frage, ob Sie die Erhöhung der Rente einmal bewilligen wollen und können, ohne sich einem zu
weit gehenden Präcedenzfalle auszusetzen. Ich berühre diese Angelegenheithier nur, um darzuthun,
daß die geschilderten Schwierigkeitenund Mehrkosten der Straßenunterhaltung nicht nur bei den
Provinzialstraßen in die Erscheinunggetreten sind, sondern auch bei den Städten, welche die Ver¬
waltung unmittelbar unter ihren Augen haben und die gewiß nur das Nothwendigebewilligen.

Die Unzulänglichkeitder bisher bewilligten Mittel war trotz der Erhöhung im letzten
Haushaltsplane in der laufenden Etatsperiode immer schärfer hervorgetreten, indem wir den von
Bauämtern erhobenen immer dringender werdenden Anforderungen wegen Mangels an Mitteln
nicht zu entsprechen vermochten. Um nicht bei der Aufstellung des vorliegenden Etatsentwurfes die¬
selbe Erfahrung zu machen und bei dem nächsten Etat nicht wieder mit neuen höheren Forderungen
kommenzu müssen, habe ich angeordnet, daß der Zustand unserer Straßen in der ganzen Provinz
einer eingehendenPrüfung unterzogen und auf Grund derselben der voraussichtliche Bedarf auf
eine längere Periode — auf 6 Jahre — nach hier festgesetztenGrundsätzen ermittelt würden. Ich
habe zur Unterstützungder hier beschäftigten Herren noch einen Landesbauinspektorzugezogeu, erst
den von Düren, dann den von Elberfeld. Die Anschläge sind hier revidiert, an Ort und Stelle
superrevidiertworden, und es hat sich dabei ergeben, daß die Summe, die wir jetzt von Ihnen
für die nächsten 6 Jahre fordern, wohl auch ausreichendist, um einen geordneten Zustand der Straßen
herzustellen. Was nun nach den 6 Jahren wird, ja, meine Herren, das vermag ich nicht zu sagen,
das hängt ganz von den Verhältnissen ab. Es kann ja besser werden; wenn es aber besser wird, so
bedeutet das eine Abnahme des Verkehrs,worüber man sich auch nicht freuen kann. Darüber brauchen
wir uns auch heute noch nicht zu unterhalten. Es wird für Sie genügen, meine Herren, zu wissen,
daß für den nächstenEtat nach menschlicher Voraussicht eine Erhöhung nicht erforderlichsein wird.

Die dritte Position der Etats-Erhöhungen bilden die Kosten der Verzinsung und Tilgung
der neuen Anleihen.

Wir haben bis jetzt die Zinsen der Bauten vorschußweisebestritten. Es ist bereits bei
Vorlage des vorjährigen Etats darauf hingewiesenworden, daß diese Vorschüsse demnächst in eine
feste Anleihe umgewandeltwerden müßten. Wie aus der betreffendenVorlage sich ergiebt, soll diese
Anleihe 6^/2 Millionen Mark betragen. Da wir 3 ^2 "/<> Zinsen und l^«/» Tilgung einstellen müssen,
so ergibt sich ein Mehrbedarf von 175 000 Mark gegen die Summe, welche bis jetzt im Etat für
die Verzinsung der Baukosten eingestelltwar. An diesem Posten wird sich auch nichts ändern lassen.

Ueber den Stand der Neubauten wird Ihnen in der Fachkommission an der Hand einer
besonderen Vorlage die vollständigste Aufklärung zu theil werden. Ich möchte hier nur eine
Befürchtungzerstören,die ziemlich nahe liegt, nämlich die Gefahr der Ueberschreitung der Anschläge.
Wir sind nämlich mit unsern Bauten gerade in die Periode der höchstenHausse hineingcraten,
allein glücklicherweisehatten wir unsere Verträge zum größten Theil früher abgeschlossen und sind
wir deshalb im großen Ganzen ohne erhebliche Erhöhung ausgekommen,so daß die Kredite im
Wesentlichen ausreichenwerden.

Aus diesen Darlegungen ergibt sich m. E. zweierlei, nämlich: 1. daß die Erhöhungen,welche
im diesmaligen Etatsentwurfe die wesentlichste Belastung bilden, wie Armenwesenmit 300 000 Mark,
Straßenverwaltung mit 441000 Mark und Verzinsung und Tilgung der Anstalts-Bauschuldenmit
175 000 Mark zusammen 916 000 Mark nicht auf dem freien Ermessen des Provinzialausschussesund
der Verwaltung, sondern auf gesetzlichenVerpflichtungen und Beschlüssen des Provinziallandtages
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beruhen und 2, daß eine ähnliche Erhöhung für die Folge wohl nicht zu befürchtenist, weil die
jetzigen Mchrforderungennicht nur bei den oft erwähnten 916 000 Mark, sondern auch bei dem
Eingangs erörterten Reste von 300 000 Mark durch besondere Umstände,deren Wiederkehrfür die
ächsten Jahre nicht zu erwarten steht, veranlaßt worden sind. Allein immerhin kann ich nicht

verschweigen,daß in dem nächsten Etat die Erhöhung des Landarmenaufwandswenigstens um
50 000 Mark und eine Erweiterung des Armenwescnswiederum eintreten wird.

Zur Beschaffung des Mehrbedarfesist die Erhöhung der Provinzialabgabenvon 5 250 000 Mark
auf 6380000 Mark, alfo um 1130000 Mark erforderlich.

Während in dem Provinzialansschusseüber die Nothwendigkeit der berührtenEtatserhöhungen
Einstimmigkeitherrschte, gingen die Ansichten darüber, welcher Prozentsatzan Provinzialabgaben zur
Gleichstellungdes Budgets für die nächste Etatsperiode zu erheben sei, auseinander.

Die Mehrheit des Provinzialausschusseswar mit mir der Meinung, daß die Provinzial-
umlagc für die Rechnungsjahre1901 und 1902 auf 11°/» festzusetzensei, während die Minderheit
sich für die Beibehaltung des jetzigen Betrages von 10^ °/« aussprach.

Die Majorität ging hierbei von folgenden Erwägungen aus:
Auf eine Steigerung der direktenStaatssteucrn, welche bekanntlich die Grundlage für die

Erhebung der Provinzialabgaben bilden, sei für die nächste Zeit nicht zu rechnen. Da nun nach
den Mittheilungen der Königlichen Regierungen das Veranlagungssoll für das Jahr 1900 an direkten
Staatssteucru 58 475 000 Mark beträgt, wovon anf Grund der bisherigen Erfahrungen für
Reklamationen rund 475 000 Mark abzuziehen sind, so blieben noch 58 000 000 Mark, auf welche
die uach dem Voranschlage für die Jahre 1901 und 1902 aufzubringende Summe von 6 380 000 Mark
umzulegen sei, was 11°/» ergebe.

Es erscheine im Interesse einer vorsichtigen Finanzverwaltung geboten, den Betrag von
11«/« zu erheben,und hierbei nicht auf die vorhandenen Reserven an Umlagen, welche — wie im
Vorbcricht nachgewiesen — allerdings über 1200 000 Mark am 1. April d. I. erreichenwürden,
zurückzugreifen, weil wir uns im Anfang einer rückläufige« wirthschaftlichenBewegung befänden,
deren Ende sich heute noch nicht absehen liehe und die einerseits noch Mindereinnahmen an der
angenommenenSumme vou 58 Millionen Mark an direkten Staatssteuern ergeben,andererseits aber
unuorherzuschcndeuMehrausgaben auf dem Gebiete des Armenwesensaussetzen könnte. Um gegen
eine solche Eventualität gerüstet zu sein und um spater uicht zu einer Zeit, wo dies doppelt schwer
empfundenwürde, die Provinzialabgaben wesentlich erhöhen zu müssen, erscheine die Eonservirung
des vorhandenen Reservefondsgeboten.

Es dürfe nämlich hierbei auch nicht außer Betracht gelassen weiden, daß in Folge der
regelmäßigen Steigerung der Landarmen-Ausgabensowie der Kosten der erweiterten Armenpflege
und der sonstigen unvermeidlichenErhöhungen in Folge des Aufsteigen«der Beamtenbesoldungen
nach Maßgabe des Normal-Besoldungsplanes, der Vermehrung der Taubstummen- und Blinden-
zöglingcu, s. w. ohnedies auf eine Erhöhung von 250 bis 300 000 Mark im nächstenVoran¬
schläge zu rechnen sei.

Hiergegen wurde andererseits geltend gemacht, daß trotz des Rückganges der Industrie
unter Zugrundelegung des dreijährigen Durchschnittesbei der jetzt erfolgten Veranlagung für die
3 noch sehr guten Jahre 1898, 1899 und 1900 das Steueraufkommen des Jahres 1901 viel
eher steigen als sinken werde, und daß aus demselben Grunde auch für die folgende Steuer-
Erklärung, also für 1902, wesentliche Rückgänge nicht zu befürchten seien, weshalb zur Zeit noch
kein Anlaß zur Erhöhung des Procentsatzcsder Provinzialabgaben vorliege. Die Erfahrung würde
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vielmehr, wie die der Vergangenheit gezeigt habe, ergeben,daß 10 ^ »/« durchaus hinreichten,um
das Gleichgewicht des Budgets hcrznstcllen,nmsomehr, als ja sämmtlicheEtats ausreichenddotirt
seien. Sollte dies aber nicht zutreffen, fo sei ja der Reservefonds von weit über eine Million
vorhanden, woraus das Deficit, welches sich bei ^ °/o auf 290 000 Mark jährlich berechne, gedeckt
werden könne, insofern nicht, was nach der Thronrede doch zu erwarten fei, der Provinz neue
Staatsmittel zur theilweiscnDeckung der Ausgaben auf dem Gebiete des Landarmen- und des
Straßenwefcns zugeführt werden follten.

In letztererBeziehung gestatte ich mir die Bemerkung, daß ich mich mit der Frage der
neuen Dotirung der Provinzialverbände auf das Eingehendstebefaßt habe und bald nach Schluß
des Provinziallcmdtages den rheinischen Herren Abgeordneten hierüber eine mit reichem Zahlen¬
material belegte Denkschrift zufendenwerde, damit die Herren in der Lage sind, in dem Landtage
der Monarchie für ihre Heimathprovinzwirken zu können.

Der Provinzialausschuß überläßt, wie aus den gestelltenAnträgen hervorgeht, Ihnen,
meine Herren, die Entscheidung dieser Frage. Dieselbe wird allerdings nicht heute sondern erst
dann gelöst werden können,wenn die Prüfung der einzelnen Etats in den Fachkommissionen statt¬
gefunden hat und somit festgestellt fein wird, wie hoch der durch Provinzialabgaben zu beschaffende
Bedarf sich beläuft. Ich habe heute diefe Frage nur um deswillen anschneiden zu müssen geglaubt
weil dieselbe bei den Berathungen der Einzeletats in den verschiedenen Fachkommissionen in den
Vordergrund treten wird und den Herren gewiß daran gelegen ist, die Anschauung des Prouinzial-
nusschusses sowie meine eigene Anschauungiu dieser Frage keimen zu lernen. Zum Schlüsse möchte
ich bitten, nur uoch einige Bemerkungenüber unsere allgemeineFinanzlage zu gestatte». Es wird
Ihnen, meine Herren, bei dem Studium des Voranschlagesfür die Jahre 1901 und 1902 wohl
kaum der Eindruck entgangen fein, daß der nene Etat überall von dem Gedanken getragen ist
allen wirklich vorhandenen Bedürfnissen in ausreichendemMaße Rechnung zu tragen und damit
unserer großen und ausgedehnten Verwaltung einen festen finanziellen Rückhalt mich für kommende
schwere Zeiten zu sichern. Der Provinzialausschuß hat dies unter den obwaltenden Zeitverhält-
nisscn für unbedingt geboten erachtet,eine Anficht, welcher ich um so mehr beipflichten mußte, als
ich bei der Ungewißheit, ob ich nochmals die Ehre habe, einen Hauptetat Ihneu vorzulegen, es
nur als eine Pflicht anfehen konnte, alle in die Vergangenheit zurückgreifendeunvermeidliche
Erhöhungen, wie bei dem Armcnetat, dem Straßenetat, selbst vor Ihnen zn vertreten, anstatt solche
heikle Fragen meinem Nachfolgerzu überlassen.

Wir find, meine Herren, in dieser Hinfichtallerdings unbewußt einem berühmtenVorbilde,
Sr. Exzellenz dem Herrn Finanzministcr von Miauet gefolgt, (sehr richtig!) welcher in seiner
Etatsrede vom 9. Januar d. I. ausführte: „Ich habe meiue Dezernenten dahin instruirt, in dem
Falle, wo Ausgaben vorkommen, welche man sicher in den nächstenJahren leisten muß und die
man dauernd überhaupt nicht zurückweisen taun, diese Ausgaben, soweit die Finanzlage es gestattet,
schon in diesem Jahre zuzugestehen, selbst wenn man sie einige Zeit noch hatte zurückschieben können."

Sie werden sich, meine Herren, bei Prüfung der Etats iu deu Fachkommissionen im Gin»
zclnen davon überzeugen,daß wir die von dem Herrn Finanzministcr bezeichneteGrenze überall
inne gehalten haben uud nirgends über das Nothwendigehinausgegangenfind. Es würde deshalb
verfehlt fein, wenn man in dem jetzt vorgelegten Etatentwürfe ein Abweichen von der bisher stets
befolgten Sparsamkeit erkennenwollte.

Wenn diesem Ausspruchegegenüberauf die so wesentliche Steigerung der Pruvinzialabgabc
um 1130 000 Mark, das find ca. 20°/«, hingewiesenwird, so möchte ich zunächst daran erinnern,
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daß unser Staatshaushalt und die Etats grußer Städte eine gleiche Steigerung erfahren haben.
Sodann vertraue ich, daß uach deu Gründen, welche ich die Ehre gehabt habe, für diese Erhöhung
hier anzuführen, die Höhe dieser Steigerung der Verwaltung nicht zum Vorwurfe gemacht
werden kann, da es m, E. für die Beurtheiluug unserer Thätigkeit nicht entscheidend ist, wie
viel, sondern wozu das Geld erhoben wird. — Ich habe ein Verzcichuiß über die Höhe der Provin-
zialabgaben während der letzten 25 Jahre hier vor mir liegen und möchte ich zum Ueberblicke
darüber, wozu die Steuer erhoben bezw. wodurch dieselben bis auf den jetzigen Stand erhöht
worden sind, auf folgendeZahlen zurückgreifen.Im Jahre 18?? — dem ersten nach Uebernahme
der Straßen-Verwaltung — sind au Umlagen erhoben worden:

a) zur Verzinsung uud Tilgung der Bauschulden für die 5 neuen
Irrennanstalten ................. 626000 M.

l>) für die Unterhaltung der Bezirksstraßen ......... 2 792 000 „
zusammenalso 3 418 000 M.

Heute sollen erhoben werden .............. 6 380 000 „
mithin lnehr 2 962 000 M.

Es ist interessant zu verfolgen, wodurchdieses Mehr hervorgerufenworden.
Der Etat für 187? weist an Landarmenkostenim Ganzen nach . . 245 750 M.
Dagegen der Ihnen vorliegendeHaupt-Anschlag:
»,) für das ordentliche Lcmdcmuenwesen die Summe von 1 423 000 M.
d) für die auf Gruud des Gesetzes von 1891 beruhende

erweiterte Armenpflege .......... 1 000 000 „
zusammen ..... 2 423000 M.

so daß allein an Armenkosten von 187? bis jetzt eine Steigerung von 2 17? 250 M
zu verzeichnen ist.

Die Provinzinlabgaben für die Unterhaltung der Bezirksstraßenbezw.
das Straßenwesen betrugen im Jahre 187? ............ 2 792000 M.

Der jetzige Etat sieht hierfür als Abgaben für das Straßenwescu vor 31 58 000 „
also mehr: 366 000 M.

Rechnet man hierzu die Steigerung bei den Armenkosten auf ... 21772 50 „
so ergibt sich im Ganzen ein Mehr von ............. 2 543 250 M.
also bis auf ruud 400 000 Mark der Betrag, um welchen der Haushaltsbedarf der Provmz seit
187? gestiegen ist. Diese 400 000 Mark stellen in der That eine geringe Steigerung dar. Wir
würde» mit derselbennicht ausgereichthaben, wenn wir nicht auf die Mittel der im Jahre 1881
von der Provinz ins Leben gerufene Lcmdesbcmk,welche dem Hcmptctat etwa jährlich 500 000 Mark
zuführt, zurückgreife«tonnten. Dabei hatten wir im Jahre 187? eine Schuldenlast von ca.
15 000 000 Mark, deren Verzinsnngund Tilgung jährlich 626 000 Mark erforderte.

Heute haben wir diese Schuld bis aus etwa 4 Millionen getilgt, schuldeninsgesammt
nach Aufnahme der vorgeschlageueuAnleihe von 6'/« Millionen für die Anstaltsbauten sowie
die Anleihen für außerordentlicheStrahenarbciten etwa 13 000 000 Mark, so daß eine Schuld¬
anhäufung in der ganzen Zeit nicht stattgefundenhat. Wie anders steht es dagegen mit unseren
Aktivas aus. Während wir damals nur die in ihrer Anlage nnd in ihrer Ausführung gänzlrch
verfehlten fünf neuen Irrenanstalten, deren Bau z. Zt. so viel Staub in unserer Provinz auf¬
gewirbelt hat, sowie die drei großen Anstalten Landarmenhaus Trier, Hebammenlehranstaltin
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Köln und Kurrigendenanstalt Brauwcilcr, besaßen, welche alle drei großer und kostspieliger Herstel¬
lungen und Umbauten bedurften, besitzen wir jetzt auf allen Gebieten unserer Fürsorge für Irren,
Taubstummen, Blinden, Epileptiker einen reichen Kranz vorzüglichausgestatteter Anstalten, welche
auf eine Reihe von Jahren größere Aufwendungen nicht erheischenwerden, so daß unsere Aktiva
sich bedeutend vermehrt haben, während die Passiva, wie nachgewiesen, gesunken sind.

Meine Herren, diese Zahlen und Thatsachen sprechen für sich selbst und bedürfen keines
weiteren Kommentares. Ich bitte Sie, meine Herren, den Hauptetat sowie die demselben beigefügten
Einzelctats an die bezüglichen Fachkommissionen zu verweisen. (Lebhafter Beifall)

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich eröffnedie Diskussionund ertheile
dem Herrn Abgeordnetenvon Grand-Ry das Wort.

Abgeordnetervon Grand-Ry: Verehrte Herren! Wir sind gewohnt, aus dem Munde
unseres Herrn Landeshauptmanns eine so eingehende,umfassendeDarlegung der Bedürfnisse der
Provinz und der Finanzverwaltung überhaupt zu hören — es kommt auch hinzu der sehr ausgiebige
Belicht des Proviuzialausschussesüber die Verwaltung der vergangenenJahre — daß kaum Raum
bleibt für irgend welche Bemerkungenund Anfragen.

Ich möchte nun hier die Gelegenheit nicht vorübergehe«lassen, ohne — ich glaube mit
Zustimmung aller Versammelten— auszusprechen,daß uns die Darlegungen des Herrn Landes¬
hauptmanns in diesem Augenblick mit einem gewissenSchmerz erfüllten, der Möglichkeitent¬
stammend, in den nächsten Jahren seinen Bericht nicht mehr zu hören, heute seinen Schwanengesang
von dieser Stelle zu vernehmen. Ich spreche die Hoffnung aus, daß er von seinem Beschlusse
abgehen (Lebhaftes Bravo) und nach einiger Zeit der Erholung seine Kraft und seine Intelligenz
uns doch erhalten werde.

Die Provinz verdankt dem Herrn Landeshauptmann viel. Er hat es verstanden, neue
Ordnung zu schaffen und die Verwaltung in richtige Bahnen zu leite», selbstverständlichmit
der thätigen Hülfe des Provinzialausschusses.

Ich möchte, was den Etat betrifft, mit dem Schlüsseder Ausführungendes Herrn Landes¬
hauptmanns beginnen und zwar mit der Erklärung vollsten Einverständnissesmit seinem Bemühen,
die Mittel, deren die Provinzialverwaltung für ihre Zwecke bedarf, in ausreichendemMaße
in den Etat einzustellen, Meiue Herren! Diese Thatsache ist, wie ich schon hier bemerken will,
bei der Bemessungder Umlage nicht außer Acht zu lassen.

Wenn wir die Zunahme des Etats sehen, so ist sie ja sehr groß, wenn wir aber anderer¬
seits die Aufgaben uns vergegenwärtigen, die durch diese erfüllt werden, so müssen sie uns doch
zu einer großen Befriedigung und Genugthuung gereichen. Meine Herren, wo in der Provinz
menschliche Gebrechen sich zeigen, wo Schwache und Kranke der Hülfe bedürfen, vor Allem auf
dem großen Gebiete der Armenpflege; da, wo die Kunst Anforderungenstellt, da ist die Provin¬
zialverwaltung und der Provinziallandtag stets bereit, Hülfe zu bringen, ich meine, meine Herren,
das wären so große, so schöne Zwecke, daß in der That die Ausgaben, die hierfür gemacht werden,
nicht zu beklagensind.

Meine Herren! Ich möchte noch auf eine Ausgabe hinweifen,bei der freilich die Provinz
nicht mit einer Mehrausgabe sondern mit einer Minderausgabe betheiligt ist, mit 6320 Mark
weniger, da der Staat 2/« der Kosten trägt. Es ist das die Ausgabe zur Fürsorge für die ver¬
wahrlosten Kinder. Keine Aufgabe, meine Herren, kann schöner sein, als gerade diese, der sittlichen
Verwahrlosung der Kinder eine Grenze zu bieten; da, wo die Eltern nicht im Stande oder nicht
willens sind, dies zu thun, die Aufsichtund die Fürsorge der Eltern zu ersetzen. Damit schaffen
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wir in der That für die Zukunft das Beste, was zu schaffen ist; denn wenn es gelingt,
diese verwahrlosten Kinder auf andere, gute Wege zu bringen, werden wir eine gute soziale
Aufgabe erfüllen.

Der Herr Landeshauptmann ist dann noch cmf das Irrenwesen eingegangen. Er hat mitge¬
theilt — und das ist ja sehr lebhaft zu begrüßen — daß das Gesinde und das Pflegepersonal
sich verbessert habe und daß er eine Reform durch das Prämiensystem eingeführthat. Ich hoffe,
daß das, was er damit beabsichtigt,auch wirklich dauernd erreicht wird.

Es bleibt die Gestaltung des Pflegepersonals eine der wichtigstenAufgaben der Irren¬
pflege. Ich habe zu einer früheren Zeit darauf hingewiefcn, daß man zu der Irreupflege auch die
geistlichen Genossenschaften hinzuziehenmöchte. Ich bitte, mir darüber Auskunft zu geben, ob und
in welchem Umfange dies möglichwar. Ich bin der Meinung, daß mit den geistlichen Genossen¬
schaften wesentlichbilliger und, wenn Fürsorge getroffen wird, auch stetiger die Pflege geleistet
werden kann.

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat dann das Landarmenwesen berührt
Ich bin der Meinung, daß die allgemeineErscheinungdes Anwachsensder Kosten für das Land-
armenwefcn,wie sich dies in allen Provinzen gleichmäßig zeigt, wesentlichnicht auf der Herabsetzung
der Altersgrenze von 24 auf 18 Jahren, sondern vielmehr auf der überall wirkendenFreizügigkeit
beruht. Die Unstetigkeit im Aufenthalt, die durch diese Freiheit gefördertwird, bringt den Verlust
der Ortsangehörigkeitund schafft die Nothwendigkeiteiner vermehrten Fürsorge.

Der Herr Landeshauptmann hat gerade bei diesem Etat bemerkt, daß er so aufgestellt worden
sei, daß er für die nächsten Jahre ausreichendsein werde und daß kein Defizit entstehen könne.

Aufgefallen, meine Herren, ist mir ganz besonders, daß die Beihülfe bei unvermögenden
Ortsarmenverbänden, die sich im Jahre 189? auf 25 Gemeinden beschränkte,1899 auf 115
gestiegenist. Das ist ein außerordentlichgroßer und eigentlich erschreckender Zuwachs. Vielleicht
beruht diese Erscheinungzum Theil darauf, daß die Ansprüche größer geworden; ich möchte aber
glauben, daß sie wesentlich darin begründet ist, daß die Ortsarmenverbiinde ihrerseits nicht die
nöthige Größe haben, um leistungsfähigzu bleiben.

Nun, meine Herren, ist der Herr Landeshauptmann zum Straßenbau weitergegangenund
hat dort sehr eingehenddie Begründung zu der Vermehrung der Kosten dargelegt. Ich stimme
mit ihm vollkommen darin überein, daß bei der Herstellung der Straßen bezüglichder Kosten,
die er angeführt hat, wie für Entwässerungund andere, die Gemeinden auch ihr Theil beizutragen
haben. Sie haben durch die Ansiedelung an den Straßen den wesentlichsten Vortheil. Es ist
daher nicht mehr wie billig, daß sie auch zu den Kosten, die durch die Ansiedelungenentstehen,
ihrerseits beitragen. Ich gebe zu, daß die Angelegenheitnicht leicht zu regeln ist, die Kommission
wird sie näher erwägen tonnen.

Ich kann aber diesen Etat nicht verlassen, meine Herren, ohne zugleich auch die Verweil»
düngen von Mitteln zu den Klein-Eisenbahnenzu berühren. Es ist bedauerlich, daß der Fonds
von 18 Millionen nunmehr sein Ende gefunden hat und daß die Provinz ihrerseits Fonds für
diefen Zweck nicht mehr zur Disposition hat und stellt.

Das Kleinbahnwcsenist noch lange nicht an den Endpunktseiner Entwickelunggekommen.
Wir haben es dringend nöthig, die Kleinbahnen weiter zu bauen, sie sind zweifellosdas Verkehrs¬
mittel der Zukunft, vor Allem in den ländlichen Gebieten. Es ist für diefe ganz erheblich wichtig
daß sie ihre Erzeugnisseauf dem kürzesten Wege zum Markte bringen tonnen; in weitererEntfernung
von den Eisenbahnstationensind sie in ihrem Absatzverhältnißwesentlich geschädigt. Ich bin auch
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der Meinung, daß die Kleinbahnen sich in vielen Fällen noch als rentabel erweisen werden. Ich
möchte also die Aufmerksamkeit gerade auf diesen Punkt hinlenken.

Es befindet sich, meine Herren, in unseren Akten unter Nr. 25 eine Denkschrift der Landes-
direktoren, die ich mit großer Freude begrüßt habe, in der die Beschwerden klar und bestimmt
ausgesprochen werden, die der staatlichen Eiscnbahnvcrwaltunggegenüberzu erheben sind bezüglich
des mangelnden Entgegenkommens,wie es sich bei Anschlüssen,Tarifen und dergleichen bei dem
Bau von Kleinbahnenzeigt. Die Herren haben ja das Aktenstück und werden ihrerseitsschon Kenntniß
davon genommenhaben. Ich freue mich insbesondere,daß diese Beschwerden in ausgiebigsterWeise
von so hervorragendenMännern, wie es die Landesdirektorensind, festgestellt worden sind und
damit die Hoffnung gegeben ist, daß sie Beachtung finden werden. (Bravo!)

Meine Herren! Ich kann aber auch diese Frage noch nicht ganz verlassen, ohne mein
lebhaftes Bedauern darüber auszusprechen— und ich glaube, viele von den Herren werden es
mit mir theilen — daß bei der großen umfassenden,viele Jahre nmspanncudcnVorlage für den
Ausbau der Wafserstraßeu in Preußen wir unsererseits in der Rhcinpruuinz den Mosel- und
Saarkanal vermissen müssen, (Hört! Hört!) Meine Herren, ich will darauf nicht näher ein¬
gehen. Ich habe aber geglaubt, dieses aussprechenzu sollen, damit auch vou Seiten eines Mit¬
gliedes des Provinziallandtages darauf hingedeutet wird, daß uns diese Frage nicht gleichgültig
ein kann. (Lebhaftes Bravo!)

Meine Herren! Nun habe ich noch einen besonderenFonds zu erwähnen, den der Herr
Landeshauptmaun nicht in den Kreis seiner Erörterung gezogcu hat. Das ist der Meliorations¬
fonds. Ja, meine Herren, man hat gegen den Meliorationsfonds manche Bedenken geäußert.
Man hat geglaubt, hier und da sei er nicht richtig verwendet, hier uud dort seien in der An¬
wendung selbst Mißgriffe gemachtworden.

Das, meine Herren, kommt bei jeder Sache, bei jeder Verwaltung vor, namentlich, meine
Herren, wenn sie neu ist, wie diese es damals war. Aber das ist gewiß, meine Herren, dieser
Fonds hat in den meisten Gemeinden segensreich gewirkt; er hat unkultivirtenund zurückgebliebenen
Gegenden aufgeholfen,er hat aber vor allem — und das, meine Herren, ist für mich wenigstens
das Wesentlichste - den Leuten, die durch ihren fortwährenden Nothstand den Muth und die
Thatkraft verloren hatten, neue Hoffnungen und neue Auregungeu gegeben, nnd hat sie zu neuer
Arbeit angespornt. (Bravo!) Meine Herren! Zu dem Fonds für die Aufbesserung der land-
wirthschaftlichen Verhältnissein den Gebirgsgegendenund in den landwirtschaftlich zurückgebliebenen
Theilen der Provinz leistete der Staat zu dem Eifelfonds 200 000 Mark und dem Westfonds für
Hunsrnck und dergleichen70 000 Mark Zuschuß, iu Summa also 270 000 Mark. Jetzt hat die
Provinz eine Summe von 220 000 Mark zu leisten, der Staat gewährt dieselbeSumme. Es
verliert also die Provinz bei diesem Fonds staatlichcrfeits50 000 Mark. Ich habe die Gewißheit
-^ ich will nicht sagen die absolute Gewißheit, aber doch sehr große und begründeteHoffnung —
daß, wenn die Provinz ihrerseits 50 000 Mark weiter zubilligt, auch die Staatsregieruug sich nicht
weigern wird, dieselbeSumme zu geben, somit der Fonds sich um 100 000 Mark erhöhen wird.
Ich bin der Meinung, meine Herren, dies könne auch geschehen, ohne die Provinz weiter zn belasten.
Nach der Uebersicht im landwirtschaftlichen Etat verbleibt von dem Fonds für laudwirthschaftliche
Zwecke -nach Berücksichtigung aller Anforderungennoch ein Restbetrag von 91 394 Mark für land-
wirthschaftlichc Zwecke verfügbar. Ich bin der Meinung, daß daraus wohl 50 000 Mark entnommen
werden können und dann immer noch ein erheblicherRest von 41 394 Mark zu anderen land¬
wirtschaftlichen Bedürfnissen verbleibt. Ja, meine Herren, der Herr Landeshauptmann schüttelt
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mit dem Kopfe. Ich bin doch der Meinung, daß, wenn auch diese 50 000 Mark den vorhandenen
Mitteln entnommen werden, sie den ursprünglichenZwecken erhalten bleiben, da'in ihrer Ver¬
wendungkeine Aenderung eintritt, sie wird aber intensiverwirken, da ihr staatlichcrseits 50 000 Mark
entsprechen, die Gesammterhühung,wie schon bemerkt,100 000 Mark beträgt.

Ich möchte der Kommission, die mit dieser Angelegenheitbefaßt wird, es warm empfehlen,
die Frage zu prüfen und vor allen Dingen wohlwollend zu prüfen in Rücksicht auf den großen
Nothstand aller dieser von der Natur vernachlässigten Gegenden und Gemeinden.

Nun, meine Herren, komme ich auf die Steuerumlagc. Wenn es auch uur '/« «/<> ist,
so wird dieses '/«°/<> doch empfunden werden. Ich berufe mich da auf einen Ausspruchdes ver¬
ehrten Herrn Lcmdeshauptmcmubei den Berathuugeu 1899; er äußerte damals: Wenn es auch
die Provinz ist, die die Last trägt, so kehrt sie doch im Wege der Umlage auf die Gemeinde
zurück und trifft dabei doch auch die kleinste Gemeinde. Meine Herren! Von diesem Gesichts¬
punkte aus möchte ich glauben, daß es nothwendig ist, recht vorsichtig in der Erhöhung der
Provinzialumlagen zu sciu. Ich biu aber auch der Meiuung, daß wir es nicht nöthig haben, in
diesem Augenblick die Umlage um ^ «/<, zu erhöhen.

Es hat der Herr Landeshauptmann den Hinweis der Minorität ausgesprochen,daß die
meisten Kommunen, auch die städtische» — ich berufe mich auf die Herren Bürgermeister der
Städte — schon erheblich höhere Steuerumlagen vorgesehen. Es ist meiner Meinung nach nicht
gerechtfertigt, in einer solchen Zeit, wo auch vielleicht im Allgemeinen ein Niedergang bevorsteht,die
Steuer zu erhöhen, wenn es nicht absolut und unumgänglich nothwendig ist; und diese absolute
Nothwendigkeit,meine Herren, kann ich für meine Person nicht anerkennen. Wir haben in dem
Etat einen Reservefonds, den wir der Initiative des Herrn Landesraths Flitzen meines Wissens
verdanken,von dem ich lebhaft bedaure, daß er sich nicht in unserer Mitte befindet. Dieser Fonds
beziffert sich auf 1374 395 Mark. Zur weiteren Deckungeiniger Mehrausgaben sollen, wie im
Belicht zum Etat bemerkt wird, 174 000 Mark aus diesem Fonds entnommenmelden. Es bleiben
dann noch immel rund 1200 000 Mark.

Ich mache nun auch auf eine Position ans Seite 18 des Haupt-Etats Titel IV Nr, 3
aufmerksam, auf eine Summe von 40 000 Mark znr Disposition des Provinzialausschusses.
Meine Herren! In solchen Momenten ist es nicht angebracht, diese Summe getrennt als Dispo¬
sitionsfonds zu behandeln, wir müssensie mit als flüssige Mittel ansehen, und in Anrechnung
bringen auf diejenigeSumme, die zur Verwendung steht; und dann steigert sich die Summe, die
disponibel ist, auf 1 240 395 Mark. Ziehen wir davon ab die Summe von 290 000 Mark, die,
wie der Herr Landeshauptmann uus dargelegt hat, nach dem Etat als Fehlbetrag noch zu decken
ist, so bleiben noch 950 000 Mark für etwaige Ausfälle uud Bedürfnisseverfügbar. Da die Etats
so ausreichenddotirt worden sind, wie ausdrücklich versichert wird, ist es nicht wahrscheinlich, daß
Überschreitungen eintreten werden oder Fehlbeträge zu befürchten sind.

Meine Hellen! Ich möchte zum Schlüsse darauf hinweise», daß Alles, die ganze Finanz¬
lage, die Entwickelungdel Auforderungen an die Provinz auf die Erwägung drängt, daß die
Dotationsrcnte für die Provinz nicht mehr genügt. Ich will auch des Weiteren nicht ausführen,
warum das der Fall ist; es ist aus früheren Vcrhandluugeu zu entnehmen. Ich will hier nur
bemerken, daß es mir nicht lichtig erscheint, die Provinzialumlage, wie in früheren Verhandlungen
hier uud auch im Abgeordnetenhause geschehen ist, mit 5 °/° anzusetzen. Es ist das, wie mir gesagt
worden ist, geschehen, weil der Stiaßenbcmfonds nicht mit in Anrechnung gebracht worden ist.
Aber, meine Herren, wenn man den Druck der Steuerumlage auf die Provinz hervorhebt, so können

4*
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doch diese weiteren 5«/„ nicht außer Acht bleiben. Wir stehen unter dem Druck von 10^2 "/«,
und der mich ins Gewicht fallen.

Meine Herren! Die größte Gefahr bei der neuen Gestaltung der Dotationsrentc ist ja
an uns vorübergegangeninsofern, als für die Provinz die alten Bestände erhalten bleiben und
mcht eine Rückvertheilungstattfindet. Die Gefahr bestand mit Rücksicht darauf, daß behauptet
wurde, die Provinz sei vor andern bevorzugt iu einer Vermehrung der Rente.

Nun, meine Herren, ist in dieser Frage im Abgeordnetenhauseeine Resolution gefaßt
worden, die einen anderen Maßstab der Verthcilung für die Erhöhung der Rente in Aussicht
nimmt, der die Leistungsfähigkeit, Belastung und dergleichen mehr berücksichtigen soll. Wir dürfen
uns mit diesem Maßstab wohl einverstandenerklären.

Mir ist nun mitgetheilt worden — die öffentlichen Blätter haben es ja auch ausge¬
sprochen— daß eine Konferenz der Landesdirektoren in dicfcr Frage stattgefunden hat. Wenu
der Herr Landeshauptmann in der Lage ist, uns über diese Konferenz Mittheilungen zu machen,so
wären diese für das Haus von großem Interesse, ich möchte ihn dringend darum bitten.

Ich schließe mich dem Vorschlag des Herrn Landeshauptmann, die Vorlage, wie das ja
Sitte ist, an die betreffendenFachkommissionen zu verweisen, (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr OberbürgermeisterBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine Herren! ich gehöre demjenigenTheile des Provinzialaus-

schusses an, welcherdie Erhöhung der Umlage, wie sie in dem Etat vorgesehen ist, nicht für unbedingt
nothwendighielt. Ob das die Majorität war, wie der Herr Landeshauptmann ausführte, oder ob
es die Minorität war, lasse ich dahingestellt sein, denn formell abgestimmt haben wir meines
Wissens darüber nicht, sondern wir haben uns darüber verständigt, bei der Verschiedenheit der Auf¬
fassungendie Entscheidung,wie der Herr Landeshauptmann zutreffendhervorgehobenhat, Ihnen,
meine Herren, zu überlassen.

Wenn natürlich auch erst eine eingehende Kommissionsberathungvorhergehenmuß, so halte
ich es in Uebereinstimmungmit dem Herrn Landeshauptmann doch für richtig, daß die Gründe
für und gegen die Steuererhöhung schon jetzt vor Ihnen auszuführen seien, damit Sie in der
Kommission schon volle Gelegenheithaben, die ganze Sachlage zu übersehen und daraufhin die Etats
und die Nothwendigkeitder Steuererhöhung Ihrerseits festzustellen.

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat am Schluß seiner eingehenden und die
Lage des Etats klar darstellenden Ausführungen in bescheidener Weise gesagt: die Lage der Finanzen
der Provinz wäre danach eine zufriedenstellende. Meine Herren! Ich persönlichglaube, mit noch
mehr Recht sagen zu können, die finanzielleLage der Provinz, wie sie sich nach den Darstellungen
des Landeshauptmanns ergiebt, ist eine glänzende. (Zustimmung.)

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat mit Recht hervorgehoben: Wir haben in
25 Jahren unsere Schulden nicht erhöht. Wir haben zur Zeit eine Million zur Verfügung
stehenderBestände, obgleich unsere Etats in allen Ausgaben reichlich und erschöpfendvorgesehen
sind. (Sehr richtig!)

Wir haben diese Bestände, obgleich wir in den beiden letzten Berichtsjahren noch Mittel
für außerordentliche Zwecke verwendethaben, nämlich200 000 Mark für die Straßen, 105000 Mark
für die Sieg und den ganzen Rest der Kosten des Provinzialdenlmals mit 335 000 Mail —
letztere allerdings im Wesentlichenaus Laudesbanküberschüssen, wenn ich recht unterrichtet bin.

Ich will an diesen ganzen Ausgaben auch nicht mäkeln, ich will sie alle im Etat lassen.
Ich will nur ausdrücklich betonen, daß der Etat für die verschiedensten Möglichkeitenvollständig
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und ergiebigdie nöthigen Mittel vorgesehen hat. Ich will auch meinerseits noch nicht die erhöhte
Dotationsrente, die uns bevorsteht,in Rechnungsetzen, wenn ich cs anch für durchaus in der Ordnung
halte, daß die Rheinprouiuz, obgleich wir sie zu den besser gestelltenProvinzen des preußischen
Staates rechnen können, bei dieser Dotationsrente nicht etwa leer ausgeht, sondern immerhin einen
entsprechenden Antheil an derselbenerhalten wird. Aber das liegt in der Zukunft Schoß; damit
können wir nicht rechnen.

Ich erkenne auch an, meine Herren, daß die gewerblicheLage eine schlechtere geworden ist und
daß wir deshalb mit zurückgehendenEinnahmen rechnen müssen. Aber, meine Herren, diese ungünstigere
gewerbliche Lage wird auch Ersparnisseim Etat zur Folge haben können, insofern als die Arbeits¬
löhne, die in den letzten Jahren wesentlich gestiegen sind, und die Preise der Materialien für die
Strahenverwaltung — doch eine unserer Hanptansgaben im Etat — wenn der gewerbliche Nieder¬
gang langer andauert, ebenfalls zurückgehen werden (sehr richtig!) und wir dann mit demselben
Gelde wieder mehr machen können, als wir in den letzten zwei Jahren damit machen konnten,
(Sehr richtig!)

Wir haben in der Provinzialverwaltung ein direktes Steuersystem — ich möchte das gleich
hinzusetzen— im Gegensatzzu den Gemeindehaushalts, in denen auch die indirekteSteuer und
besonders eine sehr empfindliche indirekte Steuer, die „Umsatzsteuervon Grundbesitz", eine sehr
erhebliche Rolle spielt, und diese Umsatzsteuer geht natürlich in rapidem Maße zurück, sobald die
gewerblichen Verhältnisse sich verschlechtern, weil dann der Umsatz in Grundstücken— das wissen
Sie ja alle, meine Herren — mehr oder weniger aufhört. Dem Umstände,daß wir cs in der
Provinz nur mit direkten Steuern und Zuschlägenzu direkten Steuern zu thun haben — diesem
Umstände haben wir es zuzuschreiben, daß nach meiner Meinung, auch wenn die gewerbliche Lage
für die nächste zweijährigeGtatsperiode fortgefctzt eine ungünstige bleiben würde, wir doch kaum
annehmen dürfen, daß die Erträgnisse unserer Steuerzuschlägesich nennenswerthvermindernweiden.
Der Etat ist in seinen Einnahmen davon ausgegangen, daß wir im nächstenEtatsjahre bei dem¬
selben Prozentsatz keine Erhöhung der Steuern mehr zu erwarten haben.

Er hat deshalb das Steuerquantum von, wenn ich nicht irre, 59 Millionen (Landes¬
hauptmann Dr. Klein: 5«!) oder 58 Millionen, welches im vorigen Etat vorgesehen war, auch
für die Zuknuft als Unterlage angenommen. Meine Herren! Ich halte das für eine zu ängstliche
Auffassung. Die Steuern sind nach dem dreijährigen Durchschnitt zu veranlagen. Ginmal war
das letzte Jahr noch gar nicht so schlimm. Jedenfalls waren die beiden anderen Jahre vorher
glänzende! die müssen auch noch zur Berechnung gezogen werden. Ich halte es deshalb für
unrichtig, daß wir im nächstenGtatsjahr blos das Soll nach den 58 Millionen des Vorjahres
zu Grunde legen. Ich bin vielmehr überzeugt, daß sich im nächsten Jahre noch eine nicht unwe»
sentliche Zunahme der Steuererträge bei demselbenProzentsatzwie im Vorjahre herausstellenwird.

Nun beziffert sich das ganze Defizit, das zu decken ist, auf 290 000 Mark. Ja, meine
Herren, wenn Sie bei der Größe unferes Provinzialetats diefe 290 000 Mark einfach als erhöhte
Einnahme aus Steuern in den Etat einstellen— und im nächsten Jahre werden sie meiner festen
Ueberzeugungnach jedenfalls eingehen, denn da haben wir im Durchschnitt noch immer zwei gute
Jahre — dann ist das ganze Defizit für ein Jahr verschwunden und wie es im zweiten Jahre
steht, können wir ebenso wenig wissen, als wir wissen, wie lange der gewerbliche Niedergangdauern
wird. Derselbe kann viel milder sich vollziehen und schnell« sein Ende erreichen, als das in
früheren Jahren der Fall war.
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Nuu, meine Herren, umgekehrthaben wir aber eine Million bcmr aus den Überschüssen
der letzten Jahre angesammelt. Wenn Sie mit dieser Summe nur nach den Bestimmungendes
Herrn Finanzministers verfahren, den ja der Herr Landeshauptmann nnch für seine Auffassung
angezogenhat und der in seinen allgemeinenBestimmungen ausdrücklich anordnet, daß Ueberschüsse
früherer Jahre in erster Linie als Einnahme in den Etat einzustellensind. — Meine Herren,
wenn Sie nach diesen Bestimmungen verfahren, wenn Sie die eine Million in den Etat einstellen,
dann müssenwir die Steuer sogar ermäßigen (Heiterkeit),dann haben wir zu viel Geld. (Erneute
Heiterkeit.) Jedenfalls übernehmeich dafür die Garantie, daß, wenn sie auch die Steuern nicht
erhöhen, um den Steuerausfall zu decken, Sie doch in den nächsten zwei Jahren den grüßten
Theil der einen Million Ueberschuß in der Tasche behalten.

So komme ich zu der Auffassung, daß ein kleiner Widerspruchdarin liegt, daß auf der
einen Seite unsere Finanzlage eine glänzende ist und auf der anderen Seite wir die Steuern
erhöhen sollen. Da wäre es eigentlich untürlicher, daß man es umgekehrtmachte,und ich glaube,
Sie können alle diese Vorsichtsmaßregeln,die der Herr Landeshauptmann zu Gunsten der Erhöhung
angeführt hat, ohne eine solche durchführenund werden nach Ablauf der nächsten2 Jahre doch
kein Defizit haben.

Nun, meine Herren, sage ich mir, bei dieser Sachlage kommt diese Bewilligungvon '/2"/«
erhöhter Stener so ein bischen auf das Bewilligen von Steuern auf Lager hinaus, uud ich für
meine Person kann dies doch nicht als richtig annehmen. Da halte ich es doch mehr mit dem
Ausspruch — ich glaube es war der große Hcmsemann,der das sagte: — In Geldsachenhört die
Gemüthlichkeitauf. (Heiterkeit.) Ich bewillige weder Steuern auf Lager, noch bewillige ich sie,
um den Landeshauptmann mit besonderer Beruhigung scheiden zu sehen. (Heiterkeit.) Soweit
geht meine Liebe zu ihm nicht, wenn ich auch sonst mit der Anerkennung,die ihm hier von meinem
Herrn Vorredner gezollt wurde, in vollem Maße einverstanden bin. Vielleicht könnte aber auch,
wenn Sie meinem Vorschlagefolgen, dies die gute Wirkung haben, daß der Landeshauptmann
die Finanzlage nach zwei Jahren für nicht mehr fo klar hielte, um mit Anstand abgehen zu
können (Heiterkeit), uud daun, meine Herren, wäre das ein Prosit mehr, wir brauchten keine
höheren Steuern zu bezahlen und behielten den Herrn Landeshauptmann auch. (Große Heiterkeit
und Beifall.)

Nach dem Allem, meine Herren, möchte ich wenigstens den Herren in der Kommission,
die diese Frage zu berathen haben, empfehlen, den ganzen Etat doch mit einer gewissen Vorsicht
anznfassen. Ich bin auch der Ansicht, daß es ein Fehler wäre, wenn wir irgendwie unsere gute
Finanzlage ohne Noth beeinträchtigenwollten. Ich theile aber auf der anderen Seite die Auf¬
fassung des Herrn von Grand-Ry, daß in einer Zeit des gewerblichenNiederganges — da doch
auch die kleinen Leute zum Theil die Steuer bezahlen müssen — es nicht gerade empfehlenswert!)
ist, Steuererhöhnngen eintreten zu lassen, man müßte sie denn für unbedingt nothwendig halten,
und diese Nothwendigkeitmuß ich zur Zeit für meine Person wenigstens bestreuen. Aus diesen
Gründen habe ich im Ausschußmich für verpflichtet gehalten, gegen die Steuererhöhung zu sprechen.
Aber natürlich, wenn unsere Kommissionenfinden sollten, daß die Steuererhöhung trotzdemgeboten
ist, meine Herren, so habe ich mein Gewissensalvirt. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Zweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Wenn ich mir gestatte, ebenfalls das Wort

noch zum Etat zu ergreifen,so möchte ich zunächst erklären, daß ich mit der Anerkennung,die von
meinen beiden Herren Vorrednern sowohl dem Herrn Landeshauptmann wie dem Provinzialausschuß
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ausgesprochen worden ist, einverstandenbin nnd daß ich mich dieser Anerkennung von ganzem
Herzen anschließe.

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat zunächst die stets wachsenden Mehrkosten
unseres Landarmenwesenshervorgehobenund dabei, wie ich glaube, ganz richtig ausgeführt, daß
dariu einmal ein günstiges und zum anderen ein ungünstiges Zeichen zn erblicken ist.

Die Erhöhung der Kosten unseres Landarmenwesensist erfreulicher Weise zu nicht geringem
Theil auf die erheblich bessere materielle Versorgung unserer Armen zurückzuführen,und damit
werden alle diejenigeneinverstandensein, welche ein Herz haben für das Wohl der unbemittelten
Bevölkerung.

Der Herr Landeshauptmann hat sodann ans die Straßenausbciukostenhingewiesen;und da
ist es mir so vorgekommen, als ob es ihm gcgcmgen Ware, wenn auch umgekehrt, wie dem Maune,
dem eine sehr entfernt stehende aber sehr reiche Tante gestorben ist, die er zu beerben hat. Während
er einerseits ein schmerzlichesGesichtmacht, frcnt er sich auf der andern Seite über die schöne
Erbschaft, die ihm zufällt. Der Herr Landeshauptmann hat in schwarzen Farben all die Mißstände
hervorgehobenund das große Unglück, das durch die vermehrten Kosten der Straßenunterhaltung
über die Provinz hereingebrochen ist. Aber er hat schließlich doch gesagt: „Gott sei Dank, daß
das so ist." Denn die vermehrtenUnterhaltungskostenbeweisen,daß Handel und Wandel in der
Provinz blüht. Es ist gut, daß nicht auf unsern Straßen Gras wächst und die Gemeinden aus
der Grasnutzung vielleicht einige Einnahmen haben (Heiterkeit), sondern daß wir, Gott sei
Dank! sehr viel bezahlen müssen, weil die Straßen stark benutzt werden infolge des Verkehrs in
der Provinz. Darum hätte ich deu dringenden Wunsch, daß die stärkere Benutzung unserer Provinzial-
straßen noch recht lange andauern möge; wenn wir auch noch recht tüchtig dafür bezahlen müssen.
(Sehr richtig.) Es kann das nur ein Beweis für das Wohlergehenunserer Provinz sein.

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat sodann schließlichdarauf hiugewieseu, daß
die Anleihekosten,die Kosten für Amortisation und Verzinsungunserer Anleihen, die außerordent¬
liche Erhöhung der Gesammtausgabenhervorgerufenhaben. In dieser Beziehuug habe ich an den
Provinzialausschuß eine Bitte zu richten inbezug auf die Aufstellungunseres Etats. Der sonst ja
recht klar und übersichtlich aufgestellte Etat läßt eine Zusammenstellungunserer Schulden an irgend
einer Stelle vermissen. (Sehr richtig.) In Titel V des Hauptctats siud nur aufgeführtdie Positionen
zur Tilgung und Verzinsung der alten und der neuen Irrenhaus-Schuld; alle übrigen Schulden
fehlen. Der Herr Landeshauptmannhat vorhin die Schulden auf 13 Millionen angegeben. Ich habe
mit vieler Mühe versucht, aus den vielen Etats mir die einzelnenPositionen znsammenznrechnen
uud ich bin auf etwa 16 Millionen gekommen. Ich bin überzeugt, daß die Angabe des Herrn
Landeshauptmanns richtig ist; aber es wäre jedenfalls angenehm, wenn man an irgend einer
Stelle des Etats klar und deutlich deu Gesammtschuldenbestand der Provinz übersehenkönnte.

Meine Herren! Die Schulden unserer Provinz sind allerdings zurückgegangen. Aber ich
fürchte, daß diese gute Zeit, in der die Schulden der Provinz zurückgegangen sind, ein Ende hat,
und daß wir jetzt vor einer Zeit stehen, wo eine weitere Steigerung des Schuldcnstandesder Provinz
sich nicht mehr wird vermeidenlassen.

Und damit, meine verehrtenHerren, komme ich zu der Frage der Kommmmlumlagen,die
ich zu meinen! lebhaften Bedauern in entgegengesetztem Sinne wie mein verehrter Herr Kollege
Becker entscheiden muß. Meiue Herren! Ich habe bereits bei der vorjährigenGtatsberatung darauf
hingewiesen, daß nach meiner Auffassungdie damalige, zwei Jahre vorher erfolgte Herabsetzung des
Steuerfußes von 11°/» auf 10'/z«/« nicht gerade eines sehr vorsichtigen Finanzgebahrens entsprechend



32 42, RheinischerProvinziallandtag, 2, Sitzung am 4. Februar 1901.

sei. Ich habe Sie damals, meine Herren, darauf aufmerksam gemacht,daß von den Ueberschüssen,
die i. I, 189? 341000 Mark betrngen, durch außerordentlicheBewilligungenschon 100000 Mark
weggenommen wurden, daß im folgenden Jahre 1898 bei 752000 Mark Ueberschüssen außer¬
ordentlicheBewilligungen wiederum eintraten, die diese gewaltigen Ueberschüssevon 752000 Mark
schon auf 127000 Mark herabminderten Und wiederumi. 1,1899 sollte der Ueberschuß383000 Mark
betragen, und er ist auf 165000 Mark heruntergegangen. In den eisten beiden genannten Jahren
war dieses Heruntergehendes Uebelschussesallenfalls noch gerechtfertigt, meine Herren; denn dort war
es begründet durch außerordentlichevon Ihnen bewilligte Ausgaben. In dem folgenden Jahre aber
wird das Herabgehen des Ueberschusses dadurch begründet, daß Etcitsüberschreitungen stattgefunden
haben, die vermieden wären, wenn in dem Etat die einzelnenPositionen höher veranschlagt wären.
Beim Landarmenwesenund bei anderen Punkten im Etat haben wir ein Defizit gehabt. Wären
wir vorsichtiggewesen und Hütten wir, wie es der Provinzialausschußzu meiner Genugthuung in
diesem Jahre gethan hat, den Etat auch in früheren Iahreu ausreichendbemessen, dann Hütten wir uns
einen Ueberschuß von 383000 Mark im vorigen Jahre nicht ausrechnenkönnen,sondernwir hätten
ihn schon im vorigen Jahre auf höchstens 165 000 Mark bemessen dürfen. Deshalb, meine Herren,
begrüße ich es mit Freuden, daß der Provinzialausschuß wenigstens in diesem Jahre alle diejenigen
Ausgaben eingestellt hat, die er dauernd nicht zurückweisenkann, die er nur höchstens der Zeit nach
zurückstellen könnte, uud daß er andererseits auch vorsichtig gewesen ist in der Veranschlagungder
Ausgaben selbst, eine Vorsicht,die in den Vorjahren thatsächlich nicht vorhanden gewesen ist.

Nun, meine Herren, rechnen wir danach hier etatsmäßig einen Ueberschuß von einer Million
am Ende dieses Jahres heraus. Ob dieser etatsmäßige Ueberschußwirklich eintreten wird, das
werden wir erst abzuwarten haben. Bis jetzt ist die Rechnung noch nicht gelegt. Es ist eine
Schätzung, bei der also Schwankungen eintreten können,wie bei den auf 383 671 Mark berechneten
Ueberschüssen des Jahres 1899. Auch hier kann immerhin noch eine erhebliche Minderung ein¬
treten. Bei Erörterung der Frage der Feststellung unserer Steuer ist ein Grund hervorgehoben,
der meiner Meinung nach der einzige ist, welcherfür eine Ermäßigung spricht. Das ist folgender.
Wir berechnen die Einkommensteuernach dem dreijährigen Durchschnitt. Zweifellos ist daher, daß
im folgenden Jahr eine große Anzahl der Steuerzahler in der Lage sein wird, ein höheres Ein¬
kommenzu versteuern, als wie sie wirklich haben (sehr richtig!), weil das Einkommender Jahre
1900 und 1899 grüßer gewesen ist und infolge des dreijährigen Durchschnittes das fictive Ein- ,
kommenfür 1901 sich erhöht. Das ist eine gesetzliche Bestimmung, die zur Sicherheit der Staats-
finanzen und zur Sicherheit der Gemeindefinanzenerlassen ist, der wir uns fügen müssen, die aber
von dem Einzelnen, der bezahlen muß, immer unangenehmempfundenwird. Es ist dem Einzelnen
jedenfalls unangenehm, in einem Jahre von einem höheren EinkommenSteuer zahlen zu müssen,
als er wirklich hat.

Dieses, meine Herren, ist der einzige Grund, der sich für die Ermäßigung oder Beibe¬
haltung von 10!/«"/<>in diesem Jahre anführen läßt. Die übrigen Gründe kann ich nicht aner¬
kennen. Es sei denn der letzte, den der Herr Kollege Becker angeführt hat, daß die Ermäßigung
der Steuer ein Mittel wäre, um den Herrn Landeshauptmann zu behalten; dann würde ich auch
dafür stimmen, sonst aber kann ich die Gründe als zutreffendnicht anerkennen.

Der Herr OberbürgermeisterBecker hat unsere Finanzlage als glänzend bezeichnet. Nun,
meine Herren, ich will das einmal zugeben. Ich glaube auch, daß die Finanzen der Rheinprovinz
die besten von allen Provinzen der Monarchie sind. Aber, meine Herren, ich behaupte, daß auch
leine Provinz so schwankende Einnahmen haben wird, wie die Rheinprovinz. (Landeshauptmann
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Dr. Klein: Sehr richtig!) Mögen unsere Einnahmen glänzend sein, ein solcher Unterschied wie bei
uns in den Steuererträgnissen des einen guten Jahres gegen das andere schlechte Jahr wird in
den übrigen Provinzen der preußischenMonarchie nicht vorkommen. Deshalb, meine Herren,
müssen wir dafür sorgen, daß wir Reserven haben, Reserven, auf die wir zurückgreifenkönnen,
und diese Reserven lassen sich allein sammeln in guten Jahren, sie lassen sich nicht sammeln in
schlechtenJahren.

Wenn der Herr OberbürgermeisterBecker dann darauf hingewiesen hat, daß nach seiner
Auffassungeine Verminderung der Ausgabeneintreten würde, so hoffe ich nnd fürchte ich, daß das
nicht der Fall sein wird.

Ich hoffe es, meine verehrtenHerren, bei den Löhnen, Ich habe die Erfahrung, so lange
ich lebe, gemacht, daß die Löhne schnell steigen, daß sie aber sehr viel langsamer zurückzugehen
pflegen, wie sie steigen (sehr richtig!), und daß daher so schnell die Verminderung der Ausgaben
an Löhnen doch nicht eintreten wird. (Sehr richtig!) Wünschen möchte ich das Herabgehender Preise
vielleicht bei den Preisen der Materialien, obgleich ich auch davon nicht so sicher überzeugt bin.
Wenn wir daher jetzt gewissermaßenSteuern auf Lager bewilligen, fo geschieht das in der wohl
begründetenAbsicht, daß wir dann, wenn thatsächlich unsere Steuern, die Prinzipalsteuersätzeerheblich
zurückgehen,nicht in die Lage kommen, die Steuern erhöhen zu müssen, und, meine Herren, ich
hätte gewünscht,daß das bereits in den letzten 4 Jahren geschehenwäre, ich hätte gewünscht, wir
wären mit den Steuern nie heruntergegangen, dann hätten wir nicht nöthig, gerade jetzt mit der
Erhöhung zu kommen. Sie ist unangenehm,wenn sie auch nur >/« Prozent beträgt, zu einer Zeit,
wo schon der Anfang des Niedergangesder gesammten Geschäftslagesich bemerkbarmacht. In den
letzten Jahren hätten uns die 11°/« garnichts gethan. Jetzt werden sie uns schon schwerer. Ich
sehe nicht so rosig in die Zukunft wie der Herr Kollege Becker. Sollte es uns weiter schlecht gehen,
dann werden uns die 11°/«, die wir in späteren Jahren vielleichtnoch erheblich erhöhen müssen,
sehr, sehr viel schwerer werden, und uns werden die Million, die wir jetzt haben, und die paar
Hunderttausende, die wir vielleicht in den nächsten Jahren noch dazu sparen, herzlich willkommen
sein. Ich bin in meiner Verwaltung bei Aufstellung des Etats genau so verfahren. Wir haben
den Zuschlagin der Zeit der glänzendenErwerbsverhältnissemit Zustimmungder Stadtverordneten¬
versammlungvon 180 auf 200 «/« der Einkommensteuererhöht. Die Folge ist, daß wir in diesem
Jahre bei der hembgehenden Conjunktur nunmehr wieder von 200 auf 180'/« heruntergehen
können. Ich wünschte, daß es bei der Provinz ebenso wäre, und begrüße daher den Beschlußdes
Ausschusses,wenigstens die Reserven noch weiter zu halten und nicht schon für die laufendenBedürfnisse
zu verwenden,von ganzem Herzen, (Lebhaftes Bravo.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Ich möchte zunächst dem Herrn von

Grand-Nu einige Worte erwidern.
Herr von Grand-Ry hat des Fürsorgegesetzes für die verwahrlostenKinder gedacht. In

dieser Hinsicht, meine Herren, werden Sie in der Kommission die Vorschläge hören, welche wir
für das am 1. April einzuführendeGesetz vorbereitet haben. Die Einführung des Gesetzes wird
uns nicht unvorbereitettreffen. Wir haben alles gethan, was unter den obwaltenden Umständen
möglichwar, um eine recht große Zahl von Fürsorgezöglingenbeiderlei Geschlechts aufnehmen zu
können. Wir wollten noch nicht so weit gehen, Ihnen Vorschläge wegen Bauten u. s. w. zu
machen, sondern wir wollten erst an der Hand der Erfahrungen abwarten, was erforderlich ist.
Wenn vielfach die Rede davon gewesen ist, daß wir auf Brauweiler zurückgreifenwollten, fo möchte
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ich hier zur Beruhigung der Herren sagen, daß das nur als ultiiuniu reiußinm für ganz ver¬
kommene junge Leute von 16—18 Jahren, die wir nirgendwo halten können,eventuellin Betracht
gezogen wird. Es soll aber auch in Brauweiler ein ganz abgesondertgelegenes Gebäude, welches
mit der dortigen Korrigendenanstalt in keinem Zusammenhang steht, nur vorübergehendbenutzt
weiden. Im Nebligen besitzen wir eine ausreichendeZahl von Anstalten, wo wir die Zöglinge
unterbringen, und sie auch in Handwerken ausbilden können, insbesondere haben wir für diese
Fürsorge eine größere Zahl von Familien gewonnen — der zuständigeDezernent, Landesrath
Schmidt, welchersich der Fürsorgeerziehungmit besonderer Liebe und Eifer angenommenhat — hat
einen zweckmäßigen Plan ausgearbeitet, wo und wie wir die nach dem I. April uns überwiesenen
Fürsorgezöglingezweckmäßig unterbringen können.

Wenn Herr von Giand-Ry ferner die Frage der geistlichen Genossenschaften als Pfleger
für die Irrenanstalten berührt hat, so möchte ich zunächst darauf hinweisen, daß diese Frage bereits
früher wiederholt von Ihnen, meine Herren, erwogen worden ist, und daß Sie sich — meines
Trachtens mit gutem Recht — dahin schlüssig gemacht haben, zur Erörterung dieser Frage erst
dann überzugehen, wenn die sämmtlichenNeubauten auf dem Gebiete des Irrenwesens vollendet
sind und damit die Vorbedingung der Genossenschaftspflegegegeben ist, das heißt, daß die
Anstalten konfessionell getrennt weiden können. Ob wir eine solche Vorlage machen und ob sich
eine Nothwendigkeitdazu ergeben wird, das, meine Herren, läßt sich heute noch nicht beurtheilen.
Ich möchte nur das Eine betonen, daß heute der Zeitpunkt noch nicht gekommen ist, wo wir über
diese Frage mit irgendwelcherAussicht auf Erfolg oder mit Nutze» diskutircn können. Ich möchte
also bitten, diese Frage einstweilenauf sich beruhen zu lassen.

Drittens hat Herr von Grand-Ry den Wunsch ausgesprochen,die Provinz möchte den
Kleinbahnbau mit Darlehen weiter unterstützen. Ja, meine Herren, wir gewähren ja Darlehen aus der
Landesbankzum Zwecke des Baues von Kleinbahnenzu den denkbar günstigsten Bedingungen,d. h. zu
denselben Bedingungen, wie sie auch für die Landwirthschaftbewilligt werden, zum Selbstkosten¬
preise. Wir können aber nicht noch weitere Zuschüsse an Zinsen geben. Bei dem Achtzehn-Millionen-
fonds wurden die Darlehen unter dem damals marktgängigenPreise gegeben. Damals konnten
wir unsere dreiprozentigeu Anleihescheinewenig unter pari begeben, während die 3 ^/« "/<> igen
Anleihescheineden Nennwerth um 2 bis 3°/« überschritten hatten. Wenn wir damals die
Darlehen gegen 3»/« Zinsen hergaben, so brauchten wir höchstens '/2 "/<> aus eigenen Fonds zu
zahlen, damit die Zinsen gedeckt wurden. Heute ist das aber nicht mehr möglich. Heute müssen
wir 1«/« und zeitweise noch mehr zulegen. Ich meine, meine Herren, daß, wenn die Darlehen
für Kleinbahnen zu denselbenBedingungen wie für die Landwirthschaft, also zum Selbstkosten¬
preise, gegebenwerden, so ist damit dem augenblicklichen Bedürfnisse Genüge geschehen, und wir
können nicht in einem Augenblicke,wo der Etat so stark in Anspruch genommenist, noch weitere
Opfer von Seiten der Provinz bringen.

Der nächste Punkt, den Herr von Grand-Ry berührte, betraf die Meliorationsfonds. Es
ist richtig, meine Herren, daß der Staat bis jetzt 270 090 Mark jährlich für die Eifcl und für die
Gebirgsgegendender Provinz gegebenhat. Die Provinz zahlte 170 000 Mark, so daß zusammen
für diese Gebirgstheile der Provinz 270 000 Mark und 170 000, also 440 000 Mark verausgabt
worden sind. Diese Summe soll auch für die Zukunft weiter verwendet weiden, aber mit dem
Unterschiede, daß die Hälfte, 220 000 Mark, von der Provinz und die andere Hälfte vom Staat
getragen weiden soll. Wir zahlen also 50 000 Mark mehr, während der Staat 50 000 Mark
weniger hergiebt.
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Ich muß dem Herrn von Grand-Ry auch darin beipflichten,daß die Summe von
440000 Mark knapp bemessenist, daß die bisherigen Meliorationen in der Eifel außerordentlich günstig
gewirkt haben und daß es wünschenswertherscheint, wenn möglichden fraglichen Fonds zu erhöhen.
Es kann das aber nicht dadurch geschehen, daß wir aus dem im landwirthschaftlichenEtat für
Meliorationszweckevorgesehenen Restbetragevon 191 000 Mark noch eine Summe von 50 000 Mark
für die Eifel entnehmen, denn dann würden wir die übrigen Theile der Provinz zu Gunsten der
Eifel benachtheiligen. Die übrigen Theile der Provinz haben auch ihre Ansprüche. Auch dort
sind Gegenden, wo nachgeholfenwerden muß, namentlich auf dem Gebiete der Flußregulirungen,
wo der Niederrhein eine so große Rolle spielt. Für alle diese Ansprüche sind unsere Fonds recht
knapp bemessen,und es würde gewiß nicht richtig sein, diese noch um 50 000 Mark zu kürzen.
Die Lösung der Frage kann vielmehr allein in der Weise erfolgen, daß der Staat die 50 000 Mark,
welche er jetzt zurückgezogen hat, wieder in den Etat einstellt und daß alsdann auch eine weitere
Summe von der Provinz flüssig gemacht wird, wozu sich vielleicht im nächstenEtat eine Gelegen¬
heit findet. Aber heute ist das nicht möglich, meine Herren.

Endlich hat Herr von Grand-Ry den Wunsch ausgesprochen,etwas Näheres über die
Konferenz der Landesdireltoren hinsichtlichder Dotationsfrage zu erfahren. Ich komme diesem
Wunschenach, indem ich mittheile, daß wir uns in wiederholtenKonferenzeneingehendmit dieser
Frage befaßt haben, wobei mir als Vorsitzender die undankbare Aufgabe oblag, die Anschauungen von
Osten und Westen miteinander auszusöhnen. Es herrschte in dieser Hinsichteine große Meinungs¬
verschiedenheit, indem der Osten auf Grund seiner Bedürftigkeitgrößere Anfprücheerhob, während
der Westen im Wesentlichen die Kosten tragen sollte.

Dann war es auch sehr schwierig,einen Modus für eine gerechte Vertheilnng zu finden.
Es ist nun nach langen Bemühungen gelungen, eine Uebereinstimmungüber folgende Sätze zu
erzielen, und ich hoffe, daß wir uns auch noch zum Schluß weiter verständigenwerden.

„1. Die weitere Ausstattung der Provinzial- und Bezirksverbändemit staatlichen Geldmitteln
erscheint im Hinblick auf die erhebliche Steigerung der Ausgabenfür die in dem Dotations-
gefetz vom 8. Juli 1875 festgesetzten Zwecke sowie die seitdem mehrfach erfolgte Zuweisung
nener, die bezeichneten Verbände schwer belastender Aufgabenberechtigt und mit Rücksicht
auf die finanzielleLage der Provinzen, Kreise und Gemeinden geboten.

2. Die Ueberbürdungder Provinzial- und Bezirksverbändeist insbesondere auf den Gebieten
des Landarmenwesensund der erweitertenArmenpflege,sowie des Straßenbaues hervor¬
getreten, indem die Ausgaben für das Landarmenwefenauf Grund des Gesetzes vom
8. März 1871 — wie eine Uebersicht ergiebt — seit dem Jahre 1876 überall um
das 2- bis 5-fache gestiegen sind und die Kosten für die erweiterte Armenpflege auf
Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 — wie aus einer anderen Anlage hervor¬
geht", —

Ich möchte hier einschalten, daß wir unsere 11°/« richtig angeführt haben, und daß das überall in
unseren Aufstellungengeschehen ist —

eine ungeahnte Höhe erreicht haben und auf beiden Gebieten noch in fortwährendem
Steigen begriffen sind, während auf dem Gebiete des Strahenwesens eine wesentliche
Erhöhung der Ausgaben dadurch eingetretenist, daß nicht nur die Unterhaltung der im
Jahre 1875 überwiesenenehemaligen Staatsstraßen in Folge des Anwachsens der
Löhne uud der Materialienpreisesich immer kostspieligergestaltet hat, sondern daß
auch der Unterstützungder Kreise und Gemeindenzum Bau und zur Unterhaltung von
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Kreis- und Gemeinbewegen,sowie der Förderung des Kleinbahnwesensfortgesetzt größere
Mittel zugewendetworden sind und noch weiterhin zugewendetwerden müssen.

3. Die Ausgaben auf dem Gebiete des Landarmenwesens, der erweiterten Armenpflege
und des Straßenwesens sind den Provinzial- und Bezirlsverbänden durch gesetzliche
Bestimmungen auferlegt und insoweit der freien Verfügung dieser Kommnnalverbände
entzogen. Es erscheint deshalb gerechtfertigt, daß den Provinzial» und Bezirlsverbänden
eine entsprechendeEntlastung durch Gewährung neuer staatlicher Mittel gerade auf
diesen bezeichneten Gebieten zu theil wird.

4. Die zu diesem Zweck für die sämmtlichen Provinzial- und Bezirksverbändeerforderlichen
Geldmittel dürfen nicht nach einem mechanischenMaßstabe, wie solcher dem Dotations¬
gesetz vom 8, Juli 1875 zu Grunde gelegt worden ist, erfolgen; vielmehr erscheint es
im Sinne der ausgleichendenGerechtigkeit geboten, die Verkeilung nach Maßgabe des
Bedürfnisses der einzelnen Provinzial- und Bezirksverbände,und zwar in der Weise
zu bewirken, daß einestheils die auf den Gebieten des Armen- und Straßenwescns
in den einzelnen Provinzen bisher geleisteten Ausgaben sowie die von den Kreisen
und Gemeinden an die Provinzen zur Unterstützungdes Kreis- und Gemeindewegebaues
gestellten Anträge, und anderenteils die finanzielle Lage der einzelnen Provinzen und
Bezirke,sowie deren Kreise und Gemeinden in Berücksichtigung gezogen werden."

Der letzten Resolution lag die Absicht zu Grunde, einen bestimmtenProzentsatz der Aus¬
gaben als Maßstab für die Dotation zu nehmen. Wir geben z, B. in der Rheinprovinz für die
Zwecke des Armenwesensund der Unterstützung des Gemeindewegebauesungefähr 3 Millionen Mark
aus. Würde nun der Normal-Prozentsatz für die Dotation auf 25 °/» der Ausgaben festgesetzt,
so würde der Rheinprovinz ^4 der 3 Millionen, also 750000 Mark zufallen. Der den einzelnen
Provinzen zu überweisendeProzentsatz ihrer Ausgaben müßte nach Ansicht der Landesdirektoren
nach Maßgabe der Bedürftigkeitder einzelnenProvinzen erhöht oder erniedrigt werden, so daß die
armen Provinzen vielleicht50 »/„ ihrer bezüglichenAusgaben erhalten würden gegen 25 "/« der
besser gestelltenProvinzen. Dieser Maßstab, welcher, wie nicht zu verkennen ist, mit mancherlei
Schwierigkeitenverknüpft ist und dessen Durchführbarkeitdeshalb noch in Frage steht, hat wenigstens
den Vortheil, daß alle etwas bekommen;die östlichen Provinzen würden nur mehr bekommen, weil
sie ärmer sind. Bei Annahme dieses Maßstabes würde sich, wie eine vorläufige Berechnung ergibt,
als Resultat herausstellen, daß die Höhe der Umlagen, d. h. der Prozentsatz, welcher auf die
direkten Staatssteuern umgelegt wird, in sämmtlichenProvinzen ungefähr der gleichewäre, und
damit würde zugleich der Unterschiedzwischen reicheren oder ärmeren Provinzen auf dem Gebiete
der Provinzialverwaltung fortfallen, indem z. B. ein Censit in Königsberg keine höheren Provinzial¬
abgaben zahlen würde, wie in der Rheinprovinz. Gesetzt den Fall, es versteuert Jemand in
Königsbergein Einkommenvon 3000 Mark, zahlt also 90 Mark jährlich an Einkommensteuer, so
entrichtet er bei 10 "/» Provinzialumlage 9 Mark Provinzialabgaben. Dasselbe wird von dem
gleichen Einkommenin der Rheinprovinz gezahlt. Nun ist die Frage: steht der Steuerzahler in
der Rheinprovinz mit einem Einkommenvon 3000 Mark besser, wie der gleiche Censit in Königsberg,
wenn beide 9 Mark Provinzialabgaben zahlen? Gewiß nicht, und dem einzelnensteuerzahlenden
Rheinländer nützt es in der That wenig, daß in unserer Provinz viele reiche Leute sind, welche
mehr zahlen. Der Eine steht genau so wie der Andere, und es würde nur dann der Königsberger
schlechter stehen, wenn er einen höheren Prozentsatz für denselben Zweck zu zahlen hätte, also für
Provinzialabgaben zu zahlen hätte, zumal wenn durch eine neue Dotation, da die übrigen Lasten,



42. Rheinischer Provinziallandtag, 2. Sitzung am 4. Februar 1901. 37

wie Gemeinde-,Kirchen» und sonstige Steuern im Westen nicht geringer, sondern im Gegentheil für
den einzelnen Steuerzahler prozentual höher wie im Osten sind, die Umlage annähernd gleich gemacht
wird — für die Gegenwart wenigstens, für die Zukunft mögen die Herren sehen, daß sie nicht
mehr ausgeben — dann ist der Ausgleichzwischen reichen und armen Provinzen gegeben. Wenn
man gegen diese prozentuale Berechnung auf die Gesammtsummeder bei gleichem Prozentsätze
eingehenden Umlage hinweisenwill, so ist daranf zu entgegnen,daß diese Gesammtsumme hier nicht
in Betracht kommen kann, weil die westlichen Provinzen und insbesonderedie Rheinprovinz bei
einer Bevölkerungvon fast 6 Millionen Einwohnern ganz andere Anforderungenfür Armenpflege
u. s. w. zu bestreitenhat, wie die östlichenProvinzen bei einer Bevölkerungvon 1500000 bis
2 000 000 Einwohnern. Diesen Ansichten ist die Mehrzahl meiner Kollegen beigetreten. Die
gefaßten Beschlüsse sollen dem Herrn Minister des Innern mit der Bitte überreichtwerden, uns
zu einer Berathung in Berlin zu versammeln, vorher werden wir aber nochmals ^versuchen,uns
über gemeinsame Anträge zu verständigen,damit wir etwas Fertiges dem Herrn Minister vorlegen
können.

Dem Herrn OberbürgermeisterBecker muß ich allerdings zugeben,^daß eine Abstimmung
über die Höhe des zu erhebendenProzentsatzes der Umlage nicht stattgefundenhat, und daß es
nur eine persönliche Anschauungvon mir war, wenn ich von einer Majorität gesprochen habe.

Ebenwcnig kann ich dem Herrn OberbürgermeisterBecker verhehlen, daß die Möglichkeit
der Festhllltung an dem Satze von 10 '/»"/« gegeben ist. Ich halte es aber nicht für zweckmäßig,
daß dies geschieht. Ich behaupte also durchaus nicht, daß die Finanzlage eine solche sei, daß wir
unbedingt 11"/» jetzt erheben müßten, allein im Hinblicke auf die allgemeinewirthschaftliche Lage
sowie im Interesse der Zukunft scheint mir geboten, daß wir jetzt 11»/« erhebenund uns nicht
der Gefahr aussetzen, den Reservefonds bereits jetzt angreifen zu müssen. Bei dieser Anschauung
kann ich nur bleiben.

Dem Herrn OberbürgermeisterZweigert möchte ich zunächst die Zusage machen, daß wir
im nächstenEtat die Schulden aufführen werden. Dieselben sind aber auch jetzt schon aufgeführt
'n dem Bericht über den Vermögensstand in Druckfache Nr. 2, die gleich zur Sprache kommen
wird. Allein es wird jedenfalls übersichtlichersein, wenn wir die Schulden in dem Etat selbst
erscheinen lassen. Wenn Herr OberbürgermeisterZweigert schließlich befürchtet,der Ueberschuß des
Rechnungsjahres 1900 werde hinter unserer Annahme wesentlich zurückbleiben,so kann ich darauf
nur erwidern, daß unsere Rechnung in dieser Hinsicht auf sicheren Feststellungenberuht, indem wir
uns von den Regierungen das Steuersoll des Jahres 1900 haben mittheilen lassen. Es kann
nur eine kleine Differenz noch eintreten, wenn die Reklamationen in außergewöhnlichhöherem
Maßstabe gegen früher berücksichtigt werden sollten. Ausgaben auf die fraglichen Ueberschüsse
können wir nicht machen, das unterliegt vielmehr der Beschlußfassungdes Prouinziallandtage«.
Es handelt sich einzig und allein nur um das Defizit beim Landarmenwesenfür das Jahr 1900,
welches aus den Ueberschüssen noch gedeckt weiden muß, was wir bereits in Bettacht gezogen
haben, sodaß wir in der Hinsicht doch mit ziemlich sicheren Zahlen rechnen.

Zum Schluß möchte ich nicht unterlassen, den sämmtlichen Herren Rednern den
besonderenDank auszusprechen für das persönliche Wohlwollen, das sie mir gegenüber bekundet
haben. Ich darf aber auch nicht unterlassen,es als verfehlt zu bezeichnen, daß ein halbes Prozent
Umlage auf die ernste Entschließung, die ich zu fassen habe, von irgend welchem Einfluß sein
könnte. (Heiterkeit.)
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es hat sich niemand mehr zum Wort
gemeldet. Dann schließe ich die Diskussion. Ich habe sie mit Absicht nicht vorher geschlossen.
Ich dachte, es würde vielleicht einer der Herren noch sprechen wollen nach der letzten Rede des
Herrn Landeshauptmanns.

Meine Herren! Wir würden also nun diese Angelegenheitan die Fachkommissionen ver¬
weisen. — Es erfolgt kein Widerspruch.

Wir kämen nunmehr zum vierten Punkte unserer Tagesordnung, dem Berichte über
den Veimögensstand.

Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Die Provinzialordnung schreibt vor,

daß gleichzeitigmit dem Etat alle zwei Jahre eine Uebersicht über den Vermögcusstand der
Provinz vorgelegt werden soll. Diese Bestimmung beruht darauf, daß den Herren Mitgliedern
des hohen Hauses die Ueberzeugung zu gewähren sei, daß unzulässigeKapitalansammlungen nicht
stattgefundenhaben und andererseits auch keiuc Schulde» gemacht worden sind,

Sie haben die Uebersicht in Händen, und ich möchte nur kurz den Schluß daraus ziehen.
Nach der Uebersichtbetragen die Aktiven des Provinzialverbandes einschließlich Landes¬

bank und Provinzial-Feucr-Societiit 32 435 371 Mark. Hiervon sind der Provinz blos zur
Verwaltung überwiesen 2 883 341 Mark, sodaß ein Netto-Vermögen von 29 552 029 Mark
verbleibt. Hiervon gehen ab die jetzt vorhandenenSchulden, also noch nicht die neu zu lreircnden
--------------- (zunehmendeUnruhe)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte um etwas Ruhe, meine Hcrreu.
Landeshauptmann Dr. Klein fortfahrend: Die 6^2 Millionen-Anleihe ist noch nicht

dabei. — Es verbleibtmithin ein Ncttovermögenvon 19 656 903 Mark. Die letzte Uebersicht ergab
ein Vermögen von 18 453 900 Mark, sodaß wir also jetzt mehr haben: 1203 003 Mark.

Dieses Mehr, meine Herren, besteht aus folgendenPosten.
Der Barbestand aus den Überschüssen der Hauptverwaltung hat eine Vermehrungerfahren

UM 334 600 Mark.
Dann ist der Fonds zur Errichtung des Kaiser Wilhelm-Denkmals, der in den früheren

Anlagen als Schuld erschien,durch Ueberweisungcuaus Ucbcrschüssen von Provinzialabgaben und
aus Zinsüberschüssen der Lcmdcsbank günstiger gestelltum 635 000 Mark.

Endlich haben wir aus Uebelschüssen der Feuer-Societät 90 000 Mark mehr vereinnahmt.
An der alten Irrcnanstalts-Bauschuld sind auf dem Wege der Amortisation mehr getilgt

150 000 Mark. Das giebt zusammen 1 209 600 Mark.
Das ist also der Betrag, um den unser Vermögensich vermehrt hat. Es hat also eigentlich

nur eine Vermehrung stattgefunden, einmal bei dem Baarbestand um 334 600 Mark und dann
um die 150000 Mark, welche von der alten Schuld getilgt sind, während das Kaiser Wilhelm-
Denkmal hier eigentlich nicht in Betracht kommt.

Das ist das, was ich zu bemerken habe.
Ich bitte, diese Uebersicht auch der ersten Fachkommission zu überweisen.
Vorsitzender Fürst zu Wird: Wird hierzu das Wort verlangt? — Das ist nicht der Fall.
Ich schließe die Diskussionund nehme an, daß das hohe Haus auch diese Angelegenheit

an die Fachkommission überweist.
Meine Herren! Ehe wir zum nächsten Punkt unserer Tagesordnung übergehen, wollte

ich noch bemerken,daß ich ein Schreiben von Herrn KommerzienrathH. Lueg bekommenhabe,
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von Seiten des Vorstandes des Central-Gewerbe-Vereins für Rheinland und Westfalen und
benachbarteBezirke. Es heißt:

„Euer Durchlaucht beehren wir uns anliegend eine Anzahl Karten für die
Herren Mitglieder des hohen Rheinischen Provinziallandlags zur Besichtigung des
Kunstgewerbemuseumsganz ergebcnst zu überreichen.

Wir erlauben uns darauf aufmerksam zu machen, daß anläßlich der Tagung
des hohen Provinziallandlags die augenblicklichin unserem Museum befindliche II. große
Aquarellausstellungbis zum 10. Februar d. Is. verlängert wurde."

Ich habe die Karten an die Herren vertheilenlassen. Die Herren haben sie alle bekommen.
Meine Herren! Wir gehen nun zum letzten Punkt unserer Tagesordnung über:

„Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der bis jetzt eingegangenen
Vorlagen."

Meine Herren! Wir haben also zunächst die in dem gedruckten Verzeichnißaufgeführten
Vorlagen der Königlichen Staatsregierung. Sind Sie damit einverstanden, daß diese Vorlagen
an die in der vierten Kolonne bezeichneten Fachkommissionen übergehen (Rufe Ja!) oder erfolgt
dagegen Widerspruch? (Rufe Nein!) — Es erfolgt kein Widerspruch.

Sodann hätte ich hinsichtlichder Vorlagen von Seiten des Provinzialausschussesdie
in der Drucksache Nr. 39 verzeichnet sind, noch vorzuschlagen, daß sie ebenfalls so, wie es in den
gedruckten Exemplarenvorgesehenist, an die einzelnenFachkommissionen übergehen— oder wünscht
hier einer der Herren zur Geschäftsordnung das Wort, um eine Aenderung vorzuschlagen?—
Das ist nicht der Fall. Dann konstatire ich das EinVerständnißdes hohen Hauses, daß diese
sämmtlichenVorlagen an die in der letzten Kolonne bezeichneten Fachkommissionen übergehen.

Meine Herren! Ich kann Ihnen für die Tagesordnung am Freitag keine bestimmten
Vorschlägemachen, weil man erst sehen muß, was in den nächsten drei Tagen von den Kommissionen
gefördertwird. Ich würde mir nur erlauben, die sämmtlichenWahlen an das Ende der Tages¬
ordnung für Freitag zu setzen, während vorher einzelne andere Sachen, die in der Zwischenzeit
aus den Kommissionen herausgekommensind, auf die Tagesordnung gestellt werden würden. Ich
kann also eine genaue Tagesordnung Ihnen heute noch nicht vorlegen, sondern nur sagen, daß
die Wahlen auf die Tagesordnung gesetzt werden.

Ich schließedie Sitzung. (Zuruf: Wann soll die nächste Sitzung beginnen?) Um
12 Uhr, das habe ich schon gestern gesagt.

(Schluß 2'/, Uhr.)
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Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,am Freitag den 8. Februar 1901.

Beginn 12 Uhr 15 Minuten.

Tagesordnung:
1. Antrag der I, Fachkommission zu dem Bericht und den Anträgen des Provinzialausschusses,

betreffend einige Abänderungen des Reglements über die dienstlichen Verhältnisse und der
Bestimmungenüber die Besoldung der Provinzialbeamten,

2. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger in Gemäßheit des Gesetzes vom 2. Juli 1900 für die Rechnungsjahre vom
1. April 1901 bis 31. März 1903.

3. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Unterstützung milder Stiftungen
und Wohlthätigleitsanstalten, sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhalts
von Epileptikern,Idioten und Blinden aus der Rheinprovinz, welche bczw. deren Angehörige
keinen Anspruchauf öffentliche Armenpflegehaben, für die Rechnungsjahrevom 1. April 1901
bis 31. März 1903.

4. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmen-
Wesens der Rheinprovinz für die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

5. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan der Polizeistrafgelderfonds und des
Ehrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis
31. März 1903.

6. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brau-
Weiler für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

?. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan des Landarmenhauses zu Trier für die
Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

8. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
einige Aenderungendes Regulativs für die Pensionskasseder Landbürgermeistereienund Land¬
gemeindender Rheinprovinz.

9. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
einige Aenderungendes Statuts der Wittwen- und Waisenversorgungsanstaltfür die Kommunal¬
beamten der Rhcinprovinz.

10. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung einer Ruhegehaltskasse für die Kreis-Kommunalverbändcund Stadtgemeinden
der Rheinprovinz,

11. Antrag der IV. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur
Gewährung von Viehentschädigungenin Folge:

a) von Rotz und Lungenseuche(Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr
und Unterdrückung von Viehseuchen, und Ausführungsgesetz vom 12. März 1891),
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d) von Milz- oder Rauschbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffenddie Entschädigung
für an Milzbrand gefalleneThiere),

für die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903.
12. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und den Antragen des Provinzialausschusses,

betreffenddie in Ausführung des Beschlusses des 41. Provinziallandtags bezüglich der Errich¬
tung von Provinzial-Wein- und Ovstbauschulen in Kreuznach und Ahrweiler getroffenen
Maßnahmen.

13. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Erlaß eines Reglements über die Leitung und Verwaltung der Wein- und Obstbauschulen
in der Rheinprovinz.

14. Antrag der IV. Fachkommission zu den, Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Abänderungendes Reglements vom 18. Januar 1893 über die Entschädigung für au Milzbrand
gefalleneThiere.

15. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl von bürgerlichenMitgliedern bezw. Stellvertretern der Ober-ErsatzkommissioncuI
und II im Bezirke der 30. Infanteriebrigade,

16. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften der Rentenbank für die Provinz Westfalen,
die Rheinprovinz und die Provinz Hessen-Nassau in Münster berufenen Kommiffare der
Provinzialvertretung und deren Stellvertreter.

17. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Ablauf der Dienstzeit der Landesräthe Kehl und Schmidt.

18. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl eines Landes-Bauraths für Tiefbau als Dirigenten der Abtheilungfür Straßcnbmiwcsen.

19. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl von Landesräthen und eines Landes-Bauraths für Hochbau.

20. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Versetzung des Lcmdesraths,Geheimen Regierungsraths Adams in den Ruhestand.

21. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Vornahme einer Ersatzwahl für
den Provinzialausschuß. ^ ^.

22. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Wahl des Vorsitzenden des
Provinzialausschusses.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet.
Das Protokoll über die Sitzung vom 4. dss. Mts. liegt auf dem Tisch des Hauses offen.
Als Schriftführer für die heutige Sitzung fungiren die Herren OberbürgermeisterSpiritus

und Landrath Pastor. ...,,, >. ^ ^-,<
Ich bitte die Herren, welche sich zum Wort melden, sich immer an den Schriftführer zu

meiner Linken wenden zu wollen,
Ich habe folgende Eingänge mitzutheilen:
Mittheilung Seiner Excellenz des Herrn Ober-Präsidenten, daß an Stelle des verstorbenen

KöniglichenLandraths a. D. Icmßen der Königliche Ober-Präsidialrath Dr. Freiherr von Eoels
von der Brüqghen in Coblenz zum Provinziallandtags-Abgeordneten für den Kreis Aachen
gewählt worden ist. Die gesummten Wahlakten werden wie alle übrigen der Wahlprüfungs«
lommissionzugehen,

ß
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Zweitens: Mittheilung Seiner Excellenz des Herrn Ober-Präsidenten,daß der Herr Minister
für Landwirthschaft,Domänen und Forsten den Herrn GeneraNommissions-Präsidenten Küster
hicrselbst zu seinem Kommissar ernannt hat behufs Theilnahme an den Verhandlungendes Provinzial-
landtags über den Gesetzentwurf,betreffend die Ausdehnung der für die Zusammenlegung der
Grundstückeim Geltungsbereich des rheinischen Rechts geltenden Zuständigkeit^, Verfahrens- und
Kostenvorschriften auf die nach der Gemeinheitstheilungs-Ordnungvom 19. Mai 1851 zn behandelnden
Theilungen und Ablösungenin den Landcsthcilen des linken Rhcinufers.

Drittens: eine Petition des Strahenmeisters Grimnitz um Erhöhung des Diensteinkommens.
— Die Petition würde an die 1. Fachkommission zu verweisen sein. — Es erfolgt kein Widerspruch.
Dann ist sie also hiermit überwiesen.

Viertens: Seine Excellenz der Graf von Fürstenberg-Stammheim theilt in einem Schreiben
mit, daß er einer Erklärung des Herrn Professor Bardenheuer zufolge die Hoffnung haben dürfe,
nach Ablauf dieser Woche den Sitzungen des Provinziallandwges beiwohnen zu können.

Fünftens: Der Vorsitzendeder Industrie- und GewcrbeausstellungDüsseldorf 1902, Herr
Gehcimrath Lueg, hat eine Anzahl Karten gesandt, welche zum Besuche des Geländes für die
Ausstellung1902 berechtigen, mit der Bitte, diese Karten den Mitgliedern des Provinziallcmdtages
einhändigen zu lassen. — Die Karten sind auf die Plätze der Herren Abgeordnetenvertheiltworden.

Scchstens: Die Direktion der Gesellschaft „Verein" ladet die Herren Mitglieder des
Provinziallandtag.es zum Besuche der Gesellschaft ein.

Endlich der Herr AbgeordneteFreiherr von Schorlemer hat für heute Urlaub erbeten und
erhalten, weil er über die Weinbaugcsetzc im Landwirthschaftsrathzu referiren hat.

Wir würden nunmehr in die Tagesordnung eintreten.
1. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und den Anträgen des

Provinzialausschusses, betresseud einige Abänderungen des Reglements
über die dienstlichen Verhältnisse und der Bestimmungen über die
Besoldung der Provinzialbeamten.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Marx. Ich ersuche denselben, sein Referat
zu erstatten.

BerichterstatterAbgeordneterMarx: Meine Herren! In der Kartenregistratur der Versiche¬
rungsanstalt sind außer den Beamten, welche Sie im Haushaltsplan der Üandes-Versicherungs-
anstnlt unter 0 finden, etwa 30 Personen beschäftigt, welche mehr eine rein mechanischeThätigkeit
ausüben. Die Thätigkeit dieser Personen besteht im Sortiren der eingehenden Quittungskarten, im
Verlegen derselbenin die richtigen Fächer, im Herausnehmen derselben zu Rentenerstattungs- und
Versicherungsanträgen,endlich im Buchen der Karten in den Katastern,

Meine Herren! Sie werden sich vielleicht wundern, daß dazu etwa 30 Beamte nöthig
sind. Ich habe mich darüber informirt und festgestellt, daß jährlich etwa eine Million Karten zur
Vorlage kommenund daß die aufbewahrten, von den 30 Angestelltenin der vorcmgegebenen Weise
zu behandelndenKarten die ungeheuerliche Zahl von ?'/« Millionen erreicht haben.

Nun mag es auffallen, daß diese Leute Beamte weiden sollen. Das beruht auf der
Bestimmung des neuen Gesetzes über die Versicherungsanstalten,und wenn in dem vom Gesetz
gewählten Wortlaute noch ein Zweifel bestehen sollte, so ist dieser durch einen Ministerialerlaß
ausgeräumt. Es muß diesen Beamten nach der Bestimmung, wie sie Ihnen in der Drucksach«
vorliegt, Beamtenqulllitiitbeigelegt werden, und es ist nur zu frage,,, ob diese Beamten als besondere
Beamtenkategoriebei der Versicherungsanstaltoder, wie die übrigen Beamten, als Provinzialbeamte
aufzuführen sind.
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Der Provinzialausschnß hat sich mit Recht für den letzteren Modus entschieden,da es
doch uicht richtig sei, bei einer und derselbenAnstalt zwei Arten von Beamten, die einen als
Provinzialbeamten und die anderen als unmittelbare Beamte der Landes-Versicherungsanstnlt
erscheinen zu lassen.

Die Einreihuug dieser Angestellten sowohl in die Klasse der Beamten als auch in den
Bcsoldungsplan macht einige kleine Aenderungen nothwendig und zwar bei dem Reglement über
die dienstlichenVerhältnisse der Provinzialbeamten. In der Klasse V muß hinter dem Worte
„Knnzlistcn" noch hinzugefügtwerden das Wort „Büreaugchülfen". Man will nämlich den neuen
Beamten, den besseren, die Bezeichnung„ Bureaugehülfcn" beilegen uud den weniger bedeutenden
die Bezeichnung„Hülfsschreiber".

Es mußte ferner in der Klasse VI des Reglements ebenfalls eine kleine Aenderung ein¬
treten, indem nämlich hinter dem Worte „Hülfsschreibcr" die Worte „der (Zentralstelle" in
Wegfall kommen.

Bei dem Besolduugsregulatiuwürden dann im Vesoldungsplcmunter ^ und zwar hinter
der Nummer 9 zwei neue Abtheilungen 9 s. und 9d einzuschaltensein. Die Lentc beziehen
nämlich bis jetzt ein Gehalt von 1000 bis 1500 Mark, aber als Tagclohn berechnet Nach dem
Vorschlagedes Ausschusses soll die erste Kategorie ciu Gehalt vou 1000 bis 1500 Mark, steigend
um 120 Mark, erhalten. Die FachkommissionI schlägt Ihnen vor, das Anfangsgchalt anf
1020 Mark zu setzen, sodaß nach vier Steigerungen von je 120 Mark das Höchstgehaltvon
1500 Mark erreicht würde. Die zweite Gchaltsllassc soll ein Aufangsgehalt von 1200 Mark
erhalten, steigenddrei Mal von 2 zu 2 Jahren um 100 Mark bis 1500 Mark.

Daneben ist ein Wohnungsgeldzuschußgewährt von 432 Mark bezw. 180 Mark. Hierin
liegt der Grnnd, warum die zweite» minderwcrthigen Beamten mit 1200 Mark anfangen, da sie mit
dem Wohnnngsgeldzuschußvon 180 Mark dann doch noch nicht denjenigenBetrag erreichen, den
die erste Klasse bezieht.

Die Fachkommission schlägt Ihnen hiernachvor, mit den eben angegebenenModalitäten
dem Antrage des Provinzinlansschusseszuzustimmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Sie haben die Anträge der Fach¬

kommission gehört. Ich frage, ob Jemand hierzu das Wort haben will? — Wenn das nicht der
Fall ist, dann schließe ich die Diskussion und bringe die Anträge der Fachkommission zur Ab¬
stimmung. Ich bitte diejenigen,die dagegen sind, sich zu erheben.— Die Anträge sind einstimmig
angenommen.

Meine Herren! Wir gehen zum nächsten Punkt der Tagesordnung über:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Kosten
der Fürsorgeerziehung Minderjähriger in Gemähheit des Gesetzes vom
2. Juli 1900 für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Hierzu würde noch auf Antrag des Herrn Berichterstattershinzukommen:
Bericht und Antrüge des Provinzinlansschusses betreffend Erlaß von
Vorschriften für die Ausführung der Fürsorgeerziehung Minderjähriger.

Das könnten wir zusammen behandeln. Das ist Nr. 19 der Drucksachen. Ich frage,
ob hiergegen Widerspruch erfolgt. Sonst könnte ich es natürlich nicht geschehen lassen. - Es
erfolgt lein Widerspruch gegen diese Veränderung der Tagesordnung. Es würde also diese
Nummer 19 der Drucksachen jetzt mit behandelt werden.

Ich bitte den Herrn Berichterstatterdas Wort zu nehmen.
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BerichterstatterAbgeordneterConze: Die II. Fachkommission hat sich eingehendmit der
höchst wichtigenAngelegenheit der Fürsorgeerziehungim Anschluß an den aufgestelltenEtat und
den Erlaß von Vorschriften für die Fürsorgeerziehungbeschäftigt und hatte die Ehre, ihre Berathung
unter dcmtenswerthcmBeirath Sr. Excellenzdes Herrn Ober-Präsidenten zu führen. Sie hat mir
den Auftrag ertheilt, dem Provinziallandtage das Folgende zu berichten:

Durch das am I. April d. I. in Kraft tretende Gesetz vom 2. Juli 1900 über die
Fürsorgeerziehung Minderjähriger ist das Gesetz vom 13. März 1878, betreffend die
Unterbringung verwahrloster Kinder, aufgehoben worden und der Titel in unserm Etat
trägt künftig die Bezeichnungdes neuen Gesetzes.

Ueber die segensreiche Wirkung des ältern Gesetzes besteht keine Meinungsverschiedenheit
und dankbar müssenwir auch die Thätigkeit der Provinzialverwaltung auf dem Gebiete anerkennen.
Die uns vorgelegten Jahresberichte über die Zwangserziehung verwahrloster Kinder waren stets
erfreulich, und wenn es gelungen ist, den grüßten Theil der gefährdeten Kinder zu brauchbaren
Menschenzu erziehen, so hat daran die weise und liebevolle Fürsorge der betreffenden Beamten
unserer Provinzialverwaltung einen großen anerkennenswert!)en Antheil gehabt. Aber gerade gegen¬
über diesen erfreulichenErfolgen trat die Unzulänglichkeitdes Gesetzes bezüglichder Altersgrenze,
die noch Zwangserziehung erlaubte, zu Tage und seit Jahren wurden Stimmen laut, die eine
Hinaufrückung der Altersgreuze verlangten. Die §§ 1666 und 1838 des B. G. B. geben nun
die Möglichkeit,gefährdete Kinder der elterlichen Gewalt zu entziehen. Das neue Gesetz über
Fürsorgeerziehunggiebt eigentlich nur die zweckmäßige Anweisungfür die Anwendung jener Para¬
graphen. Es würde zu weit führen, wollte ich hier das ganze Gesetz analysiren; es genügt, wenn
ich die wichtigsten Bestimmungenhervorhebe. Wenn im Gesetz vom 13. März 1878 die Zwangs¬
erziehung nur verhängt werden konnte, falls das Kind eine strafbare Handlung begangen hatte,
werden die Voraussetzungenim neuen Gesetz vom 2. Juli 1900 dahin erweitert, daß die Fürsorge¬
erziehung auch wegen Unzulänglichkeit der erziehlichen Einwirkung der Eltern oder sonstigen Erzieher
oder der Schule zur Verhütung des völligen sittlichen Verderbens des Minderjährigen angeordnet
werden kann.

Feiner hebt das Gesetz die früher angenommene untere Altersgrenze von 6 Jahren auf
und rückt die für Anwendung des Gesetzes bestimmte obere Altersgrenze vom 12. auf das 18.
Lebensjahr und die Entlassung aus der Fürsorgeerziehungvom 18. auf das 21. Lebensjahr hinauf.

Es wird ja alles darauf ankommen,wie das Gesetz gehandhabt werden wird; dem Vor-
mundschaftsgcricht ist eine außerordentlichweittragende Befugniß ertheilt, für deren Ausübung sich
erst allmälig eine gewisse Regel ausbilden wird. Aber das erscheint doch nach den Bestimmungen
des Gesetzes gewiß, daß die Fürsorge für die gefährdeteund verwahrlosteJugend viel, viel größere
Mittel, pekuniäre und persönliche wie bisher wird aufwenden müssen. Die Provinzialverwaltung
hat die veränderte Lage gleich nach der Bekanntgebung,des Gesetzes richtig erkannt und sich für
die herannahenden größeren Anforderungendurch Bereitstellung der vorhandenen Anstalten vorbe¬
reitet. Um das Bedürfniß zu ermessen, muß man bei den künftigen Pfleglingen 2 Gruppen unter¬
scheiden, die schulpflichtigen und die nicht mehr schulpflichtigen.

Die erste Gruppe wird hinsichtlich der Qualität der Zöglinge ungefähr mit den in der
Zwangserziehungbefindlichen übereinstimmen,obwohl eine Veränderung auch da möglichist, weil
die Zöglinge von 12—14 Jahren schon einen andern Charakter haben, wie die bis zu 12 Jahren
und weil die auf Grund der §§ 1666 und 1838 beschlossene Fürsorgeerziehung nicht blos die
sittliche, sondern auch die leibliche Verwahrlosung ins Auge fassen kann. Wenn aber auch eine
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größere Zahl von Zöglingen oder eine ungünstigereMischung dieser Gruppe zur Erziehung über¬
wiesen werden sollte, glaubt die Provinzialverwaltung nach ihren Mittheilungen in der Kommission
im Stande zu sein, sie in den bestehenden Anstalten und vorzugsweise in Familien unterzubringen.

Anders steht es mit der zweiten Gruppe der Zöglinge, die nach dem 14, Lebensjahr
überwiesenweiden. Wahrscheinlich sind sie der Art, daß die Familienerziehnngausgeschlossen ist;
jedenfalls wird zunächst eine Beobachtung in einer Anstalt erforderlich sein. Um sich klar zu
machen,mit welchenElementen die Provinzialverwaltung zu rechnen haben wird, brauchtman nur
hervorzuheben,daß die große Zahl von Prostituirten unter 18 Jahren zur Fürsorgeerziehung
überwiesenwerden muß, wenn anders die Gemeindevorständeder großen Städte ihre Schuldigkeit
thun. Wohin mit diesen armen Mädchen und solchen ihnen in sittlicherQualität gleichstehenden
Burschen?

In der Kommissionist mitgetheilt, daß die Provinzialverwaltung zunächst nicht die Absicht
habe, eigene Anstalten zu gründen, sondern von den Veranstaltungeu christlicher Liebe in beiden
Konfessionen in dieser höchst schwierigenAngelegenheitzuverlässigen Beistand erwarte. Die
bestehenden Anstalten haben sich dazu erboten und sich bereit erklärt, die erforderlichenEinrich¬
tungen zu treffen. Zwei neue Anstalten für landwirtschaftliche Ausbildung der Zöglinge sollen
im Laufe dieses Jahres eingerichtet werden. Als letztes Refugium für ganz untraitable Zöglinge,
also für Zöglinge, die so verwildert sind, daß sie eine Gefahr für ihre Umgebung sind, soll zur
Aushülfe ein von der Korrigendenanstalt völlig abgetrenntes Gebäude in Brauweiler eingerichtet
werden; es darf gehofft werden, daß die Ginrichtungentbehrlichsein werde.

Nach dem Gesagten ist es offenbar unmöglich, einen zutreffendenEtat aufzustellen,da
weder die Zahl der zu erwartenden Pfleglinge noch die aufzuwendenden Pflegetosten richtig
bemessen werden können; es liegt ja auf der Hand, daß die Kosten der zweiten Gruppe weit
höher sich stellen werden, wie die der ersten; kosten ja die ähnlichen Zöglinge der Handwerkerschule
in St. Josef bei Bonn und in Gemünd über 1 Mark 50 Pf, pro Tag und Kopf.

Der Provinzialausschußhat, um wenigstenseinigermaßeneine Unterlage für seine Ansätze
zu haben, die mit ähnlichen gesetzlichen Bestimmungenin Elsaß und Hessen gemachten Erfahrungen,
so wie dies auch von der Staatsregierung in der Begründung des Gesetzentwurfesgeschehen ist,
zu Rathe gezogen. Dort hat sich die Zahl der überwicscnen Zöglinge verdoppelt,und so sind im
vorliegendenEtat die doppelte Durchschnittszahlder letzten Jahre und der Durchschnittspflegesatz
zu Grunde gelegt. Man darf wohl annehmen, daß die Ueberweifungenerst allmälig größer
weiden und daß in den ersten beiden Jahren mit der ausgeworfenenSumme auszukommen
sein wird.

Meine Herren! Wir stehen vor einer der größten und schwierigsten Aufgaben, welche
der Provinzialverwaltung bisher gestellt sind. Wir dürfen aber vertrauen, daß sie sich ihr in alt¬
bewährter Treue und Gewissenhaftigkeit widmen und sie unter Gottes Beistand und gestützt auf
die christliche Liebesthätigkeitbeider Konfessionen erfolgreich lösen werde.

Die II. KommissionempfiehltIhnen die unveränderte Annahme des Etats.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Sie haben den Antrag des Berichterstatters

der Fachkommission gehört: unveränderteAnnahme des Etats. Will Jemand hierzu das Wort nehmen?
— Wenn das nicht der Fall ist, dann nehme ich an, daß das hohe Haus mit diesem Antrage einver¬
standen ist.

Ich habe soeben im Eingang dieser Sache, Nummer 2 der Tagesordnung, gesagt, daß
die Nummer 19 der Drucksachen mit hinzugenommenwerden sollte. Der Erlaß von Vorschriften
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für die Ausführung der Fürsorgeerziehung Minderjähriger. Nun höre ich aber, daß die Fach¬
kommission Veränderungen vorgeschlagen hat, und daß die uns noch nicht gedruckt vorliegen. In
diesem Falle scheint es mir doch besser zu sein, die Behandlung dieser Angelegenheitauf eine künftige
Sitzung zu vertagen, weil sie eben noch nicht gedruckt vorliegt. Die Abänderungen müssendoch
vorliegen. Also ich setze die Nummer 19 wieder ab und gehe nun weiter zu Nummer 3 der
Tagesordnung:

Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Unterstützung
milder Stiftungen und Wohlthätigkeitsanstalten, sowie über die Kosten
der Unterbringung und des Unterhaltes von Epileptikern, Idioten und
Blinden aus der Rheinprovinz, welche bezw. deren Angehörige keinen
Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben, für die Rechnungsjahre vom
1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr AbgeordneterLinz hat das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterLinz:
Meine Herren! Den Etat finden Sie auf Seite 214 des Haushaltsplans. Er balancirt

in Einnahme und Ausgabe mit 10100 Mark. Das ist mit einem pIns von 500 Mark gegen den
früheren Etat.

Bei den Einnahmen wird wohl nur der erste Pusten interesstren. Es handelt sich da,
meine Herren, um Zinsen aus einem Vermächtniß. Diese Zinsen von 820 Mark rühren aus einem
Vermächtniß des Rentners Franz Grußmann aus Düsseldorf, was zum ehrenden Andenken des
Verstorbenenhier dankend hervorgehobensein mag.

In den Ausgaben finden Sie ein plrl» von 416 Mark 47 Pf. Ich bemerke, daß der
Ausgabepostcnbemessen ist nach den durchschnittlichenAusgaben der beiden letzten Jahre nnter einer
Abrnndung zur Balancirung des Etats und unter gleichzeitigerBerücksichtigungder steigenden
Anforderungen,die an diesen wohlthätigen Fund gestellt werden.

Die Kommissionbeantragt unveränderte Annahme des Etats.
VorsitzenderFürst zu Wied: Die Kommission beantragt also unveränderteAnnahme des

Etats. Wenn kein Widersprucherfolgt — ich konstatire, daß kein Widerfprucherfolgt — ist der
Antrag in dieser Form angenommen.

Nummer 4:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung
des Landarmenwesens der Rheinprovinz für die Rechnungsjahre vom
1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr Abgeordneter Vrüning hat das Wort.
BerichterstatterAbgeordneter Brüning: Meine Herren! Den Etat des Landarmenwesens

der Rheinprovinz für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903 finden Sie auf
den Seiten 350 bis 353 des Heftes Haushaltsplan. Der Etat balancirt in Einnahme und
Ausgabe mit 1468 000 Mark, während der Etat für die beiden vorangegangenenJahre mit der
Summe von 1211500 Mark balancirt, so daß also der jetzige Etat gegen die beiden Vorjahre
eine Mehiaufwendung von 256 500 Mark aufweist.

Wenn ich zunächst zu deu einzelnen Positionen des Etats übergehe, so finden wir
unter Titel I, No. 1 der Einnahme den Betrag von 44 379 Mark, während der entsprechende
Netrag des Etats der beiden Vorjahre nur 38 000 Mark betrug. Es ergiebt sich das daraus,
daß die Durchschnittsberechnungder thatsächlichen Aufwendungen der beiden letzten Jahre
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sich etwas höher stellt, nämlich auf 44 300 Mark. — Etwas Weiteres findet sich dazu nicht
zu bemerken.

Dann kommt Titel II „Zuschußaus Provinzialmitteln". Da sieht der Etat eine erheblich
größere Summe vor wie die Etats der beiden Vorjahre, nämlich 1423 500 Mark gegen
1173 500 Mark in den beiden vorhergehendenJahren, mithin 250 000 Wart mehr. Zu dieser
erheblichenMehmufwcndungaus Provinzialmitteln möchte ich mir erlauben, Ihnen erst bei Titel 2
der Ausgabe die nöthigen Erläuterungen zu geben.

Ich gehe deshalb hier ohne Weiteres zu Titel III über. Da finden Sie eine kleine
Position von 120 Mark 75 Pf. Die ist neu in unserem Etat. Es sind das die Zinsen eines
kleinen Fonds, der bisher bei der KöniglichenRegierung in Köln verwaltet wurde, der dann durch
Vertrag zwischen der Staatsregiemng und der Landesverwaltung in die Verwaltung des Provinzial-
uerbaudes übergegangenist, und dessen Zinsen dazu bestimmt sind, arme unterstützungsbedürftige
Gemeinden des bergischenLandes in den Kosten der Irrenpflege zu unterstützen. Zu diesen:
Zwecke wird auch die Provinzialverwciltung diesen Betrag künftighinverwendenund Sie finden
ihn ebenso in der Ausgabe unter Titel IV wiederkehrend.

Wir kommen dann zur Ausgabe. Der Titel I enthält die Beihülfen an unvermögende
Ortsarmenuerbände und hier finden Sie einen erheblichhöheren Betrag als in den beiden Vor-
jähren nämlich 60 000 Mark, während früher nur 30 000 Mark eingestellt waren. Das ,st darauf
zurückzuführen, daß die Anträge von hülfsbedürftigeuOrtsarmenverbänden, die sich im Großen und
Ganzen in den weniger begüterten Gebirgsgemeindender Provinz befinden, sich m den letzten
Jahren außerordentlichvermehrt haben. Im Jahre 189? betrug die Zahl dieser Anträge nur 25,
während sie im Jahre 1899 schon auf 115 gestiegen war. Es ist also unbedingt nothwendig, da
auch eine weitere Steigerung nicht ausgeschlossen ist, einen erheblich größeren Betrag m den Etat
einzustellenund die Provinzialverwaltung hat den Betrag von 60 000 Mark eingestellt.

Daß das gewiß nicht zu viel ist, geht daraus hervor, daß die thatsächlichenAufwendungen
an Unterstützungenim Jahre 1899 schon 58 000 Mark betragen haben. Also ist die Snmme
von 60 000 Mark gewiß nicht zu hoch. ^ , . ^

Dann kommen wir zu Titel II der Ausgabe, Zahlungen für Pflegeanstalten. Das find
also die eigentlichen Kosten des Landarmenwesens. Meine Herren, die erhöhen sich im vorliegenden
E at auf 1 373 415 Mark, während sie in den beiden vergangenenEtats nur mit 1 148 036 Mark
vorgesehen waren. Also finden wir hier eine Mehrausgabe für die Kosten des Landarmenwesens

.m V"r«ge von 225^ ^ ^^ ^ ^.^ ^ ^ ^ ,^
die Summe von 1 48 036 Mark. Diese Summe hat aber bei Weitem nicht ausgereicht, die
thatsäMckcn Kosten des Landarmenwesenszu bestreiten, denn die thatsächlichen Aufwendungenfür
R^ im I°hre 1899 betragen 1245 900 Mark, also annähernd 98000
oder rund 100 000 Mark mehr, als wie im Etat vorge ehe» ist.

MeU« Kerrm' Es l ßt sich in den letzten Jahren eine beständigeSteigerung der Auf¬

wendung^ t 7^ Sie sehen hier aus der Drucksache,daß diese
Steiaerunä im Iah« 1898 gegen das Vorjahr 54 800 Mark betragen hat; un Jahre 1899 hat
sie ^ und es ist anznnehmen, daß diese Steigerung anch noch weiter

fortschreiten wird ^ ^,^ ^^ Steigerung auch in unseren Etats zu rechnenhaben.

Allerdings werden wir diese Steigerung doch nicht im ganzen Betrage von 74 000 Mark
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anzunehmen haben. Das hat seinen Grund in folgendem Umstände: Es ist zwischender
preußischen Staatsregierung und der Verwaltung von Elsaß-Lothringenein Staatsvertrag geschlossen
worden, der seit dem 1. Januar 1900 iu Geltung steht, wonach hülfsbedürftigeReichsangehörige
nur dann aus den Reichslanden ausgewiesenwerden dürfen, wenn sie weniger als 5 Jahre sich in
den Reichslcmdenaufgehalten haben. Diese Ausgewiesenen gingen in den letzten Jahren vorwiegend
nach der Rheinprovinz und haben in der Rheinprovinz ungemein hohe Kosten an Unterstützungen
für Landarme verursacht. Die Provinzialverwaltung giebt sich der Hoffnung hin, daß durch diesen
Vertrag, durch die Verminderung der Ausweisungenaus den Reichslanden auch eine Verminderung
der Kosten des Landarmenwesenseintreten werde. Wie hoch diese Verminderung, diese Erleichterung
der Kosten sich belaufen wird, das laßt sich selbstverständlich auch nicht annähernd mit Gewißheit
sagen. Die Provinzialverwaltung glaubt aber, daß der Betrag auf schätzungsweise etwa 21 bis
22 000 Mark angenommen werden könne. Wir werden also für die nächsten Jahre mit einer
Steigerung der Kosten des Landarmenwesens von voraussichtlichnicht 74 000, sondern 74 000—
21 000 --- 53 000 Mark zu rechnenhaben.

Darnach ergiebt sich, wenn wir eine Steigerung von 53 000 Mark gegen das Vorjahr
annehmen, also für das Jahr 1901 ein Bedarf: erstens: einmal der thatsächlichenAusgabe des
Vorjahres mit 1 298 000 Mark -s- 53 000 Mark — das wäre also der Betrag für das Jahr
1901 — das sind 1351000 Mark. Dann für das Jahr 1902 dieser Betrag nochmals plus
53 000 Mark, also 1 404 000 Mark, das macht 2 755 000 Mark oder im Durchschnitt jedes Jahr
1377 500 Mark.

Meine Herren! Die inneren Gründe, die eigentlichen Ursachen, welche zu dieser stetigen
Steigerung der Kosten des Landarmenwesens geführt haben, hat uns bereits der Herr Landes¬
hauptmann in seiner Rede in der zweiten Plenarsitzung am vergangenenMontag in so eingehender
Weise dargelegt, daß ich glaube, darauf heute nicht mehr näher eingehenzu sollen.

Auch die übrigen Positionen des Etats im AusgabetitelIII und IV weisen keine oder doch
so geringe Aenderungen auf, daß sie mir, resp, der Kommission zu Bemerkungen keinen Anlaß
bieten, und daher beschränke ich mich darauf, den Antrag der Kommissionhier zu wiederholen:

„Das hohe Haus wolle den vorgelegten Etat unverändert annehmen."
VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle den Antrag zur Diskussion. Wünscht Jemand

das Wort? — Wenn es nicht der Fall ist, dann schließe ich dieselbe und bringe den Antrag der
Kommission zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben.— Also
einstimmigangenommen.

Meine Herren! Wir kommen zum folgenden Punkt.
5. Antrag der II. Fachkommission zu dem Hanöhaltsplan der Polizeistraf-
gelderfonds und des Ghrenbreitsteiner allgemeinen Armenfonds für
die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr Abgeordneter Brüning wird auch hierzu berichten.
Berichterstatter AbgeordneterBrüning: Sie finden den Haushaltsplan über den Polizei-

strafgelderfondsauf Seite 356 ff. des Heftes Haushaltspläne.
Dieser Polizeistrafgelderfondssetzt sich zusammen aus einer Reihe von einzelnen Fonds,

die für die einzelnen Regierungsbezirke,bezw. für die verschiedenen Rechtsgebiete innerhalb der
einzelneu Regierungsbezirke bestehen. Es sind das der Polizeistrafgelderfonds für Aachen, für
Coblenz linksrheinisch, Coblenz rechtsrheinisch, Düsseldorf rheinisch-rechtlich, Düsseldorf landrechtlich,
Cöln Hauptfonds, Cöln Nebenfonds, Trier und der EhrenbreitsteinerallgemeineArmenfonds.
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Die Ginnahmen dieser Polizeistrafgelderfondssetzen sich im Wesentlichenzusammen aus
Zinsen der vorhandenen Reservefonds,die in Wertpapieren angelegtsind, dann in der Hauptsache
unter II aus dem Ertrag der aufgekommenen Strafgelder, und die Ausgaben bestehen im Wesent¬
lichen in dem Zuschuß zu den Pflegekostenverlassener und verwaister Kinder und Stärkung des
Reservefonds. Im Nebligen werden nur die Verwaltungskostendaraus bestritten.

Meine Herren! Die Schwankungen, welche dieser Etat aufweist, liegen lediglich daran,
daß selbstverständlich das Aufkommen an Strafgeldern in einzelnenJahren ein verschiedenes ist.

Die Betrage, welche Sie hier im Etat eingestellt finden, stellen den Durchschnitt des thatsäch¬
lichen Aufkommens der letzten zwei Jahre dar. Daher die Veränderungdes Etats gegen das Vorjahr.

Etwas weiteres wüßte ich zu dem Etat nicht zu bemerken, und ich stelle namens der
II. Fachkommission den Antrag, auch diesen Etat unverändert annehmen zu wollen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Sie haben den Antrag der Fachkommission gehört. Wenn
kein Widerspruch erfolgt — es erfolgt kein Widerspruch — so konstatire ich, daß er einstimmig
angenommenist.

Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan der Provinzial-
Arbeitsanstlllt zu Brauweiler für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901
bis 31. März 1903.

Der Herr BerichterstatterDr. Arthur von Nell hat das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Arthur von Nell: Meine Herren! Der Haushaltsplan

der Provinzial-Arbeitsanstlllt Brauweiler für die Rechnungsjahre 1901 und 1902 weist gegen
den Etat der Vorjahre eine größere Belegungszifferder Anstalt, sowie größere Mehrausgaben auf.

Zu Grunde gelegt ist dem Haushaltsplan eine Belegungszifferder Anstalt von 900 Köpfen
gegen 850 der Vorperiodeund zwar mit Rücksicht darauf, daß eine kleine Abnahmeder Korrigenden-
zahl bemerkbarist, eine Zahl von:

600 männlichenKorrigendengegen 580 nach dem Haushaltsplan 1899/1900
160 weiblichen „ ,, 220 „ „ „ „
140 männl, Land-u. Ortsarmen „ 50 „

In Einnahme und Ausgabe schließt der Etat ab mit einem Betrag von 388 500 Mark
gegen 336200 Mark. Die Gesammtmehrausgabenbetragen52300 Mark, die zum Theil für Gehälter
der Beamten in Folge des Inkrafttretens des vom 41. Provinziallandtage beschlossenenBesol-
dungsplancs und für andere persönliche Ausgaben verwendetwerden sollen, zum andern Theil
für sachliche Ausgaben in Folge der stärkeren Kopfzahl der untergebrachtenPersonen in Anspruch
genommenwerden. . ^,,„ ^,„„ «^ .

Dieser Gesammtmehrausgabestehen indeß Mehreinnahmen in Hohe von 35100 Mark
gegenüber,welche zum größten Theil aus den eigenen Einnahmen, aus den Pflegekosten der Land-
und Ortsarmen, sowie aus dem Arbeitsbetriebder Anstalt, zum kleinsten Theil aus der m Brauweiler
getriebeneuLand- und Viehwirthschaft herstammen. ^„^ «« «

Danach erfordertder Haushaltsplan für die Arbeitsanstalt emen Zuschußvon 17200 Mark.
Um im Einzelnenmit den Einnahmen zu beginnen, so weist der Tltel ll einen Mehrbetrag

von 22570 Mark an Pflegekosten für die erwähnten 140 Land- und Ortsarmen auf, während der
Titel IV aus dem Arbeitsbetrieb der Anstalt einen Mehrbetrag von 10360 Mark nachweist,wie
dies eingehendin der Anlage L dieses Haushalts erörtert ist. Die unbedeutenden Mehr- bezw.
Mindereinnahmen in den übrigen Titeln gegen die frühere Periode, welche d,e Beträge von 4300
Mark bezw 2130 Mark ausmachen,dürften in ihren Ansätzen als gerechtfertigt erscheinen.
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Bemerken will ich noch, daß in der Anlage ^ zum Haushaltsplan der Posten für Verzinsung
und Tilgung von Grunderwerbskosten weggefallen ist, weil die Grunderwerbskostenselbst in der
Vorlage, betreffend Aufnahme einer Anleihe von 6'/« Millionen Mark, Aufnahme gefundenhaben,
(Drucksache 17, Seite ?,)

Zu den Mehrausgaben übergehend, erfordert die Durchführung der vom 41. Provinzial-
landtage gefaßten Beschlüsse bezüglich der Besoldungen der Beamten der Anstalt im Ganzen den
Mehrbetrag von 10 955 Mark. Es hat sich weiterhin als nothwendig herausgestellt, daß aus
Rücksichten auf die Disciplin es nicht mehr angängig ist, daß weiterhin Hiiuslinge mit Schreib¬
arbeiten betraut werden und so wird für Schreibhülfe auf den Bureaus ein Satz von 5760 Mark
neu eingestellt. Die Vermehrung des Dienstpersonals sowie kleine Betrage zur Verwendung als
Diäten erfordern noch einen Betrag von 3945 Mark.

Die weitaus größereSumme der Mehrausgabe mußte mit 31 640 Mark bei den sächlichen
Ausgaben eingestellt weiden. Die Mehrbeträge, welche in Tit. III der Ausgabe unter Pos. 1—5,
8 und 9 erfordert werden, erklären sich aus der stärkeren Belegung der Anstalt, die unter Pos.
6 und 7 für Heizung und Beleuchtung aus den erhöhten Kohlenpreisen.

Bei Pos. 10 ist eine Erhöhung für unabweisbare bedeutendeReparaturen au mafchinellen
Anlagen zu verzeichnen und bei Pos. 11 die Erhöhung bedingt durch die neu eingestellte Ausgabe
für Wasserbezugvom Wasserwerk in Frechen.

Schließlich will ich noch hervorheben, daß in der Anlage L zu diesem Haushaltsplan
bei Tit. VI der Ausgabe ein Betrag von 6500 Mark für Hülfsaufseher bei dem Arbeitsbetrieb
der Anstalt eingestellt ist. Dieser Posten ist eingestellt zum Zweck der Durchführung einer
lOstündigen Arbeitszeit des Aufsichtspersonals.

Die II. Fachkommissionempfiehlt die Annahme des Haushaltsplans nebst den dazu
gehörigen Anlagen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Erfolgt gegen diesen Antrag der Fachkommission Wider¬
spruch? — Wenn dies nicht der Fall ist — und ich konstatire, daß es nicht der Fall ist — so
würde ich diesen Antrag für einstimmigangenommen erklären.

Wir kämen nunmehr zum Haushaltsplan für dieselbe Periode vom Land-
armenhause in Trier.

Herr Abgeordneter Dr. von Nell hat auch hier den Bericht zu erstatte«.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Arthur von Nell: Meine Herren! Bezüglich des

Haushaltsplanes des Landarmenhauses Trier kann ich mich kurz fassen, da derselbe nur wenig
von dem aus der vorhergehendenGtatsperiode abweicht.

Die Einnahmen und Ausgaben schließen ab mit einer Summe von 148 000 Mark gegen
146 300 Mark der vorhergehendenPeriode, also mit einer Mehrausgabe von 1700 Mark.

Kleinen Mehreinnahmen aus der in der Anstalt betriebenenLand- und Viehwirthschaft
und aus dem Arbeitsbetliebe, aus Arbeiten, die Häuslinge zu leisten haben, sowie Ersparnissen bei
sächlichen Ausgaben, stehen Mehrausgaben für Beamtengehälter in Folge des vom 41. Provinzial-
landtage beschlossenenBesoldungsplanes und für Dienstpersonal gegenüber.

Da über den Haushaltsplan und seine beiden Anlagen weitere Bemerkungen nicht zu
machen sind, so empfiehlt die II. Fachkommissiondie Genehmigung auch dieses Haushaltsplanes.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wenn lein Widerspruch erfolgt — und ich konstatire
dieses — dann würde ich auch diesen Etat für einstimmig angenommen erklären.
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Wir kommen nunmehr zum
Antrag derl. Fachkommission zu dem Bericht undAntrag des Provinzialaus-
schusses, betreffend einige Aenderungen des Regulativs für die Pensions¬
kasse der Landbürgermeiftereien und Landgemeinden der Rheinprovinz.

Der Herr BerichterstatterFreiherr Laur von Miinchhofenhat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr Laur von Miinchhofen: Meine Herren!

Das Kommunalbeamtengesetz,welches am 1. April vorigen Jahres in Kraft getreten ist, macht
verschiedene Abänderungen der bestehenden Statuten für die Pensionirung der Beamten der Land¬
gemeinden und Landbürgermeistereiennnd auch des bestehenden Statuts für die Wittwen- und
Wllisenversorgnngder Kommunalbeamten der Rheinprovinz nöthig. Es hat andere erweiterte
Grundlagen für die Pensionirung und die Hinterbliebenenfürsorgedieser Beamtenkategoriengeschaffen,
die im Wesentlichen darin bestehen, daß jetzt kraft Gesetzes alle Angestellten der Kommunalverbände,
die eine Anstelluugsurkundeerhalten, als Beamte gelten und demzufolgeAnspruchauf Ruhegehalt
und Hinterbliebenenfürsorgehaben, daß diese Ansprüche aber auch in den Landgemeinden noch
durch Ortsstatut erweitert werden können. Demzufolge war es nöthig, dem bisherigen Statut
einige weitere Bestimmungen,die Sie aus der Drucksache ersehen, beizufügen.

Bisher waren nur die Bürgermeister und die Gemeindeforstbeamtenpensionsberechtigt.
Jetzt treten die Gememdeeinnehmerund die vorhin von mir schon erwähnten weiteren Beamten¬
kategorienhinzu.

Eine wesentliche Aenderung des neuen Statutenentwurfs ist die, daß während früher die
durch Ehrenbürgermeisterbesetzten Stellen beitmgsverpflichtetwaren, dies jetzt nur noch insofern
der Fall ist, als ein früherer besoldetgewesener Inhaber dieser Stelle noch Pension bezieht.

Es ist auch, wie Sie ferner sehen, eine Aenderung über den Beitragsmodus aufgenommen.
Bisher sollten nach dem Statut die Beitrage halbjährlich entrichtet werden. Es ist aber schon
durch die Praxis, um Zinsverluste zu vermeiden,seit längerer Zeit die jährliche Entrichtung üblich.
Dies soll jetzt offiziell in das Statut aufgenommenwerden.

Das Gesetz räumt den Kommmmlverbändendie Berechtigungein, durch Ortsstatut höhere
Pensionssätzezu beschließen, als wie sie nach den Grundsätzendes Staatsbeamtengesetzesmöglich
sind. Es war die Frage, ob diese höheren Sätze auch von der Kasse respektirt zu weiden
brauchen, oder ob das, was über die Sätze des Beamtenpensionsgesetzeshinausgeht, zu tragen,
Sache des Kommunalverbandessei.

Die Kommission schlägt Ihnen vor, im letzterenSinne zu beschließen.
Eine weitere Ausdehnung ist im § 9 enthalten, daß auch diejenigen Beträge zur Zahlung

übernommen werden, welche sich aus einer Anrechnungvon Reichs-, Staats- und Kommunaldienst-
jahren, die vorher lagen, ergeben, daß aber bei den aus dem Offiziersstandhervorgegangenen
Beamten die Militärdienstzeit nur dann Berücksichtigung findet, wenn die Beamten bei Anrechnung
der Militärdienstzeit sich günstiger stehen, als dies ohne dieselbe nach Maßgabe des Kommunal¬
beamtengesetzes der Fall sein würde.

Die Bürgermeister — das ist die Folge hiervon — bekommen angerechnet,nicht wie
bisher nur die Dienstjahre, die sie in anderen Bürgermeisterstellender Provinz bereits mit erdient
haben, sondern überhaupt in andern kommunalenStellen.

Die Kommission schlägt Ihnen vor:
Der Provinziallandtag wolle unter nachträglicherGenehmigung des in Drucksachen.

Nr 13 unter 1 bezeichneten Beschlusses des Provinzialausschussesvom 20. März 190«
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den Satzungen für die Ruhegehaltskasseder Landbürgermeistereienund Landgemeinden
der Rheinprovinz in der aus der vorbezeichnetenDrucksacheersichtlichen Fassung mit
der Maßgabe zustimmen,daß dieselben vom 1. April 1900 ab in Kraft getretensind."

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne über diesen Antrag die Diskussion.
Es meldet sich Niemand zum Wort. Dann schließe ich dieselbe und bringe den Antrag

zur Abstimmung.
Ich bitte diejenigen,die dagegen sind, sich zu erheben.
(Zum AbgeordnetenMichels:) Wollen Sie das Wort? (Abgeordneter Michels: Mein

Bedenken ist erledigt.)
Meine Herren! Ich habe gebeten, daß diejenigenHerren aufstehenmöchten, die dagegen

wären. — Die Sache ist also hiermit erledigt und einstimmigangenommen.
Antrag der l. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend einige Aenderungen des Statuts der Wittwen-
und Waisenversorgungsanstalt für die Kommunalbeamten der Rhein¬
provinz.

Auch hier hat Herr Freiherr Laur von Münchhofen das Referat vorzutragen.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr Laur von Münchhofen: Auch das Statut,

oder, wie es in der neuen Fassung verdeutscht heißt: die „Satzungen" der Wittwen- und Waisen¬
versorgungsanstalt für die Kommunalbeamten der Rheinprovinz haben einige Abänderungen auf
Grund des Kommunalbeamtengesetzes zu erfahren. Wahrend bisher den KommunalbeamtenRelikten-
ansprüche nur freiwillig zugewendet werden konnten, sind sie jetzt für die Beamten der Stadt-
gemeinden,Landbürgermeistereienund auch für die Kreiskommunalbeamtengesetzlichgegeben. Von
einer Verpflichtungder Beamten, ihrerseits beizutragen, ist jetzt nicht mehr die Rede; die Kommunal-
verbande tragen die Lasten allein.

Die häufig schon eingetretenenBestrebungen auf Herabsetzung des Beitragssatzeshaben zur
erneuten Erwägung Anlaß gegeben. Der Beitragssatz hat bisher 5 "/» betragen. Das ist etwas
hoch erschienen,und in anderen Provinzen hat man sich schon herbeigelassen,bis auf 3 «/« herab-
zugehen. Der Provinzialausschuß und im Einverstandniß mit ihm auch die Kommissionhält ein
so weites Herangehen nicht für angemessen. Die Kasse steht vor einem neuen Stadium der
Entwickelung. Es kann heute noch nicht abgesehen werden, wie viele Beamten beitreten und wie
die Ergebnisse zwischenEinnahme und Ausgabe sich gestalten werden, Die Kommission glaubt
aber mit gutem Gewissen eine Herabsetzungauf 4 «/<> befürworten zu können, da auch dann anzu»
nehmen ist, daß die Ausgaben die Einnahmen nicht erreichen werden. Es ist fernerhin anzunehmen,
daß der Kasse noch erheblich mehr Kommunalverbändebeitreten werden. Die Kommissionbeantragt
deshalb, sich mit den, von dem Provinzialausschuß vom 20. März v. I. beschlossenenAbänderungen
der Satzungen, insbesondere mit einer Herabsetzung des Beitragssatzes von 5 auf 4 "/» vom
1. April 1901 ab, einverstandenzu erklären, und stellt demgemäß den Antrag:

„Der Provinziallandtag wolle:
1. unter nachträglicher Zustimmung zu dem Beschluß des Provinzialausschusses vom

20. März 1900 die Satzungen der Wittwen- und Waisenversorgungsanstaltfür die
Kommunalbeamten der Rheinprovinz in der aus dem in Drucksachen. Nr. 14 vor¬
liegenden Entwürfe ersichtlichenFassung mit der Maßgabe genehmigen, daß diese
Satzungen vom 1. April 1900 ab in Kmft treten und daß vom 1. April 1901 ab
der im § 3 des Statuts bestimmte Wittwen- und Waisenkassenbeitragauf 4"/« des
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ruhegehaltöberechtigtenDienstcinkommensoder des Ruhegehaltes festgesetzt und dem
Provinziallandlagc ttber die dauernd erforderliche Höhe des Beitragssatzesauf Grund
eines von einem Sachverständigen einzufordernden Gutachtens weiter berichtet wird;

2. den Provinzialausschuß ermächtigen, etwa von dem zuständigen Herrn Minister
erforderte Abänderungender Satzungen zu genehmigen,"

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne über diese beiden Anträge die Diskussion.
Es meldet sich Niemand zum Wort. Dann schließe ich die Diskussion und nehme an, wenn

kein Widerspruch erfolgt, daß die beiden Anträge vom hohen Landtag einstimmig angenommensind.
Es ist das der Fall.
Wir kommen nunmehr zu Punkt 10: «, > ,

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provlnzml-
ausschusses, betreffend die Errichtung einer Ruhegehaltslasse für d,e
Kreis-Kommunalverbände und Stadtgcmeinden der Rheinprovinz.

Herr Freiherr Laur von Münchhofenwird auch hier Ihnen Vortrug halten.
BerichterstatterAbgeordneterFreiherr Lanr von Münzhofen: Meine Herren! Die

bisherigen Kasseneinrichtungen,von denen wir soeben sprachen sichern die Wittwen- und Waisen-
Versor nngsan prüche aller Land-, Stadt- und Kreiskommunalbeamten. Hinsichtlich der Pensions¬
ansprücheaber war bisher nur für die Beamten der Landbürgermeistereienund Landgemeinden
Sorge getragen. Die Lücke auszufüllen ist nunmehr Sache einer neu zu gründendenKasse welche
den Kreis- und Stadtkommunalverbändenfür ihre Beamten eröffnet werden soll Es handelt sich
darum, mit der Gründung einer solchen Kasse die Pensionsverpflichtung d.e das Gesetz diesen
Verbänden auferlegt hat, von den fchwächeren Schultern der einzelnenVerbände anf die stärkeren
Schultern der Provinz zu übernehmen. ,<.,.« . - ^ c, .<.«,^.«.

Ueber die Zweckmäßigkeit einer fulchen Kasse, glaube ich, kann kein Zweifel obwalten;
und im Prinzip hat auch der Herr Minister des Innern, welchem der Entwurf der Satzungen
voraeleat war zur Gründung der Kasfe selbst sein Einuerständniß gegeben.

Mn/ Differenz zwischenihm und der Provinzialverwaltung hat sich wesentlich nur ergeben
über den Beitrags nodus. Während nämlich die Provinzialverwaltung den Wunschhat, wie das
Stat^ s° auch den Beitragsmodus anzugliedern an die gleichen Einrichtungen
dl ii Bea n n der Landgemeindenund Landbürgermeistereienschon bestehen und demnach

^^ e^ eintreten n lassen, so meint der Herr Ministe, daß dieses Umlagevera ren
u Bed nk n ^ gebe und daß es sich mehr empfehle, nach versicherungstechn.schenGrundsätzen

einzuschlagen,ähnlich wie es bei dem Statut der Wittwen- und

über diesen Puukt stattgefunden die zudem
^ <, ^ s . ^ .5 f?br arotze Schwierigkeitenbereiten müßte, von dem Umlllgeverfahren
Erge mß wie es bei der Wittwen- und Waisenversorgung
bzusehe:, nnd ^ °s Pr" ^nde« ^^ UnzufriedenheitAnlaß gebe, die, wie die

H « zu 'einer Herabsetzungdes Beitragsfußes geführt hat.
Herren die Frage eingehenderörtert und ist fast einstimmigzu der Ansicht
Offnn,«.-« dnb nbn? das Umlageverfllhren nicht zu wirthschaften sei.
gekommen aß ne d M )^ ^ Umlageverfahrenvor allen Dingen die Sicherheit

des BestaMs der Kasse ür den °"^" ""' ^ ""
Schultern der Schwächerendie Lasten m erhöhtem Maße zurückbleiben.
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Nun, meine Herren, das Gesetz hat die ganze Verpflichtung, die Pensionen zu tragen,
auf die Schultern der Kommunaluerbände, auch der kleinsten, gelegt, wol in der Voraussetzung,
daß sie stark genug wären, sie zu tragen. Außerdem aber wird eine zweite Sicherheit dadurch
gegeben, daß die Kommissionsich einverstanden erklärt hat und Ihnen dementsprechend den Vor¬
schlag macht, einen Reservefondsanzusammelndadurch, daß etwa 10"/» der zunächstim Umlage-
verfahren erhobenenBeiträge übererhobenwerden, um auf diese Weise die Möglichkeit zu geben,
wenigstens im Wege des Vorschussessolche Umlagen, die für das nächste Jahr bedeutend erhöht
erforderlich werden, schon vorweg zu tragen und den Einzel-Kommunalverbändcn,die für das
kommende Jahr nothwendig werdende Erhöhung der Umlagen so rechtzeitig vorher anzukündigen,
daß sie dieselbe bereits bei Aufstellungihres Etats berücksichtigenkönnen.

Soviel zu den bisherigen Vorschlägendes Provinzialausschusses.
Es hat sich nuu bei dieser Lage noch eine Lücke ergeben. Es giebt noch eine Kategorie

von Beamten, die von Gemeinden angestellt und ohne Pcnsionsunterkommengeblieben sind, das
sind Beamte an Gemeindeanstalten, denen aber der Charakter der mittelbaren Staatsbeamten
beiwohnt, in erster Linie Lehrpersonen an höheren und mittleren Schulen. Diese können, sofern
die Gemeinde, in der sie angestellt sind, eine Landgemeindeist, nicht mit in die Nuhegehaltskasse
der Landgemeindebeamtenaufgenommenwerden, weil sie da als Staatsbeamte durch Gesetz aus¬
geschlossensind, während sie zu der Wittwen- und Waisenversorgungskassezugelassensind. Aus
letzterem Grunde erscheint es nicht mehr wie recht und billig, für diese Beamten auch die Möglichkeit
der Pensionirung zu schaffen. Wie gesagt, bei der Kasse der Landbürgermeistereienist das durch
Gesetz ausgeschlossen;hier aber bei der Kasse, mit deren Gründung wir es hier zu thun haben,
ist die Provinz souverän; hier kann sie ihr Statut beschließenund hier empfiehlt Ihnen daher
Ihre Kommission,sie in das an sich nur für Kreis- und Stadtlommunalbeamte geltende Statut
mit aufzunehmen. Die Kasse würde damit allerdings ihren Namen ändern müssen. Es würde
vielleicht auch die Aufnahme dieser Beamten, weil sie an sich nicht zu den Kreis- und Stadt¬
kommunalbeamtengehören, sondern mittelbare Staatsbeamte sind, Schwierigkeitennoch machen;
und da Schwierigkeitenbereits vorliegen bis zur Geuehmigung des Statuts durch den Herrn
Minister, so schlägt die Kommissionvor, vorläufig diese Frage nicht mit in das Statut aufzu¬
nehmen und dem Herrn Minister vorzulegen, sondern den Provinzialausschuß aufzufordern, erst
nach Genehmigung der Kasse diesen Erwägungen näher zu treten und darauf bezügliche Be¬
stimmungen in das Statut mitaufzunehmen.

Es rechtfertigtsich also hieraus der Antrag, wie er Ihnen gedruckt vorliegt:
„Der Piovinziallandtag wolle:

1) die Errichtung einer Ruhegehaltskasseder Kreiskommunalverbändeund Stadtgemeinden
der Rheinprovinz auf Grund der in Drucksachen.Nr. 15 vorliegenden Satzungen
genehmigenund den Provinzialausschuß ermächtigen
a) etwa an den Satzungen auf Verlangen der zuständigenHerreu Minister noch erfor¬

derlich werdende Aenderungen, soweit diese nicht die Grundlage des Umlagever-
fahrens betreffen, vorzunehmen."

Ich mache ausdrücklich darauf aufmerksam: an dem Umlageverfahrenwünscht die Kommission
mit dem Provinzialausschuß unter allen Umständen festzuhalten(Bravo!) „uud

d) die Eröffnung der Kasse zu beschließen,sobald zu derselben an »mlagepflichtigcn
Diensteinkommenein Betrag von 1 Million Mark angemeldet sei» wird;"
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2) — nun kommt dieser für spätere Zeiten vorbehaltenePunkt —
den Prouinzialausschuh beauftragen, nach der Eröffnung der neu zu errichtenden

Ruhegehaltskasseder Kreiskommunalverbändeund Stadtgemeinden der Rhemprovmz
Erhebungenanzustellen und dem nächsten Provinziallandtage darüber Bericht zu erstatten,
ob sich die Aufnahme von bei GemeindeansMen angestellten, indessen mcht zu
den eigentlichen KommunalbeamtengehörendenPersonen, insbesondereder Lehrpechnen
an höheren und mittleren Schulen der Kommunalverbändeder Rheinprovinz, ermög¬
lichen läßt." (LebhafterBeifall.) . , , ^

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne über diese Anträge, die mit so lauter und
deutlicherStimme uns vorgetragen worden sind (Heiterkeit),die Diskussion.

Zunächst hat der Herr Landeshauptmann das Wort. , <. . .
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Der Referent hat hervorgehoben,daß

eine vrimivielle Differenz zwifchen der Königlichen Staatsregierung und der ProvMMlver-
7atun nsichM »errichtenden Kasse bestehe. Diese Differenz fand sich dann daß
w r glaub" Umlageverfahren eintreten zu müssen, «eil dieses den späteren Zutntt
"on Gemeindm wesentlich erleichtert, während der Herr Minister das Prämiendeckuugsverfahreu

ein Schreiben von Seiner Excellenzdem Herrn Oberpräsidentender Rhein-

"" ^?e^:^^ der Herren Münster der geistliche «.
Änaeleaenheiten und des Innern vom 29, v. Mts. erachtendieselben zwar nach nne

bei Sterbe-, Pensions- u s w. K°sst" für ncht'ger
und sicherer wollen sich indessen mit der Anwendung des Umlageverfahrensbe, der
lu errichtendenRuhegehaltskassefür die Kreise und Stadtgemeinden der Rhmn.rov.nz
unter der Bedingung einverstanden erklären, daß die unter 1 und 2 auf Seüe 8
und 9 Ihres Schreibens erörterten Aenderungen in den Satzungen der Kasse vor-

^"°"EuIr Hochwohlgeboren ersuche ich hiernach gefälligst, schleunig das Erforderliche

Es 1in77a?die" Aenderungen, die Ihnen bereits vorliegen und von denen eine dahin
'ielt daß ein Reservefondsgebildet werden soll, und die andere, daß der Austntt erschwert uh

laube^f «erden soll so daß ^ ^ ^ ^ noch um neben ^

Fragen handeln ^, für we^ ^ ^.
Dann brwge d^e Anträge der I. Fachkommission, die Ihnen vorge-
tragen worden sind, zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen, die dagegenstnd, sich zu erheben.
Ich erkläre sie für einstimmigangenommen.

^A^der iV^Fachko^ zum Haushaltsplan über die Verwaltung
der ^onds zur Gewährung von Viehentschädigungen m Folge:

., von R tz und Luugenseuche (Reichsgesetz vom 23. Ium 1880. betreffend
die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, und Ausführungs¬
gesetz vom 12. März 1891),
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K) von Milz- oder Rauschbrand (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend
die Entschädigung für an Milzbrand gefallene Tiere),

für die Rechnungsjahre vom I. April 1901 bis 31. März 1903.
Herr AbgeordneterMerrem ist Berichterstatter. Ich ersuche ihn, sein Referat zu erstatten.
BerichterstatterAbgeordneterMerrem: Meine Herren! Zuerst möchte ich Sie um gütige

Nachsicht bitten, daß mir die Stimmmittel meines geehrten Herrn Vorredners nicht zur Verfügung
stehen (Heiterkeit).

Der in Rede stehende Etat schließt in Einnahme und Ausgabe mit einem Betrage von
28590? Mark 56 Pf. für Rindvieh und 59953 Mark 76 Pf. für Pferde, also mit einem Mehr
gegen die Vorjahre von 4182 Mark 02 Pf. für Pferde, und 4250 Mark für Rindvieh, ab.

Die in Aussichtgenommene erhöhte Einnahme ist zurückzuführenauf eine entsprechende
Vermehrung des abgabepflichtigenPferde- und Rindviehbestandes.

Im Allgemeinensind Bemerkungenzu diesem Etat nicht zu machen.
Namens der IV. Fachkommission habe ich dem hohen Hause die unveränderte Annahme

dieses Etats zu empfehlen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht Jemand hierzu das Wort?
Wenn das nicht der Fall ist, nehme ich an, daß das hohe Haus auch diesen Anträgen

einstimmigzustimmt.
Es ist dies der Fall.
Wir kommen zu Nummer 12.

Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und den Anträgen des
Piouinzialausschusses, betreffend die in Ausführung des Beschlusses des
41. Provinziallandtags bezüglich der Errichtung von Provinzial-Wein-
und Obstbauschulen in Kreuznach und AHrweiler getroffenen Maßnahmen.

Herr AbgeordneterHeising hat den Vortrug. Ich bitte ihn, sein Referat zu erstatten.
BerichterstatterAbgeordneterHeising: Meine Herren! Der Bericht und die Anträge des

Provinzialausschusseszu diesem Punkte der Tagesordnung liegen Ihnen unter Nummer 26 der
Drucksachenvor. Der 41. Provinziallandtag hat seiner Zeit beschlossen, der alsbaldigen und
gleichzeitigen Errichtung zweier weiteren Weinbau- und Obstbauschulenin der Nheinprovinzund
zwar in Kreuznach uud Ahrwciler näher zu treten, und hat den Provinzialcmsschußbeauftragt, die
weiteren Verhandlungen einerseits mit den betheiligten Kreisen und sodann auch mit der Staats¬
regierung einzuleiten, die Eröffnung der Schulen möglichst bald zu veranlassen und endlich den
Provinzialausschußzu ermächtigen, die zur Errichtung uud zum Unterhalt der Schulen bis zum
1. April 1901 erforderlichenGeldmittel zunächst aus bereiten Beständen zu entnehmen mit der
Verpflichtung, dem nächsten Provinziallandtage über das von dem Provinzialausschussein dieser
AngelegenheitAusgeführteRechenschaft abzulegen.

Der Provinzialausschußhat nun dem Punkt 4 des damaligen Beschlusses durch Nummer 26
der Drucksachen Rechnung getragen.

Was im Uebrigen die Ausführung der Beschlüsse des 41. Provinziallandtages anbelangt,
so sind dieselben bezüglich der Schule in Kreuznach vollständig zur Erledigung gekommen, dagegen
für die Schule in Ahrweiler noch nicht ganz.

Im Verfolg jener Beschlüssehaben die Verhandlungen mit den betheiligten Kreisen
stattgefunden und, um zunächst von Kreuznach zu sprechen, ist ein Gelände zum Betrage von
59448 Mark 40 Pf. für den Obstmuttcrgarten und die Weinberge angekauftworden. Von diesen
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59000 Mark hat 30000 Mark der Kreis Krcuznach zu tragen, so daß 29000 Mark für die
Provinz übrig bleiben.

Sodann hat fernerhin die Stadt Kreuznach die Uebernahme des Baues der Schule
beschlossenund zwar gegen eine jährliche Vergütung von 4'/2 »/<, des Baukapitals. Die Schule
ist errichtet auf einem der Stadt gehörigenTerrain, welches mit 18000 Mark bewerthet ist und
für welches ebenfalls 4 ^/- «/<> Zinsen bezahlt werden.

Die innere Ausstattung ist erfolgt und die Schule mit dem 11. Oktober u. I. in's Leben
getreten. Ich bemerke noch ausdrücklich, daß der Staatszuschußgewährt ist und nach dieser Richtung
hin, soweit die Schule in Krcuznach in Betracht kommt, die Beschlüsse vollständig znr Ausführung
gekommen sind.

Der ganze Etat, welchernun für die Provinzial-Wein- und Obstbaufchulein Kreuznach
in Betracht kommt und den Sie im Einzelnen auf Seite 3 der Drucksacheaufgeführt sehen,
schließt mit 63054 Mark 58 Pf. ab.

Die Deckung dieses Betrages soll durch Aufnahme einer Anleihe, wie sie in der Druck-
sache Nr. 1? vorgesehen ist, erfolgen.

Was die Schule in Uhrweiler anbelangt, so ist auch hier der Ankauf der betreffenden
Grundstückebereits gcthätigt worden. Es ist auch ein Projekt und ein Kostenanschlag für den
Bau, welcher mit 120 000 Mark abschneidet, angefertigtworden und ist auch so alles vorbereitet,
um die Schule demnächst ins Leben treten lassen zu können. Der Staatszuschuß ist ebenfalls für
diese Schule bewilligt und es würden die Kosten, welche der Provinzialuerwaltung durch das
Inslebentreten der Wein- und Obstbaufchulein Ahrweiler entstehen werden, sich auf 185 000 Mark
im Ganzen stellen. Der Betrag ist hier deshalb sehr viel größer, weil in diesem Falle die Provinz
die Gebäude selbst bauen will und in Folge dessen das Baukapital mit in Rechnungzu ziehen ist,
während in Kreuznach die Stadt gebaut hat und die Vergütung einer 4^/, «/«igen Verzinsung
vom Baukapital erhält.

Bezüglichder Schule in Kreuznachist in der Kommissionnoch eine Resolution beantragt
worden, welche folgendenWortlaut hat:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, die gcsammtenKosten des Baues der Pro-
uinzial-Weinblluschule in Kreuznach sowie aller Grundstücke für Rechnung der Provinz
zu übernehmenund nur die Festsetzung bestehen lassen, daß, wenn innerhalb 10 Jahren
die Weinbauschulcwegen mangelnden Besuches eingehen sollte, die Stadt Kreuznach
die Gebäulichkeiten übernimmt".

Die Kommission hat sich dieser Resolution angeschlossen und bittet den Provinziallandtag,
dieselbe dem Provinzialausschußzur Erwäguug zu überweisen.

Im Uebrigen hat sich die Kommisston dem Antrage des Provinzialausschussesangeschlossen
und in weiterer Ausführung desselben beschlossen, dem Provinziallandtag folgendenAntrag zu unterbreiten:

„Der Provinziallandtag wolle
den Antrag des Prouinzialausfchussesin folgender Fassung annehmen:
„Der Provinziallandtag wolle
1. durch vorstehendenBericht die vom 41. ProvinziallcmdtagegeforderteNechenschafts-

ablegung über die Errichtung der Weinbauschulenin Kreuznach und Ahrweiler
entgegennehmen,

2. über die Errichtung der Provinzial-Wein- und ObstbaufchuleAhrweiler nach den
vorliegenden Plänen und KostenanschlägenBeschluß fassen und die Bauarbeiten
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baldigst in Angriff nehmen und so beschleunigen,daß die Schule möglichst am
1. Oktober d. I. in's Leben treten kann,

3. den Provinzialausschuß ermächtigen,die zur Errichtung, sowie zum Unterhalte der
Schule bis zum 1. April 1903 bezw. bis zum Zusammentreten des nächsten Pro-
uinziallandtags erforderlichenbezw. schon verausgabten Geldmittel vorläufig aus
bereiten Beständen zu entnehmen und ihn beauftragen, dem nächsten Provinzial-
landtagc darüber Rechenschaft abzulegen".

Die vorhin verlesene Resolution soll dem Provinzialausschuß zur Erwägung über¬
wiesen werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meiue Herren! Sie haben die Anträge Ihrer Fach¬
kommission gehört. Wünscht hierzu Jemand das Wort?

Da es nicht der Fall ist, so nehme ich an, daß das hohe Haus auch mit diesen Anträgen
einstimmigeinverstandenist.

Wir kommen zu Punkt 13:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschusses, betreffend den Erlaß eines Reglements über die
Leitung und Verwaltung der Wein- und Obstbauschulcn in der Rhein¬
provinz.

Zur Berichterstattunghat ebenfalls Herr AbgeordneterHeising das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterHeising: Meine Herren! Der Bericht und der Antrag

liegen unter Nr. 27 der Drucksachen vor. Das Reglement für die Provinzial-Weinbauschulein
Trier hat sich im Großen und Ganzen bewährt, ist aber insofern änderungsbedürftig, als nun
nicht nur mehr eine Provinzial-Weinbauschulebesteht, sondern bereits eine zweite in Kreuznach ins
Leben getreten ist und auch noch nach den gefaßten Beschlüssen die Provinzial-Wein-und Obstbau¬
schule in Ahrweiler demnächst eröffnetwerden wird.

Das Reglement liegt den Herren auf Seite 3 der Druckfachevor. Ich brauche wohl
nicht auf die einzelnenBestimmungeneinzugehen, (Rufe: Nein.) Es sind einzelne Aenderungen
>n diesem Reglement theils redaktionellerArt, theils auch organisatorischer Art vorgenommen, die
sich als ein Bedürfniß herausgestellthatten. In der Hauptsachesind es die M 1 und 11, welche
einer Abänderung bedürftig waren.

8 I soll die Fassung erhalten, daß fernerhin ein Zeugniß an diejenigen Schüler, welche
sich als Weinbergsverwalter ausbilden wollen, nur dann ausgestellt wird, wenn sie mindestens
2 Jahre die Schule besucht haben. Der 8 11 sieht eine Erweiterung des Kuratoriums vor mit
Rücksicht darauf, daß nunmehr nicht allein Trier, sondern auch die anderen Schulen in Betracht
kommen, die nicht jedesmal von einem Kreise, sondern von mehreren Kreisen beschickt werden,
wodurch die Nothwendigkeit entsteht, daß aus den eiuzelnen Kreisen Vertreter ins Kuratorium
gewählt werden. Die Fassung des § 11 geht deshalb dahin, daß statt der früheren 5 Mitglieder
nunmehr 8 das Kuratorium bilden follen.

Auf die übrigen Punkte einzugehen,erübrigt sich wohl. Die Kommissionhat beschlossen,
dem Provinziallandtage folgenden Beschlußzu unterbreiten.

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag des Provinzialausschusses:
Der Provinziallandtag wolle dem beiliegendenReglement und der Schulordnung für
die Prouinzial-Wein- und Obstbauschulenseine Genehmigungertheilen

unverändert annehmen."
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Vorsitzender Fürst zu Wicd: Ist gegen diese Anträge etwas einzuwenden?
Sonst nehme ich an, daß das hohe Haus auch diesen Antrag einstimmigangenommen

hat. Dieses ist der Fall.
Wir kommen nunmehr zu Punkt 14:

Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
» zialausschusses, betreffend Abänderungen des Reglements vom 18. Januar

1893 über die Entschädigung für an Milzbrand gefallene Thiere.
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete von Stedman, Ich gebe demselben das Wort

zu seinem Vortrage.
BerichterstatterAbgeordnetervon Stedman: Meine Herren! Im gegenwärtigenFalle

handelt es sich darum, eine Aenderung au dem Reglement über die Entschädigungen bei Milzbrand
und Rauschbrandherbeizuführen. Der Grund für diese Aenderunglag jedenfalls in der Geldfrage.
Ich setze voraus, daß die Herren die Drucksache Nr. 30 gesehen haben, und daraus geht hervor,
in welch gewaltiger Weise die Fälle von Milzbrcmdcntschädigungenbei der Provinz in Frage
gekommen sind. Es haben sich für Rindvieh in den letzten 5 Jahren die Entschädigungen ungefähr
um 38 000 Mark gehoben und die Zahl der Entschiidigungsfällehat sich etwa veisiebcnfacht.
In Folge dessen war es sehr gerechtfertigt zu untersuchen,ob dieses gewaltige Ansteigender Ent¬
schädigungen sozusagen mit rechten Dingen zuging und man hat da zweifelhafte Umständeaufgedeckt,
die zu einer Heilung der Mißstände wohl geeignet sind. Das bisherige Reglement hatte den
Nachtheil, wie sie aus dem Entwurf crsehcu, daß vor allem die Entscheidung darüber, ob ein
Milzbrandfall vorlag, zunächst zum Theil in den Händen der nicht beamteten Thierärzte lag.
Wie die Druckschrift das ausführt, muß man aber zugeben,daß nach dem Stande der Wissenschaft
die nicht beamteten Thierärztc wohl nicht überall in der Lage sind, über die nothigen Geräthc,
Vergrößerungsgläser und dergleichenund auch über die Wissenschaft der Gegenwart zu verfügen,
ohne daß den betreffendenHerren damit zu nahe getreten werden soll.

Wohl aber können wir diese Frage bejahen gegenüber unseren beamteten Thierärztcn.
Bisher konnte der betreffendeBesitzer des gefallenenStückes Vieh Widersprucherheben, wenn er
abgewiesen wurde oder wenn ihm die Entscheidungnicht zusagte, und dann mußte so wie so ein
beamteter Thierarzt zugezogen werden. Wenn Sie die vorgeschlagene Aenderung ansehen, so wird
jetzt der Provinzialvcrwaltung zugegeben,sofort und nur einzig und allein es in die Hand eines
beamteten Thierarztes zu legen, diese Entscheidung herbeizuführen. Das weitere Verfahren wie
die Entschädigungsnagefindet sich nachher in der vorgeschlagenen neuen Fassung des § 5. Der
Vergleich mit der alten Fassung ergiebt, daß der zu Unrecht in den damaligen § 5 hineingelangte
§ 21 herausgelöstist.

Bei der Frage der Milzbraudeutschädigunghaudelt es sich nämlich um wesentlich 2 Dinge:
auf der eineu Seite die nöthigen Vorkehrungenzu treffen, daß die Werthbemessungdes gefallenen
Stückes Vieh richtig getroffen wird und auf der anderen Seite kommt die wichtige Frage in Betracht,
ob überhaupt ein zu entschädigender Seuchenfall vorliegt. In dieser Beziehung hat also die neue
Fassung dadurch klare Bahu geschaffeu, daß der 8 21 aus dem 8 5 fortgebliebenist, weil er nur
zu Verwechselungen Anlaß gab und an dieser Stelle überflüssig ist.

Weiter ist dann ein § 5«, hinzugetreten und da ist der vorletzte Absatz wohl derjenige,
der den Schwerpunkt enthält, worin es heißt: Der Provinzialverwaltung bleibt in allen Fällen
das Recht vorbehalten, die Resultate der tierärztlichen Obduktioneneiner Nachprüfungzu unter¬
ziehen, von deren Ausfall die Entscheidung darüber abhängt, ob ein die Entschädigungspflicht
begründenderSeuchensallvorliegt.

8»
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So, wie die Druösache30 dem hohen Hause vorliegt, ist mm aber in dem Fachausschuß
die Sache nicht geblieben. Es ist da ein Zusatz hinzugetreten,den die Herren in der heute morgen
ausgetheilten DrucksacheNr. 80 finden. Danach soll hinter dem Z 5 noch eine Bestimmung
eingeführtwerden, die dahin lautet:

„Der Thierarzt hat sogleichim Anschluß an die Untersuchungauch sein Gutachten
über den Werth des Thieres abzugeben. Die Abschätzung durch die beiden Schicds-
manner erfolgt nach Abgabe des thierärztlichenGutachtens".

Die Veranlassung lag dafür vor, um zu vermeiden, daß der beamtete Thierarzt später
noch eine zweite Besichtigungund Oeffnung des Kadavers vornehmen müßte. Also bezweckt und
erreichtdiese Maßnahme in vielen Fällen eine Verbilligung des Verfahrens.

An letzter Stelle bezieht sich der Vorschlag, der uns vorliegt, auf eine Aenderung der
Entschädigung,die den Schiedsmännern zukommt. Es war bisher das umständlicheVerfahren, die
Reisekosten nach Kilometersätzen zu berechnen, wahrend hier in der neuen Fassung des § 6 eine
außerordentliche Vereinfachung des Ncchnuugswesens geschaffenist, was auch besonders eine
Verbilligung dadurch herbeiführt, daß die Reisen über 2 Kilometer jetzt nicht mehr mit dem hohen
Satze in Betracht kommen. Mau hat es zumeist damit zu thun, daß die Schiedsmänner aus der
eigenen oder nachbarlichenGemeinde des Amtes zu walteu haben. Also kommt der Fall, daß
sie weite Reisen zu machen haben, überhaupt seltener vor. Nach der neuen Fassung wird aber
keiner der Betreffendenzu kurz kommen, denn es werden ihm die wirklichen Reisekostenso, wie
er sie gehabt hat, entschädigt. Die Tagegcldersätze sind für den ganzen Tag mit 9 Mark geblieben.
Es ist aber ein Satz hinzugetreten,wonach die Vergütung für einen halben Tag 5 Mark betragen
soll. Somit kann also dem hohen Hause nur empfohlenwerden, die vorgeschlagenen Aenderungen
anzunehmen.

Ich selbst möchte jedoch im Anschluß an einen Vorschlag, den ich im vorigen Landtage
zu machen die Ehre hatte, auch heute denselbenAntrag wieder stellen: das Wort „Reglement"
zu beseitigen und zu ersetzen durch das Wort „Vorschriften", gerade so, wie in der Gesetzgebung
die Herren Minister nicht mehr Reglements und Regulativs u. dgl. erlassen. — Sie sehen das
z. B. bei den Steuergesetzenund an vielen anderen Stellen, wo die Minister zu der deutschen
Ueberschrift greifen: Anweisungzu der und der Sache. — Vorliegendhat man es mit einem Gesetz
und mit schon bereits einer dazu erlassenenAnweisungzu thun. Es handelt sich also da gewisser¬
maßen um eiue Unteranweisung,uud mein Antrag geht dahin, das Wort „Vorschriften"zu setzen.
Bei dem ersten Mal, wo ich den Antrag gestellt habe, ist mir entgegengehaltenworden, daß dies
seine rechtlichen Schwierigkeitenhabe, insofern der § 8 Ziffer 2 der Provinzialordnung es nur in
die Befugniß des Provinzialvcrbandes lege, „Reglements" zu erlassen.

Um diese Befürchtungmangelnder Berechtigunghintanzuhalten, bleibt somit nichts übrig,
als, wenn es auch etwas umständlich ist, zu sagen „Vorschriften" gemäß § 8 Ziffer 2 der
Provinzialordnung. Dadurch würde dann unzweifelhaft feststehen,welche rechtliche Kraft diesen
„Vorschriften"innewohnt.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich möchte den Herrn Berichterstatterfragen, ob er den
Antrag als Berichterstattervorgelegt hat oder sx proprüs?

Abgeordnetervon Stedman: Das Letztere, wie ich gesagt habe, nicht als Antrag des
Ausschusses.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Hat der Ausschuß seinen Standpunkt zn dieser Ange¬
legenheit klargelegt?
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Abgeordnetervon Stedman: Er hat den Antrag abgelehnt.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Abgelehnt.
Also wir haben es zunächst mit dem Antrage der Fachkommission zu thun.
Ich frage, ob hierzu eine Diskussiongewünscht wird. — Es ist nicht der Fall. — Dann

schließe ich die Verhandlung und bitte diejenigen,die dagegen sind, sich zu erheben. — Die Anträge
der Fachkommission sind angenommen.

Sodann haben wir es mit dem persönlichen Antrage des Herrn Abgeodneten von Stedman
zu thun, der dahin geht, statt „Reglement" „Vorschriftengemäß Ziffer 2 § 8 der Provinzial-
ordnung" zu fetzen. Diefer Antrag ist in der Fachkommission abgelehnt worden. Ich frage, ob
hierzu Jemand das Wort haben will. — Das fcheint nicht der Fall zu sein.

(Zuruf: Ich bitte ums Wort.)
Herr AbgeordneterJuristen hat das Wort,
Herr AbgeordneterIoriffen: Ich unterstütze den Antrag und will nur bemerken,daß,

wo man gute deutfche Ausdrücke hat, man immer die Fremdwörter vermeiden soll. (Lebhafter Beifall.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wenn Niemand mehr das Wort haben will, dann

werden wir zur Abstimmungkommen. Ich bitte die Herren, Ihre Plätze einzunehmen und
sich zu setzen.

Ich bitte diejenigen, welche für diefen Antrag des Herrn Abgeordneten von Stedman
sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die große Majorität. (Lebhafter Beifall und Heiterkeit.)
Der Antrag ist angenommen.
Wir kommen zu Nr. 15:

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Wahl von bürgerlichen Mitgliedern bezw.
Stellvertretern der Ober-Ersatzkommissionen I und II im Bezirke der
30. Infanteriebrigade.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon Wiitjen. Derselbe hat das Wort.
BerichterstatterAbgeordnetervon Wiitjen: Meine Herren! Die Vorschläge des Provin-

zialausschusses -----------------
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte um Ruhe, meine Herren!
BerichterstatterAbgeordnetervon Wiitjen (fortfahrend): — — — und der I. Fach¬

kommission, betreffend die Wahl von bürgerlichenMitgliedern bezw. Stellvertretern der Ober-Ersatz¬
kommissionen I und II im Bezirke der 30, Infanteriebrigade, beziehen sich im wefenlichen auf die
Wiederwahl der bisherigen Mitglieder. Nur in zwei Fällen wird eine Neuwahl vorgeschlagen.

Das bisherige ordentliche Mitglied für den 1. Bezirk der 30. Infanteriebrigade Herr
Stadtverordneter Theodor Schnürte, Köln-Deutz,hat gebeten, mit Rücksicht auf seine sonstige starke
Belastung mit Ehrenämtern von seiner Wiederwahl abzusehen. (Rufe: Bedauerlich!) An seiner
Stelle ist in der Fachkommission vorgeschlagen worden, den Herrn Josef Peiffer, Kaufmann und
Bezirksvorsteherzu Köln, zum ordentlichenMitgliede zu wählen.

Der 4. Stellvertreter im 2. Bezirk der 30. Infanteriebrigade Herr Gutsbesitzervon Pelken
in Hennef (Siegkreis) ist gestorben. An seiner Stelle wird vorgeschlagen,Herrn Karl Krewel,
Gutsbesitzerzu Haus Zievel bei Satzvey zu wählen.

Es wird Ihnen demnach seitens der Fachkommisston im Einverstiindnißmit dem Provin-
zialausschußder Vorschlagunterbreitet:
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1) für die Ober-Ersatzkommission I im Bezirke der 30. Infanteriebrigade zu wählen
als Mitglied:

Kaufmann und Bezirksvorsteher Josef Peiffer in Köln,
als Stellvertreter:

1. GutsbesitzerC. Kaulen in Lüvenich (Landkreis Köln),
2. GutsbesitzerTheodor Melchers in Gnadenthal (Kreis Neuß),
3. GutsbesitzerBernhard Müller in Langet bei Worringen (Landkreis Köln);

2) für die Ober-Ersatzkommission II im Bezirk der 30. Infanteriebrigade
als Mitglied:

Rentner Peter Josef Konstantin Schmitz de Pr6 in Hennef (Siegkreis),
als Stellvertreter:

1. Gutsbesitzer und Beigeordneter Heinrich Thomöe in Neuenhaus(Kreis Mülheima.RH),
2. Fabrikant Bernhard Krawinkel in Volmerhausen(Kreis Gummersbach),
3. GutsbesitzerSchurff in Bönnschenhof (Siegkreis),
4. GutsbesitzerKarl Krewel zu Haus Zievel bei Satzuey.

Der Provinzialausschußund im Ginverständnißmit ihm die Fachkommission schlägt Ihnen
dann weiter vor:

„den Provinzialausschuß zu beauftragen, falls bis zum Zusammentritt des nächsten
Provinziallandtags in dem Bereicheder 2?., 28., 29., 30., 31., 32. und 80. Infanterie-
Brigade durch Tod, Verziehen, Amtsniederlegung von Mitgliedern der Ober-Ersatz-
kommissionenbezw. durch cmderweite Eintheilung der Bezirke Ersatzwahlen nöthig
werden sollten, diese Wahlen Namens des Provinziallandtags zu thätigen und dem
Piovinziallandtllge alsdann in der nächsten Tagung von den etwa stattgehabten
Wahlen behufs Bestätigung Mittheilung zu macheu."

Meine Herren! Die Worte „behufs Bestätigung" sind erst in der Fachkommission eingefügt
worden. Die Fachkommissionging von der Ansicht aus, daß es gesetzlich nicht zulässig sei, ein
vom Gesetze einer Körperschaftübertragenes Wahlrecht zu delegiren. Demgemäß hielt sie es für
richtig, daß die getätigten Wahlen bei der nächsten Tagung zur Bestätigung vorgelegt werden.
Praktisch wird es ja nicht möglich sein, in allen Fällen den Provinziallandtag zu höreu, wo eiue
Wahl nöthig sein wird, und es steht ja zu hoffen, oder vielmehr es ist sicher zu erwarten, daß
der Provinzialausschuß das ihm übertragene Wahlrecht so ausüben wird, daß die Bestätigung
seitens des Provinziallandtages in keinem Falle versagt wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es ist ein zweitheiligerVorschlaggemacht
worden: Unter 1 und 2, die Mitglieder der Ober-Ersatzkommissionen I und II im Bezirke der
30. Infanteriebrigade zu wählen.

Ist hiergegenetwas zu erinnern? Sonst würde ich annehmen, wenn kein Widerspruch
erfolgt, daß die Herren per Akklamationgewählt sind. Es erfolgt kein Widerspruch.

Die Wahl ist also per Akklamationerfolgt.
Und zweitens ist der unter Nr. 3 gefaßte Beschluß „behufs Bestätigung Mittheilung zu

machen" hier einzusetzen. Ist hiergegen etwas zu erinnern? Das ist nicht der Fall. Dann wäre
das ebenfalls einstimmigangenommen.

Wir kommen zu Nr. 16:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften
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der Rentenbauk für die Provinz Westfalen, die Rheinprovinz und die
Provinz Hessen-Nassau in Münster berufenen Kommissare der Provin-
zialvertretung und deren Stellvertreter.

Herr AbgeordneterBöker hat das Wort. Ich bitte ihn, seinen Vortrag zu halten.
Berichterstatter Abgeordneter Böker: Meine Herren! Die Wahlperiode der Herren,

welche zur Mitwirkung bei der Rentenbank in Münster von uns gewählt waren, ist abgelaufen.
Es sind dieses als Kommissare der Provinzialverwaltung die Provinziallandtags-Abgeordneten
KöniglicherLandrath Geheimer Regierungsrath Freiherr von Loö zu Siegburg und der Königliche
Regierungspräsident Freiherr von Hövel in Codlenz und als Stellvertreter die Provinzial-
landtags-Abgeordneten Rentner Johann Schönnenbeckzu Broich und Generaldirektor Bruno
Schulz-Briesen in Rotthausen bezw. Düsseldorf.

Es ist demnach eine Neuwahl vorzunehmen. Zu diesem Zwecke schlägt die FachkommissionI
Ihnen vor, den Ihnen vorliegendenAntrag des Prouinzialausschussesauzunehmen. Ferner schlägt
sie Ihnen vor, die bisherigen Mitglieder und Stellvertreter wieder zu wählen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ist gegen diesen Vorschlag etwas zu bemerken? Wenn
das nicht der Fall ist, werde ich annehmen, daß der hohe Landtag diese Anträge einstimmig
angenommenhat. — Es ist dieses der Fall,

Wir kommen nunmehr zu Punkt 17:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend den Ablauf der Dienstzeit der Landesräthe
Kehl und Schmidt.

Den Bericht hat der Herr Abgeordnete Michels übernommen. Ich ersuche ihn, den
Bericht zu erstatten.

BerichterstatterAbgeordneterMichels: Meine Herren! Wie der Inhalt der Drucksache
Nr. 5 Ihnen zeigt, läuft am 10. Januar 1903 die Wahlperiode der Landesräthe Kehl und
Schmidt ab. Da es sich wohl empfiehlt, jetzt schon die Herren wieder zu wählen, weil es unsicher
ist, wann der nächste Provinziallandtag zusammentritt, so hat der Provinzialausschußdieserhalb
Anträge vorbereitet,welche in der I. Fachkommission geprüft worden sind. Die I. Fachkommission
tritt in allen Theilen den Anträgen des Provinzialausschussesbei und schlägt demgemäßvor, daß
die Wiederwahl der beiden Herren zu erfolgen habe auf die Dauer von 12 Jahren, beginnend
am 10. Januar 1903, mit der Maßgabe,

„daß die Gewählten gehaltenseien, auf Beschlußdes Provinzialausschussesdie Geschäfte
als Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder des Vorstandesder Landes-Versicherungs-
anstalt „Rheinprovinz" im Haupt- oder Nebenamte zu übernehmen oder sich bei der
Centralstellenach Anordnung des Landeshauptmanns zu beschäftigen,
daß die Gewählten sich zu verpflichtenhaben, ohne Genehmigung des Provinzialaus¬
schusses kein Mandat für eine politische Kurperschaft oder in eine Gemeindevertretungzu
übernehmen,wenn ihnen für letztere ein gesetzlicherAblchnungsgrundzur Seite steht."

Die I. Fachkommission empfiehltdem hohen Hause, die Wahlen unter diesen Verhältnissen
vorzunehmenund die Herren Landesräthe Kehl und Schmidt wiederzuwählen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob gegen diese Vorschlägeetwas zu bemerken
ist. — Es ist dieses nicht der Fall. Dann nehme ich an, daß das hohe Haus damit einverstanden
ist, unter den von der I. Fachkommission aufgestelltenBedingungen die Wahl der beiden Landes«
rathe als vollzogenzu erachten. Es ist dieses der Fall. Sie sind auf 12 Jahre wiedergewählt.
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Wir kommen zu Nr. 18 der Tagesordnung:
Antrag der 1. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Wahl eines Landes-Bauraths für Tiefbau als
Dirigenten der Abtheilung für das Straßenbauwesen.

Herr AbgeordneterMichels hat ebenfalls den Vortrag übernommen,
Berichterstatter AbgeordneterMichels: Wie der Bericht und der Antrag des Provinzial-

ausschusses darlegt, hat der Provinzialausschußbeschlossen,die landwirtschaftlichen Angelegenheiten
von der Straßenverwaltung zu trennen, und erstere mit der landwirtschaftlichenBerufsgenossenschaft
als Abtheilung IV zu vereinigen. Dem eben neu gewählten Herrn Landesrath Kehl soll die
Direktion der Abtheilung IV überlassen bleiben, weil dieser Herr seit langen Jahren, besonders
auch vor der Vereinigung, sehr gute Dienste auch auf diesem Gebiete geleistet hat, während man
die Abtheilung III neu besetzen muß, und zwar hat der Provinzialausschußden Vorschlaggemacht,
diese Stelle durch einen hervorragendenTechniker zu besetzen.

Ihre erste Fachkommission ist in die Prüfung der Angelegenheiteingegangenund tritt den
Ausführungen des Provinzialausschussesnach allen Richtungen bei. Sie empfiehlt Ihnen dabei
auch in Uebereinstimmungmit dem Vorschlage des Provinzialausschusses,den augenblicklichals
Weichselstrom-Bcmdirektor angestellten Königlichen Regierungs- und Baurath Goerz in Danzig zu
wählen; ein Bericht über dessen Personalien ist der Druckschrift beigelegt.

Nach den Abmachungen,die mit dem Herrn Strombaudirektor Goerz vorläufig vereinbart
sind, würde die Wahl uud die Anstellung unter folgenden Bedingungen zu thätigen sein:

„1. die Wahl erfolgt auf die Dauer von 12 Jahren;
2. das jährlicheGehalt beträgt außer dem reglementsmaßigenWohmmgsgelde13000 M.;
3. von der bisherigen staatlichen Dienstzeit werden 12 Jahre angerechnet,so daß der

Gewählte Ansprüche auf Ruhegehalt und Wittwen» und Waisenversorgungin der
Weise und Höhe erhält, als wenn er bereits 12 Jahre im RheinischenProvinzial-
dienste zugebrachthätte;

4. dem Gewählten weiden Umzugskostennach Maßgabe des Reglements über die Um¬
zugskosten der Provinzialbeamten vom 12. Dezember 1890 gewährt, endlich

5. der Gewählte hat sich zu verpflichten, ohne Genehmigung des Provinzialausschusses
kein Mandat für eine politische Körperschaftoder eine Gemeindevertretungzu über¬
nehmen, wenn ihm für letztere ein gesetzlicherAblehnuugsgrundzur Seite steht."

Meine Herren! Der Herr Landeshauptmann hat die Güte gehabt, uns über den Herrn
Goerz außerordentlich befriedigende Auskunft zu geben, so daß die I. Fachkommissiondurchaus
keinen Anstand nimmt, Ihnen auch selbst bei dem für einen Landesrath hohen Gehalt von 13000 M.
die Wahl zu empfehlen. Sie schließt sich daher dem Antrage des Provinzialausschussesan:

„Der Provinziallandtag wolle den Strombaudirektor Goerz unter den voraufgeführten
Bedingungen zum Landes-Baurathe für Tiefbau bezw. Dirigenten der Abtheilung für
das Straßenbauwesen wählen",

und die Fachkommission bittet das hohe Haus, die Wahl auch heute vorzunehmen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ist hierzu etwas zu bemerken?— Wünscht Jemand das

Wort? — Wenn das nicht der Fall ist, so würde ich annehmen, daß das hohe Haus auch diese
Wahl per Akklamation unter den von der I. Fachkommission und dem Provinzialausschussefest¬
gestelltenBedingungen hiermit vornehmen will.

Ich erkläre den Herrn Landesbaurath Goerz für gewählt.
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Wir kommen zum
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Wahl von Landesräthen und eines Landes-
Bauraths für Hochbau,

Herr AbgeordneterMichels hat ebenfalls hierzu das Wort,
Berichterstatter Abgeordneter Michels: Der Provmzialausschuß hat dem hohen Hause

Mittheilung darüber gemacht, daß augenblicklich noch im Bereich der rheinischen Provinzialver-
waltung 3 Landesassessorenund zwar die Herren Adams, Appelius und Dr, Grosse thätig sind
und schlagt Ihnen vor, diese 3 Herren zu Landesräthen zu wählen.

Damit würde der Bestand an Landesasscssorenerschöpft sein und der Provmzialausschuß
erklärt ausdrücklich,daß der Versuch mit der Anstellung von Lcmdcsassessoren im großen Ganzen
nicht die Befriedigung gegeben hat, die man erwartet hatte. Die Herren Adams, vi-. Grosse und
Appelius sollen laut dem Vorschlagdes Provinzialausschusseszu Landesräthen gewählt werden.

Ich werde mir vorbehalten, die Bedingungen noch näher zu verlesen, wenn ich über die
Wahl des Landes-Oberbauinspcktors,Baurath Ostrop, Bericht erstattet haben werde.

Der Provinzialansschuhschlägt in dieser Beziehung vor:
Den Landes-Oberbauinspektor Vaurath Ostrop zum Landesbaurath für Hochbau zu

wählen. Der Genannte ist seit dem Jahre 1879 bei der diesseitigen Provinzialverwaltung
auf dem Gebiete der Hochbautenthätig und hat sich durch Fleiß, Umsicht uud Geschick bei der
baulichenUnterhaltung der Provinzialinstitute sowie der oberen baulichenLeitung der umfangreichen
nnd schwierigenNeubauten der letzten Jahre der Beförderung zum Landesbaurathe würdig
gemacht. Landes-OberbauinspektorOstrop bezieht zur Zeit 7050 Mark Gehalt und würde nach
dem geltenden Besoldungsplane in seiner jetzigen Stellung am 1. April 1901 in ein Gehalt
von 7550 Mark aufrücken, welchesGehalt bei seiner Wahl zum Landesbaurath auf 8000 Mark
abzurunden vorgeschlagen wird.

Die I, Fachkommission ist in die Prüfung der Verhältnisseeingetretenund hat die Anträge
des Provinzialansschnssesfür vollständig berechtigtanerkannt. Sie schlägt Ihnen daher vor:

„Der Provinziallandtag wolle
1. die Landesassessoren Adams und Dr. Große mit einem Anfangsgehaltevon 5500 Mark

und den LandesassessorAppelius mit einem Anfangsgehalte von 5000 Mark zu
Landesräthen, sowie

2. den Landes-OberbauinspektorBaurath Ostrop mit einem Anfangsgehaltevon 8000 Mark
zum Landesbaurath für Hochbau unter folgenden Bedingungen erwählen, nämlich:
») die Wahl erfolgt auf die Dauer von 12 Jahren,
d) das Reglement über die Pensionirung der Provinzialbeamten der Nheinprovinz

findet unter der Bedingung Anwendung, daß die aus dem seitherigen Dienst-
Verhältniß gegen den Provinzialverbcmdvon den Gewählten erworbenenPensions¬
ansprüche in Folge der zu thätigenden Wahl nicht verschlechtert werden sollen,

o) die Gewählten haben sich zn verpflichten,ohne Genehmigung des Provinzialaus¬
schusses kein Mandat für eine politische Körperschaftoder in die Gemeinde¬
vertretung zu übernehmen,wenn ihnen für letztere ein gesetzlicherAblehnungsgrund
zur Seite steht,

ä) die zu wählenden Landesräthe sind gehalten, auf Beschluß des Provinzialausschusses
die Geschäfte als Mitglied oder stellvertretendesMitglied des Vorstandes der
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Landes-Verficherungsanstaltim Haupt- oder Nebenamte zu übernehmen, oder sich
bei der Centralstelle nach Anordnung des Landeshauptmanns insbesondere auch
unter einem anderen oberen Beamten, welcherals Abtheiluugsdirigentfungirt, zu
beschäftigen."

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Sie haben die Anträge gehört. Wünscht
hierzu Jemand das Wort? — Es ist nicht der Fall, Dann würde ich wohl annehmen dürfen,
daß Sie mit den vorgeschlagenen Maßnahmen und Wahlen unter den vorgeschriebenen Bedingungen
sich einstimmigeinverstandenerklären.

Ich konstalire dies und erkläre die Herren für gewählt.
Wir kommen nunmehr zu Punkt 20:

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Versetzung des Landesraths, Geheimen
Regierungsraths Adams in den Ruhestand.

Herr AbgeordneterMichels hat auch hierzu das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Michels: Meine Herren! Der jetzt zu behandelnde

Gegenstand betrifft die Pensionirung des Herrn Landesraths Adams nnd zwar vom 1. Juli
1901 an.

In der Drucksache Nr. 35 sind die Personalverhältnissedesselbendargelegt. Die I. Fach¬
kommission hat die Antrage des Provinzialausschussesgeprüft und tritt denselben vollständig bei,
indem sie auch ihrerseits dem hohen Hause empfiehlt, zu beschließen:

„Der Provinziallandtag wolle sich mit der Versetzung des Landesraths Adams in
den Ruhestand vom 1. Juli 1901 ab einverstanden erklären und demselbeneine auf
8000 Mark abgerundete jährliche Pension bewilligen."

VorsitzenderFürst zu Wied: Ist hiergegenetwas zu erinnern? —
Sonst erkläre ich auch diesen Antrag für einstimmig genehmigt. — Der Antrag ist

genehmigt.
Wir kämen nunmehr zu Nr. 21: Ersatzwahl für den Provinzialausschuß. Herr

AbgeordneterMichels hat das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterMichels: Ich möchte bitten, daß die folgende Nummer mit

dieser vereinigt werde.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Also auch Nr. 22: Wahl des Vorsitzenden des

Provinzialausschusses.
Berichterstatter Abgeordneter Michels: Bezüglich der Ersatzwahl für den Provinzial¬

ausschuß, ebenso wie auch hinsichtlich der Wahl des Vorsitzenden des Provinzialausschusses
empfiehltIhnen die I. Fachkommissiondie Wahl heute auszusetzenund dieselbe nächsten Montag
vorzunehmen und zwar schlägt die Kommissionden Zusammentritt einer vorhergehenden ver¬
traulichen Besprechunghier im Hause vor. Die Gründe für die Vertagung sind die, daß
durch die 3tägige Pause viele von den Herren nicht hier anwesend waren und die vorläufige
Besprechungder Mitglieder aus dem Regierungsbezirk Düsseldorf deshalb nicht herbeigeführt
werden konnte.

Der Antrag, die Wahl des Vorsitzenden des Provinzialausschussesauszusetzen, beruht auf
der Erfahrung, die bei ähnlichen Gelegenheiten früher gemacht worden ist, daß eine vorläufige
Besprechung der Mitglieder im Hause selbst dazu führt, daß eine möglichst einheitliche Wahl
stattfindet, wenn die gegenseitigen Ansichten vorher ausgetauscht weiden und dadurch eine raschere
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Erledigung der Angelegenheitermöglicht wird. Wenn das hohe Haus diesen Anträgen beitritt, so
würde die Fachkommission I den Vorschlag zu machen sich erlauben, Durchlaucht zu bitten, die
vertraulicheVorbesprechung auf Montag ^12 Uhr anzusetzen und eventuellwürde ich auch dann
im Namen der I, Fachkommission bitten, die Plenarsitzung auf 1 Uhr anzuberaumen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Also 1 Uhr und vorher eine vertraulicheBesprechung.
Herr AbgeordneterFreiherr von Solemacher hat das Wort zur Geschäftsordnung,
Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Nur einige

Worte zur Geschäftsordnung.
Das was ich zu sagen habe, bezieht sich auf sämmtliche Gegenständeder heutigenTages¬

ordnung von Nr. 15 an. Ich habe vorher nicht widersprechen wollen, weil es sich um Personalien
handelt und es immer unangenehm ist, in PersonalsachenSchwierigkeitenzu bereiten, da leicht
einer oder der andere glauben könnte, daß persönliche und nicht bloß sachliche Motive vorliegen.

Meine Herren! Ich erlaube mir, Sie darauf aufmerksam zu machen, daß von Nr. 15 an
die Aufstellungder Tagesordnung keine korrekteist und vollständig im Widerspruchmit den bis¬
herigen Gepflogenheitendes Landtages steht. Früher stand immer auf der Tagesordnung: Antrag
der und der Kommission, betreffenddie Wahl des resp, der Mitglieder. Dann wurde das Referat
vorgelesen und mitgetheilt: Die nnd die sind ausgeschiedenund es muß nunmehr zu einer
Neuwahl geschritten werden; das und das Mitglied des Provinzialausschussesist gestorben, oder
aus den und den Gründen muß da eine Neuwahl stattfinden. Das stand auf der Tagesordnung
und nachher wurde immer bestimmt, die Wahlen selbst werden an dein und dein Tage vor¬
genommen.

Ich bin so davon durchdrungengewesen,daß das auch diesmal so sein würde, daß, als
ich die heutige Tagesordnung zu Gesicht bekam, ich nicht anders glauben konnte, als daß gar nicht
intendirt war, heute Wahlen vorzunehmen,sundern daß nur mitgetheilt werden sollte, die und die
Wahlen müssen gethätigt werden; und dann bestimmt der Herr Vorsitzende nachher, sämmtliche
Wahlen oder die uud die Wahlen werden an dem und dem Tage auf die Tagesordnung gesetzt.

Ich habe, wie gesagt, bisher nicht widersprechen wollen, muß aber doch jetzt meine Bedenken
zur Geschäftsordnunganbringen, damit nicht etwa aus dem Umstand, daß heute anders verfahren
worden ist, nachher ein Präjudiz — und ein Prazedenzfall construirt wird, sondern ich möchte
dringend bitten, in Zukunft es bei der alten guten Gewohnheit zu belassen, daß, wenn gleich
gewählt werden soll, ausdrücklichhiuzugesetzt wird „und Vornahme der Wahl" oder daß in der
Sitzung selbst bestimmtwird: „die Wahl wird dann und dmm stattfinden."

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich habe zur Geschäftsordnungdagegen zu bemerken, daß
ich in der letzten Sitzung deutlichund klar ausgesprochen habe, daß ich vorhätte, die Wahlen am
Freitag vornehmenzu lassen. (Zustimmung.) Die Herren werden sich wohl daran erinnern. Daß
das im Wortlaut der Tagesordnung nicht enthalten ist, gebe ich ja zu. Aber ich habe es damals
ganz deutlich gesagt. —

Nun, meine Herren, lebt wieder der Antrag der I. Fachkommission auf, der dahin geht,
die beiden letzten Nummern von der Tagesordnung abzusetzen, eine Vorbesprechung für die Wahlen
am Montag hier um '/»12 Uhr vorzunehmenund zur Plenarsitzungum 1 Uhr zusammenzutreten.

Sind die Herren damit einverstanden? — Es erfolgt lein Widerspruch.
Herr AbgeordneterFriederichs hat das Wort.
AbgeordneterFriederichs-Remscheid: Ich möchte die Mitglieder des hohen Hauses vom

Bezirk Düsseldorf bitten, Montag um 11 Uhr hier zu einer Vorbesprechungzusammenzu treten.
9*
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterLueg hat das Wort.
AbgeordneterLueg-Oberhausen: Meine Herren! Ich möchte doch vorschlagen, den Termin

zu der vertraulichenBesprechungetwas spater anzusetzen.Wenn wir um ^12 Uhr hier zusammen¬
treten und eventl. die Abgeordnetenaus dem DüsseldorferBezirk schon um 11 Uhr, dann können
wir nicht zur rechten Zeit hier sein. Vom Niederrhein, von Oberhausen trifft der passendste Zug
gegen 11 Uhr hier ein. Also ich möchte dann doch wenigstensbitten, die Vorbesprechung, die Herr
Geheimrath Friederichs vorschlagt, um '^12 Uhr und die große Besprechungum 12 Uhr und,
wenn es nothwendig ist, die Sitzung dann statt um 1 um ^2 2 Uhr beginnen zu lassen.

AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich möchte auch den
Herrn KollegenFriederichs bitten, von 11 Uhr Abstandnehmenzu wollen, weil wir vom Niederrhein
auch nicht vor 11 Uhr bei pünktlichemEintreffen des Zuges hier sein können, also frühestens
'/^ nach 11 Uhr hier im Hause sind. Es ist von großer Wichtigkeit, daß für diese Vorbesprechung
genügendeZeit in Aussichtgenommen werde. Und deshalb würde es ja meines Erachtens Sr.
Durchlaucht anheimzustellensein, die Plenarsitzung eventuell nach 1 Uhr zu verlegen. Wir sind ja
dann doch alle hier im Hause; das wird daher formell keine Schwierigkeitenbieten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Gar keine Schwierigkeit.
Herr Abgeordneter Fliederichs hat die Mitglieder des Bezirks Düsseldorf auf 11 Uhr eingeladen.
Abgeordneter Fried erichs-Remscheid: Infolge dieser Bemerkung selbstverständlich

um 11'/2 Uhr.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Also um ^12 Uhr und die Besprechungder Wahl um

12 Uhr und dann würde ich die Sitzung auf '^2 Uhr ansetzen.
Herr Abgeordnetervon Beulwitz hat das Wort.
Abgeordnetervon Beulwitz: Ich erlaube mir, den Herren vom RegierungsbezirkTrier

vorzuschlagen,ebenfalls um ^212 Uhr sich vor der allgemeinenSitzung hier zu versammelnund
dieselbeAngelegenheitzu besprechen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr AbgeordneterMichels hat das Wort.
AbgeordneterMichels: Ich möchte anheimstellen, ob wir nicht die Gesammtsitzungauf

1 Uhr anberaumen könnten; wir haben dann eine ganze Stunde für die Vorbesprechung, und das
wird doch reichlich genügen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Oh ja, ich glaube wohl.
Herr von Beulwitz hat die Herren von Trier eingeladen, sich ebenfalls um ^212 Uhr

hier zu versammeln. (Zuruf: Auf welchem Zimmer? — AbgeordneterFried erichs-Remscheid:
die Herren aus Düsseldorf in Zimmer XXII)

Ich bitte Sie, wir sind noch nicht fertig. (Glocke des Vorsitzenden.)
Bitte ruhig zu bleiben!
Die beiden letzten Punkte sind abgesetztund wir würden am Montag um 1 Uhr zur

Plenarsitzungzusammentreten. Wir haben aber morgen noch eine Sitzung. (Glocke des Vorsitzenden.)
Meine Herren! Ich habe Ihnen noch die Tagesordnung für die morgige Sitzung vorzulesen.
Eine solche Stimme, wie wir sie heute gehört haben, habe ich nicht zu meiner Verfügung,

aber ich kann auch schreien.
Also zunächst:

Eingänge.
Dann Haushaltsplan vom Provinziallandtag, Provinzialausschuß und Centralver-

waltungsbehörde.
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Haushaltsplan zur Zahlung von Pensionen :c. an Provinzialbeamte und von Wittwcn-
und Waisengelderusowie Unterstiltzungen an deren Hinterbliebene.

Haushaltsplan über die Besoldungenund anderen persönlichenAusgaben für die bei der
Landes-Versicherungsanstalt„Rheinpruvinz" beschäftigten Provinzialbeamten.

Haushaltsplan über die Verwaltungskostendes Genossenschaftsvorstandes der Rheinischen
landwirthschaftlichen Berufsgenossenschaft.

Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Rheinischen Provinzial-Feuer-Societiit.
Haushaltsplan über die Verwaltungskosten der Landesbank der Rheinprovinz.
Belicht des Proviuzialausschusses,betreffend den Vermögensstand des Rheinischen Pro-

vinzialverbandes.
Haushaltsplan der Provinzial-Taubstummenanstaltenzu Aachen, Brühl, Elberfeld, Essen,

Ken:pen, Neuwied und Trier.
Haushaltsplan für die erweiterteArmenpflegeauf Grund des Gesetzes vom II. Juli 1891.
Hllushallsplan über die Kosten der Leitung und Beaufsichtigung der baulichenUnter¬

haltungsarbeiten in den Provinzilllcmstalten.
Bericht nnd Antrag des Provinzialausschussesüber die Ausführung des Gesetzes vom

4. August 1891 über die Vorausleistungen der Fabriken lc. für den Wegebau.
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Invaliden- und Hinter¬

bliebenen-Versorgung der nicht ruhegehaltsbcrechtigtcnBeamten, Angestellten und
Arbeiter der RheinischenProvinzialverwaltung.

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Bewilligung einer Beihülfe
zur Beschleunigung der geologisch-agronomischenAufnahmearbcitenin der Rheinprovinz.

Meine Herren! Das würde nunmehr die Tagesordnung für morgen sein.
Nun werden die Herren wahrscheinlich Samsstag Nachmittag gern nach Hause fahren,

und da wollte ich Sie fragen, ob wir dann um 10 oder um 11 Uhr hier zusammenkommen
wollen.

(Rufe: 10 Uhr! Rufe: 11 Uhr!)
(Rufe: Wir haben vorher Fachkommission!)
(Rufe: um 10 Uhr können wir nicht da sein!)
Ja, meine Herren, dann müssenwir darüber abstimmen.
Bitte die Platze einzunehmen.
AbgeordneterMichels: Ich möchte vorschlagen 11 Uhr, da um 10 Uhr Sitzung der

I. Fachkommission ist, die noch sehr viel Sachen zu erledigenhat.
(AbgeordneterFriederichs: Wenn die Reise nach Galkhausennicht angezeigt ist, dann

bitte ich ums Wort.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich bitte um Ruhe.
Herr AbgeordneterFriederichs hat das Wort.
AbgeordneterFriederichs-Remscheid: Meine Herren! Es ist wohl unterlassenworden,

dem Herrn Vositzenden anzuzeigen,daß die II, Fachkommission beschlossenhat, morgen Galkhausen
zu besuchen mit der Abreise vom Hauptbahnhof hier um 1 Uhr 25 Minuten und dies dem hohen
Hause mitzutheilen, damit die Mitglieder sich anschließen können, welche Interesse haben, die Anstalt
zu besichtigen.

Abfahrt vom Bahnhof wie gesagt 1 Uhr 25 Minuten und Rückkehr nach hier 4 Uhr
50 Minuten, d. h. Ankunft hier so zeitig, daß nach allen Richtungen hin in kurzer Zeit Anschluß
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zur Weiterreisestattfindet. Die Herren von Köln haben von Langenfeld um 5 Uhr Gelegenheit
zur Heimreise.

VorsitzenderFürst zu Wied: Doch, es ist mir gesagt worden.
(Landeshauptmann Dr. Klein: Es ist mitgetheilt worden!)
AbgeordneterFriederichs-Remfcheid: Um in Langenfeld zeitig Wagen zu bestellen, bitte

ich die Herren heute Nachmittag auf dem Bureau Ihre Mitfahrt anzuzeigen. Ich empfehle also
allen denen, die sich anschließen wollen, diese Anzeigezu machen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr AbgeordneterMichels hat das Wort.
Ich bitte sich zu setzen. (Abgeordneter Michels: Ich habe eben meine Ausführungen

schon gemacht.)
Das ist aber nicht gehört worden.
Abgeordneter Michels: Meine Herren! Ich möchte bitten, daß Se. Durchlaucht

die Güte hatte, die Plenarsitzung morgen erst um 11 Uhr beginnen zu lassen, weil um
10 Uhr noch eine Sitzung der ersten Fachkommissionstattfinden muß, da wir sonst nicht
fertig werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Abgeordneter Freiherr von Genr-Schweppenburg
hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Genr-Schweppenburg: Für die Herren aus dein
RegierungsbezirkAachen ist kein Termin zur Vorbesprechunganberaumt worden.

(AbgeordneterMichels: Es ist leine Stelle frei.)
VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist ja keine Wahl für Aachen vorzunehmen. Meine

Herren! Ich bitte noch einen Augenblick um Stille. Bitte sich zu setzen.
Alfo wir haben jetzt darüber abzustimmen, ob wir morgen um 10 oder um 11 Uhr

zusammentreten. Ich glaube, allen denjenigen Herren, die die Fahrt unternehmen, würde die
Zeit um 10 Uhr oder vielleichthalb 11 Uhr gelegen sein. Ich möchte den Vermittclungsvorschlag
machen, dann können die Herren noch etwas essen, ehe sie die Fahrt antreten. (Zurufe: 10 Uhr. —
Widerspruch.)

Ich bitte also diejenigen Herren, die für 10 Uhr sind, sich zu erheben. (Geschieht.)
Das ist die Majorität. (Rufe: Gegenprobe.)
Ich bitte um die Gegenprobe. Ich bitte diejenigen, die für 11 Uhr sind, sich

zu erheben.
Die Minderheit steht jetzt. Wir fangen also morgen um 10 Uhr an.
Meine Herren! Ich habe noch etwas mitzutheilen, Bitte einen Augenblick um Ruhe.
Ich habe für die Dienstag-Sitzung Ihnen noch einen Vorschlag zu machen. Ich würde

Ihnen da vorschlagen,die Begutachtung des Gesetzes über die Ausdehnung der für die Zusammen¬
legung der Grundstücke im Geltungsgebiete des Rheinischen Rechts geltenden Zustand igkeits-
Verfahrens- :c. Vorschriftenvorzunehmen,auf die Tagesordnung zu fetzen, weil wir den Herrn
Regicrungskommissar,den Herrn Präsidenten Küster, hierzu einladenmüssen. Das wollte ich Ihnen
heute schon sagen, damit die Herren wissen, daß wir am Dienstag Herrn Präsidenten Küster einladen
wollen, weil wir dann diese Sache vornehmen werden. Sie sind also damit einverstanden?
(Rufe: Jawohl!)

Ja, meine Herren, also morgen früh 10 Uhr.
(Zuruf: Darf ich noch ums Wort bitten!)
Herr AbgeordneterMichels hat das Wort.
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AbgeordneterMichels: Ich möchte dann den Herren von der ersten Fachkommission
nur kurz mittheilen, daß wir dann die Sitzung morgen nicht abhalten können. (Zuruf:
Warum nicht?)

Wir können doch hier nicht Nachtarbeit einführen. (Oh, Oh! Heiterkeit.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß 2 Uhr 23 Minuten.)

Vierte Sitzung
im Stcindehausc zu Düsseldorf, am Samstag, den 9. Februar 1901.

Beginn 10 Uhr 15 Minuten.

Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Provinzial-

cmsschuß und die Centralverwaltungsbehördefür die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis
31. März 1903.

3. Antrag der I. Fachkommisston zum Haushaltsplan zur Zahlung von Pensionen :c. an Provin-
zialbeamte und von Wittwen- und Waisengeldernsowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene
für die Rechnungsjahrevom I. April 1901 bis 31. März 1903.

4. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplau über die Besoldungen und anderen persön-
lichen Ausgaben für die bei der Landes-Verstcherungsanstalt„Rheinprouinz" beschäftigten
Provinzialbeamten für die Kalenderjahrevom 1, Januar 1901 bis 31. Dezember 1902.

5. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostendes Genossen-
fchllftsvorstandes der Rheinischen landwirthschaftlicheu Berufsgeuossenschaft für die Kalenderjahre
vom 1. Januar 1901 bis 31. Dezember 1902.

6. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Rheinischen
Provinzial-Feuer.Societiit für die Kalenderjahre vom 1. Januar 1901 bis 31. Dezember1902.

?. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Vcrwaltungskostender Landesbank
der Nheinprovinzfür die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

8. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht des Prouinzialausschusses,betreffend den Vermögens-
stand des Rheinischen Provinzialuerbcmdes.

9, Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Taubstummenanstalten
zu Aachen,Brühl, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied und Trier, sowie über die Verwendung
der Wilhelm-Augusta-Stiftungund des Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme für die
Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903.
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10. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die erweiterte Armenpflegeauf Grund
des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

11. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und Beauf¬
sichtigung der baulichen Unterhaltmigsarbeiten in den Provinzialciustalten für die Rechnungs¬
jahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

12. Antrag der III. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Prouinzialausschussesüber die
Ausführung des Gesetzes vom 4. August 1891 über die Vorausleistungender Fabriken :c. für
den Wegebau

13. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Invaliden- und Hinterbliebenen-Versorgung der nicht ruhegchaltsbercchtigtenBeamten,
Angestelltenuud Arbeiter der RheinischenProvinzialverwaltung.

14. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Bewilligung einer Beihülfe zur Beschleunigung der geologisch-agronomischenAufnahmearbeitcn
in der Rheinprovinz.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet.
Das Protokoll über die Plenarsitzung vom 8. dieses Monats liegt auf dem Tische des

Hauses offen.
Als Schriftführer fungiren für die heutige Sitzung die Herren Verwaltuugsgerichtsdirektor

Linz und Regierungsrath Schrakamp.
Ich habe folgende Eingänge zu Punkt 1 unserer Tagesordnung mitzutheilen:
1. Einen Beschlußdes Provinzialausschusses,welcherauf Anregung der II. Fachkommission

zu der Vorlage, betreffenddie Wahl eines anderen Terrains für die von dem 40. Provinziallandtag
beschlosseneProvinzialanstalt für Epileptische und Geisteskranke an Stelle von „Haus Fichtenhain"
bei Krefeld, gefaßt ist und dem Provinziallandtag vorschlägt, von dem Bau der Anstalt auf diesem
Gute abzusehen, uud im Uebrigen seine Vorschlägeauf der Drucksache 20 aufrechthält.

Der Beschlußwird an die II. Fachkommission, welcher die genannteVorlage noch vorliegt,
zu überweisensein.

2. Einen Beschlußdes Provinzialausschusses,in welchem er in Folge eines Schreibens
Seiner Excellenz des Herrn Ober-Präsidenten vom 4. dss. Mts. die Vorlage, betreffend einige
Aenderungendes Statuts der Feuerwehr-Unfallkasse,zurückzieht.

3. Der Herr AbgeordneteBarthels hat um Urlaub für den 11. dss. Mts. zur Teilnahme
an einer Sitzung des Vorstandes der Rheinisch-WestfälischenTextil-Berufsgenossenschaftgebeten.

Ferner liegt ein Antrag vor, nach welchem der Provinziallandtag beschließen möge:
den Provinzialausschuß zu beauftragen,

I. der KöniglichenStaatsregierung und dem Landtage der Monarchie mitzutheilen,
daß nach der Meinung des Rheinischen Provinziallandtages die Interessen der Rhein¬
provinz die Annahme der dem Landtage der Monarchievorliegenden großen wasser-
wirthschaftlichenVorlage erheischenund daß insbesondere die Verbindung des
Dortmund-Gms'Kancils mit dem Rheine vorab am richtigstendurch die Erbauung
der Emscherthallinicerfolgt;

II. der KöniglichenStaatsregieruug und dem Landtage der Monarchie mitzutheilen,
daß uach der Meinung des Rheinischen Provinziallandtages der Ausbau des
Mosel- und Saarkanals in gleicher Weise geboten ist, wie der Ausbau der in der
Vorlage der KöniglichenStaatsregierung vorgeschlagenen Kanäle.
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Endlich habe ich noch mitzutheilen, daß der Antrag der I, Fachkommission bezüglich der
Vorlage wegen Rücktritts des Herrn Landeshauptmanns eingegangen und Ihnen zugestellt worden ist.

Vor Eintritt in die Tagesordnung hat Herr AbgeordneterFriederichs das Wort,
AbgeordneterFriederichs-Remschcid: Wegen der Reise nach Galkhausen,meine Herren,

muß ich Ihnen mittheilen, daß die Abfahrt uom Hauptbahnhof hier nicht, wie gestern gesagt
worden ist, um 1 Uhr 18, sondern um 1 Uhr 25 Minuten stattfindet.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wir treten in Punkt 2 der Tagesordnung ein:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für den Provinzial-
landtag, den Provinzialausschuß und die Centralverwaltungsbehürde für
die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr AbgeordneterMarx ist der Referent und ich ersuche ihn, seinen Bericht zu erstatten.
Berichterstatter AbgeordneterMarx: Meine Herren! Wenn ich von den unwesentlichen

Aenderungen, wie sie in einem jeden Etat vorkommen, absehe, so wird dieser Etat beeinflußt
durch zwei Aenderungen,die in den Einnahmen und in den Ausgaben ihre Wirkung zeigen. Die
erstere ist die, daß die Kosten für eine jährliche Einberufung des Landtages eingestellt sind mit
50000 Mark, statt wie bisher für eine zweijährige mit 30000 Mark. Wenn der Betrag von
30000 Mark nicht verdoppelt ist, so hat das darin seinen Grund, daß die Kosten einer jährlichen
Tagung schon wegen der Druckkosten, der Dauer der Tagung und dergleichen nicht so hoch sein
können, als wenn der Landtag alle zwei Jahre zusammentritt.

Für eine jährliche Zusammenberufungdes Landtages wurde in der Kommissiongeltend
gemacht, daß eigentlich grundsätzlichdie Einberufung alljährlich stattzufinden habe. Es wurde
ferner darauf hingewiesen,daß die anderenProuinziallandtage ebenfalls alljährlich zusammentreten,
und es wurde zum Schluß noch betont, daß die ganze Sachlage und die gegenwärtigenVerhält»
nisse es doch angezeigt erscheinenlassen, jedenfalls den Netrag von 50000 Mark diesmal ein¬
zustellen, um die Möglichkeit einer jährlichen Einberufung damit herbeizuführen. Es wurde darauf
hingewiesen,daß bis dahin voraussichtlich ja die Kanaluorlage verabschiedet sei. Es wurde auch
auf die im nächsten Jahre hier stattfindendegroße Ausstellung hingewiesen und angedeutet, daß
alle diese Umstände voraussichtlicheine Einberufung des Landtages im nächsten Jahre nothwendig
machen würden.

Meine Herren, daraus ergiebt sich, daß in die Einnahme ein Betrag aus allgemeinen
Prouinzialmitteln mehr eingestellt werder muß, und das ist denn geschehen in einer Höhe von
20000 Mark.

Was nun die zweite wesentliche Aenderung angeht, so beruht diese in Personalien.
Meine Herren! Diese Frage ist vorentschiedendurch Ihre Beschlüsse,die sie gestern

gefaßt Haben,und die neu bewilligten Stellen finden durch die eingefetzten Gehälter zahlenmäßig
ihren Ausdruck.

Was die Frage der Beseitigung der Landesassessorenund deren Ersetzung durch Landes¬
räthe angeht, so theilte die Kommission vollständig den nunmehr von der Verwaltung eingenommenen
Standpunkt. Die Kommission war aber andererseits den Meinung und hat dem Ausruckgegeben,
daß es nicht angezeigtsei, auch mit dem System der Gerichtsnssessorcn zu brechen. Im Gegen¬
theil, man war der Meinung, daß man diese Institution beibehalten möge, weil darin der beste
Weg gegeben wäre, um geeignete Kräfte wieder heranzuziehen, ohne von vorn herein an diese
doch gebunden zu sein, da ihnen ja der Rücktritt in ihre Verwaltung, in die Justizverwaltung,
jederzeitoffen bleibt,

in
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Meine Herren! Endlich wurde noch ein Punkt berührt, wonach für die 3 Abtheilung«-
dirigcnten ein Betrag von 2700 Mark eingestellt war. Die Kommissionwar der Meinung, daß
es zweckmäßig sei, da die Personen, um die es sich handelt, schon von vornherein feststehen,die
Summe nicht in einer Pauschale zu bewilligen, sondern jedem der in Frage kommenden Herrn
unmittelbar zuzusetzen und zwar als nichtpensionsberechtigte Zulage. In der ersten Vorlage war
dieser Betrag als „widerruflich" bezeichnet. Meine Herren, es ist nun dieses „widerruflich"denn
auch stehen geblieben. Die Widcrruflichkeitverträgt sich aber kaum mit dem Begriffe einer per¬
sönlichen Zulage, denn in keinem Etat werden Sie finden, daß derartige persönliche Zulagen an
höhere Beamte als widerruflichbezeichnet sind.

Ich möchte deshalb, meine Herren, meinerseitshier — und ich habe mich mit einigen
Herren der Kommission nachträglich noch benehmen können — bitten, daß dieses Wort „wider¬
ruflich" hier gestrichen wird.

Im Nebligen, meine Herren, habe ich zu dem Etat Bemerkungennicht zu machen und
wiederhole, daß der Beschlußder I. Fachkommission dahin geht, den Etat, so wie er hier Ihnen
vorliegt, zu genehmigenund das uurbezeichnete Wort „widerruflich" zu streichen.

VorsitzenderFürst zu Wird: Also, meine Herren, es liegt Ihnen unter Nr. 51 der
Drucksachen der Antrag der I. Fachkommission vor, und da würde also in diesem Antrage das
„widerrufliche"Zulage an 3 Stellen gestrichenwerden müssen, nach dem Beschlusseder Fach¬
kommission. Sonst bleibt es bei dieser Vorlage.

Ich eröffnehierüber die Diskussion.— Es meldet sich Niemand zum Wort. —
Ich schließe dieselbe und bitte Diejenigen, die gegen die Annahme sind, sich zu erheben. —

Die Anträge sind einstimmigangenommen.
Dazu habe ich noch zu bemerken, daß die Wahl der betreffenden Beamten inzwischen

erfolgt ist.
Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan zur Zahlung von
Pensionen :c. an Provinzialbeamte und von Wittwen- und Waiscngeldern
sowie Unterstützungen an deren Hinterbliebene für die Rechnungsjahre
vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Es hat ebenfalls der Herr Abgeordnete Marx den Vortrag zu halten. Ich ersuche
ihn, den Bericht zu erstatten.

BerichterstatterAbgeordneterMarx: Meine Herren! Dieser ganze Etat beruht auf der
Bestimmung, wonach 15«/, der pensionsberechtigtenDurchschnittseinkommenaller Beamtenstellen
in Einnahme zu stellen sind. Daraus ergiebt sich dann rechnungsmäßig - die Gesammteinnahme.

Es kommen noch unter Titel I hinzu einige kleine Beträge, beruhend auf besonderen
Abkommenbezüglich einzelner Institute, so der lcindwirthschaftlichen Winterschulen, der Idioten-
crziehungscmstalt zu Huttrop und der Erftniederung-Meliorntionsgenossenschaft.Darans crgiebt sich
dann ein Gesammtmehrvon 37 915 Mark und 35 Pfennig.

Die Ausgaben, meine Herren, setzen sich zusammen aus denjenigenAusgabetiteln, die in
die Etats der einzelnen Verwaltungszweige eingestellt sind. Es werden daraus bestritten die
Pensionen, die Wittwengeldcr und die Unterstützuugen. Der Etat schließt mit der Ziffer 333 700
Mark und das Gesammtmehrmit 42 500 Mark.

Die Fachkommission schlägt Ihnen vor, den Etat, so wie er vorliegt, zu genehmigen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht Jemand hierzu das Wort? — Es ist nicht der

Fall, dann nehme ich an, daß das hohe Haus dem Antrage der Fachkommission zustimmt.
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Wir kommen zu Nr. 4:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushalsplan über die Besoldungen
und anderen persönlichen Ausgaben für die bei der Landes-Versicherungs-
anstalt „Rheinprovinz" beschäftigten Provinzialbeamten für die Kalender¬
jahre vom 1. Januar 1901 bis 31. Dezember 1902.

Ich bitte Herrn AbgeordnetenMarx ebenfalls den Vortrag zu halten.
BerichterstatterAbgeordneterMarx: Meine Herren! Bei diesem Etat sind lediglichdie

Ausgaben zu begründen,da in Einnahme genau das zu stellen ist, was die Ausgabe ergiebt. Im
allgemeinenist es ja nicht gerade erwünscht, derartige Vortrüge mit einer Reihe von Zahlen auszu¬
statten. Aber, meine Herren, es wird Ihnen doch interessant sein, bei dieser Gelegenheit die
enormen Steigerungen kennen zu lernen, die die Begründung und die Rechtfertigungfür die
erhöhten Ausgaben geben. Die Zahl der Beamten, meine Herren, ist in den letzten 10 Jahren
gestiegen von 35 auf 107, die Zahl der Gefchäftsstücke von 24 000 auf 192 000. Interessanter
noch wird Ihnen die Einnahme sein. Die Einnahme betrug im Jahre 1891 rund 9000000 Mark,
im Jahre 1895 rund 10 000000 Mark und im Jahre 1900 rund 13 500000 Mark.

Das Vermögen,meine Herren, betrug im Jahre 1891 7000 000 Mark, im Jahre 1895
40 000 000 Mark und im Jahre 1900 90 000000 Mark.

Die Renten ohne den Reichszuschuß haben betragen im Jahre 1891 800000 Mark, im
Jahre 1895 2 000 000 Mark und im Jahre 1900 6 000000 Mark.

Meine Herren! Sie werden daraus einmal die erheblichen Mehrleistungenerkennen, aber
auch die Mehrarbeit, die dadurch nothwendig ist und durch welche die Erhöhung der einzelnen
Ausgabepostengerechtfertigtwird. Es wird aber auch erwünschtsein, hier auszusprechen,daß die
Zahlung von 6000000 Mark Renten auch für unfere Provinz eine erhebliche Aufwendung
genannt werden muß.

Was nun die Ausgabe angeht im Vergleich zu anderen Versicherungsanstalten,so liegt mir
eine Vergleichstabellevor, aufgestelltvom Ncichsversicherungsamtund ist der Vergleich gezogen
zu der Zahl der Versichertenund zu den Gesammteinnahmender einzelnen Versicherungsanstalten.
Das Ergebniß ist, daß nach diesem Vergleich die Ausgaben für unfere Anstalt die aller¬
geringsten sind und daß diejenigeAnstalt, die der unsrigen am nächstenkommt, die Anstalt von
Westfalen ist.

Meine Herren, wenn Sie diefes berücksichtigen, so werden Sie finden, daß damit die
Mehrausgaben gerechtfertigtsind.

Die Fachkommission empfiehlt Ihnen, dementsprechend den Etat in Einnahme und Aus¬
gabe mit 249300 Mark festzusetzen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Sie haben ebenfallsdie Anträge der Fach¬
kommission unter Drucksache 5? vorliegen. — Wünscht hierzu Jemand das Wort. — Wenn das
nicht der Fall ist, dann nehme ich an, daß das hohe Haus auch einstimmig den Beschlüssen
bcitritt. — Es ist dieses der Fall.

Nr. 5: Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Ver-
waltungskosten des Genossenschaftsvorstandes der Rheinischen land-
wirthschaftlichen Berufsgenossenschaft für die Kalenderjahre vom
1. Januar 1901 bis 31. Dezember 1902.

Herr Abgeordnetervon Breuning hat dazu den Vortrag zu halten, und ich ersuche ihn,
den Bericht zu erstatten.

10»
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Berichterstatter Abgeordneter von Nreuning: Der Hanshaltsplan für die landwirth
schaftlichc Berufsgcnossenschaftfindet sich auf Seite 70 ff. der mitgetheilten Haushaltspläne. Es
wird dort für die Verwaltung in Einnahme und Ausgabe eine Gesammtsummevon 110000 Mark
vorgesehen, also ein Plus gegen die bisherigen Jahre von 4550 Mark. Das Mehrerforderniß
crgiebt sich durch die Nothwendigkeit der Einstellungeines zweiten Landessekretärs,zweier Sekretäre
und eines Kanzlisten, Die Nothwendigkeitder Anstellungdieser Beamten erscheint voll nachgewiesen
durch den bekanntermaßen fortgefetzt zunehmenden Umfang der Geschäfte und Leistungen der
Berufsgenossenschaft. Diese Geschäftsvermehrungbei der Berufsgenossenschaftund die Vermehrung
ihrer Leistungen wird ja auch jedem Landwirth alljährlich recht fühlbar gemacht. Der Beharrungs-
zustaud ist hier noch lange nicht erreicht.

Im Weiteren ist zu bemerken, daß entsprechend dem Grundsatze, wie er für die Haupt¬
verwaltung angenommenist, so auch hier die Stellung des Landcsassefsorsbei der Berufsgenossen-
schaft nicht mehr festgehaltenwerden soll. Dieselbe kommt fortan in Wegfall.

Die Geschäftedes Landesaffessors sollen fernerhin wahrgenommen werden durch wissen¬
schaftliche Hülfsarbeiter, für welche sie einen entsprechenden Kredit in Titel II, 1 des Etats finden
werden. Die I. Fachkommissionhält die einzelnen Positionen für wohl abgewogen und bittet
Sie, den Etat zu genehmigen mit der in der Drucksache Nr. 60 vorgesehenen Maßgabe. Sie
bittet nämlich, dem Landesrathe, welchem die Leitung der Geschäfte der landwirthschaftlichcn
Berufsgenossenschaft im Besonderen obliegt, entsprechendder Bewilligung für die älteren Landes¬
räthe bei der Hauptverwaltung, eine nicht pensionsberechtigtc Zulage von 900 Mark zu bewilligen.

Ich darf wohl auch hier dann, entsprechendden Ausführungen des Herrn Referenten
zu Punkt 1 der Tagesordnung, Sie bitten, diese Zulage lediglichals nicht pcnsionsberechtigte, also
unter Wegfall der Bestimmung,daß dieselbe widerruflichfein solle, bewilligenzu wollen.

Es würde sich hiernach das Erforderniß für die landwirtschaftlicheBerufsgenossenschaft
um 900 Mark erhöhen,der Etat also mit 110 900 Mark in Einnahme und Ausgabe festzustellen
sein. Die Einnahme belastet im Weiteren die Provinz nicht; es weiden die gesummten Kosten
durch Umlage auf die Landwirthe aufgebracht.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Also, ineine Herren, es liegen Ihnen die Anträge auch
hier vor unter Nr. 60 und es würde also ebenfalls das Wort „widerruflich"wegzustreichen sein.
Desgleichen hatten wir das in Nr. 5? bei dem vorher behandelten Punkte wegzustreichen. Das
habe ich vorhin vergessen zu erwähnen.

Also, meine Herren, ich frage, ob Jemand hier zu diesem Antrage unter Nr. 60 das
Wort verlangt? — Wenn das nicht der Fall ist, dann nehme ich an, daß auch diese Anträge
von dem hohen Landtage einstimmigangenommensind. — Es ist das geschehen.

Nr. 6. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungs¬
kosten der Rheinischen Pruvinzial-Feuer-Suzietät für die Kalenderjahre
vom 1. Januar 1901 bis 31. Dezember 1902.

Herr AbgeordneterQuack hat den Vortrag. Ich bitte, denselbenzu halten.
Berichterstatter Abgeordneter Quack: Meine Herren! Der Haushaltsplan der Pru-

vinzial-Feuer-Societät unterscheidetsich nur wenig von den früheren Haushaltsplänen, Nur
zwei Positionen haben eine Veränderung erlitten, die Position 9 und die Position 16.

Im Laufe der Zeit hat die Provinzicil-Feuer-Societät eine immer größere Ausdehnung
ihrer Geschäfte erhalten. Die Zahl der Versicherungenin den letzten zwei Jahren hat sich um
17 514 vermehrt und ist gestiegen auf 539 786 Versicherungen. Die Versicherungsfumme ist um
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242 Millionen auf 3 Milliarden 120 Millionen Mark und die Jahresbeiträge sind von 4 040 752
Mark auf 4 500 000 Mark gestiegen. Brandschäden fanden statt im Jahre 1899 3572, im
Jahre 1900 3757.

Meine Herren! Diese Steigerung der Geschäfte hat nothwendiger Weise eine größere
Arbeit im Gefolge und es haben deshalb neue Kräfte angestelltweiden müssen,um diese Arbeit
zu bewältigen. Sie finden deshalb vorgeschlagen,daß eine Mehranstellung eines Sekretärs unter
Nr. 9 stattfinden soll und dann eine Anstellung von weiteren zwei technischen Sekretären
unter Nr. 16.

Mit den Summen, welche hierfür nothwendig sind, tritt die Erhöhung ein, welche Sie
am Schlüsse des Haushaltsplanes finden. Dazu kommt dann noch, daß die Erhöhung der Besol¬
dungen einfach nach den Besoldungspläneneintreten muß.

Das Einzige, was also als neu hier eingeführt werden muß, ist die Anstellungdieser
drei Beamten und damit ist auch die Mehrausgabe erschöpft und begründet,welche dieser Etat vorsieht,

Es wird deshalb beantragt, daß der Provinziallandtag den vorbezeichncten Haushaltsplan
unverändert annehme. Weiter wurde dann noch in der Kommissiondarauf aufmerksam gcmcicbt,
daß verschiedene Stellen, verschiedene Anordnungen im Reglement nicht übereinstimmen mit der
Provinzialordnuug, besonders in betreff des Einflusses, welchen der Provinziallandtag und der
Provinzilllcmsschußauf die Anstellunghöherer Beamten haben.

Deshalb schlägt Ihnen die Fachkommission,ohne daß sie auf die weiteren einzelnen
Punkte eingegangenist, vor, folgendeResolution zu beschließen:

„Da eine zeitgemäße, den Grundsätzen der geltenden Provinzial-Ordnung besser
Rechnung tragendeAbänderungdes zeitigen Reglementsfür die Provinzial-Feuer-Sozietat
dringend wünschenswertherscheint,wird der Provinzialausschußbeauftragt, Vorschläge
für eine Abänderung des bezeichneten Reglements auszuarbeiten und dem Provinzial
landtage bei seinem nächsten Zusammentretenvorzulegen".

Ich erlaube mir, diese beiden Beschlüsse der Fachkommission zur Annahme zu empfehlen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünschthierzu Jemand das Wort. — Wenn das nicht

der Fall ist, würde ich annehmen, daß auch diese Anträge der I. Fachkommission von dem Land¬
tage einstimmigangenommenworden sind. - Es ist dieses der Fall.

Nr. 7. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungs-
kosten der Landesbank der Rheinprovinz für die Rechnungsjahre vom
1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr AbgeordneterHueck hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Hueck: Meine Herren! Der Etat der Landesbank schließt

ab in Einnahme und Ausgabe mit 211800 Mark, einer Erhöhung gegen das Vorjahr von
30 950 Mark. Dieselbe entfällt, um die Haupterhöhung vorweg zu greifen, hauptsächlich auf die
Einstellung der unter Position III, Nr, 5 vorgesehenenAusgabe von 15 000 Mark behufs Ein¬
richtung von Agenturen, von Zahlstellen der Landesbank in der Provinz.

Meine Herren! Die Königliche Regierung hat in wiederholtenund eindringlichenVor¬
stellungenden Wunschgeäußert, laut § 27 der Statuten der Landesbank das landwirthschaftlichc
Darlehnsgeschäftder Landesbank durch Einrichtung von Agenturen zu lokalisiren,um so der land-
wirthschaftlichen Bevölkerungdie Aufnahme unkündbarerbilliger Amortisations-Darlehenleichter zu
gestalten. Für unsere landwirthschaftlichc Bevölkerungist dieses von weittragendsterBedeutung, was
so recht jetzt in den letzten Zeiten des hohen Zins- und Geldstandes in die Erscheinunggetreten
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ist. Wenn Sie berücksichtigen,daß die landwirthschaftlichcn Darlehen in der Provinz 71 736 000 M.
betragen, wovon in dem südlichen Theile der Provinz im RegierungsbezirkTrier, in den Kreisen
Eochem, Kreuznach,Mcisenheim,Simmern, St. Goar und Zell des RegierungsbezirksEoblenz nur
3 879 000 Mark untergebracht sind, also nur ca. 5 bis 5'/^°/, des Gcsammtbetrages, während
94'/° bis 95 "/» in den übrigen Kreisen des RegierungsbezirksCoblenz, im RegierungsbezirkAachen,
Düsseldorf und Köln ihre Unterkunft gefunden haben, so erscheint es dringend nothwendig, daß
besonders in dem südlichen Theile unserer Provinz durch geeignete Pioniere der Segen dieser
unkündbarenAmortisations-Darlehen in immer weitere Kreise getragen wird. In den benachbarten
Provinzen hat sich dieses System sehr bewährt nnd nur gute Seiten, keine Schäden gezeitigt.
In Hannover sind seit circa 30 Jahren 450 Agenturen thätig, in Nassau deren 30, in Hessen ist
es ähnlich, während man in Westfalen damit zurückgeblieben ist.

Diese Agenturen sollen in erster Linie zur Annahme und Vermittelung uou Darlehns
antragen dienen und auch als Zahlstelle für die Zinsen in Kraft treten.

In der Kommission kam nun die Befürchtungzur Aussprache, daß eventuell diese Agen¬
turen unseren blühenden Sparkassen Koncurrenz machen könnten, weshalb sich die Kommission
veranlaßt sah, die Annahme dieses Etats-Postens zu empfehlenmit folgender Resolution:

„Bei der Zustimmung zu der Errichtung der Agenturen wird von der Erklärung des
Landeshauptmanns Kenntniß genommen,daß die Errichtung der Agenturen nur nach
Anhörung der Verwaltungen der Stadtkreise bezw, in den Landkreisender Kreisaus¬
schüsse erfolgen und daß den Agenturen die Annahme von Spareinlagen untersagt
bleiben werde".

Ich bitte das hohe Haus, sich dieser Ansicht anzuschließen.
Bei den übrigen Positionen finden Sie unter Titel I Nr. 2 eine Erhöhung von 7800

Mark, theils veranlaßt durch die Neuerrichtung einer Landesbcmkrathsstelle,welche theilweise
kumpcnsirtwird durch das Eingehen der Stelle des Landesbank-Assessors, ferner durch eine Erhöhung
der Gehälter der beiden LandesbankrätheCaspari und Wiegand um je 900 Mark in gleicher
Weise wie sie den Abtheilungsdirigeutcnzugebilligtworden ist.

Die Kommissionging dabei von der Erwägung aus, daß bei der großen Verantwortlichkeit
der Stellung dieser Beamten und bei der großen Ausdehnung, welche die Kassengeschäfte genommen
— haben wir doch jetzt in der Landesbank einen täglichenKassenumschlag von ca. 1 '/4 Millionen
Mark — diesen Beamten gleichfallseine Aufbesserung zu Theil werde müsse.

Ich beantrage, gleichzeitig wie die Herren Vorredner der AbgeordneteMarx und der
Abgeordnete von Breuning, diese Zulage nicht widerruflichzu gestalten, sundern in gleicher Weise
als nicht pensionsberechtigte Zulage zu bewilligen.

Die Erhöhungen der übrigen Positionen ergeben sich meistens aus der Besolduugsvorlage
oder dadurch, daß Beamte durch ihre Anciennitätsverhältnissein höhere Gehaltsklassen aufgerückt
sind oder daß neue Stellungen wegen des so umfangreich gewordenenVerkehrs haben geschaffen
werden müssen. Die Begründungen ergeben sich aus den beigedrnckten Bemerkungen.

Ich beantrage im Namen der I. Fachkommission, den Etat der Laudesbanl in Einnahme
und Ausgabe auf 211800 Mark festzustellenund die vorgeschlagene Resolution zu Position III,
Nr. 5 anzunehmen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle diese Anträge zur Diskussion.
Wünscht Jemand das Wort? — Es ist nicht der Fall, dann nehme ich an, daß der hohe

Landtag auch diese Anträge einstimmig annimmt. — So ist es.
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Antrag der I, Fachkommission zum Bericht des Pruvizialausschusses,
betreffend den Vermögensstand des Rheinischen Provinzialverbandes.

Herr Abgeordneter von Wätjen hat den Bericht zu erstatten, und ich ersuche ihn den
Vortrag zu halten.

Berichterstatter Abgeordneter von Wätjen: Meine Herren! Die Uebersichtdes Ver-
mügensstllndes des Rheinischen Provinzialverbandes liegt Ihnen in Drucksache Nr, 2 vor. Ich
kann mich wohl darauf beschränken, nur einzelne Positionen, die bei der Besprechungin der
Fachkommission zu besondererErörterung kamen, hier kurz zu erläutern.

1a. Die Summe Hauptverwaltung: 650 000 Mark — Sie erlassen mir wohl, die
Hunderte hinzuzufügen— setzt sich aus dein Barbestände und aus deu Ueberschüssen der letzten
Jahre bis zum 1. April 1900 zusammen.

Bei Nr. 4 finden Sie noch die Position von 165 000 Mark Schulden beim Fonds zur
Errichtung eines Kaiser Wilhelm-Denkmals. Diese 165 000 Mark werden in diesem Jahre aus¬
weislich der Ihnen sonst zugegangenenVorlagen aus den Fonds der Landesbank getilgt werden.

Bei Nr. 6 finden Sie als Aktivumnoch einen Fonds von 5746 Mark für die monu¬
mentale Ausführung einer Figurengruppe am Ständehause. Dieser Fonds soll weiter geführt und
zur dauernden Unterhaltung dieser Gruppe verwandt werden.

Der Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme hat sich von 2? 000 auf 24 000
Mark vermindert, da ein Theil desselben verwandt werden mußte.

Der Unterstützungsfondsfür entlasseneBlinde hat sich in erfreulicherWeise von 95 000
Mark auf 147 000 Mark erhöht, da diesem Fonds zwei Vermächtnisse zugefallensind, deren schon
gestern hier gedacht worden ist.

Bei Position 20, Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten, finden Sie mehrere Schuldenpusten
aufgeführt, so bei Düren, Galkhausen,Grafenberg, Merzig, die durch die Anleihe, wegen deren
Ihnen noch eine besondere Vorlage in der Drucksache 1? gemacht worden ist, getilgt werden sollen.

Die Schuld der ArbeiterkolonieUrft in Höhe von 96 000 Mark wird durch den Land-
armenverband mit Z'/«"/« verzinst und mit 1"/» Amortisation getilgt werden.

Bei Nr. 33 möchte ich erwähnen, daß das Aktivvermögender Provinzial-Arbeitsanstalt
zu Vrauweiler sich von 1730000 auf 1836 000 Mark erhöht hat infolge von Landantaufen.

Im Uebrigen schließt, wie Sie auf Seite 1? sehen können, das Vermögendes eigentlichen
Provinzialverbandes mit 29552 000 Mark im Aktivum und 9895 000 Mark Schulden ab.

Hierbei könnte ja auffallen, daß in der ersten Sitzung des Landtages beim Ctatsvortrage
seitens des Herrn Landeshauptmanns erwähnt wurde, die Rheinprovinz habe 13 000000 Mark
Schulden. In der That bezieht sich die Aufstellung, die ich Ihnen vorzutragen die Ehre habe,
auf den 1. April 1900; und bis zum augenblicklichen Zeitpunkt haben sich die rechnungsmäßig
auszuweisenden Schulden der Rhcinprovinz allerdings auf die Summe von 13000 000 Mark erhöht.
Der Herr Landeshauptmann hat die Güte gehabt, mir eine Aufstellung darüber zukommenzu
lassen. Darnach setzen sich die Schulden von 9895 000 Mark, die hier in der Drucksache erwähnt
sind, zusammen aus der alten Irrenbauschuld von 4 597 000 Mark und aus den Ausgaben für
Anstaltsbauten mit rund 5 Millionen Mark. Dazu kommt dann die Schuld des Fonds für das
Kaiser Wilhelm-Denkmal und für die ArbeiterkolonieUrft, so daß die Gesammtsumme9895 000
Mark ergiebt. Hierzu sind im Monat Juli des Jahres 1900 auf Anleihe übernommeneVorschüsse
hinzugetretenfür die Herstellung von Kleinpflaster 349 000 Mark, für Großpftaster und Brücken
660 000 Mark, rund eine Million Mark. Ferner vorschußweise geleistete Ausgaben für Anstalts-
bauten 935 000 Mail und weiter für Klein- und Großpftaster 660 000 Mark, so daß sich die
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Gesmnmtschuld rechnungsmäßig auf rund 12 ^ Millionen beläuft, wozu noch nicht abgerechnete
Kredite für in Ausführung begriffeneAnstaltsbauten mit ^2 Million kommen,also im Ganzen in
runder Summe 13 Millionen Mark.

Es versteht sich von selbst, daß auch das Vermögen entsprechend gestiegen ist insofern, als
die Bauten der einzelnen Institute nunmehr mit höheren Werthen in Rechnung zu stellen sind.

Die Fachkommission, meine Herren, beantragt, den Bericht des Provinzialausschussesüber
den Vermögensstandder Rheinprovinz durch Kenntuißnahme für erledigt zu erkläre,,. Ich schließe
mich diesem Antrage an.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ist hierzu etwas zu bemerken? — Wenn das nicht der
Fall ist, nehme ich an, daß das hohe Haus die Sache ebenfalls durch Kenntnißnahme für erledigt
erklärt. — Es ist so.

Wir kommenzum
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Prouinzial^
Taubstummenaustalteu zn Aachen, Brühl, Elberfeld, Essen, Kempen,
Neuwied und Trier, sowie über die Verwendung der Wilhelm-Augusta-
Stiftung und des Unterstützungsfonds für entlassene Taubstumme für die
Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr AbgeordneterSpiritus ist Berichterstatter,ich bitte ihn, seinen Vortrag zu halten.
Berichterstatter Abgeordneter Spiritus: Meine Herren! Es ist eine erfreuliche

Erscheinung,daß trotz des Wachsens der Bevölkerung in der Rheinprovinz die Zahl der Taub¬
stummen nicht nur nicht zunimmt, sondern in gewissen Bezirken in der Abnahme begriffen ist.

Wir haben z. Z. in unseren sieben rheinischenProuinzial-Taubstummenanstalten rund
400 Taubstumme. Durch die Fürsorge der Provinzialverwaltung ist es erreicht, daß unsere
Anstalten nach jeder Richtung hin für die Taubstummen genügen. Es braucht Niemand abge¬
wiesen zu werden, der sich als taubstumm für die Anstalt meldet. Auch trotz der Einrichtung
des 8jährigen Kursus genügen die Anstalten. Visher war, wie Sie wissen, nur ein 6jähriger
Kursus für die Taubstummen eingerichtet. Seit dem vorigen Jahr ist es aber möglich geworden,
einen 8jährigen Kursus ins Leben zu rufen, alfo die taubstummen Kinder so lange zu uuterrichten
wie die normal beanlagten, sicherlich eine segensreiche Einrichtung sowohl für das taubstumme
Kind, das mit Recht einer großen Sorge bedarf, als auch für die Lehrer, da der Unterricht des
Taubstummen mühevoller ist wie der des Gesunden.

Die Provinzialverwaltung ist auf allen Gebieten bemüht gewesen, ihre Fürsorge für die
Taubstummen eintreten zu lassen. Ich möchte hier besonders hervorheben, daß die Untersuchung
der Taubstummen sowohl, wenn sie in die Anstalt eingebrachtwerden als auch während der Zeit,
wo sie in der Anstalt untergebracht sind, wiederholt stattfindet. Die Untersuchungenerstrecken sich
auf die Ohren-, Nasen- und Rachen-Organe, und wo sich herausstellt, daß durch operative»
Eingriff dem Uebel gesteuert werden kaun, geschieht das und meist mit Erfolg. Man hat die
Untersuchungenneuerdings auch ausgedehnt auf die Augen der Taubstummen. Das Auge muß
dem Taubstummen das Gehör ersetzen und ist für ihn dieses Organ noch wesentlicherund wich¬
tiger als für uns andere.

Auch ist die Provinz mit Erfolg, wie schon seit langem so auch in neurer Zeit bemüht,
für die Fortbildung und Unterweisung der Taubstummen für ihren weiteren Lebensberuf zu
sorgen^ insbesonderesie auszubilden im Handwerk und in der Landwirthschaft. Gerade in letzterer
Hinsicht sind die schönsten Erfolge erzielt worden. Es ist die Ansichtder Taubstummenlehrerund
der Männer, die dem Tnubstummenwesennäher stehen, daß die Beschäftigung in der Landwirth-
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schuft für die Taubstummen besondersgeeignetsei, sowohl für die Knaben wie für die Mädchen.
Gerade die Mädchen können in landwirthschaftlichenVerrichtungen, die mit dem Haushalt in
näherer Beziehung stehen, am besten in den praktischen Lebenöberufeingeführt werden.

Noch möchte ich kurz hervorheben die Bemühungen und Erfolge der Provinz in der
Ausbildung der schwachbegabten Taubstummen. Es hat sich als ein wesentlicherUebelstand
herausgestellt, daß in den Taubstummenanstalten die schwach begabten Kinder mit den besser
beanlagten zusammenwaren. Die besser Veranlagten litten naturgemäß unter der Anwesenheit der
schwach begabten. Die letzterenhemmten den Unterricht,der an und für sich für den Lehrer ein
mühevollerund schwerer ist. Nachdemnun die schwach Begabtenvon den besser Beanlagtengetrennt
sind, die katholischen Kinder nach Huttrop bei Essen und die evangelischen nach Neuwied gebracht
worden sind, ist sowohl für die gut Beanlagten mehr zu erreichen, als auch für die schwach Begabten,
denen eigens ausgebildete Lehrer zur Seite stehen, die besonders durch Unterweisung in der
Gebärdenspracheauf diefe schwachbegabten Kinder einwirken.

Diese verschiedenen erfolgreichenBemühungenunferer Provinzio.lv erwaltung, insbesondere
die Einführung des 8-jährigen Kursus haben eine Erhöhung der Etats zur Folge gehabt. Wir
haben im Gesamtetat unserer 7 Taubstummenanstalteneinschließlichder Wilhelm-Augusta-Stiftung
ein Mehr zu verzeichnen von 33 345 Mark gegen den vorjährigenEtat. Dies beruht hauptsächlich
auf der schon eben erwähnten Einrichtungdes 8-jährigen Kursus. Hierdurchsind selbstverständlich
mehr Lehrkräfte nothwendig und da die Kinder länger in den Anstalten bleiben, erwachst«auch
mehr fachlicheKosten. Eine kleine Erhöhung des Etats ist auch darauf zurückzuführen, daß die
Pflegesätze durchgängig in letzter Zeit höhere geworden sind, was sich mit der allgemeinen
Steigerung der Lebensbedürfnisse erklärt,

Meine Herren! Ich möchte meinen Bericht nicht schließen, ohne im Auftrage der II. Fach¬
kommission hier auszufprechen, daß wir aus den Berathungen in der Kommission mit Befriedigung
erkannt haben, welche Fortschritte unser Taubstummenwesen,die Heranbildung und Belehrung
unserer Taubstummen in der Rheinprovinz in den letzten Jahren gemacht hat und möchte nicht
verfehlen,namens der Fachkommission der Provinzialverwaltung für ihre mühevolle aber erfolgreiche
Arbeit unfern Dank auszufprechen.

Meine Herren! In der Kommission ist sodann eine Frage berührt worden, die in einem
gewissen Zusammenhangmit der Frage der Taubstummen-Heilanstaltensteht; es ist dies die Frage
des Stotterns. Die Fachkommission hat beschlossen, dem Provinziallandtag folgendenAntrag zu
unterbreiten:

„Der Provinziallandtag wolle den Prouinzialausschußbeauftragen,Erhebungendarüber
anzustellen, ob in der Provinz ein Bedürfniß vorhanden ist, Einrichtungenzu treffen
oder weiter zu entwickeln,welche die Heilung des Stotterns bezwecken, und im Falle
der Bejahung der Bedürfnißfrage zu erwägen, in welcher Weife die Provinzialver¬
waltung auf diefem Gebiete mithelfendthätig fein könnte".

Meine Herren! Das Stottern ist ein Uebel, welches mehr verbreitet ist, als man glaubt.
Wer dem Volksschulleben, überhaupt dem Schulleben, näher steht, macht die Erfahrung, daß zahl¬
reiche Kinder, die einen mehr, die anderen weniger von diesem Uebel befallen sind. Sie weiden
mir beipflichten, daß das Uebel des Stotterns ein solches ist, das dem damit Behafteten in vielen
Fällen einen Lebensberufunmöglichmacht. Zum Beispiel wird es nicht möglich sein, daß ein
stotternder Knabe den Lehrerberufergreift, der Soldatenstand wird ihm verschlossensein, zum Theil
die juristische Karriere und die Rechtsanwaltschaft.

ii
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Die Krankheitdes Stotterns ist auf verschiedene Ursachen zurückzuführen. Es sind theils
centrale Störungen, die vom Gehirn ausgehen, theils periphere,die durch äußere Schäden, Wolfs¬
rachen und dergleichen, hervorgerufenweiden.

Das Stottern wirkt vielfach ansteckend, und die Lehrer, die mit stotternden Kindern zu
thun haben, machenstets wieder die Erfahrung, daß andere Kinder, die in naher Berührung Und
Beziehungzu stotterndenKindern stehen, sich dieses Uebel leicht angewöhnen. Es ist daher Pflicht
derjenigen Verwaltungen, die mit der Jugend zu thun haben, sich die Frage vorzulegen,was kann
gegen das Uebel des Stotterns geschehen.

Es ist schon seit längerer Zeit von der Königlichen Staatsregierung angeregt worden, daß
kommunaleEinrichtungenin den Volksschulenmit Rücksichtauf das Stottern getroffen werden.
Bereits im Jahre 1888 ist von dem Herrn Kultusminister in Potsdam ein Kursus eingerichtet
worden, wo Lehrer Unterricht erhalten, um das Stottern zu heilen. Aber die Einrichtungen
scheinen noch nicht in einem solchen Maße getroffen zu sein, daß sie sich auf alle Kreise der Provinz,
insbesondereauch auf das platte Land, erstrecken. Die meisten größeren Städte haben bereits seit
längeren Jahren, man kann wohl sagen seit einen: Jahrzehnt, Heilkurse für stotternde Kinder mit
ihren Volksschulen verbunden. Speziell in der Stadt, die ich vertrete, in Bonn besteht ein solcher
Kursus seit 1888, und zwar mit viel Erfolg. Ich habe mir über die Zahlenverhältnisse der
stotternden Kinder in Bonn, als ich mit dem Referat betraut wurde, Mittheilung machen lassen
und kann wohl annehmen, daß diese Verhältnisse in der Provinz ziemlich gleichartig sein weiden.
Von 5000 Bonner Kindern, die die Volksschule besuchen,sind zur Zeit 30 Kinder in dem Heil-
tursus für Stotterer. Da dieser Heilkursuserst mit dem vierten Schuljahre beginnt, also nach der
Hälfte der Schulzeit, kann man annehmen, daß die doppelte Zahl stottert. Das würde also eine
Zahl von etwa 60 stotternden Kindern auf 5000 Volksschule! sein und einem Prozentsatz von
1 l/l entsprechen. Sie sehen, meine Herren, das ist eine große Zahl, und es ist wahrlich geboten,
sich zu fragen, wie man da helfend einschreitenkann. Das ist, wie bemerkt, in den Städten
möglich nach den bisherigen Einrichtungenund auch dort mit Erfolg durchgeführt. Dagegen auf
dem Platten Lande sind die Einrichtungennicht und das scheitert im Wesentlichen an dem Kosten¬
punkt, da man den weniger bemittelten Kommunen nicht ausinnen kann, ihre Volksschullehrer nach
Potsdam zu schicken, um sie dort in dem Kursus ausbilden zu lassen. Hier, meine Herren, ist der
Punkt, wo ich auf die mithelfendeThätigkeit der Provinz komme.

Die Heilung des Stotterns ist an sich keine Aufgabe,die der Provinz überwiesenist, wie
das bei den Taubstummen der Fall ist.

Wohl aber wäre es möglich — und wir haben die Frage in der Fachkommission sehr
eingehend berathen — daß unter Mitwirkung unserer erprobten TaubstummenlehrerLehrer heran¬
gebildetwerden, die in alle Kreise und Schichten der Bevölkerung hinein gehen, Volksschullehrer
sowohl in der Stadt wie auf dem Lande, die mit der Heilung des Stotterns vertraut sind.

Wir haben in der Provinz ? Provinzial-Taubstummenanstaltenund in Köln ist die achte
Anstalt. Diese Taubstummenanstaltensind ziemlich gleichmäßig auf die Regierungsbezirkevertheilt.
Es würde nun nicht allzu schwer sein, Mittel und Wege zu finden, daß in organischein Zusammen¬
hange mit diesen TaubstummenanstaltenKurse eingerichtet werden könnten, in denen unsere Volksschul-
lchrer in der Heilung des Stotterns unterwiesenwerden. Auch ist die Möglichkeitvorhanden, daß
die Taubstummeulehrerin den Kreisstädten und in den größeren Orten auf dem Lande den Volks-
schullehrern Unterweisungenund Unterricht in der Heilung des Stotterns geben. Diese Einrichtungen
würden die Provinz finanziell nicht belasten, da die Kommunen,wenn ihre Lehrer an einem solchen



42, Rheinischer Provinziallandtag, 4. Sitzung am 9. Februar 1901. 83

Kursus theilnehmeu,eine gewisse Vergütung bezahlen tonnten. Es ist aber damit die Möglichkeit
gegeben, die Kenntniß des Stotterns und seiner Heilung in die weitesten Kreise, insbesonderein
die Kreise unserer Volksschullehrer, zu bringen.

Die II. Fachkommission glaubt Ihnen die Anregung geben zu sollen, bezügliche Ermittel¬
lungen anzustelleilund insbesondereden Provinzialausschuß zu bitten, seinerseits zu erwägen,
inwieweit unter der eben skizzirten Mitwirkung der Provinz dem Uebel des Stotterns gesteuert
weiden kann. Ich mochte den Wunsch aussprechcn,daß, wie wir in unserer Heimathprooinzdie
schönsten Erfolge auf dem Gebiete der Heilung und Belehrung der Taubstummen zu verzeichnen
haben, diese Anregung dazu beitragen möge, auch für die Stotterer eiue Besseruugherbeizuführen,
(Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob Jemand hierzu das Wort wünscht. — Das
ist nicht der Fall. Dann nehme ich an, daß der hohe Landtag sowohl mit der Annahme des
Haushaltsplans als mit der Annahme der Resolution einstimmigeinverstandenist. Der Antrag
ist hiernacherledigt.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 10:
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die erweiterte
Armenpflege auf Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für die Rechnungs¬
jahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr AbgeordneterDr. Stratmnnn ist Berichterstatter. Ich gebe ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Stratmnnn: Meine Herren! Das Gesetz über die

erweiterte Armenpflege vom 11. Juli 1891 legt der Provinz die Verpflichtung auf, für die
Geisteskranken,Idioten, Taubstummen und Blinden Sorge zu tragen, insofern sie erstens der
Anstaltspssegebedürftig sind und zweitens aus allgemeinen Armenmitteln unterstützt werden
,nüssen. Der Bestand dieser Art von Kranken und Gebrechlichen betrug am 1. April 1900 7756
gegen 745? im Vorjahre, also ein Plus von 299.

Aus diesen großen Zahlen erklärt sich auch die Höhe des Etats, der mit 3 544 000 Mark
in Einnahme und Ausgabe balancirt, erklärt sich ferner die Höhe des Zuschussesaus Provin-
zialmitteln mit einer Million Mark, das ist 50000 Mark mehr, als im Vorjahre. Die Gründe
dieser Mehrerfordernissefinden Sie auf Seite 379 naher angegeben.

Die II. Fachkommission hat Ausstellungenan diesen: Etat nicht zu machen gehabt und
sie beantragt deshalb:

„Der Prouinziallandtag wolle den vorbezeichneten Haushaltsplan unverändert
annehmen."

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren, es wird Ihnen die unveränderte Annahme
des Haushaltsplans empfohlen. Ist hiergegen etwas zu erinnern? — Wenn das nicht der Fall
ist, nehme ich an, daß der hohe Landtag auch hiermit einverstandenist.

Es folgt nun der
Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der
Leitung und Beaufsichtigung der baulichen Unterhaltungsarbeiten in
den Provinzialanstalten für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis
31. März 1903.

Herr Abgeordneter Schratamp ist Berichterstatter. Ich ersuche ihn, den Vortrug zu halten.
Berichterstatter Abgeordneter Schrakamp: Meine Herren, zu dem Haushaltsplan,

über den ich hier zu berichten habe, findet sich nur zu bemerken, daß die Ausgaben gegen
11*
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die Vorjahre sich um 890 Mark erhöht haben, um 50 Mark für vermehrte Portoauslagen
und um 840 Mark an Vergütungen, welche für die Leitung und Beaufsichtigung der baulichen
Unterhaltungsarbeiten an den Heil- und Pflegeanstalten zu Merzig und Grafenberg nach Auf¬
lösung der Baubüreaus dafelbst nöthig werden.

Ich bitte Sie, dem Antrage der II. Fachkommission Ihre Zustimmung zu ertheilen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren, auch hier würde ich, wenn kein Widerspruch

erfolgt, annehmen, daß der hohe Landtag auch diefen Haushaltsplan einstimmig angenommen
hat. — Es ist dies der Fall.

Wir kommen nunmehr zum
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses über die Ausführung des Gesetzes vom 4. August 1891 über
die Vorausleistungen der Fabriken :c. für den Wegebau.

Herr AbgeordneterFreiherr von Scheibler ist Berichterstatter,und ich ersuche ihn, seinen
Bericht zu geben.

BerichterstatterAbgeordneterFreiherr von Scheibler:
Meine Herren! Diejenigen Herren, die an der letzten Tagung des ProuinziallandtageZ

theilgenommenhaben, werden sich ohne Zweifel der interessantenVerhandlungen erinnern, die sich
an die Frage der Weitererhebungder Vorausleistungenfür den Wegebau geknüpft haben. Das
Ergebniß dieser Verhandlungen war die Aufstellungderjenigen 5 Punkte, die die DrucksacheNr. 22
enthalt. Es wurden dort 5 Grundsätze aufgestellt, welche der Provinzialverwaltung bei der
Ausführung des Gesetzes vom 4. August 1891 weiter zur Leitung zu dienen hatten. Die Grund¬
sätze sind kurz dahin zu präcisiren,daß die Vorausleistungen erstens erhoben werden sollen für eine
Erhebliche Abnutzung derjenigen Straßen, auf welche das Gesetz von, 4. August 1891 bisher
Anwendung findet; zweitens, daß die Beiträge für das Kalenderjahr erhoben werden sollen, indeß
die Einstellung in das auf das Kalenderjahr folgende Rechnungsjahr erfolgen soll. Ferner soll bei
Festsetzungder Beiträge eine billige Rücksichtsowohl ans die Interessen des Straßenverwaltung,
als auch auf die Interessen der betheiligtenFabrikbetriebegenommenwerden. Kleinere Betriebe
sollen von der Beitragsleistimg verschont werden, und zwar wurde die Minimalgrenze auf
200 Mark festgesetzt. Endlich soll fünftens dahin gewirkt weiden, daß mit den heranzuziehenden
Betrieben Abkommen getroffen werden, welche ein für allemal die Vcitragsleistuugregeln.

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätzeist dann seit der letzten Tagung verfahren worden,
und diese Grundsätzehaben sich in der Ausführung bewährt.

Es hat sich namentlich gezeigt, daß der bisherige Widerstand gegen dieses Gesetz immer
mehr im Schwinden begriffen ist, und es ist namentlichbei der Vertragsabschließungseitens der
Provinzialverwaltung mit möglichsterSchonuug und möglichstemEntgegenkommengegen die
Industriellen verfahren worden. Allerdings hat sich ans diesem Verfahren eine geringe Minder¬
einnahme herausgestellt, welche indeß nicht so wesentlich ist, daß der ProvinzialausschußIhnen
vorschlagen zu müssenglaubte, den Etatscmsatz zu ermäßigen.

Es ist ferner wiederholt beschlossenworden, bei der Königlichen Staatsregierung dahin zu
wirken, daß das Gesetz auch auf die früheren Staatsstraßen ausgedehnt werden solle, indem man
von der Voraussetzungausging, daß gerade die bisherige verschiedene Behandlung der früheren
Bezirksstraßenund der vormaligen Staatsstraßen ein Hauptpunkt war, der geeignet war, den
Widerstand der Industrie gegen die Ausführung dieses Gesetzes zu stärkenund zu fördern.

Es ist dann seitens Sr. Excellenz des Herrn Oberpriisidentender Antrag --------------
Glocke des Vorsitzenden.)
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte, die Privatunterhaltungen etwas leiser
zu führen.

Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Scheibler (fortfahrend) — — — des
Provinziallandtages der Staatsregierung unterbreitet und befürwortetworden, und der Erfolg dieser
Beschlußfassungund Befürwortung hat sich in der Thronrede bereits gezeigt, indem dort in Aus¬
sicht gestellt ist, daß die Heranziehung gewerblicher Unternehmungenzu Vorausleistungenfür den
Wegebau für die ganze Monarchie thunlichsteinheitlich und gleichmäßig geregelt werden soll und
ein hierauf gerichteter Gesetzentwurf voraussichtlich noch in der gegenwärtigen Tagung dem Landtage
der Monarchieunterbreitet werden soll.

Die III. Fachkommissionhat nun den Antrag des Provinzialcmsschusseszu ihrem
eigenen gemacht und schlägt Ihnen lediglich vor:

„Der Provinziallandtag wolle den Bericht des Provinzialausschnssesüber die Aus¬
führung des Gesetzes vom 4. August 1891, betr. die Vorcmsleistunge.nder Fabriken lc-
für den Wegebau, durch Kenntnißnahmefür erledigt erklären".

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünscht Jemand hierzu das Wort? — Wenn das nicht
der Fall ist, so nehme ich an, daß der hohe Landtag dem Antrag der Fachkommissionbeitritt
und die Angelegenheitdurch Kenntnißnahmefür erledigt erklärt. — Das ist der Fall.

Wir gehen über zur nächsten Nummer unserer Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschnsses, betreffend die Invaliden- und Hinterbliebenenversorgung
der nicht ruhegehaltsberechtiglen Beamten, Angestellten und Arbeiter
der Rheinischen Provinzialuerwaltung.

Herr Abgeordneter von Kruse ist Berichterstatter. Ich ersuche ihn, seinen Bericht zu halten.
Berichterstatter Abgeordneter von Kruse: Meine Herren! Eine größere Reihe von

kommunalenVerbänden und Großindustriellenunserer Provinz ist bereits dazu übergegangen,eine
Invaliden- und Hinterbliebenenversorgungfür ihre Arbeiter einzuführen, die über die Leistungen
der sozialpolitischen Gesetzgebung hinausgeht. Auch der Provinzialausschuß hat sich nunmehr mit
der Frage befaßt und hat Ihnen einen Antrag mit Begründung unterbreitet, den Sie in der
Drucksache 23 vorliegend finden.

Meine Herren! Dieser Antrag dürfte nach drei Richtungen hin einer kurzen Prüfung zu
unterziehensein: erstens, ist die Einrichtung nothwendig und zweckmäßig?zweitens, in welcher
Weise soll sie durchgeführtwerden? und drittens, wie wird ihr finanziellerEffekt auf den HauS-
haltsetat der Provinz sich darstellen?

Meine Herren! In ersterer Beziehungdürfte die Provinz nnt einer entsprechendenBeschluß¬
fassung eine sozialpolitischePflicht der Fürsorge ihren Arbeitern und Angestellten gegenüber
erfüllen, und sie dürfte dadurch auch in der Lage sein, sich einen Stamm von tüchtigen, mit
ihren Obliegenheiten vertrauten Arbeitern zu schaffen und zur Zufriedenheit dieser Leute ein
Erheblichesbeizutragen.

Meine Herren! Sie finden in der Vorlage des Provinzialausschusseseine Reihe von
kommunalen Verbänden aufgeführt, die bereits einen derartigen Versuch unternommen haben.
Ich will mich darauf beschränken, nur hervorzuheben, daß in der Nheinprovinzdie Städte Köln,
Essen und Düsseldorfdiese Versorgung durchgeführthaben. Im allgemeinen sind die Leistungen
der Städte so geordnet, daß die Arbeiter nach zehnjähriger Dienstzeit bezw. bei Köln nach
zwanzigjähriger Dienstzeiteine Unterstützungvon 20"/n ihres Einkommens beziehen, welche von
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Jahr zu Jahr um 1 bis 1'/,°/» bis zu 65"/» bezw. bis zu 75"/° steigt. Daneben ist auch ein
Wittwen- und Waisengeld festgesetztworden.

Meine Herren! Nachdem diese kommunalenVerbände und zahlreiche Großindustriellein
dieser Beziehung vorangegangen sind, wird auch die Rheinische Prouinzialverwaltung, als die
größte öffentliche Korporation der Provinz, selbst nicht langer zurückbleiben können, und dürfte'
deshalb die Einführung dieser Invaliden- und Hinterbliebenenversorgungals durchaus nothwendig
und zweckmäßig zu bezeichnen fein.

Meine Herren! Die Einführung soll nun in der Weise erfolgen, daß gewisse Grundsätze
aufgestellt sind, die Sie auch in der Drucksacheaufgeführt finden, die sich im Wesentlichen
anschließenan die Grundsätzeüber die Pensionirung der rheinischen Provinzialbeamtcn uud über
die Wittwen- und Waisenversorgungder genannten Beamten. Ich möchte daher davon absehen,
auf die einzelnenBestimmungen dieser Grundsätze einzugehen. Ich hebe nur hervor, daß also
den rheinischen Arbeitern, Angestellten und nicht ruhegehaltsberechtigtenBeamten auch ein
Invalidengeld nach 10jähriger Dienstzeit von 20°/« ihres Gehalts gewährt werden soll, das von
Jahr zu Jahr um l'/««/, bis 65«/« steigt. Der Mindestbetrag soll 200 Mark ausmachen, der
Mindestbetrag des Wittwengeldes 150 Mark; Halbwaisen beziehen '/b, Ganzwaisen ^/, des
Wittwengeldes.

Meine Herren! Der grundsätzliche Unterschied zwischen diesen Grundsätzenund den ent¬
sprechenden Grundsätzenfür die festangestellten Provinzialbeamten liegt darin, daß den Prouinzial-
beamten ein Rechtsanspruchauf Gewährung der Pension zusteht, während im vorliegendenFalle
es sich nur um eine freiwillige Unterstützunghandeln soll, über die der Provinzialausschuß in
jedem einzelnenFalle zu beschließen hat und die auch i» jedem Falle widerruflichist.

Meine Herren! Dieser prinzipielle Unterschiedmußte deshalb in die Grundsätze auf¬
genommenwerden, weil die Beamten eine längere Vorbereitung für ihren Beruf nöthig haben und
einen besonderenBefähigungsnachweiserbringen müssen. Das wird von den Arbeitern nicht ver¬
langt, die schließlich auch jederzeit ihre Stellung wieder aufgeben tonnen, wenn sie Gelegenheit
haben, sich zu verbessern. Dann aber stehen den Rechten der Beamten erhebliche Pflichten gegen¬
über, deren Erfüllung durch die Disziplinar-Gesetzgebunggesichert ist und deren Verletzung bis zum
Verlust der Pension, überhaupt zu de» grüßten Nachtheilenfür den Beamten führen kann. Das
ist bei den Arbeitern nicht der Fall, und deswegen dürfte es sich wohl empfehlen, daß den Arbeitern
diese Unterstützungsgeldernur als Lohn für treue und zuverlässige Dienste gewahrt werden, daß
ihnen aber ein Rechtsanspruchauf dieselben nicht zur Seite steht.

Der Provinzialausschußhat es ferner für angemesfengehalten, diese Untcrstützungsgcldcr
etwas niedriger zu normiren als die Pensionen der Provinzialbeamten. Sie sollen mit 20°/»
anfangen und bis zu 65 "/„ steigen, während bei den Provinzialbeamten die Pensionen mit 25«/»
des Gehalts nach 10 jähriger Dienstzeit anfangen und bis zu 75°/«, also von ^g<> bis zu "/«<>
steigen. Meine Herren, auch dies hängt mit der Stellung der Beamten im Vergleich zu der
Stellung der Arbeiter zusammen, uud es ist auch besondersdabei in Erwägung gezogen worden,
daß die nicht mit Ruhegehalt angestelltenArbeiter zum Theil einen höheren Lohn beziehen, wie
die entsprechenden Beamten, die mit Ruhegehalt angestellt sind. Also auch in dieser Beziehung
ist eine Abweichungzwischenden Reglements für die Beamten und diesen Grundsätzen für die
Arbeiter vorhanden.

Eine wichtige Frage, meine Herren, ist es nun noch, inwieweit die auf Grund der sozial¬
politischen Gesetzgebung den Arbeitern zustehenden Renten, also Unfallreutcn,Alters- und Invaliden-
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rentcn von diesen Bezügen in Abzug gebracht werden sollen und da ist von Wichtigkeiteine
Entscheidung des Reichsversicherungsamts,die in letzter Zeit in einem DüsseldorferFalle ergangen
ist und die allerdings bestimmt,daß das Recht auf Bezug der Invaliden- und Altersrente so lange
und so weit ruht, als dem Arbeiter von anderer Seite selbst freiwillige Bezüge zufließen, die
mehr wie das ? ^2 fache des Grundbetrages der Invaliden- und Altersrente ausmachen. Der
Grundbetrag der Renten beläuft sich in der I. bis V. Lohnklasse von 60 Mark bis auf 100 Mark.
Das 7 V2 fache würde sich mithin von 450 Mark bis zu 750 Mark belaufen. Höhere Beträge
wie von 450 bis zu 750 Mark können mithin auf Grund der Ihnen vorliegenden Grundsätzeden
Arbeitern nicht gewährt werden, weil das ein Ruhen der Rente und damit einen ungerechtfertigten
Vortheil für die Versicherungsanstaltnach sich ziehen würde.

Meine Herren! In § 3 der Grundsätzeist nunmehr ausgesprochen, daß eine Anrechnung
und ein Abzug der Renten stattfinden soll. In dieser Beziehung hat Ihre Kommissiongeglaubt,
etwas über den Vorschlag des Provinzialausschusscshinausgehenzu sollen, indem sie den Provin-
zialausschuß ermächtigt — Sie finden das in Drucksache 85 ausgeführt — in geeigneten Fällen
von dem Abzug dieser Renten absehen zu dürfen. Ihre Kommission ist der Ueberzeugung gewesen,
daß in vielen Fällen dieses Unterstützungsgeld,das den Arbeitern gewährt wird, dessen Mindest-
bctrag sich auf 200 Mark beläuft, doch ein so niedriges ist, daß Fälle vorliegen können, wo der
Arbeiter und seine Familie dadurch doch nicht vor der äußerstenNoth geschützt ist und solche Fälle
glaubte Ihre Kommission treffen zu sollen, indem sie diese Ermächtigung hineingebracht hat, daß also,
falls das 7'/2 fache des Grundbetrages der Rente nicht erreicht ist, noch eine gewisse Erhöhung
auf Grund eines Beschlusses des Provinzialausschusscseintreten kann.

Meine Herren! Was schließlich nun noch die finanzielle Wirkung der ganzen Maß¬
nahme betrifft, so finden Sie auf Seite 4 der Begründung einige Notizen, Voranschicken muß
ich, daß sich mit völliger Sicherheit ein zifsennäßigerNachweis der Belastung der Rheinprovinz
durch die Uebernahmedieser Invaliden- und Hinterbliebenenfürsorgcnicht erbringen läßt. Hervor¬
zuheben ist aber doch, daß in den Jahren vom 1. April 1894 bis zum 1. April 1900, also in
den letzten 6 Jahren, nur 30 Arbeiter infolge Todes und 40 Arbeiter infolge Invalidität aus
dem Dienste der Rheinurouinz ausgeschiedensind. Von den ersteren 30 Arbeitern sind auch
30 Wittwen vorhanden, denen also die Wohlthat dieser Versorgung zu theil werden würde, mit
35 Kindern unter 15 Jahren,

Das Durchschnittsalterder Arbeiter beläuft sich nach der Anlage II auf 54 Jahre und
e.inen Bruchtheil und die Durchschnittszeit, in der die Arbeiter im Dienst der Provinz stehen bezw.
gestandenhaben, auf 17 Jahre. Die Gesammtzahlder Arbeiter, die von dieser Wohlthat Gebrauch
machen würden — es sind das besondersdie Straßenwärter, die Irrenpfleger und -Pflegerinnen:c.
— beläuft sich auf 1737 und der Durchschnittslohnauf 763 Mark 20 Pfg.-

Mit Rücksicht hierauf dürfte doch anzunehmen sein, wenn auch, wie gesagt, sich ein
ziffermäßigerNachweisnicht erbringen läßt, daß die Belastung der Provinz keine so große werden
würde, daß man etwa deswegen zu der Ablehnung dieser eminent socialpolitischcn Maßnahme
gelangen müßte, und umsomehr wird sich die Belastung der Provinz vermindern, als ja in den
weitaus meisten Fällen die Altersrenten, Invalidenrenten und Unfallrenten von den Leistungen
der Provinz vorweg in Abzug gebracht weiden sollen.

Meine Herreu! Zum Schluß hat Ihre Kommission geglaubt, doch noch eine gewisseUeber-
gangsbestimmungder Annahme des hohen Hauses empfehlen zu sollen. Es dürfte doch als eine
Härte empfunden weiden, wenn diese Grundsätze strikt mit dem 1. April d. I. in Kraft treten
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sollten. Es kann doch vorkommen, daß z. B. ein Arbeiter heute oder morgen in Folge von
Invalidität oder Todes aus dem Dienste der Provinzialuerwaltungausscheidetund es würde doch wohl
mit Recht sehr beklagt weiden müssen, wenn diesen Leuten nicht auch in dringenden Fällen ein Unter¬
stützungsgeldauf Grund der fraglichen Bestimmungenzu theil werden sollte. Meine Herren, es
wird sich ja dabei nur um verhältnißmäßig geringe Beträge handeln, die in Ausnahmefällenzu
gewährensind. Ihre Kommission hat aber doch geglaubt, in Form einer Resolution dem Provin-
zialausschußdie Ermächtigungertheilen zu sollen, auch während der Uebergangsperiodedie Unter¬
stützungen nach Maßgabe dieser Grundsätzeauch vor dem 1. April d. I. den bedürftigenArbeitern
zu theil weiden zu lassen.

Meine Herren! Ihre Kommission war von der Ueberzeugungdurchdrungen, daß die
Annahme des Vorschlages des Provinzialausschussesmit dem Zusatz, den die Kommissionihm
gegeben hat, und mit der Resolution sich als ein hervorragenderSchritt auf dem Gebiet der
kommunalen Sozialpolitik darstellt, der dazu beitragen wird, einerseits die Zufriedenheit der
Arbeiter wesentlich zu erhöhen, andererseits der Provinz, wie ich schon im Anfang meiner Aus¬
führungen erwähnte, auch einen Stamm von tüchtigen, zuverlässigen,mit ihren Obliegenheiten
vertrauten Arbeitern zu sichern.

Meine Herren, mit Rücksicht hierauf möchte ich Ihnen namens der III. Fachkommission
die Annahme sowohl des Beschlussesdas Provinzialausschussesmit dem Zusatz der Kommission
als auch der Resolution, wie sie in der DruchsacheNummer 85 Ihnen vorliegt, wärmstens
empfehlen. (Bravo.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob Jemand dazu noch das Wort wünscht.—
Es ist auch nicht der Fall. Dann nehme ich an, daß der hohe Landtag auch diese Anträge des
Ausschusses resp, der III. Fachkommission einstimmiggenehmigt.

Wir kommen zum letzten Punkt unserer Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Bewilligung einer Beihülfe zur Beschleuni¬
gung der geologisch-agronomischen Aufnahmearbeiten in der Rhein¬
provinz.

Herr Abgeordneter Wandesleben ist Berichterstatter. Ich ersuche ihn, seinen Bericht
vorzutragen.

BerichterstatterAbgeordneterWandesleben: Meine Herren! Unsere Provinz ist von
der verstorbenen Excellenz Beighauptmann Dechen, geognostisch vollständig kartographirt und
erläutert. Die Kartirungen haben aber häufig Fehler gezeigt, sind außerdem in einem Maßstabe
von 1 : 80000 entworfen,während die der Landesgeologiein einem solchen von 1 : 25 000, also
viel übersichtlicher gezeichnet sind.

Wie der Provinzialausschußin seinem Bericht und Antrag richtig sagt, hat Landwirthschaft,
Industrie und im besonderendie Provinzial-Straßenbauuerwaltung ein großes Interesse an diesen
geologischen Aufnahmen. Bei dem Bergrutsch unweit Urbar konnte unsere Bauvcrwaltung aus
der geologischenKarte der dortigen Gegend sich ein Urtheil darüber bilden: Was ist jetzt zu thun
und was muß ferner geschehen, um diesem in unserer Provinz in seiner Größe allein dastehenden
Erdrutsch ein Ziel zu setzen.

Außer den vorerwähnten Gründen ist die pekuniäre Unterstützungder so wichtigen und
interessantenAufnahmenund Kartirungen im Interesse der Wissenschaftschon des geschichtlichen
Werthes wegen sehr zu empfehlen.
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Wohl mit Recht hat der Provinzialausschußgeglaubt, wegen des bedeutendenZuschusses
diese Sache dem Landtage zur Genehmigung unterbreiten zu sollen, und die Kommission hat in
Würdigung dieses Standpunktes aus den erwähntenGründen beschlossen,Ihnen vorzuschlagen, den
Antrag dahin lautend:

„Der Prouinzillllandtag wolle dem Antrage der König!. Staatsregierung gemäß, zunächst
auf die Dauer von 6 Jahren vom 1. April 1901 ab, zum Zwecke der thunlichsten
Beschleunigungder geologisch-agronomischeu Aufnahme-Arbeitenin der Rheinprovinz
für die geologische Lcmdesanstalt zu Berlin einen Beitrag von 5400 Mark jährlich
zu den Besoldungenund Tagegeldern für Hülfsgcologenbewilligenund die Einstellung
dieses Betrages in den Haushaltsplan der Straßenvcrwaltuug genehmigen"

anzunehmen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: WünschtJemand hierzu das Wort? — Wenn das nicht

der Fall ist, dann nehme ich an, daß der Antrag auf Bewilligung von 5400 Mark zu diesen
Arbeiten, wie ihn die Fachkommission Ihnen vorgeschlagen hat, hiermit einstimmiggenehmigt ist.

Wir stehen am Ende unserer Tagesordnung,
Ich habe Ihnen die Tagesordnung für Montag mitzutheilen. Montag hätten wir zunächst:
Eingänge; dann:
Antrag der 1, Fachtommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegen¬

heiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffen.
Antrag der I. Fachkommission zu dein Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzial-

museen zu Bonn und Trier.
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,

betreffenddie Erweiterung des Provinzialmuseumsin Trier.
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Heil- und Pflege-

anstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galkhausen, Grafenberg und Merzig.
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,

betreffend die Aufnahme einer Anleihe von 6^/2 Millionen Mark zur Deckungder
vorläufigen Kosten der von dem 39., 40. und 41. Provinziallandtage beschlossenen
Bauten, sowie zur Bestreitung einiger weiterer baulicher Bedürfnisse.

Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Ermächtigung des Provinzialausfchusses zur Veräußerung einer zu der
Provinzial-Heil- und Pflegcanstalt Grafenberg gehörendenParzelle an die Stadt
Düsseldorf.

Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung und Unter¬
haltung der Provinzialstrahen nebst

Anlage ^., Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den Neubau von
Provinzialstraßen,

Anlage L, Voranschlagüber die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Anlage 0, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unterstützungdes

Gemeinde-und Kreiswegebaues.
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,

betreffenddie Aufnahme einer Anleihe für die Zwecke der Strahenverwaltung.
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,

betreffenddie Uebertragungdes Eigenthums der in die Verwaltung und Unterhaltung
12
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engerer Kommunalverbände abgetretenen und noch abzutretenden Provinzialstraßen-
strecken an diese Verbände.

Antrag der IV. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Organisation des landwirthschaftlichenWinterschulwesensund des
Wanderlehrthums in der Rheinprovinz.

Antrag der IV. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der land¬
wirthschaftlichen Angelegenheiten— nebst

Anlage ^, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulc in Trier,
Anlage L, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulein Kreuznach.

Antrag der II. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusscs,
betreffend die Wahl eines anderen Terrains für die vom 40, Provinziallandlag
beschlosseneProvinzialanstalt für Epileptischeund Geisteskranke an Stelle von „Haus
Fichtenhain" bei Krefeld.

Antrag des Provinzialausschussesauf Vornahme einer Ersatzwahl für den Provinzial-
ausschuß.

Antrag des Provinzialausschussesauf Vornahme der Wahl des Vorsitzendendes Pro¬
vinzialausschusscs.

Also, meine Herren, am Montag um 1 Uhr würde hier die Plenarsitzung beginnen und
vorher, wie verabredet, die andere Sitzung stattfinden.

(AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Sollen denn nun die Wahlen
selbst stattfinden?)

Ja.
(AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Dann muß doch noch dabei

stehen „und Vornahme der Wahl"!)
Das steht ja da, „auf Vornahme der Wahl".
(AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: „Antrag auf Vornahme!")
— Antrag des Provinzialausschussesauf Vornahme der Wahl des Vorsitzendendes

Provinzialausschusses,
Meine Herren! Ich schließe die Sitzung.

(Schluß 11 Uhr 40 Minuten.)
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Fünfte Sitzung
im Ständehausezu Düsseldorf, am Montag den 11. Februar 1901.

Beginn 1 '/s Uhr Nachmittags.

Tagesordnung:

1. Eingänge.
2. Antrag der I, Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,

welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft betreffe», für die Rechnungsjahrevom
1. April 1901 bis 31. März 1903.

3. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzial-
museen zu Bonn uud Trier für die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

4. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Erweiterung des Provinzialmuseumsin Trier.

5. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Hcil- und Pflege-
anstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galkhausen, Grafenberg und Merzig für die Rech¬
nungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

6. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Aufnahme einer Anleihe von 6'/« Millionen Mark zur Deckung der vorläufigen Kosten
der von dem 39. 40. und 41. Prouinziallandtage beschlossenenBauten sowie zur Bestreitung
einiger weiterer baulicherBedürfniffe,

?. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Ermächtigung des Provinzialausschusseszur Veräußerung einer zu der Provinzial-Heil- und
Pflegeanstalt Gmfenberg gehörendenParzelle an die Stadt Düsseldorf.

8. Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung und Unterhaltung
der Provinzilllstraßennebst

Anlage ^. Voranschlagüber die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzilll¬
straßen,

Anlage L, Voranschlagüber die Verwendung des Eiscnbahnfonds,
Anlage 0, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unterstützungdes Gemcindc-

und Kreiswegebaues
für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

9. Antrag der III. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie Aufnahme einer Anleihe für die Zwecke der Straßcnverwaltung.

10. Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Uebertragung des Eigenthums der in die Verwaltung und Unterhaltung engererKommu-
nalverbiindc abgetretenen und noch abzutretendenProvinzialstraßenstreckenan diese Verbände.

12*
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1 1 . Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Provinzialcmsfchusses, betreffend
die Organisation des landwirthschaftlichcn Winterschulwcscns und des Wanderlehrthums in der
Rheinprovinz.

12. Antrag der IV. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für die Verwaltung der lcmdwirth-
schnstlichenAngelegenheiten— nebst

Anlage ^., Voranschlagfür die Provinzial-Wciu- und Obstbauschule in Trier,
Anlage IZ, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschule in Krcuznach

für die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903
13. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht uud Antrag des Pruviuzialausschusses, betreffend

die Wahl «eines anderen Terrains für die vom 40. ProvinziallcmdtagbeschlosseneProvinzial-
anstalt für Epileptische und Geisteskranke an Stelle von „Hans Fichtenhain" bei Krefeld.

14. Antrag des Proviuzialausschussesauf Vornahme einer Ersatzwahlfür den Provinzialausschuß
und Vornahme der Ersatzwahlselbst.

15. Antrag des Proviuzialausschussesauf Vornahme der Wahl des Vorsitzenden des Provinziell^
ciusschussesund Vornahme der Wahl selbst

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren, die Sitzung ist eröffnet.
Das Protokoll über die Plenarsitzungvom 9. d. Mts. liegt auf dem Tisch des Hauses offen.
Als Schriftführer fungiren für die heutige Sitzung die Herren OberbürgermeisterSpiritus

und Landrath Pastor.
Ich habe als Eingang mitzutheilen:
Antrag des Herrn AbgeordnetenMooren:
„Der Rheinische Provinziallandtag wolle beschließen:

In Erwägung, daß die Auswahl eines geeigneten Bauplatzes für die in der Rhcinprouinz
projektirteneue Provinzialcmstclltfür Epileptiker und Geisteskrankevon der größten
Bedeutung ist;

In Erwägung, daß die seitens des Rheinischen Provinziallaudtags s. Z. getroffeneBestimmung,
diese Anstalt auf der linken Rheinseite des Düsseldorfer Bezirks einzurichten,eine
Beschränkung iu diesem Punkte darstellt;

In Erwägung, daß der Provinzialausschuß bei veränderter Sachlage jetzt selbst empfiehlt, das
früher von ihm zu diefem Zwecke in Aussicht genommeneGut „Haus Fichtenhain"
bei Krefeld aufzugeben;

In Erwägung, daß der nunmehr als Ersatz vorgeschlagene Gruudstückskomplexbei Süchteln —
abgesehen vom Kosteupunkte— durchaus uicht einwandfrei erscheint;

In Erwägung, daß namentlich die Stadt Eupeu aus dem ihr überwiesenen Theile des großen
Hertogenwaldesin bevorzugter, und hygienisch für immer gesicherter Lage die
erforderlichen Terrains, wenn nicht unentgeltlich,doch zu milden Bedingungenanbietet,
wodurchder Provinz nachweisbar mindestens 250 000 Mark erspart weiden;

In Erwägung, daß keine Gefahr im Verzüge liegt;
Aus diesen Gründen wolle der Provinziallandtag unter Aufhebungseines Beschlusses vom

16. März 189? «. die erwähnte Frage nach vorgenommener örtlicher Untersuchung zur
nochmaligeneingehenden Prüfung und Berichterstattungan den Provinzialausschußzurückverweisen."

Dieser Antrag ist, so viel ich weiß, vom Herrn Abgeordneten Mooren iu der Fach¬
kommission eingebracht worden und ist dort schon behandelt, so daß ich ihn im Anschluß an
Nummer 13 unserer Tagesordnung behandeln lassen würde, wenn kein Widersprucherfolgt. — Ich
tonstatire, daß kein Widersprucherfolgt.
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Der Kanalantrag wird auf die Tagesordnung für Mittwoch gefetzt werden. Der Bericht¬
erstatter ist noch zu bestimmen. Ich frage, ob Sie damit einverstandensind, daß der an erster
Stelle genannteAntragsteller, Herr Abgeordneter Lueg als Berichterstatterfungirt. (Zustimmung.)—
Sie sind damit einverstanden? (Rufe: ja wohl!) — Es erfolgt kein Widerspruch. Ich bitte also
Herrn AbgeordnetenLueg, den Bericht zu übernehme».

GutsbesitzerPeter Göring in München bittet um 10 Mark Entschädigungfür den
Pächter seiner Mühle, dessen Mühlenbetrieb dadurch gestört worden ist, daß die Straßenverwaltung
ihm das erforderliche Wasser zur Besprengung der Provinzinlstraßeentzogen hat. (Große Heiterkeit.)

Ich möchte Ihnen vorschlagen, diese Angelegenheitan den Provinzialausschuß zur Erle¬
digung abzugeben. (Bravo!) — Einverstanden?— Ich konstatirc, daß der hohe Landtag damit
einverstandenist.

Die Herren Abgeordnetenwerden gebeten, die Angabe wegen Betheiligung am Landtags¬
essen baldigst an das Landtagsbüreau gelaugen lassen zu wollen.

Der Abgeordnete von Randow hat um 2 Tage Urlaub gebeten. Er ist ihm gewährt worden.
Meine Herren! Wir treten in die Tagesordnung ein. Nummer 2 -------------- (Zuruf:

Ich bitte ums Wort!)
Herr AbgeordneterLieven hat das Wort.
AbgeordneterLieven: Meine Herren! Ich möchte das hohe Haus fragen, ob es nicht

praktifch wäre, jetzt, ehe wir in die Tagesordnung eintreten, die Wahlen vorzunehmen. (Bravo!)
VorsitzenderFürst zu Wied: Eine Veränderung der Tagesordnung kann nur mit

einstimmigemBeschlußdes Landtages vor sich gehen.
Dann würde ich noch Herrn Lieven fragen, ob er Nummer 14 und 15 an die Spitze

gestellt haben will. (Rufe: Jawohl!)
Ich frage, ob hiergegenWiderspruch erfolgt. — Das ist nicht der Fall.
Meine Herren! Es ist einstimmig beschlossen und wir würden nunmehr zu den beiden

Wahlen übergehen.
Zunächst müßten wir uns, die wir hier oben am Präsidialtisch sitzen, als Wcchlvorstand

konstituiien. Ich frage, ob der hohe Landtag damit einverstandenist, daß die beiden Schriftführer
als Beisitzerdes Wahlvorstandes fungiren. (Zustimmung.) Es erfolgt kein Widerspruch. Dcmn
erkläre ich die beiden Herren als Wahlvorstand mit mir gewählt.

Ich bitte den Herrn AbgeordnetenSpiritus das Protokoll zu führen uud ersucheden
Herrn AbgeordnetenPastor die Wählerlistevorzulesen.

Meine Herren! Ich habe noch die beiden Beisitzer an Eides statt zu verpflichten. Ich
bitte die Herren, mir die Hand zu geben. (Geschieht.) Das ist hiermit erledigt.

Wir würden nunmehr zu Punkt 14 der Tagesordnung: Ersatzwahl für den Pro¬
vinzialausschuß, übergehen. Berichterstatterist Herr AbgeordneterMichels.

BerichterstatterAbgeordneterMichels: Meine Herren! Ich habe als Referent nur zu
beantragen, daß Durchlauchtgenehmigen wolle, daß die Wahl jetzt vorgenommenwerde.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ja, es sind aber zwei Wahlen.
BerichterstatterAbgeordneterMichels: Ja, die andere Wahl auch, zuerst zu Nr. 14 und

nachherzu Nr. 15.
Ich möchte als Referent also beantragen, daß Durchlauchtdie Wahl anordne, und zwar

zunächst die Vornahme einer Ersatzwahl für den Provinzialausschuß,und zwar für den Regierungs¬
bezirk Düsseldorf.
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VorfitzenderFürst zu Wied: Ich bitte aber mitzutheilen,,welche Ersatzwahlnöthig ist.
Das müssen wir alle doch erst wissen.

BerichterstatterAbgeordneterMichels: Meine Herren! Der Abgeordnete Weidenfcld ist
durch den Tod ausgeschiedenund infolge dessen die Wahl eines Mitgliedes des Provinzialaus-
ausschusses vorzunehmenund eventuelldaran anschließenddann der Ersatzmann für das Mitglied
des Provinzilllausschusseszu wählen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterFriederichshat das Wort.
AbgeordneterFriederichs-Nemscheid: Nach den bisherigen Gepflogenheitengestatte ich

mir mitzutheilen,daß die Mitglieder des Bezirks Düsseldorfwegen dieser Wahl Berathungen gehabt
haben und daß im Auftrage der Herren, die da versammelt waren, ich dem hohen Hause vorschlage,
als Mitglied zum Prouinzialausschuß den Herrn Landrath Geheimrath Eich, bisheriges stellver¬
tretendes Mitglied, zu wählen. Einstimmig waren die Herren für diese Wahl und gestatten sich,
dem hohen Hause zu empfehlen, diese Wahl durch Zuruf vorzunehmen. (Vravo! und Widerspruch.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob gegen den Modus der Wahl per Akklamation
ein Widersprucherfolgt?

AbgeordneterZweigert: Ich erhebe Widerspruch. (Heiterkeit.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Dann müssen wir zur Zettelwahl schreiten.
Es ist also vorgeschlagen,den bisherigen Stellvertreter des Herin Weidenfeld, Herrn

AbgeordnetenEich zu wählen.
Haben die Herren Wahlzettel? (Rufe: Jawohl!)
Ich frage die hohe Versammlung, (Glocke) ob Sie noch wünschen, daß das Wahlreglement

verlesen wird. (Rufe: Neiu!)
Also es erfolgt kein Widerspruchdagegen, daß das Wahlreglement nicht verlesenwird. —

Ich muß wegen des Herrn AbgeordnetenZweigert diese Frage stellen.
Ich bitte also, die Wahlzettel zu beschreiben. Dann werden die einzelnenNamen auf«

gerufen, und jeder einzelneHerr, der aufgerufenwird, legt seinen geschlossenenWahlzelle! in die
beiden Wahlurnen. (Rufe: In die beiden? Rufe: In eine?) In beide. (Erneute Rufe: In
eine? — Heiterkeit.)

(Glocke des Vorsitzenden)Ich bitte um Ruhe.
(Der Namensaufruf wird vollzogen.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich habe zu fragen, ob einer von den

anwesendenHerren nicht verlesenworden ist. (Kleine Pause.)
Meine Herren! Also jetzt werden die Buchstabendurchgegangen. (Geschieht.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Das ist also hiermit erledigt. Das Skrutinium ist geschlossen.
(Es folgt die Zahlung der Stimmzettel.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es sind 145 Stimmzettel abgegeben.
Wir fangen nun an, zu verlesen.
(Schriftführer AbgeordneterSpiritus vollzieht die Verlesung.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es sind also 145 Wahlzettel abgegeben.

Davon lauten 140 auf Geheimrath Eich, 2 auf Geheimrath von Kühlwettcr, einer auf Landrath
von Brüning — es ist wohl von Breuning gemeint — in Düren, einer auf Herrn Lueg-Oberhauseu
und einer auf Graf Beissel. Das sind die 145 Zettel Ich erkläre also Herrn Abgeordneten
Eich für gewählt.

Ich frage, ob Herr AbgeordneterEich die Wahl annimmt?
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AbgeordneterEich: Ich nehme die Wahl an.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wir kämen nunmehr, nachdem die erste Wahl gethätigt

ist, zur Wahl des Vorsitzenden des Provinzialausschusses.
Ich bitte die Herren, die Wahlzettel zu beschreiben. (Glocke.)
Ich ersuche nunmehr, auf den Namensaufruf mit „hier" zu antworten und den Zettel in

eine der beiden Urnen zu legen.
Ich frage, ob das Wahlreglement verlesenwerden soll? (Rufe: Nein!)
Also Sie verzichten.
(Der Namensaufruf wird vollzogen.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich habe zu fragen, ob Jemand hier ist, der seine Stimme

nicht abgegebenhat. (Ruf: Hier, Barthels!)
Es werden noch einmal die Buchstaben aufgerufen. Diejenigen, die noch nicht gestimmt

haben und deren Buchstabenaufgerufenwerden, bitte ich, ihre Zettel jetzt hineinzulegen.
(Die Rekapitulation geht vor sich.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Das Skrutinium ist geschlossen.
(Folgt Zählung der Stimmzettel.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es sind 146 Stimmzettel abgegeben
und zwar stimmt das mit den gezahlten Stimmzetteln und mit dem Protokoll, ist also richtig.

Ich fange an, die Namen zu verlefen. (Folgt Verlesung.)
Meine Herren! Das Ergebniß der Wahl ist: 130 Stimmen für Herrn Graf Beissel,

(Bravo!) für Herrn Freiherr von Schorlemer 3, für Herrn von Kühlwetter 8, für Herrn Abge¬
ordneten Becker 1 und 4 leere Zettel. Das stimmt mit unserer ersten Zahlung, 146.

Ich erkläre also hiermit Herrn AbgeordnetenGraf Beissel für gewählt und frage ihn, ob
er die Wahl annimmt.

AbgeordneterGraf Beissel: Meine Herren! Ich nehme die Wahl dankend an. Wie
bisher in den 20 Jahren, die ich die Ehre habe, dem hohen Hause hier anzugehören,es mir
stets die höchste und heiligste Pflicht war, dem Vertrauen, welches mir Ihre Wahl dokumentirt
hat, im vollsten Maße gerecht zu werden, so werde ich auch ferner nach bestem Wissen, mit ganzer
Kraft und vollster Ausdauer des Amtes walten, welches Ihr Vertrauen mir nunmehr zugewiesenhat.

Ich danke Ihnen nochmalsherzlichst. (LebhaftesBravo!)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! In Folge der jetzt getätigten Wahl

haben wir morgen eine andere Wahl als Ersatz des jetzt gewählten Vorsitzenden des Provinzial¬
ausschusses Graf Beissel zu thätigen und außerdem (Zuruf des Herrn LandeshauptmannsDr. Klein:
Stellvertreter des Vorsitzenden vom Provinzialausschuß!)und den stellvertretenden Vorsitzenden des
Ausschusses müssen wir morgen wählen, ferner einen Stellvertreter für Herrn AbgeordnetenEich.
(Zuruf: In Aachen auch!) Das steht heute nicht auf der Tagesordnung. Also die Reihenfolge
werde ich noch bestimmen.

Meine Herren! Es ist nun die Bitte an mich gerichtet worden von Herrn Abgeordneten
Klotz in Düren, der nach Düren jetzt gleich weg muß, ob nicht die Nummer, bezüglich deren er
Referent ist — es ist die Nummer 10 unserer Tagesordnung — jetzt vorher genommenwerden
kann. (Rufe: Ja!) Ich frage, ob dagegen Widersprucherfolgt. — Es erfolgt kein Widerspruch.

Ich bitte also Herrn AbgeordnetenKlotz, das Referat über Nr. 10:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Pro¬
vinzialausschusses, betreffend die Uebertraguug des Eigenthums der in
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die Verwaltung und Unterhaltung engerer Kommunalvcrbiinde abgetre¬
tenen und noch abzutretenden Prouinzialstraßenstrecken an diese Verbände,

zu übernehmen.
Berichterstatter AbgeordneterKlotz: Meine Herren! Durch § 18 des Dotationsgesetzes

vom 18. Juli 1875 ist es den Provinzialverbänden überlassen geblieben, die Verwaltung und
Unterhaltung der ihnen überwiesenenStaatschausseenauf engere Kommunalverbändezu übertragen
und zwar nach Maßgabe der mit denselben zu treffendennäheren Vereinbarungen. Der 26. Rhei¬
nische Provinziallandtag hat am 5. Mai 1879 beschlossen, von dieser Befugniß Gebrauch zu
machen, und hat eine derartige Ermächtigungdem Provinzialausschußertheilt und der Pruvinzial-
ausschuß hat seinerseits von dieser ihm eingeräumten Befugniß ebenfallswieder einen ziemlich ergiebigen
Gebrauch gemacht, indem er bis jetzt rund 478 Kilometer Provinzialstratzenstiecken an Stadt- und
Landgemeindenübertragen hat. Das Eigenthum an diesen abgetretenenStraßenstreckenhat er sich
aber stets vorbehalten. Bis dahin bestand nämlich die Ansicht, daß nach dem Wortlaut des
Dotationsgesetzesdiese Gigenthumsübertragungnicht zulässig sei, weil, wie ich ja vorhin ausgeführt
habe, darin nur von der Uebertragung der Verwaltung und Unterhaltung die Rede ist, aber die
Möglichkeit nicht erwähnt wird, daß auch das Eigenthum übertragen weiden kann. Diese Ansicht
hat man nun aber in letzter Zeit fallen lassen und es sind bereits mehrere andere Provinzen dazu
übergegangen, auch das Eigenthum selbst zu übertragen und zwar auf Grund eines Erlasses der
Herren Minister der öffentlichen Arbeiten uud des Innern vom 7. Februar 1900.

In diesem Erlasse wird erklärt, daß nichts dagegen zu erinnern ist, wenn in den betref¬
fenden Fällen auch die Uebereignung von Chausscestraßenvorgenommen wird, sofern dieses im
Interesse sowohl der Provinz als auch der Kommunalverbände erfolgt. Insbesondere wird eine
solche Uebereignungdann empfohlen,wenn bereits derartigeProvinzialstraßenstrecken den Charakter
von städtischenStraßen angenommen haben. Da nun mit der Unterhaltung und mit der Ver¬
waltung auch die wichtigsten Verfügungsrechteauf die Gemeinden übertragen werden, also nament¬
lich auch die Concessiunsertheilung für die Kanalisation, Gas-, Wasserleitung,Elektricitätswerke,für
Kleinbahnen «., so hat eigentlich dieses nackte Eigenthum, welches der Provinz verblieben ist, gar
keinen Werth mehr. Andererseitshaben aber die betreffenden Gemeindenein begründetesInteresse,
ihrerseits das wirkliche Eigenthum zu erhalten. Namentlich bestehen Zweifel, wem denn
eigentlich das polizeiliche Hoheitsrechtauf derartigen Strecken zusteht. So verlangen verschiedene
Vertreter der Landespolizeibehördc,daß bei Gesuchenum Baukonccssionenerst die Kreisbehörde
gefragt wird, und daß dieser ein Prüfungsrecht zustehen soll. Dieselbewendet sich dann erst wieder
an den Provinzilllbauinspektor. Von diesem kommt die Sache wieder an die Kreisbehördeund
von der letzteren an die betreffende Gemeinde zurück. Auf diese Weise geht manchmal sehr viel
Zeit verloren. Wenn dann auch noch Differenzender Ansichten bezüglich der Genehmigungder
Eoncesstonoder der Bedingungen derselben entstehen, so ist das für die betreffendeGemeinde
natürlich höchst unbequem. Die Gemeinden haben deshalb ein großes Interesse daran, daß ihnen
das wirkliche Eigenthum übertragen wird.

Die Provinz hat, wie ich Ihnen schon ausführte, absolut gar keine Rechte mehr bei diesem
nackten Eigenthum, aber mancheunangenehmenVerpflichtungen.

Der Herr Landeshauptmann hat ja bei der Gtatsrede ausgeführt, daß sehr oft bei solchen
Provinzialstraßenstrecken,an denen viel gebaut ist, von der Sanitätsbehörde verlangt wird, daß
die betreffenden Chanffeegräbenkanalistrt werden. Es werden dann von der Provinz erhebliche
Zuschüsse verlangt. Das alles würde wegfallen,wenn sie des Eigenthums ledig wird.
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Dann ferner kommt es auch öfters vor, daß eine Baufluchtlinie an solchen Provinzial-
straßenstreckenanders gelegt wird, und zwar in die Provinzialstraße hinein; dann bleiben einige
Absplisseübrig, welche die Provinz bei jetztigem Stande der Sache nicht ohne weiteres verkaufen
darf, weil sie das erst thun kann mit Genehmigungder Gemeinde,welcher die Unterhaltung und
Verwaltung übertragen ist.

Sie sehen, daß es nach jeder Seite wünschenswerth ist, daß von der Bcfuguiß, die bereits
andere Provinzen sich angeeignet haben, Gebrauch gemacht wird. Ich betone dabei ausdrücklich,
daß der Provinzialcmsschußnicht dadurch gezwungen wird, alle ProvinziMraßen als Eigenthum
den Kreisen oder Gemeinden herzugeben, sondern daß er nur die Befugniß erhält, in geeigneten
Fällen nunmehr auch wirklich das Eigenthum zu übertragen.

Aus allen diesen Gründen hat die Fachkommission einstimmigbeschlossen,den Antrag des
Provinzilllausschusscszu dem ihrigen zu machen, welcher dahin geht:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, den Provinzialausschußzu ermächtigen, in den
Fällen, wo die Uebertragungder Verwaltung und Unterhaltung von Provinzialstraße«
bereits stattgefundenhat oder noch stattfinden wird, geeignetenFalls den betreffenden
Kreisen, Stadt- und Landgemeindenauch das Eigenthum am Straßenlürper und den
Zubehörstücken unter den zweckmäßig erscheinenden Bedingungen zu übertragen".

Vorsitzender Fürst zu Wied: Sie haben die Anträge der Fachkommission gehört. Ich
frage, ob hiergegen etwas zu erinnern ist. — Es meldet sich Niemand zum Wort. — So
konstlltire ich, daß der hohe Landtag den Anträgen der Fachkommission einstimmigbeistimmt.—
Es ist dieses der Fall.

Wir kommen nunmehr zu Nr. 2 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung
der Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft
betreffen, für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr Abgeordneter von Breuning hat den Vortrag. Ich ersuche ihn, denselben
zu halten.

BerichterstatterAbgeordneter von Breuning: Die I. Fachkommission beantragt gemäß
Drucksache 90, welche ja vertheilt ist: Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichneten Haushalts¬
plan unverändert annehmen.

Es schließt dieser Plan in Ginnahme und Ausgabe mit 48000 Mark, mithin sind 6400
Mark in Einnahme und Ausgabe mehr vorgesehen als im Vorjahre.

Zur Begrüudung ist in Gemäßheit der Bemerkungdes Etats anzuführen, daß es wünschens¬
werth erschien, die Bearbeitung und Fertigstellungder Denkmälerstatistik nach Möglichkeit zu fördern.

Hiernach schien die Einstellung einer erhöhten Summe in Ausgabe und demgemäß auch
in Einnahme der Kommission für geboten.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich eröffne hierüber die Diskussion.
Da sich Niemand zum Worte meldet, schließe ich die Diskussion uud stelle fest, daß das

hohe Haus auch diese Anträge einstimmigangenommenhat.
Wir kommen zu dem

Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung
der Provinzialmuseen zu Bonn und Trier für die Rechnungsjahre vom
1. April 1901 bis 31. März 1903.

Ich ersuche Herrn Abgeordnetenvon Breuning seinen Vortrag zu halten.

13
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BerichterstatterAbgeordnetervon Breuning: Auch zu diesem Etat beantragt die I. Fach¬
kommission die Zustimmung und Genehmigungdes hohen Hauses. Es ist auch hier eine Erhöhung
der Einnahmen und Ausgaben vorgesehen, aber nur im Betrage von 1800 Mark, so daß der Etat
mit 41 800 Mark balancirt.

Die Erhöhung ist bedingt durch eine Erhöhung des Gehalts für den so verdienten Leiter
des Museums zu Trier sowie durch das Anwachsen verschiedener sächlicher Ausgaben, bezüglich
deren sich übrigens nichts auffälligeszu bemerken findet. Es ist dies Anwachsen dieser sächlichen Aus¬
gaben vielmehr unvermeidlich,sollen die in Frage stehenden Anstalten ihren Aufgaben voll genügen.
Es würde sogar eine erhöhte Ausgabe, eine Vermehrung über das jetzt Vorgesehenenothwendig
gewesen sein, wäre nicht ein Wechsel in der Leitung der Anstalt in Vonn eingetretenund für den
neueingetretenen Herrn nur ein Anfangsgehalt vorzusehen gewesen. Die vermehrten Ausgaben werden
zum größten Theil gedecktdurch vermehrte Einnahmen bei dem Museum zu Trier. Eine Erhöhung
des Provinzialzuschusses hat 'hiernach nur um 600 Mark stattzufinden. Auch diese würde entbehrlich
gewesen sein, wäre der Besuch und überhaupt wäre die Einnahme bei dem Museum in Bonn eine
dem Museum zu Trier entsprechende.

Es steht zu hoffen, daß die unausgesetzten Bemühungen der Verwaltung des Museums
in Bonn einen dahin gehendenErfolg haben werden. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünschthierzu Jemand das Wort? — Es ist nicht der
Fall. Dann nehme ich an, daß das hohe Haus den Antrag genehmigt.

Wir gehen zur nächstenNummer der Tagesordnung über.-
Antrag der I. Kommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Erweiterung des Provinzialmuseums in Trier.

Herr Abgeordnetervon Breuning hat auch hier den Vortrag übernommen.
BerichterstatterAbgeordnetervon Breuning: Meine Herren! Die Säle des Museums

in Trier sind überfüllt. Da die Sammlungen sich ihrer Natur nach und bei dem Interesse der
Bevölkerung für dieselben fortgesetztvergrößern, so ist auf die Dauer eine Erweiterung ganz
unvermeidlich. Es stehen nun aber in Folge der Ausführung der Kanalisation in Trier reiche
Funde und damit eine außergewöhnlicheVermehrung der Sammlungen in sehr naher Aussicht,
und es erscheint daher angezeigt,schon jetzt und alsbald die Frage der Erweiterung des Museums
in Erörterung zu ziehen.

Es kommt hinzu, daß außerordentlich werthvolle Stücke, deren Unterbringung in den
jetzigen Sälen unmöglichist, dem Museum angeboten werden, so insbesondereseitens des Consuls
Rautenstrauch in Trier ein Renaissancemonumentaus dem Jahre 1531, welches früher in der
Liebfrauenkirche befindlich war. Dieses Monument ist jetzt in einem Garten aufgestellt, dort den
Unbilden der Witterung preisgegeben und daher in absehbarerZeit dem Ruin ausgesetzt. Das
Monument ist nach Art eines römischen Triumphbogens erbaut, 8 Meter hoch und ist demnachin
keinem der Säle des Museums unterzubringen; es hat nach dem Urtheile der Sachverständigen
einen außergewöhnlichkünstlerischen und kunsthistorischen Werth. Von sachkundiger Seite wird sein
Werth auf 25 000 Mark geschätzt und wird die Erwerbung für das Museum geradezu als ein
Ereigniß bezeichnet.

Es ist nun in Aussicht genommen,zur Unterbringung dieses und einiger anderer Monu¬
mente hinter dem jetzigen Provinzialmuseum auf dem Grundeigenthum der Provinz eine einfache,
große, hohe Halle in den entsprechendenDimensionen zu erbauen, dort diese Gruppe und ihr
gegenüber eine andere große Gruppe aus dem Neumagener Funde, welche nach Art der Igeler
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Säule aufgebaut ist, aufzustellen. Andere Fnnde aus der römischen Zeit und aus dem Mittelalter
sollen dann weiter in der Halle zur Aufstellunggelangen und die Wände derselbenschmücken.

Es bittet der Provinzialausschuß und im Anschluß an dessen Bericht und Antrag die
Kommission,das hohe Haus wolle genehmigen, daß Projekte für diesen Ausbau, für die Erweiterung
des Provinzialmuseumsausgearbeitet und demnächst darüber weiter Bericht erstattet werde.

Die Drucksache ist als Nr. 92 den Mitgliedern des Hauses unterbreitet.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob hiergegenetwas zu bemerken ist. — Wenn

das nicht der Fall ist, würde ich annehmen, daß das hohe Haus einstimmig den Anträgen der
Fachkommission beitritt. — Es ist dies der Fall.

Meine Herren! Es ist an mich die Bitte ergangen, jetzt die Punkte 11 und 12 der
Tagesordnung vorzunehmen,weil ein Mitglied, das sich dafür interessiert, nachher wegreisen muß.
Wenn lein Widersprucherfolgt, so würbe ich dies wohl thun dürfen, —

Es erfolgt kein Widerspruchund so würden wir zu den Punkten 11 und 12 übergehen.
11. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-

zialausschusses, betreffend die Organisation des landwirthschaftlichen
Winterschulwesens und des Wanderlehrthums in der Rheinprovinz.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Graf und Marquis vou und zu Hoensbroech.
Ich ersuche ihn, seinen Vortrag zu halten.

AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Die gesetzliche Grund¬
lage, meine Herren, der Betheiligung der Provinz an den Winterschulenliegt im § 14 des Gesetzes
vom 8. Juli 1875 über die Ausführung des Dotationsgesetzes, wonach die „Unterstützungniederer
landwirthschaftlicheiLehranstalten" den Provinzialverbänden obliegt. Die Winterschulenund das
Wanderlehrthum waren vom Beginn ab Unternehmungendes landwirthschaftlichen Vereins. Nach¬
dem diese Unterstützungspflicht der Prouinzialuerbändegesetzlich ausgesprochen war, war es erforderlich,
nunmehr ein festes Verhältniß zwischen der Provinz und dem Träger der landwirthschaftlichen
Winterschuleneinzurichten. Dies erfolgte zunächst im Jahre 1878 dadurch, daß der damalige
Vorsitzende des landwirthschaftlichen Vereins für Rheiupreußen der Provinzialvertretung die Grund¬
züge einreichte, nach welchen das Winterschulwesen dauernd sich zu gestalten habe. Diese Grund¬
züge, meine Herren, sind — das darf ich hervorheben und habe es auch mit Zustimmung des
Ausschussesschon hervorgehoben— ein Muster von Klarheit und Weitsichtigkeit. Der Beweis
dafür ist dadurch gegeben, daß an diesen Grundzügen nach 25 Jahren auch nicht ein Iota ist
geändert worden.

Nunmehr nahm, dank der Unterstützung der Provinz und der Thätigkeit des landwirth¬
schaftlichen Centralvereins, das Winterschulwesen einen erneuten und blühendenAufschwung, so daß
die Anforderungen,welche an die Provinz gestellt wurden, von Jahr zu Jahr steigende waren.
Während im Jahre 1878 der gesammteEtat für landwirthschaftliche Zwecke 30600 Mark betrug,
belief derselbe sich schon im Jahre 1882 für die Winterschulen allein auf 45000 Mark. Bei
diesen steigenden Anforderungen,welche an die Provinz herantraten, schien es erforderlich, an Stelle
des bisherigen loseren Charakters der Verbindung zwischen Träger und Provinz eine festere
statutarischeRegelung vorzunehmen;diese erfolgte im Jahre 1885.

Auch hierdurch breiteten sich die Winterschulcnvon neuem aus, so daß, während im Jahre
1882 die Zahl der Winterschulenin der Provinz 12 betrug, es bereits im Jahre 1895 23 waren
mit einem Aufwand für die Provinz von 72 200 Mark. Iemehr das Winterschulwesenan Aus¬
dehnung gewann und jemehr die materiellen Mittel der Provinz hierfür in Anspruch genommen
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wurden, destomehrentstand auch seitens der Provinz und ihrer Vertretung das Bedürfniß, den¬
jenigen Einfluß auf die Einrichtungenund die Gestaltung des Winterschulwesens zu nehmen, welcher
ihrer materiellen Betheiligung entsprach. So erfolgte im Jahre 1895 eine neue statutarische
Regelung mit dem laudwirthschaftlichen Verein, welche heute uoch in Geltung ist.

Inzwischenfand durch Königliche Verordnung vom 15. März 1899 die Errichtung unserer
Lllndwirthschaftskammerauf Grund des Gesetzes vom 30. Juli 1894 statt. Sie erinnern sich,
meine Herren, daß auf Grund der Vorschrift der Satzungen unserer Lllndwirthschaftskammerfür
die Rheinprovinz diese verpflichtet ist, auf Antrag des landwirthschaftlichcn Vereins die Anstalten
desselbenin ihre Verwaltung zu übernehmen. Eine derartige Uebernahme verschiedener Anstalten
fand sofort nach Bildung der Landwirthschaftskammerstatt, und es zeigte sich im Laufe der beiden
letzten Jahre bei beiden Theilen das Bedürfniß und der Wunfch,daß auch das landwirthschaftliche
Winterschulwesen seitens der Lllndwirthschaftskammer übernommenwerde. Selbstredend konnte bei
den bindenden Abmachungenzwischenlandwirthschaftlichem Verein und Provinz diese Uebernahme
nicht einseitigerfolgen, sondern mußte im Einvernehmenmit den Vertretern der Provinz und end¬
gültig also durch Beschlußdes hohen Hauses stattfinden.

Dies ist, meine Herren, wenn ich so sagen soll, die Genesis der Grundzüge, welche Ihnen
auf Vorschlag des Provinzialausschussesund auf Antrag der Fachkommission hiermit vorgelegt weiden.

Bei Feststellungdieser Grundzüge, welcher längere Berathungen vorausgegangensind, war
seitens der Provinz der Gedanke maßgebend, daß, wenn das lcmdwirthschciftlicheWinterschulwesen
an die Lllndwirthschaftskammerüberwiesen würde, es dann einen Träger bekäme, der gesetzlich
fundirt sei und der die gesetzliche Vertretung der gestimmten rheinischen Landwirthschaftbilde, daß
daher der Landwirthschaftskammerweitere Befugnisse in Bezug auf die Ausbildung und die Ver¬
waltung der Winterschulengegeben werden tonne.

Meine Herren! Diese Befugnisse finden Sie in 8 2, in dem die landwirthschaftlichen
Winterschulender Lllndwirthschaftskammer unterstellt werden, in Z 3, wonach die Direktoren und
Wanderlehrer Beamte der Lllndwirthschaftskammer werden sollen, im s ?, wonach die Verwaltung
geführt wird durch den Vorstand der Lllndwirthschaftskammer,in: § 8, wonach der Vorstand
der Landwirthschaftskammerdie ihm obliegendenGeschäfte zu führen hat, im § 9 in der Bildung
des Central-Kuratoriums, wonach der Vorsitzendeder LandwirthschaftskammerVorsitzenderdes
Central-Kuratoriums sein soll, und im § 10, wonach der Vorsitzendeder Landwirthschaftskammer
die laufenden Geschäfte der Winterschulenführt. Dabei übernahm die Provinz auch wie bisher
ihre volle materielle Verpflichtung,welche Sie im 8 5 ausgedrücktfinden, indem die Provinz für
jede Winterschuleeinen Zuschuß von 2500 Mark gewähren soll, und im § 6, in dem die Provinz
die Pensions- und Hinterbliebenen-Versorgungder Direktoren der landwirthschaftlichen Winterschulen
einschließlich der Wanderlehrer nach Maßgabe der Bestimmungenfür die Provinzialbeamten und
unter Verzichtauf Beiträge der Landwirthschaftskammerübernimmt.

Diesen Verpflichtungender Provinz gegenüber,welche in den §§ 5 und 6 enthalten sind,
entsprang das lebhafte Bedürfniß, daß auch bei dieser Neuregelung der Provinzialvertretung eine
Stellung vorbehalten bliebe, die sie in die Lage setzte, die Interessen der Provinz ausreichendzu
wahren. Das hat zu den Bestimmungenin H 3 geführt, wonach Aufträge des Landeshauptmanns
von den Direktoren der landwirthfchaftlichenWinterschulen zu erledigen sind, in s 9 in der
Zusammensetzung des Central-Kuratoriums, in Z 12, wonach die Feststellung des Normal-Besol«
dungsplllnes der Zustimmung des Provinzialausschussesunterliegt, und im § 13, wonach an der
Ueberwachung des Winterschulwesens die Provinzialverwaltung in besondererWeise theilnimmt.
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Ich muß noch einige Punkte hinzufügen in Bezug auf den § 9, auf die Bildung des Central-
Kuratoriums Es war dringend wünschenswert!) für die Provinz/ daß das Ccntral-Kuratorium
eine Zusammensetzung erfahre, welche es ausschloß, daß die außerhalb der Provinzialverwaltnng
stehendenVertreter die Vertreter der Provinzialverwaltnng irgendwiemajonsiren können. Deshalb
ist hier im 8 » die Bestimmung aufgenommen,daß neben dem Vorsitzenden des Provmzmlaus-
schu ses und neben dem Landeshauptmann der Rheinprouinz noch zwei Vertreter der Provinzml-
verwaltung Mitglieder des Ceutral-Kuratoriums sein sollten, so daß also in dem Central-Kura-
torium welches aus 7 Mitgliedern besteht, die Provinzialuertretung 4 Sitze von diesen 7 mne hat.
Damit' kann die Stellung der Provinzicilverwaltung für alle Zeit als eine ihrer materiellen
Bettmliauna entsprechende angesehen weiden.

Das meine Herren, sind in großen Zügen die Bestimmungen, welche die Grundzüge
enthalten und welche die IV. Fachkommission Ihnen zur Annahme empfiehlt.

Ich bemerke hierzu noch, daß die IV. Fachkommissionm Bezug auf 8 9 zwei Abanderungs.
anträac Ihnen vorschlägt. Wenn Sie die Güte haben, die Drucksache in die Hand zu nehmen,
so finden Sie im 8 9 daß Mitglied des Central-Kuratoriums sein soll ein Delegirter des land-
wir lMastlichen Vereins für Rheinpreußen. Es schien bei der hervorragendenStellung, welche der
landwirthschaftliche Verein seit Jahrzehnten nnd Generationen im Winterschulwesen einkommen
hat als Gründer und als langjährigerTräger desselben, angemessen, daß diese Mtgliedschaft auf den
«deuten des landwirtschaftlichenVereins übertragen würde. Daher schlagt Ihnen die Fach-
lonnnMn vor statt der Worte „einem Delegirten des landwirtschaftlichenVereins für Rhem-
preußn« zu setzen: „dem Präsidenten des landwirtschaftlichenVereins für Rheinprenßen«

Damr schlägt Ihnen die Fachkommission am Schlüsse des § 9 folgenden Zusatz vor:
Der Direktor der landwirtschaftlichenHochschule zn Bonn-Poppelsdorf wird zu allen Schungen

des Central Kuratoriums mit berathender Stimme eingeladen".
Meine Herren' Es wird für das Central-Kuratoriumbei Beurtheilung der Pcrsonenfragen

von der größten Wichtigkeit sein, gerade das Urtheil desjenigenMannes zu haben durch besten
Hände Wenn ich so sagen soll, die Kandidaten für derartige Posten vorgebildetsm°, welcher der
Lehrer' dieser Herren gewesen ist. Deshalb ist es anch durchaus sachgemäß, wenn der Direktor der
Akademie Povvelsdorf mit berathender Stimme zum Eentral-Kuratorium hinzugezogen wird.

Was mm die formale Behandlung betrifft, fo soll nach Nr. 2 des Antrages das nene
Vertragsverhältniß mit der Landwirthschaftskammer mit dem 1. April 1901 beginnen. Daher soll
der Provinz alaussch ermächtigtwerden, sowohl den bestehendenVertrag mit dem landwnth-
MMche^Verew zu lösen, als anch den nenen Vertrag mit der Landwnthschaftskammer

abzuschließen. ^ ^^ ^ ^^ ^ ^„^ der IV. Fachkommission.
Stellvertretender Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung. Herr Abgeordneter

stzreiberr von Schorlemer hat das Wort.
AbgeordneterDr. Freiherr von Schorlemer: Meine Herren! Ich kann es, glaube

ick <Nnen und mir ersparen,Ihnen die Annahme der vorgeschlagenen Grundzüge für die Organi¬
sation des landwirthschllftlichen Winterschulwesens in der Rheinprovinz noch besonders zu empfehlen.
^<5 meine daß die beiderseitigen Interessen sowohl der Provinzialverwaltnng wie der Landwirth-
sHaftskammerin diesen Grundzügen auf das beste gewahrt sind. In der sicheren Aussicht, daß
die V°Mlä°e der IV Fachkommission, welche ja auch bereits die Zustimmungsowohldes Vorstandes
der Landw rthschastskammerwie auch des Provinzialausschussesgefundenhaben, Ihre wohl em-
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stimmige Annahme finden werden, möchte ich nicht unterlassen, bei dieser Gelegenheitden Dank
der rheinischenLandwirthschaft dafür zum Ausdruck zu bringen, daß gerade bei diesen Verhandlungen
die Provinzialverwaltung und in erster Linie der verehrte Herr Landeshauptmann unseren Wün¬
schen in jeder Hinsicht entgegengekommen ist. Ich muß es ebenso anerkennendhervorheben,daß
auch der landwirthschaftliche Verein für Rheinpreußen seine bisherigen Interessen preisgegebenund
sich bereit erkliirthat, daß diese seine Schulen, für welche er große Opfer gebrachtund viele Vcr<
dicnste aufzuweisengehabt hat, nunmehr an die Landwirthschaftskammer übergehen. Ich bin von
dem Präsidenten des landwirthschaftlichen Vereins noch besondersgebeten und ermächtigtworden,
hier zu erklären, daß der landwirthschaftliche Verein für Rheinprcußen sowohl mit der Kündigung
des Vertrages als auch damit einverstanden ist, daß die Schulen bereits am I. April d. I,
auf die Landwirthschaftskammerübergehen.

Stellvertretender VorsitzenderBecker: Es meldet sich sonst Niemand mehr zum Wort.
Dann schließe ich die Verhandlung und darf wohl ohne besondereAbstimmungfeststellen, daß die
Versammlung mit den Aenderungen, welche Ihre Fachkommission in Vorschlaggebrachthat und
die von dem Berichterstatterbefürwortetsind, einverstandenist.

Wir kommen dann zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung Nr. 12:
Antrag der IV. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwal¬
tung der landwirthschaftliche« Angelegenheiten — nebst

Anlage ^, Voranschlag für die Provinzial-Wein« und Obstbauschule
in Trier,

Anlage L, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule
in Kreuznach

für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.
Berichterstatter ist Herr AbgeordneterHeising, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Heising: Meine Herren! Sie finden den Haushaltsplan

für die Verwaltung der landwirthschaftlichen Angelegenheitennebst Anlagen ^ und L, Voranschläge
für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulenin Trier und Kreuznach, in der Anlage XX des
Haushaltsplanes S. 498 ff. Der Etat schließt in Einnahme und Ausgabe ab mit einer Summe
von 528 365 Mark 12 Pfg. gegen 406 59? Mark 92 Pfg. im Vorjahre, also mit einem Mehr
von 121 76? Mark 20 Pfg., welches Mehr Sie auf der rechte« Seite des Etats des Näheren
erläutert sehen, so daß ich wohl nicht mehr darauf einzugehen brauche.

Im einzelnensind die Etatspositionenvon der IV. Fachkommission einer genauen Prüfung
unterzogen worden und hat sich Ihre IV. Fachkommission mit dem Etat einverstandenerklärt.

Nur zu den Punkten 1 und 5 des Etats werden einige Bemerkungen nothwendig sein.
Zuerst möchte ich zu Punkt 1 der Ausgabe: „Zuschüsse für die landwirthschaftlichenWinterschnlen"
hervorheben, daß bezüglich der Errichtung zweier weiterer landwirtschaftlicher Winterfchulen in
Eleve und St. Vith augenblicklich Verhandlungen schweben, die aber bisher noch nicht zum Ab¬
schluß gelangt sind. Mit Rücksichtdarauf, daß das neue Statut für die Errichtung und die
Leitung der landwirthschaftlichenWinterfchulennunmehr eine wesentliche Aenderung erfahren hat,
indem durch dasselbe der Landwirthschaftskammerhierbei eine wesentlicheMitwirkung zufällt,
erscheint es nicht wohl angängig, daß der Provinziallandtag jetzt über die Errichtung dieser Schulen
allein beschließt.

Es werden noch weitere Verhandlungen erforderlich werden. Um aber die etwa für
wünschenswert!) erachtete baldige Errichtung der Schulen nicht bis zum nächsten Zusammentritt des
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Provinziallandtags zu verzögern, so ist in der IV. Fachkommission der Antrag gestelltworden,
man möge den Provinzialausschuß im vorliegendenFalle an Stelle des Provinziallandtages er¬
mächtigen, falls überhaupt die Errichtung weiterer landwirthschastlicher Winterschulenin Eleve und
St Vitl/für nothwendigerachtetwürde, die nöthigen Beschlüsse zu fassen.

Eine weitere Erörterung erfordert Nr. 5 der Ausgabe: „Zu Meliorationen und zur Auf¬
besserung der landwirtschaftlichenVerhältnissein den landwirtschaftlich zurückgebliebenen Theilen
der Provinz, sowie zur Förderung landwirthschastlicher Zwecke (Hebung der Rindvieh-, Pferde-,
Mickmlckt u.' s. w.), wie zu Meliorationen überhaupt."

Meine Herren' Sie sehen, daß hier 868 294 Mark 72 Pf. in Ausgabe gestellt smd
aeaen 279 493 Mark 38 Pf. im Vorjahre, also ein Mehr von 88 801 Mark 34 Pf. In dieser
Beziehungsind nun mit diesem Jahre wesentliche Veränderuugen eingetreten. Bisher bestand der
soaenannte Gifelfonds, für welchen die Staatsregierung 200 000 Mark ausgeworfen hatte und
aunerdem 70 000 Mark für den Westfonds,so daß seitens der Staatsregierung für die landwirth-
smaftlick zurückgebliebenen Gegenden der Provinz im Jahre 270 000 Mark bisher in den Etat
aest llt waren Die Provinz gab im sogenanntenNothstandsfonds, der sich aus dem Gifelfonds
und den Fonds für die übrigen Gebirgsgegendenzusammensetzte, 100 000 Mark, für den Westfonds
70 000 Mark und für die übrigen Theile der Provinz den Rest der verfügbaren Mittel nut etwa
109 000 Mark Mit dem laufenden Jahre kommt aber der staatlicheGifelfonds vollständig m
Wenfall und es ist im preußischen Etat eine Position aufgenommen, welche nunmehr nur noch
die zurückgebliebenen Gegenden der westlichen Provinzen allgemeinberechtigt ^n die em Fonds
sind vorgesehen worden 70 000 Mark, die auch früher bereits als Westfonds dort sigurnten, und
150 000 Mark zur Verstärkungdieses Fonds, letztere aber unter der Bedingung, daß die Provinz
einen ebensolchen Betrag in ihren Etat einsetzensollte. . ,, ^-

Es wird seitens Ihrer IV. Fachkommission vorgeschlagen, die vom Provinzialausschußvor¬
gesehene Erhöhung aus Provinzialmittel« vorzunehmenund zwar in der Grwäguug, daß aus dem
b ber beschritteneu Wege unter keinen Umständenstillgestanden werden dürfe. Der Eiselfondsnnd

feitet der Provinz zu diesem Zwecke hergegeben wordensind, haben ganz zwe.fel-
gebirgigeren Theilen unserer Provinz sehr segensreich gewirkt Es ist bereits

Abg ordneten von Grand-Ry eingehend darauf hingewiesen worden, wie ganze

Gemlidn ^ Zustanden in wesentlich bessere Verhältnisse Kommen sind und w,e
Mich allen Richtnngen hin Segen gestiftet ist. Ich glaube, alle diejenigenHerrn, die «der EM,
w Hunsrück im Westewald näher bekannt sind, werden bestätigen, daß nach ,eder Richtung hm
dieses Mittel äußer st vortheilhaft gewirkt haben und vor allen Dingen auch m der
3 ^ ^ n. nickt allein Hülfe gewährt, sondern auch Anregungengeboten haben.

Seiten bedauert worden, daß der Eifelfonds nicht mehr in

der bisherigen Form bestehen geblieben ist. Aber andererseitsist auch zu begrüßen, daß nunmehr
ein ander« Fonds an die Stelle gesetzt ist und auch eine gewisse Erhöhung des allgemeinen Fonds

eingetretenist^n ist die Kommission der Ansicht gewesen,daß die von der Staatsregierung vor¬
gesehene Erhöhung noch nicht als cmsreicheud angesehen werden könne, um den berechtigten
Lücken auf diesem Gebiete gerecht zu werden und in demselben Maße wie bisher auch
U r^ helfend zu wirken. Es ist deshalb seitens des Herrn Abgeordneten
von Grand-Ry in der Kommission der Antrag gestellt worden es möge m der Bewilligung von
Mitteln zu diesem ^weck über die Vorschläge des Provinzmlausschusses hinausgegangenund weitere
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50000 Mark in den Etat eingestelltwerden in der sicheren Erwartung, daß auch seitens der Staats-
rcgierung weitere 50 000 Mark bewilligt werden würden. Es ist in der Kommission hervorgehoben
worden, daß der Herr Minister nach dieser Richtung hin bereits eine Zusage gemacht habe, die
allerdings für das nächste Etatsjahr 1901 nicht mehr zur Ausführung kommen könnte, dagegen
mit grußer Wahrscheinlichkeit im Jahre 1902 bewilligt weiden würde.

Die IV. Fachkommissionstellt deshalb den Ihnen unter DrucksacheNr. 75 vorliegenden Antrag
„Der Provinziallandtag wolle:

1. den vorgenanntenHaushallsplcm ucbst den bezeichnetenAnlagen ^ und L unverändert
annehmen;

2. den nachstehenden Anträgen
»,) des Pruvinzialcmsschusses:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschlußermächtigenfür den Fall,
daß die Errichtung vou lcmdwirthschaftlichen Winterschnlen in Eleve und St. Vith
für zweckmäßig erachtet werden sollte, dieser Errichtung an Stelle des Provinzial-
landtngs zuzustimmenund die dafür erforderlichen Mittel aus.bereiten Beständen
zu entnehmen",

d) des Abgeordnetenvon Grand-Ry:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen, den Provinzialausschußzu ermächtigen,
aus den Uebelschüssen der Provinzialeinnahmen 50 000 Mark zu entnehmen und
zu Zwecken des Titel I Nr. 5 des Haushaltsplans für die landwirthschaftlichen
Angelegenheitenzu verwenden"

gemäß beschließen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herreu! Ich frage, ob hierzu Jemand das Wort

wünscht. — Wenn das nicht der Fall ist, dann erkläre ich die hier vorgetragenenAnträge der
IV. Fachkommission für einstimmiggenehmigt.

Wir kommennunmehr zu Nr. 5 unserer Tagesordnung.
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der P.rovinzial-
Heil- und Pflegeanstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galkhauscn,
Grafenberg und Merzig, für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis
31. März 1903.

Herr Abgeordneter Dr. Stratmcmn ist Berichterstatter. Ich bitte ihn, den Bericht
zu erstatten.

BerichterstatterAbgeordneterVi». Stratmann: Zur Begründung meines Auftrags, Ihnen
Namens der II. Fachkommission die Annahme der vorliegenden Haushaltspläuc der Provinzial-Heil-
und Pflcgeanstalten zu Andernach,Bonn, Düren, Galkhausen,Grafenbergund Vierzigzu empfehlen,
bedarf es nicht mehr vieler Worte, nachdemder Herr Landeshauptmann in der zweiten Plenarsitzung
die Nothwendigkeitund Zweckmäßigkeit der Mehrforderung von 42 300 Mark so überzeugendnach¬
gewiesen und die nachfolgendenHerren Redner in warmen Worten der Anerkennung dieselbe für
durchaus gerecht und billig erklärt haben, weil sie fast ausschließlichim Interesse der Kranken
selbst gestellt ist.

Diese Haushaltspläne schließen zunächst in sich ein die Ausführung der Beschlüsse des
hohen Hauses vom 40. Provinziallandtage im März 1897, insbesondere die Erhöhung des Ein¬
kommens und die Auszahlung von Prämien für die Pfleger und Pflegerinnen nach 5 jähriger
ununterbrochenerDienstzeit,das ist die Summe von 22 800 Mark für erstere und 15 600 Mark
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für letztere. Aus der Gesammtsummevon 38 400 Mark «giebt sich die erfreuliche Thatsache,daß
die Heil- und Pflcgcanstaltcn doch schon über einen guten Staunn von 58 Pflegern und
52 Pflegerinnen verfüge!,, deren Dienste im Laufe der nächsten Etatspcriodc die Dauer von
5 Jahren erreicht haben oder noch erreichen; es ist dies um so erfreulicher,als früher die Zahl
des Pflegepersonalsziemlich gleich war der Zahl des jährlichenStellenwechsels.

Wie überaus wcrthvoll es ist, den Kranken bewährte, erfahrene und treue Pfleger zu
erhalten, auf welche sie vertrauen tonnen und deren Vorzüge sie trotz ihrer geistigen Umnachtung
fast ausnahmslos durchfühlen,so daß die Neuaufgcnommencnsofort in dieses Vertrauen zu ihren
Pflegern eingeführt werden, ist immer mehr und mehr anerkannt worden.

Dieser neuen Mehrausgabe gegenübererscheint der gesummte Mehrbedarf der Irren-Etats
von 42 300 Mark bei einer Gesmnmtbilanz'von 2 384 000 Mark verschwindend klein.

Als neue Ausgaben erscheinen lediglich folgende:
1. die Umwandlung der zweiten Arztstellc iu Andcrnach in eine Oberarztstcllc ^ 900 Mark

mehr; sie hat sich als nothwendig erwiesen, weil dort die bisherige 2. Arztstelledem
beständigenWechsel verfallen war.

2. die Einrichtung von dritten Arztstellc» bei den Anstalten zu Andernachund Bonn,
wodurcheine Mehrausgabe von 2 X 2700 --- 5400 Mark hervorgerufen wird, die
Zahl der nicht fest angestelltenHülfsärzte zu vermindern, gab die Veranlassung dazu.

3. die Erhöhung der Assistenzarztgehältcr von 1200 auf 1500 Mark, steigend alle 2 Jahre
um 200 Mark bis zum Höchstbetragc von 2500 Mark; zu den bisherigenSätzen von
1200 Mark steigend bis zu 2000 Mark hatten sich geeignete Bewerber nicht mehr
finden lassen.

Trotz der in den Etats enthaltenen Vcrmindcrnng der Ausgabe für die Beköstigungder
Kranken in Andcrnachum 2500 Mark, in Bonn uud Dürcn um je 1000 Mark, in Grafcnbcrg
um 7000 Mark und in Merzig um 2000 Mark — die Erhöhung in Galkhaufcnum 7? 750 Mark
ergibt sich aus der Vermehrung der Krcmkcnzahlvon 400 auf 600 — ist die Beköstigungder
Kranken eine bessere geworden durch die allgemeineDurchführung eines zweiten Frühstücksund
durch die beste Qualität der verabreichte»Speisen.

Dies findet seine Begründung in dem jetzigen vernünftigeren,beschränkten Snbmissions-
Vcrfahren. . , , ,.

Nur die leistungsfähigsten,zuverlässigsten Firmen weiden zur Submission eingeladen; die
eingesandten Waarcnproben, deren Einsender vorläufig unbekannt bleiben, werden hier an der
Ccntralstelle in' Düsseldorf von den Verwaltern auf das Eingehendste geprüft und ausgesucht;
von hier aus erfolgt der Verfeindan die einzelnenAnstalten. Anf diese Weise wird nicht nur
eine wesentliche Preisermäßigung, sondern auch die sichere Gewähr für beste Waare erzielt.

Vou besonderem Interesse für die Fachkommission war die genau angestellteBerechnung
der Zahl des Pflegepersonals zur Zahl des durchschnittlichen täglichen Bestandesdes letzten Jahres-
Dieses Verhältniß verhielt sich in den Anstalten zu Andernach, Bonn, Dürcn, Grafenberg und
Merzig der Reihe nach wie 1 : 6, : 8, : 6, : 5 u. : 5. Durchfchnittlich kam alfo auf je 6 Kranke ein
Pfleger oder eine Pflegerin! Vor dicfer Thatsache muß auch der letzte Zweifel verstummen,daß
fiir die Kranken in den RheinifchcnProvinzinl-Irrcn- Heil- und Pflegeanstalten in unübertrefflicher
Weise gesorgt ist. .,«,,<..,<., ^ ,«

Den äußerst wohlthuendenEindruck, deu ein sachkuudiger Bericht über die Entwicklung
des Irrcnwesens im Nheinlcmdeund der vorgestrigeBesuch der neuen Anstalt in Galkhnusenauf
die Fachkommissiongemacht hat, mochte ich zum Schlüssemit ganz kurzen Worten auch auf das
gesummte hohe Haus übergehenlassen.
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In die lange Nacht der barbarischenBehandlung der Geisteskranken durch das allgemeine
System der Unschädlichmachung,Einsperrung in Käfige, Anlegung von Ketten u. s. w. drang in
die Rheinprovinz im Jahre 1825 der erste Lichtstrahl in dem Versuche,das alte Abteigebäudezu
Siegburg in eine Irrenheil anstatt mit 200 Betten umzuwandeln. Bis 1865 ist sie auch die
einzige Heilanstalt geblieben, hat sich aber nicht das ihr gebührendeVertrauen in der großen
Bevölkerung gewinnen und ausdehuen können, trotz glänzender ärztlicher Namen. Die starke
Ueberfttllung zeitigte im Jahre 1865 den Beschluß des 18. Provinziallandtags, 5 neue Irren-
Heil- und Pflegeanstalten zu bauen, für jeden Regierungsbezirkje eine. Die Ausführung dieses
Beschlussesin den 70 er Jahren entsprach den damaligen neuesten Erfahrungen; die Anstalten
wurden deshalb Muster für die anderweitig zu errichtenden. Der gleichzeitige Bau derselbe»
brachte aber den Uebelstandmit sich, daß das, was später als ein Fehler erkannt wurde, nun auch
in allen Anstalten zu finden war und dessen möglichste Abstellungzu großen Veränderungen und
Kosten führte.

Auf Fesseln und mechanischeZwangsmittel ist zwar verzichtetworden, aber die Beschrän¬
kung der Bewegungsfreiheitdurch zahlreiche Tobzellen, Fenstcrgitter, hohe Mauern nm die Innen¬
höfe blieb bestehen. Die Kranken fühlten es unwillkürlichdurch, Gefangene zu sein.

Die Ueberzeugung,daß diese ängstlicheArt des Einschlicßensder Geisteskranken nicht das
Richtige sei, brach sich immer mehr nnd mehr Bahn und immer mehr ging man dazu über, den
Irren, soviel es ihr Zustand nur gestattete,möglichste Freiheit der Bewegung zu geben; die Noth¬
wendigkeit der Beschäftigung,namentlich der landwirthschaftlichen,wurde immer mehr anerkannt;
die ärztliche Behandlung zog sich immer mehr von der Einschließung hiutcr Gittern und Mauern
zurück und erkannte den besseren Weg in der verstärktenBeaufsichtigungund intensiverenPflege,
ärztlichen Beobachtung und Anordnung. Die vorzüglichenErfolge auf diesen neuen Wegen, des
sogenannten Colonial- und offenen Thür-Systems, zuerst erzielt in der Anstalt Alt-Scherbitz in
Sachsen vom Jahre 1886 an, änderten auch mit einem Schlage den Banplan für Irren-Heil-
Anstaltcn, statt der gefängnißartigenmächtigen Gebäude einfacheLandhäusermit privatem Charakter,
in denen die Kranken sich heimisch fühlen; statt der bequemenZellenbewahrung Bettbchandlung,
Dauerbäder und stete Ueberwachung,statt des müßigen Hmbrütens zerstreuende Beschäftigung,
namentlich landwirthschaftliche Beschäftigung.

Diese neue und segensreiche Errungenschaftin: Irrenhcilwesenfindet ihren höchst anmuthen-
den zunächst baulichen Ausdruckin der nenen Irren-Heil- und -Pflegeanstalt in Galkhausen,welche
vorgestern von der II. Fachkommission besucht worden ist; eine Anstalt, aus 1? reizendenLand¬
häusern und Villen bestehend, zerstreut in einem großen Waldparke und anstoßend an ein großes
landwirthschaftlichesGut; jedes Landhaus ist dem Charakter der Geisteskrankheitder Insassen
angepaßt, keines anders eingefriedigt,als mit einem Zaun aus leichten, niedrigen Holzstäbcn. Unser
Staunen und Bewundern wuchs von Schritt zu Schritt auf nnserm Rundgang durch diese ein¬
zelnen Gebäude; überall Ordnung und Reinlichkeit,überall praktische, äußerst behagliche Einrich¬
tung, überall Ruhe und Frieden, selbst in dem Lcmdhause für die Unruhigen, überall die sich stets
mehr aufdrängende Ueberzeugung treucster Hingabe und Pflichterfüllung der Aerzte, der Pfleger
und Pflegerinnen, der Beamten und Bediensteten,nicht minder auch der Ccntral-Verwaltung und
Aufsichtsbehörde 1a»t not Isast überall in jedem Kranken- und Wirthschaftsgebäude,im Keller und
auf dem Speicher, in Küche und Waschraum und in den Werkstättenund Maschinenhallendie
neue wohlthuende Bestätigung, daß sich hier Menschlichkeit und Nächstenliebe,Wissenschaft, Kunst
und Technik die Hand reichen, um den Kranken in der schonendsten Weise zu helfen, und daß alle



42. Rheinischer Provinziallandtag, 5. Sitzung am 11. Februar 1901. io?

Hülfsmittel, alle Verbesserungen,welche der Fortschritt unseres Wissens und Könnens bringt, hier
verwendetworden sind und noch uerwendetweiden.

Meinen Bericht hierüber möchte ich nicht schlichen, ohne namens der II. Fachtommission
von dieser Stelle aus Alleu die diese herrliche und segensreiche Anstalt ersonnen, geplant und
ausgeführt haben und sie sowohl wie alle anderen Irren-Heil- und Pflegeanstalten jetzt im heil¬
kräftigstenBetriebe erhalten, den wärmsten Dank cmszusprechcn.Die Rhcinvrovinz darf stolz sein
auf diefe ihre HumanitärenAnstalten und die Krone derselben in Galkhausen.

An den einzelnenEtats hat die Kommission nichts auszustellengefunden. Sie beantragt
deshalb:

„Der Provinziallandtagwolle die vorbezeichnetenHaushaltspläne unverändertannehmen".
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünschthierzn Jemand das Wort? — Wenn das nicht

der Fall ist, so nehme ich an, daß das hohe Haus dem Antrage der zweiten Fachkommission ein¬
stimmig zustimmt. — Es ist dies der Fall.

Wir gehen weiter zu:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial«
ausschusses, betreffend die Aufnahme einer Anleihe von 6'/2 Millionen
Mark zur Deckung der vorläufigen Kosten der von dem 39., 40. und 41.
Provinziallandtage beschlossenen Bauten sowie zur Bestreitung einiger
weiterer baulicher Bedürfnisse.

Herr Abgeordneter Dr. Venn ist Berichterstatter. Ich ersuche ihu, seinen Vortrug zu halten.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Venn: Der unter DrucksachenNr. 1? vorliegende Bericht

des Provinzialausschussesbetrifft die Aufnahme einer Anleihe von 6 ^2 Millionen Mark zur Deckung
der vorläufigen Kosten der von dem 39-, 40. und 41. Provinziallandtag beschlossenenBauten sowie
zur Bestreitung einiger weiterer baulicherBedürfnisse.

Diese Anleihe soll dienen erstens zur Deckung der vorläufigen Kosten der vom 39., 40.
und 41. Provinziallandtag beschlossenen Bauten, zweitens für solche Bauten, welche der Pro-
vinzilllausschußwegen ihrer Dringlichkeit unter Voraussetzung der nachträglichenZustimmung
schon ausgeführt hat, und drittens für solche Bauten, die der Provinzialausschuß auf Grund
neuer Bedürfnissezur Ausführung für die nächste Zeit in Vorschlagbringt. Schließlichwerden der
Vollständigkeithalber und zur Gewinnung einer klaren Uebersicht auch noch diejenigen Kosten und
Bauten aufgeführt,die für eine spätere Anleihe zurückgestellt werden sollen.

Zu 1) gehören zunächst die Bauten aus dem Geschäftsbereicheder AbtheilungI der Central-
vcrwaltnng und zwar Erweiterung des großen Sitzungssaales im Ständehause, der Neubau der
Provinzial-Blindenllnstalt zu Ncuwied und bauliche Verbesserungen der Provinzicil-Hebammenlehr-
cmstalt zu Köln. Der Vollständigkeitwegen ist in dem Bericht erwähnt die Erbauung einer
zweiten Hebammenlehranstaltzu Elberfeld, deren Kosten auf die spätere Anleihe zu verweisen sind
und die hier nur nachrichtlich aufgeführt sind.

Was die Erweiterung des großen Sitzungssaales im Ständehause augeht, so ist hier
bereits vom 41. Provinziallandtag für die Gcsammtausgabevon 111095 Mark 60 Pf. Entlastung
ertheilt. Bei dem Neubau der Prouinzial-Bliudenanstalt zu Neuwied stehen noch einige Aus¬
führungen aus und ist deshalb noch nicht Schlußrechnunggelegt. Für die Provinzial-Hebammen-
lehranstalt in Köln sollen 71500 Mark auf die Anleihe übernommenwerden und zwar zum noth¬
wendigenAnkauf eines neben der Anstalt liegenden Hauses sowie für den Anschlußder Aborte an
die Kanalisation der Stadt Köln und für einige Nebenarbeiten.

14*
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DiejenigenBauten, die aus dem Geschäftsbereiche der AbtheilungII der Centralverwaltuug
auf die Anleihe zu übernehmen wären, beruhen auf maßgeblichen Beschlüssen des 40. und 41.
Prouinziallandtags und betreffen Erweiterungsbauten in Grafcnberg und Vierzig, den Neubau von
Galkhauscu, Neubau einer besonderenAbtheilung für irre Verbrecherin Düren, für Verbesserungen
in den 5 alten Irrenanstalten sowie die zur Vorbereitung der vorstehenden Baupläne entstandenen
vorschußweise« Ausgaben einschließlich der Ankanfssummc des sogenannten Püdlerhofs bei Grafenberg.

Um die hierdurch sowie durch den Neubau einer Anstalt für Epileptische entstehenden
Kosten zu decken, wurde der Provinzialausschuß auf dem 41. Provinziallandtage beauftragt, die
zur Bestreitung dieser Bauten vorgesehenen Summen zunächst vorschußweise bei der Landesbank
gegen 3l/2«/« Zinsen zu entnehmen und dem nächsten Provinziallandtag eine Vorlage zur Auf¬
nahme eines mit 3'/2«/« zu verzinsenden und mit 1^2°/» vom 1. April 1901 ab zu tilgenden Dar¬
lehens bei der Landcsbank zu unterbreiten. Es handelt sich also bei dem vorliegendenAntrage
um die Umwandlung einer schwebenden Schuld iu eine consolidirte Schuld. Bei den Erweiterungs¬
bauten, die auf Grund der früheren Beschlüsse ausgeführt sind, haben sich für Grafcnberg wesentliche
Überschreitungender ursprünglichenVoranschlägeergeben. Zu dieser Ueberschreitung kommennoch
die vom Provinzialausschußfür nothwendig erkannten Ausgaben, die auf Seite 5 des Berichts an¬
gegeben sind: für eine Wachabthcilung, Krankcnvilla, Kuhlenschuppen,Bäckerei le. in Höhe von
36 600 Mark. Bei dem Erweiterungsbau der Anstalt zn Merzig hat sich eine Ueberschreitung von
rund 80 000 Mark ergeben. Dazu kommt noch für als nothwendig erkannte Bauten die Summe
von 31 500 Mark. Zur Begründung dieser Ucbcrschrcitungcn,welche rechnungsmäßigspäter bei
Lcgung der Gesammtabrechnungennoch näher zu rechtfertige«bleiben, ist in erster Linie zu er¬
wähnen die 1896 eingetretenestarke Steigerung der Preise für Arbeitslohn nnd Materialien, ins¬
besondere für Eisen und Holz, für maschinellennd sonstige Einrichtungen und Anlagen, z. B.
Heizungen,Bäder, Aborte u. s w., Steigerungen, welche mehrfach den in der Vorlage angeführten
Satz von 15°/« erheblich überschrittenhaben. Es kommen hier ferner in Betracht die gesteigerten
hygienischenAnforderungen,welche an die einzelnen Einrichtungen und Anlagen gestellt werden, und
endlich der auch von der II. Fachkommission anerkannteUmstand, daß es außerordentlichschwer, ja
manchmal unmöglich ist, für umfassende Umbauten in alten Gebäuden einen zuverlässigen Kosten¬
anschlagaufzustellen. Hier pflegen sich erfahrungsgemäß bei der Ausführung Ueberraschungen und
unvorhergesehene Schwierigkeitenin solchem Umfange einzustellen, daß unter Umstündenrecht erheb¬
liche Überschreitungen der Voranschlägeunvermeidlichsiud.

Auch für den Neubau der 6. RheinischenProvinzial-Irrenanstalt in Galkhausensoll auf
die gegenwärtigeAnleihe eine Theilsumme von 2100 000 Mark übernommenwerden. Es darf
schon jetzt bemerkt werden, daß begründete Hoffnung besteht, daß die Anschlagssummevon
3 200 000 Mark nicht überschritten wird. Der Nest der Anschlagssumme iu Höhe von
1100 000 Mark soll der späteren Anleihe vorbehalten werden. Auch bei dem Neubau für irre
Verbrecher in der Provinzial-Irrenanstalt zu Düren hat sich eine Ueberschreitungdes Kosten¬
anschlagsum rund 26 000 Mark ergeben. Diese ist entstanden erstens aus der unvorhergesehenen
Verlegung eines Kommunalweges, die nöthig war, um den Verkehr des Publikums gerade von
diesem Hause möglichst fern zu halten. Aus demselbenGrunde mußten auch äußere Absperrungen
in der Umgebung des Gebäudes angelegt werden, die insbesondereden Verkehr der Insassen mit
Fremden verhindern sollten und endlich mußten außergewöhnlichstarke und sichere Einrichtungen im
Gebäude getroste» werden, um die wider Erwarten große Rafsinirtheit und Brutalität der hier
unterzubringendenVerbrecherunschädlichzu machen! Es spielte sich sozusagenein direkter Kampf
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zwischen Verbrecherthumund Technik ab, der durch die nachträglichausgeführten zum Theil noch
in der Ausführung begriffenenverstärktenSicherungen hoffentlich zu Gunsten der Technik erledigt
ist. Für die baulichen Verbesserungenan den alten 5 Irrenanstalten war eine Summe von
550 000 Mark bewilligt, die bis auf einen Nest von 48 000 Mark erschöpft ist.

Wie schon Eingangs erwähnt, hat der Provinzicilausschnßeine Reihe von Ausgaben als
dringlich unter Voraussetzungder nachträglichenZustimmung des Provinziallandtags einstweilen
aus bereiten Mitteln bestritten. Es gehören dazu die Erwerbungen von Grundbesitz bei den
älteren Anstalten zur Verhinderung der Errichtung lästiger Nachbarschaftsanstedelungen sowie zur
Ausdehnung der landwirtschaftlichenBeschäftigung der Anstaltsinsassendurch gelegentliche Ankäufe
in Höhe von 185834 Mark 65 Pfg. Dazu kommen noch eine Reihe von kleineren, fonstigen
außerordentlichenbaulichenAusgaben, wie Berieselungsanlagenund Kanalcmschlüssebei Türen und
der Prouinzialarbeitscinstalt zu Brauweiler, die Erbauung eines Beamtenwohnhanses für den
Mllchinenmeisterund den Gärtner bei der Anstalt zu Bonn, die Erweiterung der Gasfabrik und
Erneuerungdes Daches daselbst, ErneuerungmaschinellerAnlagen lc. in Summa 93 380 Mark 53 Pfg.

Zunächst soll, wie schon erwähnt, die vorgeschlagene Anleihe für diese bisher genannten
Erweiterungenund Neubauten verwandt werden, dann aber auch für weitere bauliche Ausführungen,
die auf Grund neuer Bedürfnissefür die nächsten Jahre in Vorschlag gebracht werden und für deren
Genehmigungdie II. Fachkommission Ihre Zustimmung erbittet. Diese Ausführungenzerfallen in
zwei Gruppen, erstens in die Wohnungsfürsorgefür Anstaltsbeamteund Angestellteund zweitens
in die Fortsetzung der früher beschlossenenVerbesserungen und Erneuerung der Ginrichtungenin
den älteren Provinzialcmstalten. Wenn es schon in der sozialen Entwickelungder Zeit liegt, daß
sich die Fürsorge des Staates, der öffentlichen Verbände und der privaten Wohlthätigkeitsbestie¬
bungen in steigendem Maße mit der Herstellungvon Wohnungen für die Angestelltenund Arbeit¬
nehmer befaßt, wie es in dem Ihnen vorliegendenBericht heißt, so hat der Provinzialcmsschuß um
so eher sich dieser Aufgabe widmen zu müssen geglaubt, als er der Aufbesserung der Lage des
Pflege- und Aufsichtspersonalsseit längerer Zeit seine besondere Fürsorge zugewandt hat. Der
Herr Vorredner ist beim Etat über die Irrenanstalten schon hierauf eingegangen. Es ist uns in
der Kommission mitgetheilt worden, daß die Schwierigkeitenzur Gewinnung und Erhaltung zuver¬
lässiger Krankenpflegernicht wesentlich geringer gewordensind. Man hofft daher, daß besonders
dem Abgange tüchtigerund geschulter Pfleger dadurch vorgebeugtwird, daß man ihnen im Anstalts¬
dienst einen eigenen Herd gründet. Es ist in der Kommission zum Ausdruck gekommen, daß dieser
erste Schritt auf diesem Wege von einer erheblichen finanziellen Tragweite ist, aber trotzdem hat
die Kommission ihrerseits geglaubt, diesem Antrage zustimmenund auch von Ihnen die Zustimmung
erbitten zu müssen. Hierzu kommt eine Reihe von Anträgen, die sich mit der Errichtung und
Erneuerung von Beamtendienstwohnungenbefassen. Zunächst hat sich eine Schwierigkeitheraus¬
gestellt, geeignete Bewerber für die Assistenzarztstellen zu finden, da die Anzahl der Assistenzarzt¬
stellen uerhältnißmäßig groß uud die der Oberarztstellenverhältnißmäßig klein ist, sodaß die Aus¬
sichten für ein Weiterkommender jüngeren Aerzte nicht gerade günstig genannt werden können.
Es wird deshalb vorgeschlagen, auch in Andernachund Bonn je eine dritte Arztstelle einzurichten,
sowie für den dritten Arzt in Düren eine Dienstwohnungzu bauen. Eine nothwendigeFolge des
Baues uou Pflegelwohnungen würde die Errichtung von Dienstwohnungen für die beamteten
Stationspfleger sein. Es wird jedoch ausdrücklichdarauf hingewiesen,daß die Beamten ihre
Wohnungen unentgeltlichals Dienstwohnungenund Nicht-Beamte gegen einen mäßigen Miethpreis
zugewiesenerhalten sollen, sowie daß ein Rechtsanspruchauf Gewährung einer Wohnung dem
Nichtbeamtetenüberhaupt nicht zustehen soll.
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Nach dem Ausgeführten beehrt sich nun die II. Fachtommission,Ihnen für die 6 Pro-
vinzial-Heil- und Pflegeanstalten die Errichtung einer Reihe von Gebäuden und Pflegehäusernfür
dritte Aerzte,Stationspfleger und Pfleger mit einem Gesammtkostenaufwande von 392 000 Mark zur
Genehmigung vorzuschlagen.Hierzu kommt,daß der Provinzialausschußbei einer gelegentlichen im
Jahre 1899 stattgehabten Revision sich davon überzeugt hat, daß die Wohnungsverhaltnisseder
Beamten in Brauweiler dringend einer alsbaldigen Abhülfe bedürfen. Dieser Beschlußbezieht sich
auf die sogenannte alte Kaserne und den Umbau einer Wohnung für den evangelischen Geistlichen,
den Oberaufseherund den Hausvater, ferner den Neubau eines Hauses mit 2 Wohnungen für den
Oekonomieverwalterund den Lehrer, den Bau eines zweistöckigenWohnhauses für 12 Aufseher¬
familien mit einem Gesammtkostenaufwandevon 165 000 Mark, so daß sich für die Wohnungs¬
verhältnissein den Heil- und Pflegeanstalten ein Gesammtbedarfvon 557 000 Mark ergiebt. Auf
dem 40. Provinziallandtage war eine Reihe von Einrichtungenin den älteren Anstalten genehmigt
worden, die als vorläufige dringend betrachtet wurden. Um einen gleichmäßig befriedigenden Zu«
stand herbeizuführen,wird Ihnen von der Fachkommissionnoch die Bewilligung einer weiteren
Reihe von Vorschlägenzur Annahme empfohlen. Es betreffen diese Vorschlägein der Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalt zu AndernachVerbesserungen und Erweiterungenmit einem Kostenaufwande
von 127 000 Mark, in Bonn in Höhe von 71000 Mark, in Düren von 80 000 Mark, in
Grafenberg 69 000 Mark und in Merzig von 52 000 Mark mit einer Gesammtsummevon
399 000 Mark. Die Fachkommission war der Ansicht, daß diese Verbesserungenund Erneuerungen
der Einrichtungen als vorläufiger Schlußstein der großen Um- und Neubauten, die der Rheinische
Piovinziallandtag in der Fürsorge für die Geisteskrankenbeschlossenhat, anzusehen und zu
genehmigenseien.

Aus der Ihnen vorgeschlagenen Anleihe sollen entnommen werden noch die Kosten für die
Weinbauschulein Kreuznach, deren Errichtung auf dem 41. Provinziallcmdtag beschlossen ist, in
Höhe von 63 054 Mark 58 Pf. Die Kosten für die Weinbauschulezu Ahrweiler bleiben in Höhe
von 185 000 Mark für die spätere Anleihe zurückgestellt.

Nach diesen Ausführungen habe ich die Ehre, im Namen der II. Fachkommissionzu
beantragen:

Der Provinzillllandtag wolle beschließen:
1. sich mit den vorstehendaufgeführtenbaulichen Ausführungen, soweit diese noch nicht

genehmigtsind, einverstandenzu erklären;
2. den Provinzialausschuß zu beauftragen:

zur Bestreitung der bei der Lcmdesbankder Rheinprovinz oben zusammengestellten
baulichen Ausgaben von 6 534 083 Mark 25 Pf. bezw. zur Tilgung der bei der
Lllndesbanl für diese Bauausführungen entnommenenVorschüsseein Darlehen bis
zu 6 ^2 Millionen Mark, welches mit 3'/2«/<>zu verzinsen uud mit 1^2«/u nebst den
zuwachsenden Zinsen vom 1. April 1901 ab zu tilgen ist, zu entnehmenund die
zu diesem Zwecke erforderliche staatliche Genehmigungnachzusuchen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht Jemand hierzu das Wort? — Wenn das nicht
der Fall ist, darf ich annehmen, daß das hohe Haus den Antrag einstimmigannimmt. — Das
ist der Fall.

Wir kommen nunmehr zu:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Ermächtigung des Provinzialausschusses zur Ver-
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äußerung einer zu der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Grafenberg
gehörenden Parzelle an die Stadt Düsseldorf,

Den Belicht hat ebenfalls Herr Abgeordneter Dr. Venn übernommen. Ich bitte ihn,
den Bericht zu erstatten.

BerichterstatterAbgeordneterDr. Venn: Die Stadt Düsseldorf wünscht von der Provin-
zialuerwaltung eine Ackerparzelle zu kaufen, die zum Grundbesitz der Anstalt Grafenberg gehört
und die von dem übrigen Anstaltsgebiet getrennt im sogenannten „Iodesbusch" liegt. Die Stadt
beabsichtigt die Parzelle aufzuforsten und durch Wegccmlagen den Spaziergängern zu erschließen.Der
Provmzilllausschußist gern bereit, das Bestreben der Stadt Düsseldorf, wie es im Vorstehenden
gekennzeichnet ist, thunlichstzu unterstützen,jedoch kann er dies nur im Einklang mit dem Interesse
der Anstalt Grafenberg thun, wenn es gelingt, für das abgetretene Grundstückein ungefähr gleich¬
großes und gleichwerthiges Grsatzgrundstückzu einem annehmbarenPreise zu erwerben, besonders, da die
Anstalt Grafenberg im Verhältniß zu ihrer Bevölkerungohnehin einen beschränkten Grundbesitz hat.

Der Provmzilllausschußhatte für das Grundstück als ihm angemessen erscheinenden Kauf¬
preis für den Morgen 3000 Mark gefordert,obgleiches dem Provmzilllausschußnicht gelungenwar,
bisher zu diesem Preise annähernd ein gleichesgeeignetesGrundstück ausfindig zu machen. Der
Stadt Düsseldorf erschien der geforderteKaufpreis zu hoch und empfiehlt der Provinz einen Aus¬
tausch gegen ein gleichwerthiges Grundstück, welches aber noch zu ermitteln ist. Nach Ansicht des
Piovinzilllausschusseshat dieser Vorschlagkeine Bedenken.

Im Auftrage der II. Fachkommission beehre ich mich zu beantragen:
Den Provinzialausschußzu ermächtigen, falls ein Verkauf auf der erwähnten Grund¬

lage nicht erzielt weiden kann, die Parzelle Fl. 1? Nr. 552/1? in der Gemeinde
Ludenberg gegen ein ungefähr gleich großes und gleichwerthigesGrundstück an die
Stadt Düsseldorf abzutreten und alles zu diesem Zwecke Erforderlichezu veranlassen."

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne hierüber die Diskussion und gebe Herrn
AbgeordnetenZweigert das Wort.

AbgeordneterZweigert: Meine Herren! Ich habe, aufrichtig gesagt, den Antrag des
Provinzilllllusschusses nicht verstanden. Wir sollen unsere Zustimmungdazu geben, daß die Proviuz
ein ihr gehöriges Grundstückmit einem noch zu ermittelnden andern Grundstück vertauscht. Wie
ich dazu meine Zustimmung geben soll, das verstehe ich nicht. Die Provinzialordnung schreibt
vor daß zu Grundstücksverlaufenund zum Grundstücksanstauschdie Genehmigung des Landtags
erforderlich ist. Wenn die Provinzialordnung das für nöthig hält, dann muß mir doch der Provin¬
zialausschußsagen: wir wollen das Grundstückfür den Preis verkaufen oder aber wir wollen es
mit dem und dem Grundstückvertauschen. (Sehr richtig!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Die Stadt Düsseldorf wünscht eine

Beschleunigungdieser Sache, weil sie das in Rede stehende Grundstückzu Waldanlagen zu ver¬
wenden beabsichtigt. Es liegt das auch im Interesse unserer Anstalt, da die Insassen derselben
die Waldanlage, die daselbstgeplant wird, benutzen können. Im Hinblick auf diesen Zweck würden
wir Ihnen vorgeschlagen haben, das Grundstückzu verkaufen,wenn die Stadt Düsseldorf uns den
Preis gewährt hätte, welchenwir für nöthig halten, um ein gleichwerthigesStück Ackerland zu
erwerben. Wir können nämlich unser Areal bei der Anstalt zu Grafenberg nicht verkleinern, weil
das jetzt vorhandene Ackerland kaum genügt, um die Kranken hinreichend beschäftigenzu können
und einen Theil derjenigenCerealien zu gewinnen,die wir für die Anstalt gebrauchen.



112 42. RheinischerPiovinziallandlng, 5. Sitzung am 11. Februar 1901.

Die Stadt Düsseldorf hat einstweilenein solches Stück Land noch nicht gefunden. Sie
führt aber Verhandlungenund wünscht im Hinblicke darauf, daß dem Provinzialausschußbereits jetzt
die Ermächtigunggegeben wird, das fraglicheGrundstückan die Stadt abzutreten, sobald dieselbe
uns dafür ein gleichwerthigesGrundstückanbietet. Ich, meine Herren, finde darin so etwas ganz
ungewöhnlichesnicht, denn das können Sie doch dem Provinzialausschuß zutrauen, daß er sehr
sorgfältig prüfen wird, ob das Grundstück, das andererseits angeboten wird, auch deu gleichen
Werth hat, wie dasjenige, was wir abtreten. (Sehr wahr!) Es ist das allerdings ein gewisses
Vertrauen, das Sie in einem solchen Beschlusse bekunden, aber wenn Sie dem Provinzialausschuß
nicht zutrauen können, daß er bei diesem Geschäfte die Interessen der Provinz nach jeder Richtung
hin wahren werde, dann verstehe ich nicht, wie Sie die vielen Ermächtigungen,die der Provinzial¬
ausschuß auf Grund des Gesetzes und der Reglements hat, für die Provinz zu Handel«, demselben
noch überlassen können.

Ich meine, für den Provinziallandtag kann es doch ein so schweres Gewicht nicht haben,
ob uun das Grundstück,das er statt der abzutretendenParzelle erhält, an dieser oder jener Stelle
gelegenist, sondern der Schwerpunkt beruht darin, ob das Grundstück, welches die Stadt zur
Vergrößerung ihrer Waloaulage zu erwerben wünscht,gegen ein gleichwerthigesanderes Grundstück
abgetreten weiden soll. Ueber diese Frage können sie sich an der Hand der vorliegendenPläne
schlüssig machen und alsdann die Prüfung der Gleichwerthigkeitdes neuen Grundstückes für die
Anstalt dem Provinzialausschusseüberlassen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterIweigert hat das Wort.
Abgeordneter Zweigert: Ja, meine Herren, wenn der Provinzialausschuß den Antrag

gestellthätte, ihn zu ermächtigen, irgend ein Grundstückaus irgend einem Grunde bestmöglich für
die Provinz zu verwerthen, zu verkaufenoder zu vertauschen, dann kann ich mir eine solche Voll¬
macht sehr wohl denken. Aber wie ich ihm die Vollmacht geben soll, ein Grundstückau die Stadt
Düsseldorf gegen ein noch zu ermittelndes gleichwerthiges Grundstück zu vertauschen,das verstehe
ich nicht. (Heiterkeit.)

(Landeshauptmann Dr. Klein: Ich möchte nochmals ums Wort bitten.)
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann I)r. Klein: Ich möchte dazu bemerken, daß die Stadt Düsseldorf

einzig und allein das Grundstückverlangt, um eine Waldanlagc zu machen, die auch unserer Anstalt
zum Nutzen dient. Ich meine, in diesem Zwecke liegt auch die Rechtfertigungdes Antrages.

AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antwciler: Ja, meine Herren, wenn hier
r«» inte^r«, wäre, dann läge die Sache meiner Ansicht nach auch anders. Aber nachdemdie
Provinz einen ganz mäßigenPreis von der Stadt Düsseldorf verlangt hat und die Stadt Düsseldorf
sich geweigerthat, deu Preis zu bezahlen, stelle ich mich ans den Standpunkt: pan ä'^r^eut pas
äs Luis»«»! (Heiterkeit.) Ich bin der Ansicht, daß die Sache abzulehnen ist.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es hat sich Niemand mehr zum Wort
gemeldet. Ich schließe die Diskussionund bringe die Frage zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen
welche gegen den Antrag des Provinzmlausschussesnnd Ihrer Fachkommissionstimmen, sich zu
erheben. (Geschieht.) Das ist die Minorität.

Der Antrag der Fachkommission und des Provinzialausschussesist angenommen.
Es folgt die nächste Nummer der Tagesordnung:

Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung
und Unterhaltung der Provinzialstraßen nebst
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Anlage ^,, Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den
Neubau von Provinzialstraßen,

Anlage L, Voranschlag über die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Anlage 0, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unter¬

stützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues
für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr Abgeordnetervon Laer hat den Vortrug.
Abgeordnetervon Watjen: Zur Geschäftsordnung!Ich möchte mir erlauben, Vertagung

zu beantragen. Für die Behandlung dieser großen wichtigen Sache ist die Zeit doch zu weit
vorgeschritten, (Zustimmung.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Abgeordnetervon Wätjen schlägt die Vertagung vor.
(Zustimmung.) Erfolgt Widerspruch? (Rufe: Nein!)

Meine Herren! Wir haben noch Nr. 8, 9 und 13 zu erledigen. Also, meine Herren, die
würden auf morgen verlegt werden, sie würden an die Spitze der morgigen Tagesordnung
gestelltwerden.

Meine Henen! Aber ich bitte, noch ruhig hier zu bleiben. Ich habe Ihnen noch mehreres
mitzutheilen.

Zunächst würde ich Ihnen die Tagesordnung für morgen vortragen. — Nein, paräon!
Zunächst habe ich (Glocke) Herrn AbgeordnetenBecker das Wort zu geben.

Abgeordneter Becker: Meine Herren! Da zu Ihrer Aller Freude der Herr Graf
Fürstenberg seit heute wieder gesund in unserer Mitte weilt, so lege ich den stellvertretendenVorsitz
im Landtag, den Sie die Güte hatten, mir anzuvertrauen, hiermit nieder, und bitte den Herrn
Vorsitzenden, auf die morgigeTagesordnung an die Spitze derselbendie Wahl eines stellvertretenden
Vorsitzenden des Piovinziallandtag.es zu setzen. (Bravo!)

(AbgeordneterGraf von Fürstenberg-Stammheim: Ich bitte ums Wort!)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterGraf Fürstenberg hat das Wort.
AbgeordneterGraf von Fürstenberg-Stammheim: Es liegt mir zunächst die ange¬

nehme Pflicht ob, dem hochverehrtenHerrn Oberbürgermeister Becker für das außerordentlich
freundlicheund chevalcreske Entgegenkommenmir gegenüberzu danken.

Es ist von Herrn OberbürgermeisterBecker heute beantragt, eine Neuwahl für mich
anzusetzen, und da möchte ich doch zur Erwägung geben, in Anbetrachtdessen, daß die Sitzungen
nur noch ^2 oder 3 Tage währen, ob nicht der Herr OberbürgermeisterBecker geneigt wäre, noch
für diese Zeit den stellvertretendenVorsitz weiter zu übernehmen. (Bravo!) Ich halte mich für
den nächst zusammentretendenLandtag den Herren bestens — (Zuruf: empfohlen!)— empfohlen
(Heiterkeit) und hoffe dann'nicht wieder durch ein Unglück verhindert zu sein, am Eröffnungstage
hierher nach Düsseldorfzu kommen. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich möchte zunächst diefe Sache austragen.
Herr AbgeordneterBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Wenn das dem ausdrücklichen Wunschdes Herrn Grafen Fürsten¬

berg entspricht und Ihrem Wunscheentspricht,(Bravo!) dann erkläre ich mich bereit, die wenigen
Tage den stellvertretendenVorsitz weiter zu führen. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Die Sache ist hiermit erledigt.
Meine Herren! An die Spitze der neuen Tagesordnung würden zunächst die drei Punkte

kommen, die wir noch auf der alten Tagesordnung haben.
,!>
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Dann:
Antrag der III. Fachkommissionzum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die

Förderung von Bahnunternehmungen und die Uebersicht über den Giseubahnfonds.
Antrag der IV. Fachkonimissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,

betreffend den Entwurf eines Gesetzes über die Ausdehnung der für die Zusammen¬
legung der Grundstückeim Geltungsbereichedes RheinischenRechts geltendenZustäu-
digkeits-, Verfahrens- und Kosten-Vorschriftenauf die nach der Gemeinheitstheilungs-
Ordnung vom 19. Mai 1851 zu behandelnden Theilungen und Ablösungenin den
Landestheilcn des linken Rheinufers.

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend eine Anfrage des Herrn Ministers der geistlichen«. Angelegenheitenüber
die Vereitwilligkeitdes Provinziallandtags, die Kirche zu Schwarz-Rheiudorf in das
Eigenthum der Provinz zu übernehmen, sowie über die Bedingungen, welche etwa an
die Uebernahmegeknüpft werden würden.

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Bewilligungenaus dem Dispositionsfondsdes Provinziallandtags (Ständefonds).

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Gewährung des Rechts auf Bezug von Ruhegehalt und Wittwen- und
Waisengeld an den Nendanten und den Kanalinfpeltor der Genofsenschaftfür die
Melioration der Erftniederung,

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan für gewerblicheZwecke für die
Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-Blinden-Unterrichts-
anstalten zu Düren („Elisabeth-Stiftung") und Neuwied („Auguste Viktoria-Haus")
sowie über den Unterstützungsfondsfür entlasseneBlinde für die Rechnungsjahrevom
1. April 1901 bis 31. März 1903.

Antrag der II. Fachkommissionzu dem Haushaltsplan über das Hebammenwesenein¬
schließlich der Hebammen-Lehranstalt zu Köln für die Rechnungsjahre vom 1. April
1901 bis 31. März 1903.

Antrag der II. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialnusfchuffes,
betreffend die nachträgliche Genehmigung zu dem Ankauf des Hauses Iakobstraße
Nr. 35 in Köln nebst Zubehör.

Antrag der II. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Errichtung einer Provinzial-Hebammen-Lehranstaltzu Elberfeld.

Antrag der II. Fachkommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend den Erlaß von Vorschriften für die Ausführung der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger.

Dann kommt noch die Wahl des stellvertretendenVorsitzendendes Ausschusses und die
Wahl für den Stellvertreter des Herrn Eich, den wir heute zum Mitglied des Ausschusses gewählt
haben.

Meine Herren! Sie könnten ja auch morgen wieder den Antrag bringen wollen, die
Wahlen an die Spitze zu stellen. (Rufe: ja!) Ich bitte aber darum, es in diesem Falle nicht zu
thun, sondern zu warten, bis die Herren, die hier im Düsseldorfer Bezirk wohnen, und die
wichtige Sachen zu berathen haben, hier sind. Ich glaube, dem könnten die Herren wohl ent-
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gegenkommen. Wir könnten dann einen Theil der Tagesordnung erledigen, und wenn die Herreu
hier sind, dann zu der Wahl übergehen — da es gerade hauptsächlich den Bezirk Düsseldorf betrifft
und drei Herren von uns diesem Bezirk zugehören.

Sind die Herren damit einverstanden?
Herr AbgeordneterMooren hat das Wort.
AbgeordneterMooren: Meine Herren! In der eben vom Herr» Präsidenten vorge¬

schlagenenTagesordnung vermisseich den Gegenstand 13 der heutigen Tagesordnung. (Zurufe.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Das habe ich doch zu Anfang gesagt!
AbgeordneterMooren: Bitte tausendmal um Verzeihung. Ich habe das überhört.
VorsitzenderFürst zu Wied: Also, meine Herren, wir würden die Wahl der beiden

Herren, die noch zu wählen sind, ansetzen, wenn die Herren vom Bezirk Düsseldorfwieder hier
sind. Die Herren sind damit einverstanden.

(Rufe: Um-wieviel Uhr? Rufe: Um welche Zeit?)
Meine Herren! Dann hätten wir noch eine Ersatzwahl für Aachen für den Herrn

AbgeordnetenGraf Beissel zu treffen. Da ist, glaube ich, die Vorbesprechung aber schon gewesen.
Nicht wahr? (Rufe: Jawohl.) Also die Wahl ist schou vorbereitet,und wir würden diese Wahl
auch noch für morgen ansetzenan der Stelle, wo die Wahlen hinkommen. Also das würde
davon abhängen, wann die Herren vom Bezirk Düsseldorf zurück sind.

(Rufe: Die Zeit?)
Ich denke um 12 Uhr, meine Herren.
(Rufe: 11 Uhr! Rufe: 10 Uhr! Glocke des Vorsitzenden.)
Meine Herren! Ich verstehe1 Uhr. Wir haben noch viel zu erledigen. (Rufe: 11 Uhr!)

11 Uhr? Hat denn keine von den Fachkommissionen mehr Sitzung? (Rufe: Nein!) Sind alle
fertig?

AbgeordneterMichels: Wir haben morgen Fachkommissionssitzuug, allerdings um 10 Uhr)
AbgeordneterZweigert: Ich habe eine Sitzung der Fachkommission auf ^12 Uhr an¬

gesetzt. Die werde ich aber auf '/«11 Uhr verlegen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Also um 11 Uhr! Sind die Herren damit einverstanden?

(Rufe: Jawohl!) Ich bitte um etwas Stille. Herr AbgeordneterMichels hat das Wort.
AbgeordneterMichels: Meine Herren! Die Herren von der I. Fachkommission weiden

die Güte haben, morgen um 10 Uhr zusammenzutreten.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß 4'/2 Uhr.)

15*
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Sechste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Dienstag, den 12. Februar 1901.

Beginn 11 Uhr 25 Minuten.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für die Verwaltung und Unterhaltung

der Provinzialstraßen nebst
Anlage ^, Voranschlagüber die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzial-

straßen,
Anlage L, Voranschlagüber die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Anlage 0, Voranschlagüber die Verwendung des Fonds zur Unterstützungdes Gemeinde-

und Kreiswegebaues
für die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

3. Antrag der III, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Aufnahme einer Anleihe für die Zwecke der Straßenverwaltung.

4. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl eines anderen Terrains für die vom 40. Provinziallandtag beschlosseneProvinzial-
anstalt für Epileptische und Geisteskranke an Stelle von „Haus Fichtenhain" bei Krefeld,

5. Antrag der III, Fachkommissionzu dem Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die
Forderung von Bahnunternehmungen und die Uebersicht über den Eisenbahnfonds.

6. Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Entwurf eines Gesetzes über die Ausdehnung der für die Zusammenlegung der Grund¬
stücke im Geltungsbereichedes RheinischenRechts geltenden Zuständigkeit^, Verfahrens- und
Kostenvorschriftenauf die nach der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 19. Mai 1851 zu
behandelndenTheilungen und Ablöfungenin den Lcmdestheilendes linken Rheinufers.

7. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
eine Anfrage des Herrn Ministers der geistlichen :c. Angelegenheitenüber die Bereitwilligkeit
des Provinzillllandtags, die Kirche zu Schwarz-Rheindorf in das Eigenthum der Provinz zu
übernehmen, sowie über die Bedingungen,welche etwa an die Uebernahmegeknüpft werden würden.

8. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Bewilligungenaus dem Dispositionsfonds des Provinzillllandtags (Ständefonds).

9. Antrag der I, Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Gewährung des Rechts auf Bezug von Ruhegehalt und Wittwen- und Waisengeld an den
Rendanten und den Kanalinspektorder Genoffenschaftfür die Melioration der Erftniederung.

10. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für gewerblicheZwecke für die Rechnungs¬
jahre vom 1, April 1901 bis 31, März 1903.
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11 Antrag der II. Fachkommissionzu den Haushaltsplänen der Provinzial-Vlinden-Unterrichts.
anstaltcn zu Düren („Elisabeth-Stiftung") und Neuwied („Auguste Viktoria-Haus") sowie über
den Unterstützungssondsfür entlassene Blinde für die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis
31. März 1903.

12 Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das Hebammenweseneinschließlich
"der Hebammen-Lehranstalt zu Köln für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis

31. März 1903.
13 Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die nachträgliche Genehmigungzu dem Ankauf des Hauses Iakobstraße Nr. 35 in Köln nebst
Zubehör.

14. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung einer Provinzial-Hebammen-Lehranstaltzu Glberfeld.

15 Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Erlaß von Vorschriften für die Ausführung der FürsorgeerziehungMinderjähriger.

16. Vornahme von Ersatzwahlen eines Mitgliedes und eines stellvertretenden Mitgliedes des
Provinzialausschusses.

1? Vornahme der Ersatzwahldes stellvertretendenVorsitzenden des Provinzialausschusses.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet.
Das Protokoll über die Plenarsitzung vom 11. d. Mts. liegt auf dem Tische des

Hauses offen. ^.^^ ^^,^ sür die heutige Sitzung die Herren OberbürgermeisterSpiritus
und Regierungsrath Schrakamp. «,«. ^ . m > « w«l«

Eben ist mir ein Telegramm zugegangenvon unserem AbgeordnetenPingen aus Köln:
Wegen plötzlicher Erkrankungbitte mich zu entschuldigen."

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung em.
Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für d,e Ver¬

waltung und Unterhaltung der Provinzialstraßen nebst
Anlage H., Voranfchlag über die Verwendung des Fonds für den

Neubau von Provinzialstraßen,
Anlage L, Voranschlag über die Verwendung des Eisenbahnfonds,
Anlage ^ Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unter¬

stützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues
für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

5err Abaeordnetervon Laer hat den Vortrag. Ich bitte ihn, den Bericht zu erstatten.
BerichterstatterAbgeordnetervon Laer: Meine Herren! Der Haushaltsplan der Straßen¬

verwaltung ist im besonderenMaße geeignet, Ihre Aufmerksamkeit zu erwecken. Denn abgesehen
v°u der an nnd für sich wichtigen und beoeutsamen Materie des Baues der Gemeinde- und
Kreiswegeund der Unterhaltung der Provinzialstraßen trägt dieser Etat auch zu dem Anschwellen
5,?« Kmmtetats eine sehr beträchtliche Summe bei.

Der Etat schließt ab in Einnahme und Ausgabe mit einer Summe von 6 645 850 Mark
aeaen 5 456 000 Mark in dem Voretat, also mit einem Mehr von 1189 850 Mark.

Ich möchte dazu gleich im allgemeinenbemerken, daß Ihre Kommission nicht allem diese
Mebrausaabe bei sorgfältigerPrüfung für nothwendig erachtet hat, sondern daß die Kommission

a^ch zu der Merzm ist, daß manche Sätze sehr kuapp bemessen sind und zum Theil



118 42. RheinischerProvinziallandtag, 6. Sitzung am 12. Februar 1901.

auch noch zu knapp bemessensind. Nun schwindet allerdings, meine Herren, diese Mehrausgabe
gegenüberdem Voretat bei näherer Betrachtung zusammen. Es sind in dem Betrage, den ich
eben genannt habe, von mehr als 1000 000 Mark eine ganze Menge Ausgaben enthalten, die
allerdings formell Mehrausgaben gegenüber dem Vorjahre sind, insofernals sie nicht in dem Etat der
beiden Vorjahre gestanden haben, die aber materiell eigentlich nicht als solche gelten dürfen. Denn
sie beruhen auf früheren Anleihebcschlüsstn und sind entsprechende Betrage auch in den Vorjahren
bereits thatsächlich vorausgabt worden, ohne daß sie im Etat standen. Diese Bemerkungbezieht
sich auf den Gesammtbetrag von 529 000 Mark, so daß als materielle Mehrausgabe gegenüber dem
Vorjahre immerhin nur ein Betrag von 660 768 Mark verbleibt.

Meine Herren! Die Mehrausgabe des Etats setzt sich in der Hauptsacheaus zwei Posten
zusammen, einmal bei den ordentlichenAusgaben für die materielle Unterhaltung der Provinzial-
straßen — es ist das Titel IV, Nr. 1 des Etats — wo ein Mehrbedarf nachgewiesen wird von
632 446 Mark 33 Pf. und zweitens bei den außerordentlichenAusgaben beim Titel: Neupflastc-
rungen, Umpflasterungen, Brücken- und Entwässerungsanlagen — es ist das bei den außerordent¬
lichen Ausgaben L I Tit. 1 »,—1 o — und dort ist ein Mehrbetrag von insgesammt 464 886 Mark
nachgewiesen.

Meine Herren! Die allgemeinen Gründe für das Anschwellen dieses Etats sind Ihnen
bereits von dem Herrn Landeshauptmann in dem Vorbericht zum Etat mitgetheilt worden. Ich
darf mich wohl darauf beschränken, hier nur die Stichworte zu wiederholen. Es handelt sich darum,
daß der Verkehr auf den Straßen stark gewachsenist und namentlich der schwere Verkehr stark
zugeuommenhat, daß ferner die Preise der Materialien und die Löhne der Arbeiter erheblich in
die Höhe gegangensind, ferner darum, daß es sich auch als nothwendigerwiesen hat, Entwässerungs¬
anlagen auch in hygienischemInteresse mehr als bisher vorzusehen und mit Rücksicht auf schwebende
Prozesse und auf die Rechtsprechung der Gerichte auch mehr in Aussicht zu nehmen.

Meine Herren! In Ihrer Kommission ist dazu noch eine weitere Erwägung getreten,
nämlich die, daß auch schon bisher die früheren Beträge des Etats nicht ausgereichthaben, um
die Straßen in einem ordnungsmäßigen Zustande zu erhalten, und daß es deshalb einer außer¬
ordentlichenAnstrengung bedarf, um zunächst einmal wieder den Normalzustand herzustellen. Es
ist in der Kommissionbesonders hervorgehoben worden, daß das seit einigen Jahren eingeführte
System des Flickens sich schlecht bewährt hat. Man hat ja vor einigen Jahren, um Ersparnisse
machenzu können, beschlossen, in dem Falle, daß auf Straßen sich schlechte Stellen zeigen, nicht
eine ganz neue Decke nach dem Deckensystem aufzubringen, sondern statt dessen die Straße zu
sticken, indem mau einzelne Stellen mit einer Aufschüttung versieht. Das System hat nach der
Meinung der Kommissiondahin geführt, daß eine Reihe von Straßen in ihrem Zustande sich sehr
erheblich verschlechtert haben und es wird nach der Meinung, die in der Kommission vertreten war,
nicht möglich sein, dieses System aufrecht zu erhalten Natürlich weiden dadurch auch Mehraus¬
gaben entstehen müssen.

Was nun die Mehrausgaben für die materielle Unterhaltung der Straßen betrifft, so
beruht der Voranschlagauf einer Enquete, die im vorigem Jahre von der Provinzialverwaltung
durch Umfrage bei den Landesbauämtern veranstaltet wurden ist. Es ist also durch Umfrage bei
den Landesbauämtern festgestellt worden, welche Ausgaben voraussichtlichim Laufe der nächsten
6 Jahre für jedes Landesbauamt nothwendig sein werden.

Diese Aufstellungen der Landesbauämter sind alsdann bei der Centralstelle superrevidirt
und — wie es in dem Etat heißt — erheblich reduzirt worden. Es ist dann aus dem Gesammt-
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betrage der sich für die sämmlichen 6 Jahre und für die gesammte Provinz ergeben hat, ein
Durchschnittfür jedes der 6 Jahre gezogen und dieser Durchschnittsbetrag, der sich danach ergeben
hat ist dem Etat hier zu Grunde gelegt. Der Durchschnittsbetragfür jedes der nächsten 6 Jahre
betragt 4 003 199 Mark. Zur Deckung dieses Betrages stehen zur Verfügungzunächst eine Summe
von 3 430 000 Mark, die bisher in den Etat für die materielle Unterhaltung der Straßen ein¬
gesetzt war, und ferner ein Betrag von 333 333 Mark aus einer Anleihe, auf die ich gleich kurz
zurückkommen möchte, so daß noch zu decken bleibt eine Summe von rund 240 000 Mark. Zu
diesen 240 000 Mark ist hinzugetreten ein Betrag von 30 000 Mark als ein Reservefonds für
unvorhergesehene Ausgaben und daraus ergiebt sich der in dem Etat auseinandergesetzte Posten von
270 000 Mark, der als Mehreinnahme veranschlagtist.

Meine Herren! Ihre Kommission hat diese Berechnung für unzulänglichgehalten und
hat sie in verschiedener Beziehung bemängelt. Bemängelt wurde zunächst, daß die Voranschläge
der Landesbauämter — wie es hier heißt — erheblich reduzirt worden sind.

Es war in der Kommissiondie Meinung vertreten, daß diese Voranschläge, die uns vor¬
gelegen haben, wohl noch nicht einmal an das wirklich Erforderlicheüberall heranreichen,daß
jedenfalls eine Berechtigung zu erheblichen Reductionen nicht vorgelegenhätte.

Weiter wurde in Ihrer Kommission bemängelt, daß man den Jahresdurchschnittgenommen
hätte. Es wurde hervorgehoben,daß es nöthig gewesen wäre, dasjenige aufzuwenden,was nach dem
Voranschlagein jedem der nächsten 6 Jahre nothwendig wäre, aber nicht, was nach dem Durch¬
schnitt der nächsten 6 Jahre nothwendigsei. Das würde für die nächsten 2 Jahre eine erheblich
höhere Summe ausmachen. Der Jahresdurchschnitt,der hier berechnet ist, bleibt hinter dem wirk¬
lichen Bedarf der nächsten 2 Jahre um etwa je 200 000 Mark zurück. Auf diesen Erwägungen
beruht ein in der Kommissioneingebrachter Antrag, die Gtatssumme um weitere 200 000 Mark zu
erhöhen Seitens der Provinzialvcrwaltung ist diesem Antrage entgegengetretenworden. Es ist
zwar zugestanden worden, daß wenigstens in einzelnen Landesbauamtsbezirkender Zustand der
Straßen zu wünschen übrig lasse, aber andererseitsdarauf hingewiesen, daß eine weitere Erhöhung
dieser Etatssumme für den Hauptetat eine unangenehme Nachwirkunghaben würde. Es ständen
Mittel dafür nicht zur Verfügung. Es würde dadurch also der Hauptetat ins Schwankengebracht
werden Die Kommission hat diese Erwägung nicht als durchaus maßgebend anerkennen können.
Sie hat sich vielmehr auf den Standpunkt stellen müssen, daß es sich hier um Ausgabe,, haudelt,
die nicht dem freien Ermessender Provinz uuterlicgen, sondern um Ausgaben, die der Provinz als
nützliche Verpflichtung obliegen. Die Dotationsgesetzehaben der Provinz die gesetzliche Pflicht
«bertraaen die Straßen in ordnungsmäßigemZnstande zu erhalten, und diese Verpflichtung,die
der Provinz gesetzlich obliegt, muß unter allen Umständen erfüllt werden, unabhängig von irgend
welchenSchwierigkeiten,die sich für den Etat daraus ergeben küunen. Iudeß hat die Kommission
doch aeqlaubt auf die Erwägungen der Provinzialverwaltung nach Möglichkeit eingehen zu sollen,
und hat deshalb von einer Erhöhung der Summe im Etat selbst abgesehen, dagegen gleichzeitig
beschlossendem Landtage eine Resolution vorzulegen und in dieser Resolution, die Ihnen im
Wortlaut'vorliegt den Prouinzialcmsschußzu ermächtigen, in den beiden nächstenEtatsjahren die
Etatssumme um je 200 000 Mark zu erhöhen. Es ist also nicht die Summe im Etat selbst erhöht
worden, sondernnur dem Provinzialcmsschußeine Ermächtigunggegeben worden, diese 200 000 Mark
aus Ersparnissenmehr auszugeben. ^,,, , ,.«, . ^

Meine Herren! Die weitere Mehrausgabe unter diesem Titel betrifft eme Summe von
333 333 Mark das ist der sechste Theil einer Anleihevon 2 000 000 Mark, die bereits vor 2 Jahren
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vom Landtage beschlossen ist. Es handelt sich also um ein Knt aooompU, auf das ich wohl nicht
näher einzugehenbrauche. Nur möchte ich noch kurz motiviren, wie es kommt, daß diese Anleihe-
Mittel hier in den ordentlichenEtat für die materielle laufende Straßenunterhaltung eingesetzt sind,
ein Vorgang, der ja vielleicht Ihre Aufmerksamkeit erregen könnte.

Das beruht auf Folgendem. Es ist vom Provinziallandtage in einer früheren Session
genehmigtworden, daß man auf Grund der gemachtenErfahrung allmählich mit der Einführung
von Kleinpflaster auf den dazu geeigneten Strecken der Provinzialstraßen vorgehe,und es wurde
dabei der Standpunkt vertreten, daß die Herstellung von Kleinpflaster in derselbenWeise wie die
Herstellung von neuen Chausseedecken zur laufenden Unterhaltung gehört. Da nun aber die Kosten
des Kleinpflasters etwa doppelt so hoch sind wie die Kosten einer neuen Chausseedeckeund da sie
auch ungefähr dreimal so lange — wenigstenshofft man das — halten, so hat man geglaubt,
daß man nur einen Theil dieser Kosten des Klcinpflasters aus laufenden Mitteln zu decken brauche,
daß man dagegen einen größeren Theil aus einer Anleihe decken dürfe, deren Zinsen andererseits
wieder zu entnehmenwären aus den Ersparnissen, die sich in Folge der Herstellung des Klein-
pflllsters in der Unterhaltung ergeben. Denn das Kleinpflaster zu unterhalten kostet weniger als
Chausseenzu unterhalten. Das ist der Grund, weshalb diese Anleihe unter den laufenden Aus¬
gaben des ordentlichen Etats erscheint und wenn Sie dabei nur Zinsen vorfinden und keine
Tilgungsbeträge, so liegt das daran, daß die Tilgung dieser Anleihe erst nach Ablauf von 5 Jahren
geschehen soll. Die Tilgung der Anleihe soll nämlich bestritten werden aus den Ersparnissen, die
in Folge des Wegfalls der Nothwendigkeiteiner neuen Chausseedeckenach 5 Jahren gemacht werden,
und diese Tilgungsbeträge werden deshalb erst nach 5 Jahren frei und sollen von da an zu einer
Tilgung mit 12«/« dienen.

Meine Herren! Der zweite große Posten, der die Mehrausgaben im Etat verursacht,
betrifft die außerordentlichenAusgaben für Neu- und Umpflasterungen,Erncuerungsbauten, Um¬
bauten, Brückenblluten,Entwässerungsanlagenund Schutzvorrichtungen.Auch hier b eruht die Mehr¬
ausgabe auf einer Enquete, die die Provinzialuerwaltung im Jahre 1900 gemacht hat.

Es wird Ihnen erinnerlich sein, daß bereits im Jahre 1898 eine solche Enquete statt¬
gefundenhat und daß im Jahre 1898 berechnet worden ist, welche Ausgaben voraussichtlichim
Laufe der nächsten6 Jahre nothwendig wären.

Auf Grund dieser Enquete ist damals vom Landtag genehmigtworden, daß eine Anleihe
von etwas über eine Million Mark aufgenommen würde, um diese außerordentlichen Ausgaben
zu decken.

Nun hat sich aber seit 1898 ergeben,daß die damals bewilligtenMittel nicht ausreichen,
daß das Bedürfniß ein größeres ist, als wie es damals die Enquete erkennen ließ. So hat denn
im Jahre 1900 eine zweite Enquete stattgefundenin derselben Weise wie die bereits eben erwähnte.

Es sind die Landesbauämter aufgefordertworden, anzugeben,welche größeren Bauten im
Laufe der nächsten 6 Jahre voraussichtlich nöthig sein werden. Diese Angaben sind in der Central-
stelle auch superrevidirt worden. Es ist dann wieder der Durchschnitt berechnet worden. Auf
Grund dieses Durchschnittsmuß eine Erhöhung dieser Mittel hier eintreten. Es hat nämlich der
Durchschnitt einen Gesammtbedarf für jedes der nächsten6 Jahre von 682 483 Mark ergeben.
Diesem Gesammtbedarfsteht gegenüber eine Summe von 290 000 Mark, die bisher in den Etat
eingestellt worden war. Der ganze Rest muß also auf andere Weise gedeckt werden. Da ist nun
zunächst von der Anleihe, die ich eben erwähnte, die den Namen „L" hat, noch ein Restbettag
von rund 215 000 Mark übrig. Dieser Restbetrag soll in den nächsten beiden Rechnungsjahren
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Verwendung finden, und würde also je die Hälfte mit 10? 000 Mark eingestelltwerden, Es fehlt
dann aber noch ein erheblicher Betrag, nämlich die Summe von rund 300 000 Mark. Um nun
diefeu Betrag zu decken, soll eine neue Anleihe „lü" aufgenommen werden, wegen deren Ihnen
eine besondere Vorlage gemacht ist, die nachherbesonders zum Vortrag kommen wird. Diese An¬
leihe 0 im Betrage von 2 400 000 Mark soll für die beiden nächsten Rechnungsjahre je 300000 Mark,
in den späteren beiden Jahren je 400 000 Mark hergeben. Daraus würde die Summe von
682 000 Mark sich decken.

Meine Herren! Die Nothwendigkeitdieser Mehrausgabe ist in der Kommissionanerkannt
worden. Es ist allerdings auch hier in Anrechnungund in Frage gekommen, ob denn die berech¬
neten Mittel nunmehr ausreichenwerden, und da ist der Einwand wiederum erhoben, wie auch bei
dem vorigen Posten schon, daß es unzweckmäßig sei, einen solchen Jahresdurchschnittzu Grunde zu
legen, daß es vielmehr nothwendig sei, diejenigenBauten auszuführen, die nach den Vorschlägen
der Landesbcmämterin den nächsten Jahren an sich nothwendig sein werden, also nicht nur deu
Durchschnitt, und auch hier würde der Bedarf der nächsten 2 Jahre den Jahresdurchschnitt um
etwa 200 000 Mark übersteigen. Es würde hier leichter gewesen sein, eine Erhöhung der Summe
vorzunehmen,weil dadurch der Hauptetat nicht tangirt wird. Es würde sich nicht um eine Ver¬
größerung des Defizits des Hauptetats handeln, sondern vielmehr nur um ein rascheres Aufbrauche»
der Auleihc von 2 400 000 Mark. Indessen hat doch Ihre Kommissionauf Wunschder Provin-
zialverwaltung von einem derartigen Antrage Abstand genommen,namentlichmit Rücksicht darauf,
daß derartige Bauten doch an die vorhandenen technischenKräfte gebunden sind und daß man
auch durch ein Ueberstürzeusolcher Bauten nicht die Materialpreise und die Löhne zu sehr in die
Höhe treiben darf, weiter auch in der Erwägung, daß es wünschenswert!)sei, daß die Etats der
Jahre einigermaßengleichmäßig sind. Wenn wir nämlich jetzt 300 000 Mark in den Etat aus
der Anleihe einstellenund nehmen dazu 10? 000 Mark aus der vorigen Anleihe, dann haben wir
ungefähr 400 000 Mark, und ebenso würden in den späteren Jahren diese 400 000 Mark zur
Verfügung stehen. Die Etats würden also damit in den nächsten6 Jahren in der Höhe einiger¬
maßen gleich sein. Die Kommissionempfiehlt Ihnen daher, diesen Titel unverändert anzunehmen,
ohne eine Resolution daran zu knüpfen.

Meine Herren! Die weiteren Mehrausgaben, die sich sonst noch m diesem Etat vorfinden
gegenüberdem vorigen, sind von geringererBedeutung, von geringererfinanzieller Tragweite und
ergeben sich gröhtentheilsaus der Sache selber. Ich darf mich wohl darauf beschränken, sie Ihnen
ganz kurz der Summe nach mitzutheilen. Es ist da zunächst eiue Mehrausgabe von 41 300 Mark
bei den Besoldungen, die sich ergiebt aus den vom vorigen Landtage beschlossenen Gehalts-
erlMunaen uüd aus der Durchführungder Besoldungsordnung,

Dann ist da eine Mehrausgabe eingetreten von 1100 Mark für Unfallversicherungder
Straßenaufsichtsbeamten, ein Posten, der sicherlich Ihre Zustimmung finden wird. Es handelt
sich darum daß die Straßenaufsichtsbeamtengegen Unfälle versichertwerden sollen und von der
Provinz die Hälfte der Prämien gezahlt wird. Ferner weiden die Uebernachtungsgelderder
Straßenmcister die Kosten der Fahrräder und die Diäten der Anwärter im Straßenmeisterdienst
erheblich in die Höhe gesetzt werden, im Ganzen um ungefähr 11 000 Mark, mit Rückficht auf die
stärkere Inanspruchnahme der Straßenmeister, die sich ans dem vorhin Mitgetheilten ja von
selber eraiebt.

Es ist ferner eine Erhöhung von 42 000 Mark im Etat vorgesehen an Renten für
Städte die Provinzialstraßenstreckenübernommenhaben. Dieses ist ein Posten, der sich aus der
weiteren Durchführungder Uebertragungvon Provinzialstraßen an Städte ergiebt.

16



122 42. RheinischerProvinzinllandtag, 6. Sitzung am 12. Februar 1901.

Dann sind kleinerePosten, die ich vielleicht hier nicht besonders zu erwähnen brauche.
Eine Ausgabe für die geologisch-agronomischen Arbeiten, die Ihnen in einer besonderen Vorlage
bereits zugegangenund von Ihnen beschlossenist.

Das sind im Wesentlichen die Mehrausgaben.
Meine Herren! Zur Deckung dieser Ausgaben stehen nun an Einnahmen zur Verfügung

zunächst die Dotationsrentcn des Staates. Diese Dotationsrcntcn sind in unverändertem Betrage
in den Etat eingestellt worden, obwohl ja die Hoffnung besteht, daß wenigstens ein Theil derselben
eine Erhöhung erfahren wird. Sie haben das hierher Gehörige von dem Herrn Landeshauptmann
schon in dem Vorbericht gehört. Es ist hier eine Erhöhung der Dotationsrente in der Ginnahme
noch nicht vorgesehen, weil sie ja an sich zunächst noch ,ein unbekannter Faktor ist, auf den wir
nur Hoffnungen setzen können. Es stehen weiter zur Verfügung die eigenen Einnahmen dieses
Straßenzweiges, die ziemlich unverändert sind.

Es ist nur zu bemerken, daß da die Abgaben der Straßenbahnen, der Kleinbahnen sich
aus 13 000 Mark um im Ganzen 4700 Mark erhöht haben.

Dann kommen die Anleihen, die ich eben bereits erwähnte, die Anleihen ^., L und (^,
die Restbeträge bezw. die ersten Theilbeträge aus diesen Anleihen und schließlich die Provinzial-
abgaben für Verkehrszwecke, die ja für den Riß stehen müssen,die sind erhöht worden entsprechend
den eben mitgetheilten Ausgabeposten um 441 850 Mark und werden in Zukunft infolge dessen
bettagen 3158 000 Mark.

Meine Herren! Ich darf wohl gleich zu den 3 Anlagen dieses Etats übergehen,indem
ich annehme, daß ich weiter auf die Einzelheiten dieses Hauptetats nicht einzugehenbrauche.

Der Hauptetat hat 3 Anlagen. Die Anlage ^ betrifft den Voranschlagder Verwendung
des Fonds für den Neubau von Provinzialstraßen. Die Einnahme in diesem Etat ist etwas her¬
untergegangen, infolge davon, daß sich die Bestände vermindert haben und daher die Zinsen, die
daraus zu erwarten sind, geringer angesetzt werden mußten. Der Gescmnntbetragdieses Etats ist
90 750 Mark gegen 95 000 Mark im Vorjahre. Die Beträge aus diesem Etat werden voraus¬
sichtlich zu ihrem eigentlichen Zwecke keine Verwendung finden. Es ist nicht in Aussicht genom¬
men, daß neue Provinzialstraßen gebaut oder übernommen werden, wenigstens nicht in nächster
Zeit. Deswegen wird es wohl möglich sein, diesen Betrag von 90 750 Mark zur weiteren Ver¬
stärkung des Fonds für den Kreis- und Gemeindewegebauzu verwenden.

Die Anlage li betrifft den Voranschlag über die Verwendung des Eisenbahnfonds. Es
war im Vorjahre eine Einnahme und Ausgabe eingestellt von 60 000 Mark, die sich jetzt auf
50 000 Mark vermindert. Es beruht das darauf, daß aus dem Vorjahre noch Beständeaus diesem
Fonds vorhanden sind. Im Uebrigen ist Ihnen ja über diese Frage der Unterstützungund För¬
derung des Kleinbahnwesenseine besondere Vorlage zugegangen,weshalb ich hier wohl von einem
weiteren Eingehen auf die Sache absehendarf.

Endlich enthält die Anlage 0 den Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur
Unterstützungdes Kreis- und Gemeindewegebaues. Dieser Fonds beträgt etwas mehr als im
vorigen Jahre in Folge von gewachsenen Zinsen und Beiträgen: 362 500 Mark gegen 361 000
Mark im Vorjahre. Dieser Fonds hat in der Kommissioneine eingehende Würdigung erfahren.
Es wurde namentlich in der Kommissiondarauf hingewiesen, daß die Mittel, die hier zur Ver¬
fügung ständen, doch in gar keinem Verhältniß bemessen seien zu dem großen Bedarf und daß es
bei einer Frage, die von so außerordentlich großer Bedeutung sei, wie die Unterstützungunseres
Kreis- und Gemeindewegcbaues,sich empfehle,die Summe so zu bemessen, daß der wirklich vor¬
handene Bedarf auch gedeckt werden tonne.
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Was diesen wirklich vorhandenen Bedarf betrifft, fo möchte ich bemerken, daß der ganze
Fonds in zwei Unterabtheilungen eingetheilt ist, in einen Fonds ^ und einen Fonds L, Der
Fonds H, dient dazu, kleinere Wegearbcitcn, unter Umständen sogar Unterhaltungen oder sonst
kleinere Wege-Neubauten,auszuführenoder dabei zu helfen.

Der Fonds L ist für große Wegeunternehmungcnbestimmt. Gegen diesen Fonds ^,
aus dem alfo rund 100 000 Mark zur Verfügung stehen, sind im Jahre 1900 angemeldetworden
216 000 Mark Anträge und im Jahre 1901 224 916 Mark, fo daß alfo erheblich weniger als die
Hälfte von den angemeldetenAnträgen nur Berücksichtigung finden konnte.

Noch ungünstiger,meine Herren, ist das Verhältniß bei dem Fonds L. Dieser Fonds L,
der also aus rund 250 000 Mark besteht, hat im Jahre 1900 848 000 Mark gegen sich an¬
gemeldetbekommen uud in diesem Jahre sogar 1165 095 Mark, während mit den aufgelaufenen
Zinsen nur 294 000 Mark zur Verfügung standen, so daß also nicht viel mehr als ein Viertel
der eingegangenenAnträge Berücksichtigung finden konnte und kann.

Meine Herren! Dieses Mißverhältniß ist im Interesse der Verbesserungder Verkehrswege
sehr zu bedauern.

Es ist dabei auch zu berücksichtigen,daß diese Anträge nicht etwa aus der Luft gegriffene
Anträge fein können, denn Sie müssen erwägen, daß bei allen diesen Straßenbauten und Wegc°
bauten, auf die sich diese Anträge beziehen, die Kreise oder die Gemeinden selbst zwei Drittel der
Kosten' zu tragen haben. Wenn die Gemeinden und Kreise dazu übergehen,ihrerseits zwei Drittel
der Kosten für Wegebauten zu übernehmen, dann dürfen Sie versichert sein, daß es sich auch um
nothwendigeund nützliche Einrichtungenhandelt.

Es wnrde nun der Antrag gestellt, daß man, meine Herren, energisch mit der Erhöhung
des Fonds vorgehen und ihn zunächst um 150000 Mark erhöhen möge, so daß er also auf eine
halbe Million gekommen fein würde. Seitens der Provinzialverwaltung wurde darauf hingewiesen,
daß eine derartige Erhöhung auch hier den Hauptctat unter Umständen in Schwierigkeitenbringen
könne, und es wurde namentlichdarauf nufmerkfnm gemacht, daß ja zur weiteren Verstärkungdieses
Wcgcbaufonds, der eben bereits erwähnte Ncubaufonds von 90 750 Mark noch hinzugezogen
weiden könne und daß ferner noch weitere Ersparnisse vorhanden seien, die es ermöglichen würden,
diesen Fonds in den nächsten beiden Jahren um etwa 125 000 Mark zu verstärken, ohne daß eine
etatsmäßige Erhöhung des Fonds nothwendigsei.

Auf Grund diefer Erwägungen hat Ihre Kommifsion von einer weiteren Erhöhung der
Position Abstand genommen,dagegenbeschlossen,Ihnen vorzuschlagen, daß für die beiden nächsten
Rechnungsjahrenoch weitere 50 000 Mark der Provinzialausschußzu verwendenermächtigtwerden
möge und daß weiter der Provinzialausschuß beauftragt weiden möge, für die Zukunft für eine
ausreichendereDotirimg des Fonds zu sorgen.

Meine Herren! Ich darf Ihnen hiernachden Haushaltsplan der Straßenverwaltuug vor¬
legen mit dem Antrage Ihrer Fachkommifsion:

Der Prouinziallandtag wolle den vorbezeichnetenHaushaltsplan unverändert annehmen
und den Provinzialausschuß ermächtigen, im Falle sich die Nothwendigkeit größerer
Mittel schon jetzt ergebensollte, Titel III Nr. 2 «. der Einnahmen — Seite 450 der
Drucksachen.Nr. 1 — und Titel IV Nr. 1 der Ausgaben — Seite 470 der Druck¬
sachen. Nr. 1 — um je 200 000 M. zu erhöhen und die betreffende Summe bereiten
Mitteln zu entnehmen."

Ferner wolle der Provinziallcmdtagbefchließeu:
16»



124 42, RheinischerProvinziallandtag, 6. Sitzung am 12. Februar 1901.

„1. den Provinzialausschuß zu ermächtigen,zur Stärkung der Mittel für den Kommunal»
Wegebau bei Anlage <ü — Seite 494 der Drucksachen. Nr. 1 — aus etwaigen
Ueberschüsscn weitere 50 000 Mark zu verwenden,

2. den Provinzialausschuß zu ersuchen,bei dem nächstmaligenHaushaltsplan für die
ausreichendereDotirung der Anlage 0 zu sorgen."

(Beifall.)
VorsitzenderFürst zu Wied: Herr AbgeordneterLinz hat das Wort.
Abgeordneter Linz: Ich möchte mir nicht die Gelegenheit entgehen lassen, bei der

Berathung des Wegeetats ein kurzes aber warmes Wort für diejenigenKreise einzulegen, die an
die Provinz mit Anträgen herantreten, ihnen bei Beschaffung von Kreiswegenbehülflichzu seiu.

Ich bin der Ansicht, meine verehrten Herren, wenn so oft über die Wege geklagt wird,
so trägt man etwas die Medizin gegen die Klagen in der eigenen Tasche,und ich bin der Ueber¬
zeugung, daß gerade durch das Schaffen von Kreiswcgen vielen Ucbclständenvorgebeugtwerden
könnte uud zwar deshalb vorgebeugt werden könnte, weil nach meiner Auffassung es kaum ein
Unternehmen giebt, das in den Umrissenso klar schon vorgczcichnet ist, so den Vortheil an der
Stirne trägt. (Zurufe: Tribüne! man kann hier nichts verstehen.)

Meine» Herren! Was die Umrisseangeht, so nehme ich an, daß zunächst zur Uebernahme
von Kreiswegen ein Theil unserer Pruvinzialwege gegen entsprechendeDotirung bestimmt ist.
Meine Herren, ich will hier gar nicht verschweigen, daß man ab und zu hört, daß bei der Ueber¬
nahme von Proviuzialwegen es darauf ankommenwürde — wie man fo zu sagen pflegt — wer
zuerst aufsteht. Ich bin aber der Ansicht, meine Herren, uud zwar bin ich der Ansichtgestützt auf
Erfahrungen und nicht gestützt auf Vermuthungen, daß, wenn ein so guter Wille bei der Provinz
factisch vorhanden ist und ein fo guter Wille bei dem Kreise factisch vorhanden ist, es dann sehr
leicht dazu kommen wird, ein Uebereinkommcn zu erzielen,womit man der guten Sache dient und
wo von gegenseitiger Ucbcrvortheilunggar keine Rede sein kann. Ich wiederhole, meine Herren»
daß ich diese Annahme 'auf Erfahrungen, die ich in der Provinz gemacht habe, stütze. Meine
Herren, bei der Uebergabevon Provinzialwegcn auf die Kreise kann es sich selbstverständlich nur
um solche Provinzialwege handeln - um darüber keine Mißdeutung aufkommeil zu lassen — die
nicht von allgemeinerprovinzieller Bedeutung sind; davon kann ja keine Rede sein und ich ver¬
wahre mich ausdrücklich dagegen, daß ich auch solche Provinzialwege zu Kreiswegenmachen will.
Das geht ja gar nicht. Meine Herren, die zweite Kategorie von Wegen, die zu Kreiswegenbestimmt
sind, ist nach meiner Auffassung dann ein großer Theil der Kommunalwege. Wir wissen, meine
Herren, daß viele Klagen über die Kommunalwegegeführt werden von den Belegcnheitsgemeinden,
die an und für sich von den Wegen gar keinen Vortheil haben uud unter der Last des Wegebaues
fast erdrückt werden. Wieviel Unannehmlichkeiten kommen dort vor, wieviele Reibereien, und wie
oft hat man das Bewußtfein, daß es sich wirklich da um eine große Härte handelt, ohne ihnen nach
Lage der Gesetzgebunghelfen zu können. Wie oft hat gerade die Nachbargemeinde,z. B. die
Gemeinde mit Mnrktverkehr,ein wirthschaftlichcs Interesse an einem zu ihr hinführenden Weg und
die Belegenheitsgemeinde,die vielleichtgar kein Interesse daran hat, muß aus ihrer Tasche die
Kosten für die Wegeunterhaltung zahlen. Alfo ich bin der Ansicht, daß ein großer Theil der
Kommunalwege auch als Kreiswege übernommen werden kann. Andererseits, meine Herren, ist
meiner Ansicht nach in der Schaffung der Kreiswege auch das richtige Mittel gegebcu, um
Kommunalwegeneu zu schaffen, solche Kommunalwege,die durch das erweiterte Verkehrsuerhältniß
unbedingt nöthig gewordensind, wozu aber jetzt, mciue Herren, die mittlere Instanz fehlt. Ich
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denke mir darunter also solche Wege, deren Bedeutung nach oben limitirt wird von den Provin-
zialwegen und nach unten limitirt wird von den Kommunalwegen, Die mittlere Instanz fehlt,
meine Herren, ist aber früher, wenn ich die Bezirkswegerichtig beurtheile, gerade in den Bezirks-
wegen vorhanden gewesen, während jetzt, meine Herren, bei dem erfreulicher Weise stark wachsenden
Verkehr und wachsendem Bedürfniß diese mittlere Instanz besonders nothwendig ist. Also nach
dieser Richtung hin würde meiner Auffassung nach in der Schaffung der Kreiswege ein sehr guter
Ausgleichgegeben sein, um dem jetzigen tagtäglich größeren Bedürfniß entgegenzukommen.

Nun, meine Herren, ich habe schon gesagt, ich will mich kurz fassen, ich will nur kurz,
meine Herren, den Nutzen dieser Wege nach meiner Auffassung zu charakterisirensuchen. Der
Nutzen dieser Wege liegt so auf der flachen Hand, daß es dazu garnicht vieler Worte bedarf.
Er liegt meine Herren, in erster Linie in der einheitlichen straffen Organisation. Eine einheitliche
Organisation, eine straffere Aufsicht ermöglicht unbedingt einen besseren Ausbau der Wege und eine
bessere Beaufsichtigungder Wege. Wieviel damit genützt wird, brauche ich wohl nicht näher
auszuführen.

Nach einer anderen Richtung hin, meine Herren, liegt auch offenbar ein großer Nutzen
der Schaffung der Kreiswege, wie ich bereits angedeutet habe, in der Vermeidung der großen
Härten, die die sogenanntenPeripheriewegehervorrufen.

Das sind die Wege, die an dem äußeren Umfange der Gemeinden liegen und für die
Belegenheitsgemeindengar keinen Vortheil, aber für die Nachbargemeindenden größten Vortheil
haben und, wenn da der Kreis eintritt, so thut er meiner Ansicht nach seine verfluchtePflicht und
Schuldigkeit. ^ ^

Endlich, meine Herren, was die Kosten anlangt, so wech ich wohl, daß man sagen wird,
die Kosten werden zu groß sein, die die Kreise zu übernehmen hätten. Ich bin ganz anderer
Ansicht. Meine Herren, bei genauer Prüfung müssenSie auch anderer Ansicht sein. Ueberhanpt,
meine Herren, bei den Kosten für Wege habe ich offen gestanden nie mit der Wimper gezuckt.
Ich bin der Ansicht, ohne Wege, ohne Verkehr, der wirthschaftliche Tod! und ich habe es mir stets
zur ganz besonderenEhre angerechnet, in meiner früheren Thätigkeit da anregend an den Kreis
herantreten zu können und, meine Herren, ich kann offen sagen, ich glanve, ich habe damit bei
dem Kreise gut abgeschnitten. (Bravo!) ^ , , . « .. ^

Meine Herren! Was den Vortheil angeht, so kann von emer Lastenerschwerunggar

gesprochenen,^^ ^ ^.^ ^astenverschiebung gesprochenwerden, weil bisher die Gemeinde
und jetzt der Kreis die Wege verwaltet. Aber abgesehen von der Verschiebung,meine Herren,
wird die Last auch an und für sich eine unempfindlichere,wird eine niedrigere werden müssen.
Unemvsindlicherwird sie, weil sie auf breitere Schultern gelegt wird. Sie wird an und für sich
niedriaer aus dem Grunde, weil besser gebaut und unbedingt billiger gebaut wird, und ich brauche
hier in dem hohen Hause nicht auszuführen, welche weiteren großen Vortheile damit verbunden
sind wenn eine - ich wiederhole-- straffe Aufsichtsinstanz ausgerüstetmit den nöthigen technischen
Kräften den Ausbau und die Reparatur der Wege in die Hand nimmt. Ich bin fest davon über«
zcuat nach kurzer Zeit wird man damit überall, wo bis jetzt noch einzelne opponierendgegenüber¬
standen vollen Beifall erzielen. Ich bitte die Provinz, wenn die Anträge an Sie herantreten
werden' - und sie werden herantreten - entgegenkommend zu sein. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünschtnoch Jemand das Wort?
Der Herr Landeshauptmann Dr. Klein hat das Wort.
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Landeshauptmann Dr. Klein: Meiue Herren! Die Frage, welche soeben vom Herrn
VerwaltungsgerichtsdirektorLinz angeschnittenwurde, hat mich bereits seit Jahren beschäftigt und
es liegen darüber mehrere gedruckte Denkschriftenvor. Es läßt sich nicht leugnen, daß es ein
großer Uebelstand in unserer Provinz ist, daß wir das Mittelglied der Kreisstraßen nicht besitzen.
Dieser Uebelstand ist im Norden unserer Provinz, wo sich in der Regel nur leistungsfähige
Gemeinden vorfinden, welche als Träger eines ausgedehnten Kommunal-Wegebaunetzesdieser
Aufgabe in jeder Hinsichtnachzukommen vermögen, allerdings nicht empfundenworden, wohl aber
im Süden der Provinz, wo wir es vielfach mit Zwerggemeindenzu thun haben, die 100 Mark
oder noch weniger an Staatssteuein erheben. Da ist die Leistungsfähigkeitsofort zu Ende. Denn,
wenn sie selbst 500«/« erheben, kommen nur 500 Mark zusammen. In solchen Gegendentritt der
Mangel eines leistungsfähigenTrägers der Wegebaulastüberall mit seineu beklagenswerthenFolgen
in die Erscheinung. Abgesehen von der mangelnden finanziellen Leistungsfähigkeit fehlt es diesen
kleinen Gemeinden auch überall an den nöthigen technischen Kräften und wir dürfen uns nicht
verhehlen, daß aus diesem Grunde von den Beihülfen, welche wir an die Gemeinden zahlen, ein
großer Theil infolge unzweckmäßigerVerwendung verloren geht. Für den Süden unserer
Provinz, wobei ich allerdings Saarbrücken sowie einzelne andere industrielleKreise ausnehme, gibt
es meines Erachtens lein anderes Mittel zur Besserung der Wegeverhältnisse,als daß dort der
Kreis als Wegeverband eintritt, daß ihm die minder frequentirten Proviuzialstraßen gegen Renten
überwiesenwerden und daß der Kreis alsdann auch den Gemeinden die größeren Kommunalwege
abnimmt. Der Kreis ist auch in der Lage, die fraglichenProvinzialstraßen billiger zu verwalten
als wie wir, weil er sie nicht in dem kostspieligen Rahmen einer Provinzialstraße zu unterhalten
und zu beaufsichtigenbraucht. Wir müssen überall unser Aufsichtspersonalhaben; wir müssen
die Straßenwärter haben, weil wir unsere Straßen doch nicht in diesen entlegenenKreisen sozu¬
sagen ins Freie fallen lassen können; allein der Kreis, der seine Organe im ganzen Kreis hat,
kann das viel einfacher machen,insbesonderedort im Süden, wo so wenig Verkehr ist.

Ich habe immer erstrebt, daß eine Lösung der Frage dahin gefunden würde, daß die
Kreise im Süden, wo das Bedürfniß dazu vorliegt, sich zu Wegeverbänden ausbildete» und im
Wege eines gütlichenUcbereinkommensmit der Provinzialverwaltung, ähnlich wie die Stadtge-
meinden, die Provinzialstraßen gegen eine feste Rente übernehmen sollten. Ich glaube, meine
Herren, daß wir an diesem Ziel festhalten müssen; das läßt sich aber nicht so ohne Weiteres
machen,sondern es ist das eine Frage, die noch einer eingehenden Erwägung und Berathung bedarf,
aufGrund deren dem Provinziallandtage zur Zeit erst eine besondere Vorlage unterbreitetwerden kann.
Wenn die Erwartung, welche an die Zusage in der Thronrede geknüpftwerden kann, in Erfüllung
gehen und eine weitere Dotation der Provinzialverbände auf dem Gebiete des Wegebaues mit der
Modifikation erfolgen sollte, daß hauptsächlich die kleineren Gemeinden und die ärmeren Kreise auf
diesem Gebiete unterstütztwerden sollten, dann, meine Herren, würde der Zeitpunkt näher gerückt
sein, in dem der Provinzialausschuß im Hinblicke auf die neu zugewendetenGeldmittel Ihnen eine
Vorlage unterbreiten könnte, welche die Möglichkeit schafft, den Kreisen, die das wollen, im Wege
eines gütlichenAbkommensmit der Provinz die Provinzialstraßen in gleicher Weise zu übertragen,
wie dies seither an die Städte geschehen ist. Es ist in dieser Hinsicht auch bereits ein Vorgang
vorhanden, indem wir zur Zeit sämmtliche Provinzialstraßen dem Kreise Wctzlar übertragen haben.
Dieselben weiden dort von dem Kreise als Kreisstraßen weiter unterhalten.

Noch im verflossenen Sommer hat eine Kommissiondes Provinzialausschussesmit Seiner
Excellenz dem Herrn Oberpräsidenten und mir Straßen des Kreises Wetzlar bereist und haben
wir uns davon überzeugt,daß die Provinzialstraßen unter der Kreisverwaltung nicht gelitten haben.
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Wenn auch nicht davon die Rede sein kann, die schwer belasteten und frequenten Straßen
in industriellenGegenden, wie hier am Niederrhein, an die Kreise abzutreten, weil die Unterhal¬
tungslast dieser Straßen allerdings die Kräfte der Kreise überschreiten würde, so liegt doch kein
Grund vor, weshalb die wenig befahrenen Straßen im Süden der Provinz, wo es Wege giebt
auf denen Sie tagelang fahren können, ohne mehr als einer oder zwei leichten ländlichen Fuhren
zu begegnen, nicht an die Kreise zur Unterhaltung abgetreten werden sollen.

Meine Herren! Ich resumire mich dahin, daß die Provinzialuerwaltung mit der Frage
der Abtretung von Provinzialstraßen an die Kreise sich schon seit längerer Zeit befaßt hat, und
daß nach eingehender Prüfung dieser Frage Ihnen eine Vorlage darüber unterbreitet werden wird^
ob der Provinzialausschußermächtigtwerden soll, in gleicher Weise, wie das bisher mit den Stadt¬
kreisender Fall war und mit dem Kreise Wetzlar auf Grund eines besonderenBeschlusses des
Provinzillllcmdtagesgeschehen ist, auch mit anderen Kreisen derartige Abkommenzu treffen, wobei
aber darauf Rücksicht zu nehmen ist, daß keine Lücken in das Straßennetz gerissen werden, auch
keine sonstige Störungen in unsere Straßenverwaltung hineingetragenweiden.

Diese Vorlage, meine Herren, wird, so hoffe ich, Ihnen schon in einem der nächsten
Landtage unterbreitet weiden können. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es meldet sich Niemand mehr zum Wort. Dann schließe
ich die Diskussion. (Zum Berichterstatter:Wollen Sie das Schlußwort?) (Wird bejaht.)

Herr Abgeordnetervon Laer hat das Schlußwort.
BerichterstatterAbgeordnetervon Laer: Meine Herren! Ich möchte nur kurz erwähnen,

daß diese Frage in der Kommission nicht zur Sprache gekommenist. die Kommissionalso keine
Stellung zu der Frage genommenhat. Deshalb kann ich auch nicht sagen, daß die Kommission
mit der hier vorgeschlagenen Theilung in Nord und Süd ohne Weiteres einverstanden gewesen
wäre. Ich für meine Person möchte die Möglichkeit, daß auch unsere niederrheinischen Kreise die
Straßen in ihre eigene Verwaltung übernehmen, nicht ausschließen, doch würde das ja weiteren
Verhandlungen vorbehalten werden müssen.

Im Uebrigen möchte ich noch sagen, meine Herren, daß gerade mit Rücksicht — wenn ich
auf den Etat zurückkommen darf - auf die drohende Gefahr einer Erhöhung der Umlage Ihre
Kommissionsehr sorgfältig die Nothwendigkeitder Ausgaben geprüft hat, daß sie sich aber anderer«
seits auch für verpflichtetgehalten hat, diejenigen Mehrausgaben, die sie für nothendig erkannt hat,
Ihnen vorzuschlagen und zu befürworten. ,.^ „,. , ^ ^ ^, ^ .^

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wenn sich Niemand mehr zum Worte meldet, nehme ich an,
daß der hohe Landtag einstimmig den Vorschlägen der Fachkommission zustimmt. Das ist der Fall.

Im Anschluß an das, was der Herr Landeshauptmann Ihnen eben gesagt hat, ersuche
ich die Mitglieder des hohen Landtags, morgen '/«N Uhr zu einer vertraulichen Besprechung über
die Dotationsfrage hier zusammenzutreten.

Wir gehen nun in der Tagesordnung weiter:
Antrag der III. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Piovin-
zilllausschusses, betreffend die Aufnahme einer Anleihe für die Zwecke der
Straßenverwaltung.

Herr AbgeordneterFreiherr von Diergardt ist Berichterstatter; lch ersuche ihn, den Bericht

zu eis a ^ .^^ Abgeordneter Freiherr von Diergardt: Meine Herren! Ihnen liegt
Drucksache Nr. 83 vor, worin der Antrag der Kommissionsteht:
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„Der Provinzillllandtag wolle den Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die
Aufnahme einer Anleihe für die Zwecke der Straßenverwaltung, annehmen."

und in Druckfache Nr. 21 steht der Antrag des Provinzialausschusses,welcherlautet:
„Der Provinzillllandtag wolle die in dem obigen Berichte dargelegtenMaßnahmen und
Vorschlägedes Provinzialausschussesgenehmigenund die Aufnahme einer Anleihe von
2 400 000 Mark für außerordentliche Zwecke der Provinzialstraßen-Verwaltung bei der
Landesbank der Rhcinprovinz gegen 4 "/„ Zinsen und 2"/„ Tilgung beschließen."

Meine Herren! Die Begründung und der Bericht stehen, wie gesagt, in Drucksache Nr. 21
und ich bin fest überzeugt, daß die Herren alle ganz genau den Inhalt kennen und auch die Auf¬
stellungen,die hinten stehen. Auch hat mein verehrter Herr Vorredner mir in der Hauptsachedie
Begründung erleichtert,da diese Anleihe eng mit dem eben Gehörten zusammenhangt.

Meine Herren! Ich hebe aus dem Bericht nur hervor, daß der 41. Provinzillllandtag
am 3. Februar 1899 zwei Anleihen beschlossen hat in der Gesammthöhevon 3231195 Mark
mit 2»/« Tilgung gegen 4°/» Zinsen. Diese Anleihen setzen sich zusammen aus einer Anleihe
für Kleinpstaster in der Gesammthöhevon 2 000 000 Mark und einer Anleihe für Großpflaster
und Brückenbauten in der Gesammthöhe von 1231195 Mark. Im engsten Anschluß an diese
Anleihen befindet sich auch die jetzt Ihnen vorgeschlagene Anleihe.

Meine Herren! Die Kommissionwar der Ansicht, daß allerdings das Bedenkenvorliege,
ob es zweckmäßig sei, für derartige Bauten eine außerordentlicheAnleihe zu bewilligen, daß aber
mehr oder weniger die Marschroute vorgeschrieben sei dadurch, daß der hohe Landtag die erste An¬
leihe bewilligt hat.

Es wurden auch Bedenken gegen die 2°/„ige Tilgung in der Kommissionlaut. Es war
aber auch hier die einstimmigeAnsicht, daß, da nun einmal dieser Weg beschritten sei, sowohl aus
praktischen wie aus taktischen Gründen es richtig sei, dem Antrag des Provinzialausschussesbeizu¬
stimmen. Ich habe daher die Ehre, im Namen der Kommission,den Antrag, wie er eben verlesen
worden ist, dem hohen Landtag zu überreichen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich frage, ob hierzu Jemand das Wort wünscht? Es ist
nicht der Fall; dann nehme ich an, daß der hohe Landtag auch mit diesen Vorschlägeneinstimmig
einverstandenist. Das ist der Fall.

Wir gehen weiter:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin¬
zialausschusses, betreffend die Wahl eines anderen Terrains für die vom
40. Provinzillllandtag beschlossene Provinzialanstalt für Epileptische und
Geisteskranke an Stelle von „Haus Fichtenhain" bei Krefeld.

Herr AbgeordneterDr. Venn ist Berichterstatter. Ich erfuche ihn, den Bericht vorzutragen.
BerichterstatterAbgeordneter Dr. Venn: Meine Herren! Der 40. Provinzillllandtag hat

am 16. März 189? beschlossen, nach Vollendung der Proviuzial-Heil- und Pflegeanstalt Galk-
hausen bei Langenfeldnoch eine Provinzialanstalt für 800 Epileptiker und Geisteskrankezu errichten,
und den Provinzialausschußbeauftragt, ein geeignetesBauterrain anzukaufen, Plane und Voran¬
schläge anzufertigenund dem nächsten Landtage vorzulegen. Daraufhin beschloßder 41. Proviu-
ziallandtag am ?. Februar 1899, den vorgelegten Bauplänen und Kostenübcrschlägen seine Zustimmung
zu ertheilen und die Anstalt in Fichtenhain bei Krefeld zu erbauen und zwar sobald der Bau der
Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt Galkhausen beendet sei. Inzwischen ist es zur Kenntniß der
Verwaltung gekommen,daß von einen, Konsortium das Terrain, welches sich nordwestlichnnd
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nördlichuon dem Gute „Haus Fichtenhain" nach der Stadt Krefeld zu erstreckt, mit einem Kosten-
aufwcmde von 1'/2 bis 2 Millionen Mark angekauftsei zum Zwecke der Anlage von industriellen
Werken,namentlichder Eisenindustrienebst zugehörigenArbeiterwohnungen,sowie behufs Verkaufs
an weitere Industriegesellschaften,Die eingezogenen amtlichen Erkundigungenhaben die Nichtigkeit
dieser Nachricht bestätigt. Nachdem der Provinzialausschuß seinerseits an Ort und Stelle Erhebungen
angestelltund Besichtigungenvorgenommenhat, entstanden ihm Zweifel, ob unter der veränderten
Sachlage das für den Bau einer Anstalt für Epileptiker erworbene Terrain bei der unmittelbaren
Nachbarschaft geräuschvoller und mehr oder weniger Rauch und Staub verbreitenderFabrikanlagen
sich noch für den Bau eigne. Der Provinzialausschuß erachtete es zunächst für richtig, dem
Provinzillllandtage die Entscheidung über diese Frage zu überlassen und für den Fall, daß der
Landtag von dem Neubau in Fichtenhain absehe, ihm ein anderes besser geeignetes Gut zum
Aulauf vorzuschlagen. Die Sache erschiennicht dringlich, da die Fertigstellung von Galkhausen
nicht vor dem Jahre 1901 zu erwarten war. Für den Neubau einer der geplanten Anstalten
waren schon früher folgende Bedingungen als maßgebend vom Provinziallandtage anerkannt
worden:

a) Lage auf der linken Rheinseite des RegierungsbezirksDüsseldorf,
d) zusammenhängendeFläche von 400—500 Morgen leichtererBodenart mit mindestens

150—200 Morgen Ackerland,
c:) nicht zu große Entfernung von einer größeren Ortschaft und gute Eisenbahnverbindung

nach allen Seiten, wo möglich unter Gleiseanschluß,
ä) Sicherstellungder Abwässerungsverhältuisse, sowie
«) einer ausreichendenMenge (300 odm täglich) guten Wassers,
l) schöne landschaftliche Lage,
x) angemessener Kaufpreis.
Dazu kommt, daß bei der Wahl des Platzes besonders zu berücksichtigenist, daß eine

möglichst gute Bahnverbindung nach dem anzukaufende«Gelände besteht. Da in einer Anstalt
für Epileptiker voraussichtlichviele Kinder zur Aufnahme gelangen werden, so ist noch besonders
zur Erleichterungder Reise diese gute Bahnverbindung anzustreben. Außerdem beabsichtigt mau
in der Anstalt eine Poliklinik einzurichten. Soll dieselbe Aussichtauf Erfolg bieten, so muß die
Anstalt möglichst in der Nähe uon großen Städten gelegen sein. Gründe, welche seiner Zeit die
Verwaltung von der Benutzung des Langenfelder Hofes, welcher ursprünglich für dicfe Zwecke in
Aussicht genommenwar, Abstand nehmen ließen, besonders da man gerade für diese Anstalt nicht
einen Ort wählen konnte, der gewissermaßen an der Grenze der Provinz lag.

Infolge dieser Erwägung und auf Grund einer eingehendenPrüfung seitens des Provin-
zialausschussesglaubt Ihnen die II. Fachkommissionden Antrag des Provinzialausschusses,die
Anstalt in der Nähe der Stadt Süchteln zu bauen, zur Annahme empfehlenzu sollen.

In der Fachkommission ist der Bericht des Provinzialausschussesüber die Zweckmäßigkeit
gerade in dieser Gegend eingehend besprochenworden. Außerdem haben uns die Vertreter der
Verwaltung, die in der Kominissionzugegen waren, die umfassendstenErklärungen über die
günstige Lage in der Nähe der Stadt Süchteln gegeben. Es wird uns in diesem Bericht mit¬
getheilt, daß das betreffendeTerrain in nnmittelbarer Nähe westlich von der Stadt Süchteln liegt
und die landschaftliche Lage infolge von etwa 48 m Erhebung über der Erde bis zur Stadt uud
iufolqe schöner Waldbestiindeeine der anmuthigsten am Niederrhein ist, daß die Stadt Süchteln
mittelst 4 Lokalbahnlinientäglich etwa 50 Anschlußzüge an die Staatsbcchu hat und auch später
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die projektirteelektrische Kreis Kempener-Kleinbahndas in Rede stehendeGebiet berühren soll, es
sei die Aussichtauf Anschlußgleise für Personen- und Güterverkehr gegeben,ebenso die Gelegenheit
zur Licht- und Kraftentnahme. Das angebotene Terrain umfaßt 480 Morgen und zwar ein
zusammenhängendesGanzes von 303 Morgen Ackerland uud 17? Morgen Wald und Haideland,
und am Fuße der Höhe befinde sich ein schöner Buchenbestand mit 80jährigen Bäumen. Die
Abhänge und die Niederung nach der Stadt weise fruchtbarenüetteboden meist zweiter Klasse auf.
Der Preis für das ganze Terrain erscheint durchaus angemessen, nämlich für 480 Morgen
287 420 Mark oder für den Morgen 600 Mark im Durchschnitt. Es ist in dem genannten Preis
der Ankauf des an der nördlichen Grenze gelegenen „Kothhofes" mit 3? Morgen Acker und
20 Morgen Wald- und Haideboden einbegriffen. Die Wasserverhältnissesollen nach den Vohr-
versuchen und den Gutachten dreier namhafter Sachverständiger,sowohl was die Menge wie auch
die Beschaffenheitdes Wassers angeht, in jeder Hinsicht günstige sein. Die Entwässerung soll
mittelst Nieselanlagen erfolgen, von denen das geklärte Wasser der Niers zufließt. Ueber die Ent¬
wässerung liegt ein ausführliches Gutachten des Königlichen Meliorationsbeamten, Regierungs- und
Baurath Graf in Düsseldorf vor. Man könnte nun einwerfen, daß durch die Niers ein nach-
theiliger und schädlicher Einfluß auf die Insassen der Anstalt ausgeübt werde. Dieser Einwurf ist
hinfällig, wie mehrere von Sachverständigen eingeholte Gutachten beweisen. Ich erlaube mir, Ihnen
aus dem Gutachten zweier Sachverständiger — es sind beide beamtete Aerzte, des Kreiswundarzt
und des Kreisphystkusdes Kreises Kempen — das Wichtigstevorzulesen.

Der Kreiswundarzt sagt in seinem Gutachten:
„Die speziell gestellteFrage, ob nicht die Verunreinigung der Niers aus den Fabriken von

Viersen, M.-Gladbach, Rhehdt und anderen Orten, die das Nierswasser vollständig blau färbt
und zu übelriechendenAusdünstungen,besonders in den Monaten Juli und August, Veranlassung
gibt, ein Hinderniß in gesundheitlicher Beziehung für die Anlegung einer Anstalt auf dem ange¬
kauften Terrain bilde, muß ich aus folgendenGründen für unberechtigthalten und daher verneinen.

Die Niers durchschneidet die LandgemeindeSüchteln in der Länge von etwa 4 Kilometern
am östlichen Rande der Gemeinde durch die Sektionen Sittard und Süchteln-Vorst. Von der
Stadt Süchteln liegt die Niers mehr als 1 Kilometer entfernt und von dem angekauftenTerrain
mehr als 2, dabei ist die vorherrschende Windrichtung westlich, somit werden die Effluvien der
Niers vorwiegend von der Anstalt abgetrieben.

Wenn nun auch zugestanden werden soll, daß die unmittelbar an der Niers liegenden
Häuser und deren Bewohner von den Ausdünstungen derselbenbelästigt werden — es trifft das
zu für die Holtz'sche Mühle und die anliegendenHäuser, wo das Wasser angestaut wird und kaum
Bewegung zeigt — so merkt man doch schon eine Minute von der Niers entfernt von diefen Aus¬
dünstungen nichts mehr und in der Stadt Süchteln habe ich noch nie eine Beschwerde hierüber
gehört. Es dürfte somit der Einfluß auf die Insassen der zu erbauenden Anstalt vollständig
negiert werden. Dazu kommt noch ein anderer Umstand, der diesen Einwand illusorisch macht.
Die Verunreinigungen der Niers bestehen vorwiegend aus den Abwässern der Färbereien der
genannten Städte. Diese enthalten die Ueberrestevon Anilinfarben, Theerbestandtheilenund ähn¬
lichen Abfallstoffcnder Fabrikation, zumeist Stoffe, die aus der trockenen Destillation von Stein¬
kohle gewonnenwerden und haben in antiseptischer Beziehung nahe Verwandtschaftmit Carbolsäure
und Lysol, die aus demselben Material gewonnen werden. Die Abgabe von übelriechenden
Effluvien aus diesem Wasser mag daher für die Zunächstwohnendenund ihre Geruchnerven
belästigendsein, aber niemals verursachtsie Krankheitenuud bei einer Entfernung von nur einer
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Minute von den Ufern der Niers werden selbst die empfindlichsten Nerven in Folge der Ver¬
dünnung durch Weitelverbreitung nichts mehr wahrnehmen können. Thatsächlich habe ich auch
niemals in den zunächst liegenden Häusern Krankheitendurch diesen Umstand entstehen sehen. Für
die zu erbauende Anstalt ist somit auch dieser Einwand nichtig. Ich bemerke noch ganz besonders
daß im nahe gelegenenMühlhausen in der Gemeinde Oedt eine Ordensgesellschaft keinen Anstand
genommenhat, unmittelbar an der Niers, die dort dieselbenEigenschaften hat wie hier, ein stark
besuchtes Pensionat zu errichten, und hat bislang niemals Klage geführt über üble Beeinflussung
in Bezug auf den Gefundheitszustand. Leute aus der Gemeinde Oedt werden dies besonders
wissen müssen. Uebrigens sollen Anstalten getroffen werden, um diesen Uebelstandzu beseitigen,
so daß bald jede Klage und jedes Bedenken dieserhalb fortfallen würde, und hat die Königliche
Regierung die Sache bereits in die Hand genommen."

Der Königliche Kreisphysikusdes Kreises Kempen äußert sich wie folgt:
„Es ist zweifellos, daß, besonders an denjenigenStellen, wo das Wasser sich staut, zeitweise

übele Gerüche entstehenund daß diese die Anlieger, je nachdemdiese mehr oder weniger weit von
der Niers wohnen, entsprechendbelästigen. — Auch ist es zweifellos, daß die Brunnen in der
nächsten Nähe der* Niers verunreinigtweiden. — Endlich können durch Austreten des verunreinigten
Wassers der Niers im Winter für die Anwohner große Unbequemlichkeiten entstehen, —

Diese drei Punkte treffen bei dem für die Irrenanstalt ins Auge gefaßten Terrain nicht zu.
Die Gebäude derselben sind von der Niers ca. 1900 m entfernt, alfo weit genug, um

auch die übelsteil Gerüche zu beseitigen. Umsowenigerkönnen die Insassen der Anstalt von den
Ausdünstungen der Niers belästigt weiden, als die gewöhnliche Windrichtungin der hiesigen Gegend
eine westliche,nordwestliche oder südwestliche ist, die Ausdünstungen der Niers also durchwegvon
der Anstalt fort und uicht zu dieser hin getriebenweiden.

Die Wasserverhältnisseder Anstalt können durch die Niers auch nicht beeinflußt resp,
geschädigt werden, da einerseits der Grundwasserfluß von der Anstalt zur Niers hin führt und
andererseits der Boden in der Nähe der Niers sehr lehmig ist, so daß nach meinen Untersuchungen
in einer Entfernung von ca. 60 m das Wasser der Brunucn durch die Niers uicht mehr verdorben wird.

Belästigungen durch Uebertreten des Wassers können endlich auch nicht vorkommen, da
der Boden von dem Ufer der Niers ab über das ganze Terrain der Anstalt hin gleichmäßigund
erheblichansteigt.

Hiernach erscheint es völlig ausgeschlosseil, daß durch die Niers eine Belästigung resp.
Schädigung der Insassen der Irrenanstalt jemals eintreten kann."

Das Terrain soll angekauftwerden von einer Reihe von Besitzern die durch Kaufverträge
unter Vorbehalt der Genehmigungdes Provinziallandtags gebundensind. Nach dem vorliegenden
ärztlichen Gutachten sind die gesundheitlichen Verhältnisseder Stadt Süchteln und der Umgebung
durchaus güustige. Seitens der Verwaltung ist uns dieses in der Kommissionnoch ausdrücklich
bestätigt worden. Geräusch und gesundheitsschädliche Wirkungen, wie sie Industriecn für eine
Anstalt im Gefolge haben, sind in der Gegend nicht vorhanden, auch uicht zu erwarten, da bei
der Ausdehnung des anzukaufendenGeländes von der Höhe bis zur Stadt hierfür kein Raum
verfügbar ist. Es würde nun, ,wenn man Haus Fichtenhain und das Süchtelner Angebot in Ver¬
gleich zieht, die gesundheitlichen Vorzüge bei der veränderten Sachlage in Fichtenhain jetzt zweifel¬
los Süchteln zuzuweisen sein. Außerdemverdient die landschaftliche Lage der UmgebuugSüchtelns
den Vorzug. Das finanzielle Ergebniß des Ankaufs von Fichtenhain war ein günstiges. Es
wurden angekauft 490 Morgen zu 361 000 Mark oder der Morgen für 73? Mark. Der Ankauf

17*
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des Süchtelner Gebietes ergiebt 480 Morgen zu 28? 420 Mark gleich 600 Mark für den Morgen.
Möglicherweisekann sich jedoch diese Summe in Folge nothwendig erscheinender Abrundung des
Geländes und einzelner nachträglicherForderungen etwas erhöhen. Wenn man also annimmt,
daß man Fichtenhain zum Selbstkostenpreisewürde veräußern können, so würde eine Ersparniß an
Grunderwerbskostenvon 70 000 Mark zu erzielen sein, wobei noch zu berücksichtigenbleibt, daß
durch das Erscheinen der Industrie au der Grenze Fichtenhains der Werth des Gutes voraussichtlich
gesteigert ist. Es wurde uns noch mitgetheilt, daß die in Fichtenhain bereits hergestellten
5 Millionen Ziegelsteine voraussichtlich für einen Neubau in Süchteln Verwendung finden könnten.

Es wurde nun nach dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,Drucksachen.
Nr. 20, zunächst der Kommission anheimgestellt, über die Zweckmäßigkeiteiner Aufgabe des
Gutes Haus Fichtenhain für den Bau einer Anstalt für Epileptiker zu befinden und bei dem
Provinziallandtage einen entsprechenden Antrag zu stellen. Die II. Fachkommission hielt es jedoch
nach eingehenderBerathung für richtig, beim Provinzialausschuß anzuregen,seinerseitszuerst zu der
Frage bestimmte Stellung zu nehmen mit der Begründung, daß der Provinzialausschußbesser in
der Lage sei, die Gründe, die zur Aufgabe des Gutes Fichtenhain führen, zu prüfen.

Infolge dieser Anregung hat der Provinzialausschuß in der Sitzung vom 8. Februar 1901,
Drucksachen. Nr. 112, beschlossen, dem Provinziallandtage vorzuschlagen:

I. unter den jetzt obwaltenden Verhältnissen von dem Bau einer Provinzialanstalt auf
dem Gute „Haus Fichtenhain" bei Krefeld abzusehen;

II. im Uebrigen die Anträge in der Drucksachen. Nr. 20 unter II. 1 und 2 aufrecht
zu halten.

Die II. Fachkommission beehrt sich nun dem Provinziallandtag vorzuschlagen:
„Der Provinziallandtag wolle den Antragen des Provinzialausschussesentsprechend beschließen:

1. mit Rücksicht auf die veränderten Verhältnisse von der Verwendung des Gutes „Haus
Fichtenhain" bei Krefeld für Austaltsbauten abzusehen;

2. das Angebot der Stadt Süchteln anzunehmen, die vorgelegten Kaufverträge zu
genehmigenund den Provinzialausschuß zu ermächtigen,zur Erbauung der Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalt für Epileptische und Geisteskranke auf dem angekauften Gelände
bei Süchteln nach den Beschlüssendes 40. und 41. Proviuziallandtags alles Weitere
zu veranlassen;

3. den Provinzialausschuß zu ermächtigen,zu gelegener Zeit das Gut „Haus Fichtenhain"
bei Krefeld nach pflichtmäßigemErmessen günstig zu veräußern und über das Ergebniß
zu berichten."

VorsitzenderFürst zu Wird: Meine Herren! Ich eröffnehierzu die Diskussion.
Zunächst muß ich bemerken, daß hierzu der Antrag Mooren vorliegt, der aber nicht, wie

ich gestern oder vorgestern fälschlich gesagt habe, von Ihrer Fachkommissionbehandelt worden ist.
Damals erhob sich lein Widerspruch, und da dachte ich, die Sache wäre in Ordnung. Es war
aber nicht so. Der Antrag Mooren ist von der Fachkommission nicht in Erwägnng gezogen worden.

Ich eröffne also die Diskussionund gebe Herrn AbgeordnetenMooren das Wort.
AbgeordneterMooren: Zur Begründung des Antrages oder zur materiellen Seite des

Vortrags des Herrn Referenten überhaupt?
Vorsitzender Fürst zu Wied: Zu beidem.
AbgeordneterMooren: Meine Herren! Ich habe mir erlaubt — (Zurufe: Tribüne!)

(Der Redner begiebt sich zur Tribüne.)
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Bei diesem Anlaß möchte ich die Herren
bitten, auf die Akustikdes Saales Ihre Aufmerksamkeitzu richten. Es sind versuchsweise die
Vorhänge, die oben hingen, weggenommenworden, um zu erprobe», ob mau auch ohne diese im
Saale gut hörcu kann. — (Rufe: Besser!), Man kann besser hören ohne Vorhänge? (Rufe: Ja!
und Widerspruch) Das wird nachher entscheidendwirken auf unseren Beschluß wegen der malerischen
oder künstlerischen Dekoration unserer Wandflächen.

Ich bitte nun Herrn AbgeordnetenMooren, seinen Vortrag zu halten.
AbgeordneterMooren: Verehrte Herrcu! Bezüglichder formalen Seite erlaube ich mir,

auf den Artikel 24 unserer Geschäftsordnungzu «erweisen, welcher es jedenfalls außer Zweifel stellt,
daß ich zur Stellung meines Antrages, den Sie unter Nr. 70 der Drucksachen finden, auch in
diesem Stadium der Sache als wohlbercchtigterscheinen darf. Er qualificirt sich keineswegs als
cin selbstständiger,sondern nur als ein Verbesserungsantrag, und der ist nach dem eben citirtcn
Artikel zulässig. (Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte um Entschuldigung,daß ich den Herrn Redner
unterbreche Denn ich habe keinen solchen Vorwurf erhoben. Es lautete, als wenn es ein Vorwmf
gegen Vornahmen des Präsidenten wäre. Ich wollte doch bemerken, daß ich durchaus nichts
darüber gesagt habe. , , >. .

Abgeordneter Mooren: Meine Herren! Nichts liegt nur ferner, als irgend einen
Vorwurf erheben zu wollen. Ich habe aber geglaubt, aus dem Vorgange gewissermaßeneinen
Zweifel herauslcfeu zu sollen, und deshalb hielt ich mich für verpflichtet, die Sache mit wenigen
Worten klar zu stellen. ^. < . « ^ ^ ^. .5-

Meine Herren! Mein Antrag ist Ihnen bekannt, hat die betreffende Fachkomnnsnon
unter dem Präsidium des liebenswürdigen Herrn Gehcimrath Friederichs bereits beschäftigtund
zu dem Resultat geführt, daß die Fachkommissionabweichend von ihren sonstigenGepflogenheiten
diese wichtigeFrage nochmals der Erwägung des Provinzialausschussesanheimstellt. Die Herren
hatten nämlich die große Freundlichkeit,mich in meinem Vortrage etwas länger anzuhören, und
sind dcsbalb — das darf ich doch ausfprechen - unbedingt zu der Ueberzeugunggelangt, daß es
sich liier mindestensum ciue sehr zweifelhafte Sache haudelt. Infofern erlaube ich mir das Referat
des verehrtenHerrn Dr. Venn in etwa zu korrigiren. Ich glaube wenigstens,aus seinem Vortrage
berausaelesenzu haben, als wäre die Sache damit brevi manu erledigt.

Meine Herren' Ich weiß es sehr wohl, daß ich hier eine sehr undankbareSache zu ver¬
femten li.be Denn es wäre in den Annalen nnsercs Rheinischen Provinziallandtages geradezu

was Un rhörtes wenn gegen die Beschlüsse des Provinzialausschussesaus der Mitte des Hauses
gäbe, der weitere Kreise zieht. (Heiterkeit.) Ja, hegen Sie einen Zweifel

d^n? Heiterkeit) Ich glaube Ihr Lächeln als ein steundliches Zugeständniß auffassen zu dürfen,
daran. WetterM^ ^)^ ,^ ^ ^ ^,^ ^. ^ ^^.^ ^.^ ^ ^ ^.^ .^
werde sie böchstens nur in großen Sätzen streifen. Es steht auch für mich fest, daß angesichts der
großen Ta^ die wir noch zu erledigenhaben, uud eingedenk der Richtigkeit des Satzes:

Wahrheit" ich mich nur auf eiuige Punkte befchränken darf. Herr Dr. Venn
bä u„ er Anführung von Zeugnissendes Herrn Kreisphysikus und des Herrn Kreiswundarztes -
ch al be der ^ andere residirt in der Stadt Süchteln - gesagt, die sanitären Verhält-

n sse an der Niers seien keineswegs so bedenklich, wie sie dargestelltwerde».
Meine Herren' Es könnte verwegen erscheinen, wollte man überhaupt dagegenankämpfen.

Einer der Herren fagt'an einer Stelle ja: ..es sind mir von meinen Patienten noch nie Beschwerden
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darüber vorgetragen worden." Das ist wirklichein eigenthümlicherAusspruch. Auch ich habe die
Ehre, ab und zu die Niederungen der Niers zu besuche»; dort stand meine Wiege, und ich lon-
statirc hier öffentlich vor dem Plenum, daß die sanitären Verhältnisse der Nicrs, dieser Kloake
wie sie richtiger bezeichnet wird, derartige geworden sind, daß alle Anwohner mit Recht die leb¬
haftesten Beschwerden erheben. Der Herr Kreiswundarzt sagt - ich folge immer nur dem Gehörten,
so weit es bei dem raschen Vortrag zu folgen möglichwar — die sanitären Verhältnisse seien aus¬
gezeichnet Ja, warum wendet man sich dann von Süchtcln aus durch Herrn BeigeordnetenFranz Holz
an den AbgeordnetenMooren, um diese schreiende» Mißständc im Abgeordnctenhausezur Sprache
zu bringen? Freilich diese nicht allein, sondern in Verbindung mit noch manchen anderen, die ich
heute nur kurz illustriren darf; ich meine damit die Leidensgeschichte der Niers und Erst, auf die
ich in diesem Rahmen nicht gründlich eingehen darf.

Es wird uns ja gesagt: unsere Niers habe keineswegs eine schlechte Beschaffenheit. Meine
Herren, wenn ich Ihnen sage, daß auf dem Grunde der Niers ^ ich spreche immer nur von dem
oberen Theile unterhalb Gladbach weder Grätcheu noch Flößchen leben und sogar kein
niedriges Lebewesen existirenkann - Frösche giebt es sogar nicht mehr — (Heiterkeit) — dann
glaube ich, ist damit das Zeuguiß der Herren der Wissenschaft, wie sie sich so gerne nennen, aufs
schlagendste widerlegt. Nein, ich spreche aus Erfahrung und behaupte, daß die Gesundheitsverhält-
nisse an der Niers nur in einem Falle dadurch besser geworden sind, daß Sumpffieber- und
Wechselfieber verschwunden sind. Das ist, nebenbei bemerkt, die beste Seite der Melioration. Im
Uebrigen läßt sie außerordentlichviel zu wünschen übrig — ich werde das nachher noch mit einigen
Sätzen zu illustriren haben.

Meine Herren! Bezüglich „Fichtenhain" habe ich kein Wort zu verlieren. Aber das
möchte ich doch betonen, wenn „Fichtenhain" verlassen werden soll hauptsächlich aus dem Grunde,
weil dort die Industrie sich einnistet, so prophezeieich von dieser Stelle aus: es wird nicht lange
dauern und dieselbeErscheinungweiden Sie in Süchtcln erleben. Meine Herren, wir alle freuen
nns, wenn Industrie und LandwirthschaftHand in Hand gehen. Aber daß Viersen und Süchtcln,
zum Manchesterbezirk M.-Gladbach gehörig, in dieser Beziehung nicht gefeit sind uud auch dort
keine Schutzmittel bestehen,durch die das Eindringen der Industrie verhindert wird, das ist sicher.
Ich erwarte den Beweis des Gegentheils und behaupte, daß ebenso wie in „Fichtenhain" solche
unangenehmeBeigaben sich auch in Süchteln, welches Sie heute nach dem Antrage des Provinzial-
ausschussesgnädig aus der Taufe heben wollen, cmf die Dauer nicht ausbleibe» werden. Und
dann scheint mir bezüglich des Grunderwerbs die Sache etwas leicht behandelt worden zu sein.
Kennen Sie, meine Herren, nicht die Urtheile unserer Landgerichte, die in dem Satze gipfeln: so
lange nicht grundbuchlichund notariell über Verkäufe befunden worden ist, gelten dieselbenals
hinfällig? Liegt nicht die Gefahr vor, daß Dutzende von kleinen Grundstückbesitzernsich unter
Umständen das auch zu Nutze machen? Meine Herren! Wissen wir doch, daß der Egoismus,
namentlich wenn es gilt, eine öffentliche Korporation — wie soll ich sagen — zu plündern, immer
bei der Hand ist, um seiue selbstsüchtige Rechnung nach Soll und Haben aufzumachen. Zweifeln
Sie nicht daran, daß hin und wieder sich ein Grundbesitzerfinden wird, welcherder Provinzial-
vcrwaltung seine kaudinischen Pässe bauen wird. (Beifall.)

Meine Herren! Bezüglich Fichtenhain will ich kein Wort verlieren. Denn es ist von
Seiten der Vertreter Krefeld's hervorgehoben worden, daß dieses sich nicht besonders eigne; uud
da die Herren von Krcfeld selbst keine Veranlassung haben, dafür das Wort zu nehmen, brauche
ich es für meinen Theil noch viel weniger.
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Meine Herren! Es wäre von mir vielmehr zu beweisen, daß die Lage bei Eupen, worauf
ich am Schlüsse noch kommen werde, eine bessere sei als wie bei Süchteln. Hier kann ich Ihnen
nur sagen, alle die Vorzüge, die Süchteln nach Seite so und so viel des betreffendenBerichtes in
sich vereinigensoll, treffen auch für Eupen vollständig zu nur mit dem einen Unterschied, es liegt
nicht auf der linken Seite des in mancher Beziehung so sehr bevorzugten DüsseldorferBezirks.
Neiu, meine Herren, wir stehen in den westlichen Marken des Landes, wir halten gewissermaßen
die Wacht gegen die Wallonie. Und daraus folgere ich für Sie die moralische Verpflichtung,nicht
blos jenen Gemeinden Ihre Aegidc besonders angedeihenzu lassen, welche nun einmal auf Grund
der unglücklichen Grcnztraktate von 1815 sich einer weniger bevorzugten Lage erfreuen, ich deduzire
daraus Ihre weitere Verpflichtung, auch denjenigenGemeinden einmal etwas zuzuwenden,welche
infolge dieser unglücklichen Verträge eine schwere Rüstung im Interesse des gesammten Vaterlandes
zu tragen haben. Meine Herren! Das darf noch mit einem Satze hinzugefügtwerden: studiren
Sie die Geschichte aller Grenzstädte im Westen von Eleve bis Saarlouis oder auf der russischen
Grenze von Tilsit bis Vcuthen u. s. w., und Sie werden bestätigt finden, daß alle eine schwere
Rüstung im Interesse des Vaterlandes tragen. Meine Herren! Wenn sich Ihrer Provinz eine
Gelegenheit bietet, das mehr oder weniger auszugleichen,warum sollte sie das nicht thun?

Nun sagt man mir: ja, in Süchteln beträgt die Grundentschädigungbei 50 000 Mark
weniger als in Fichtenhain. Gut, meine Herren, da erwidere ich Ihnen, wenn Sie die Güte haben,
sich mit meinem Vorschlage zu beschäftigen, so sind es 5 mal 50 000 Mark, also 250 000 Mark,
um die sich bei Eupen der Ankaufspreisjedenfalls niedriger stellen würde. Auch eine Verwaltung,
die mit Millionen wirthschaftet— natürlich im guten Sinne des Wortes (Heiterkeit) — wird
250 000 Mark doch nicht so ohne weiteres über Bord werfen wollen.

ferner werden Sie sagen: wie kommt der Bürgermeister von Eupen — ich bekenne,
daß ich diese bescheidene Qualifikation bekleide — dazu, eine solche Offerte zu machen? Meine
Herren! Ich weiß genau, daß die Herren Stadtverordneten von Eupen, mögen sie auch sonst in
politischen Dingen verschiedener Meinung sein, meine Offerte keineswegsignoriren, sondern voll und
ganz honorircn werden. Und wohin ging diese? Wir bieten ein großes herrlichesTerrain an,
wie es schöner in der Provinz kaum zu finden ist, von dreihundert und mehr Morgen und weiden
mit einer Entschädigungvon 50 000 Mark gerne zufriedenfein.

Meine Herren! Ich darf den Satz nicht weiter ausspiuncn, er liegt auch eigentlich nicht
im Rahmen meiner Aufgabe. Aber das darf ich noch hinzufügen: Eupen ist hier eine alte Be¬
kannte Vor mir hat Herr OberbürgermeisterBecker, der hier im Proviuzialausschussesaß, sich
auch einmal in anerkennenderWeise bemüht, die später nach Düren verlegte Irrenhcilcmstalt für
Eupen zu erlangen Zwar habe ich darüber in den Akten der Stadt Eupen wie auch der Provinz,
welche mir in gewohnterLiebenswürdigkeit in einigen Punkten wenigstens zur Verfügung gestellt
worden sind nichts finden können. Aber das darf ich sagen: eine solche Offerte verdient wenigstens
untersuchtzu werden. Und stände dann ein derartiges Verfahren im Provinziallandtag oder, sagen
wir lieber in dieser Frage allmächtigen Provinzialnusschusses(Heiterkeit)ganz vereinzelt da? Darf
man heute nicht mehr appelliren von dem nicht genügend informirten an den besser zu infor-
mirenden Provinzmlausschuß? (Heiterkeit.) ^ ,.

Meine Herren! Das würde eben in meinem Fall zutreffen. Ich habe zum Schlüsse
meiner kleinen bescheidenen Anträge (Rufe: Oho!) - ja, sehr bescheidenen - gesagt: es ist keine
Gefahr im Verzüge; und das haben die Herren faktisch selbst zugegeben. S,e haben selbst aus¬
gesprochen- voraussichtlichsind wir in Galkhausen erst nach Jahresfrist fertig." Meine Herren!
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Sie werden jetzt einsehen,wie bescheiden ich in meinen Anträgen bin. Sie gehen einfach dahin:
Es gefalle dem liebenswürdigen Provinzialausschuß (Heiterkeit), sich in dieser Angelegenheitnoch
etwas besser zu informiren, als es bis dahin der Fall gewesen zu sein scheint. (Bravo!)

Ich schließe mit dem Ausdruckdes Wunsches: kommen, sehen, bewundern und sich dann
für besiegt erklären! (Beifall und Heiterkeit!)

VorsitzenderFürst zn Wicd: Herr Landesrath Vorstcr hat das Wort. (Glocke.)
Landcsrath Vorster: Meine Herren! Gestatten Sie, daß ich im Auftrage des Herrn

Landeshauptmanns Ihnen seinen persönlichen und den Standpunkt des Provinzialausschusses
gegenüber den Ausführungen des Herrn BürgermeisterMooren mit einigen kurzen Worten präzisire.

Der Provinzialcmsschußbekam Kenntniß von den Unzutmglichkcitcn, die dem erworbenen
Terrain in Fichtenhain in Folge der Errichtung industrieller Anlagen in unmittelbarer Nähe drohen
und glaubte deswegen, dem Provinziallandtage es schuldig zu sein, die Frage hier zur Ent¬
scheidungzu bringen, ob an diesem Terrain festgehaltenwerden solle oder nicht.

Zn meiner Freude hat der Herr Vorrcduer sich dem Standpunkte des Provinzialaus»
schusses, daß es bedenklichsei, bei der gegenwärtigen Ausdehnung der dortigen Industrie das
früher gewählte Baugelände beizubehalten,vollständig angeschlossen.

Er hat dagegen bestritten, daß das Terrain bei Süchteln ein geeignetessei und hat dafür
das Terrain bei Gupen als ein unvergleichlich vorzüglicheshingestellt. Meine Herren, es dürfte
keinem Zweifel unterliegen, daß das Terrain bei Eupcn — daß wird jeder bestätigen, der die
dortige Gegend kennt — an sich ein in jeder Beziehung ideales und vorzüglichesfür die Anlage
von Anstalten ist. Meine Herren! Nichtsdestowenigerglaube ich hier mit vollster Bestimmtheit
im Interesse der zu gründenden Anstalt es aussprccheu zu können, daß das Terrain bei
Eupcn für diese das denkbar ungeeignetsteist und zwar aus dem ganz natürlichen Grunde, weil
das Ziel der Anstalt sich in dortiger Gegend an der Grenze des Landes absolut nicht rcali-
sircn läßt.

Meine Herren! Sie haben es bereits gehört, daß diese Anstalt zur Aufnahme der
Epileptiker aus der ganzen Rhcinprovinz bestimmt ist. Dann soll sie vor allen Dingen dazu
dienen, als poliklinischc Station denjenigenKranken Rath und Hülfe zu gewähren, welche noch
nicht der Anstaltspflcge, aber des vorübergehendenärztlichen Rathes bedürfen. Es kommenalso
die Angehörigenmit ihren Kranken aus der ganzen Provinz zur Anstalt gezogen,lassen die Kranken
untersuchenund ziehen wieder von bannen nach Hause.

Meine Herren! Es braucht keiner weiterenAusführungen, um zu beweisen, daß die Anstalt
an der Grenze in Eupen von vornherein ein totgeborenes Kind sein würde, und ich glaube, es
wäre dann die Frage zu erwägen, ob es nicht vorzuziehen ist, die Anstalt überhaupt nicht zu
schaffen, anstatt sie bei Eupen zu bauen.

Meine Herren! Es sind dann von dem Herrn Vorredner im Wesentlichendie Gutachten,
die über die Ginflüsse der Niers auf den Gesundheitszustandder zukünftigen Anstalt verlesen worden
sind, angefochten worden. Es ist da insbesondereein Beispiel angeführt, betreffendeine Beschwerde
eines Herrn MühlenbesitzersHolz.

Meine Herren! Wenn Sie die Gutachten, die verlesenworden sind, aufmerksamverfolgt
haben, dann werden Sie auch gehört haben, daß gerade diese Holz'sche Mühle unmittelbar an der
Niers liegt, und die Herren Sachverständigenhaben ausdrücklich betont, daß eine Minute über den
Rand der Niers hinaus die Einflüsse derselbenin satinärer Beziehung sich nicht geltend machen.
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Wir haben uns davon überzeugt, daß die Verunreinigungen keineswegsorganischer Natur, wenn
ick. so saacn darf sondern zurückzuführensind auf chemischeZugänge. Das Wasser ist deshalb
alle dings für die meisten Zwecke nicht zu gebrauchen. Alles lebende Wesen, das darin eMrt hat
ist wie der Herr Vorredner richtig gesagt hat, zu Grunde gegangen. Aber trotz- und alledem ist
eine Verunrewiguug der Luft und eine Verpestuug der Gegend absolut ausgeschlossen. Die Gut¬
achten haben das ja deutlich genug ausgeführt. (Rufe: Na! - Heiterkeit.)

Es ist dann feruer von dem Herrn Vorredner darauf hingewiesen worden, daß die Eisen¬
industrie welche in Fichtenhain sich in nächsterNähe angesiedelthat, ja eben sogut m Süchteln
entstehen könne und ei hat den Nachweis dasür gefordert, daß das nicht der Fall sem wurde,
^a meine Kerrcn ein solcher negativerBeweis ist außerordentlichschwer zu erbringen. Ich mochte
den Kenn Vorredner bitten, seinerseits den Beweis zu erbringen, daß das bei Eupen auch nicht
d Fall sein wird. Ich glaube, das wird ihm eben so schwer möglich sein. Ve. unseren alten
A stalten kann derartiges zweifellos auch «assiren. Wir sind aber hinsichtlich Fichtenhain m der
anaenelnnenLage daß wir der drohenden Gefahr jetzt noch begegnen können. Daß m Süchteln
VMaWg u einer besonderen Ausdehnung der Eisenindustrie vorläge, dafür st nicht der
3^,^ orhcmden. Es ist dort im Wesentlichen die DeMndustrie herrscheud.
ulid d^ verursacht in keiner Weise das Geräusch, den Schmutz uud die soustigen
nacütheiliaenFolgen der Eisen- und der Kohlenuidustne. . ^ «. ^ ^

^ Dann it. was mir besonders wichtig zn sein scheint, von dem Herrn Vorredner noch
«^ mn^n es sei kein Beweis dafür erbracht,daß die juristischeForm der Grundstuckserwerbung

^m "dsfrlie sei/ es sei nicht ausgeschlossen,daß die Besitzer jetzt nachttäglich

i^erM Forderungen stellen würden. Meine Herren! Ich darf bestimmt behaupten, daß da«
v°llkomn«n ansgeschlosen ist nach der Form der Verträge, die mit den einzelnen Beschern zu
vollkommcuausg Mom> ! ' ^ ^.^ ^ des Ausführungsgesetzeszum

bltta«^ Behörden in der Lage sind, durch einen mit Vollmacht

Iwm ^ " Sender Weise Verträge über
M das l er aeschehen unter dem Vorbehalt der Genehmigungdes Provinziallandtages. Auf Grund
d rseben n 3^ Auflassung ohne Weiteres erfolgen. Das ist geschehen, meme Herren,
un dKK mM hat sich auch davon überzeugt,daß die vorgelegten Verträge m der Beziehung

1^«^ c?« st bt in auch jedem der Herren frei, das noch näher zu prnsen.
sew' was ich auf die Ansführnngendes Herrn Abgeord¬

neten Mooren In sagen hätte und ich darf noch hinzufügen, daß der Pr°v,nz'alausschuß und der
?n^V.n>wann der Verlegung vollkommen objektiv gegenüberstehen.Fichtenhain ist uns an sich

Süchteln und auch wie Eupen. Es ist aber aus den angeführten Gründen
Au f^ Provimialausschusses, daß von diesen dreien unter den obwaltenden Verhalt-

t»i 2luna,iung "^ ° . B twckü kommen kann. Wenn Sie einen anderen Beschluß fassen

sÄten ausführen lassen, dann trägt der Provinziallandtag aber seinerseits

" Molenaar hat das Wort.

AbaeordneterMolenaar: Meine sehr geehrten Herren! Der Herr AbgeordneteMooren
i^ n«ck. der Ansicht der Vertreter des LandkreisesKrefeld gefragt. Ich bin Vertreter des Stadt-

Ihnen meine Ansicht nicht vorenthalten. Meine Ansicht geht dahin, daß,
2''^ ^ fünden mögen. Sie niemals vor dem Andrängen der Industrie

Mig und ich will Ihnen das an wenigen Beispielen aus der Umgegendmein«
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Vaterstadt beweisen. Im vorigen Jahre beschloß die Stadt Krefeld, einen Hafen zu bauen, etwa
7 Kilometer vom Mittelpunkt der Stadt entfernt, am Rhein, und zu diesem Zweck die Gemeinde
Linn einzugemeinden.Hätten Sie vor einem Jahre beschlossen,in dieser ländlichen, ruhigen Gemeinde
Linn die Anstalt zu erbauen — Niemand würde auch nur im Entferntesten daran gedacht haben,
daß die Industrie dort mit dem Hafen ihren Einzug halten würde. Kaum war dieser Beschluß
zu Stande gekommen, so erschien das Consortium, von dem ja wiederholt die Rede gewesen ist,
und kaufte 1000 Morgen in unmittelbarer Nähe des Gutes Fichtenhain. Auch da hätte Niemand
daran gedacht,daß in der Gemeinde Fischelu industrielle Werke gegründet würden.

Noch ein drittes Bild. Nach der holländischenGrenze hin bis zur unmittelbaren Nähe
von Krefeld zieht sich ein Bruch, theilweiscmit schönem Waldbestande. Um Ihnen eine Schilderung
zu geben, in welchem Kulturzustande damals diese Gegend war, will ich Ihnen eine kleine Episode
mittheilen, die sich beim Durchgang des ersten Eisenbahnzugesereignete. Ich war in diesem Zuge,
stieg an einer kleinen Station aus, wo nur sehr wenig Menschenwaren, und fand einen Jungen —
nicht etwa ein Kind — sondern einen ausgewachsenen jungen Menschen — heulend und strampelnd
in den Armen seiner Mutter, als ich die Mutter frug: was hat denn der Junge? da sagte sie
mir, gleichfallsganz erschrecktund bleich: der Junge ist so bange vor der Lokomotive! Sie sehen
also daraus, in welchem Kulturzustande sich damals diese Gegend befand. Was geschah? Kurze
Zeit darauf kamen kundige Männer von der andern Seite des Rheines, die ja mit der Natur
in etwas vertrauteren Verhältnissenleben, wie wir Linksrheiner,und fanden den Sand der dortigen
kleinen Anhöhe außerordentlich geeignet für industrielle Zwecke. Sie gründeten ein industrielles
Werk, verfertigten Röhren, und die Stadt Krefeld hat vor Kurzem dazu übergehen müssen, die
ganze Anhöhe anzukaufen, um sich davor zu bewahren, daß sie auf Karren geladen und ver¬
frachtet würde.

Sie sehen also, meine Herren, sicher sind Sie nirgends, und wir Krefelderhätten natürlich
gewünscht, sie würden uns die Anstalt nach dem Beschluß des vorigen Provinziallcmdtagesbelassen
haben. Da nuu von dem Provinzialausschußund der Fachkommission anders beschlossenworden ist
und sehr wahrscheinlich der Landtag diesen vorliegendenBeschlüssenzustimmenwird, so kann ich
nur wünschen, daß es Ihnen nicht geht nach dem alten Spruch: Ineiäit in 8eM»in, yui vult
vitaro Otmi^däiin. (Sehr richtig.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr Abgeordnetervon Grcmd-Ry hat das Wort.
Abgeordnetervon Grand-Ry: Ich möchte doch den Ausführungen des Herrn Landes¬

raths und des Vorredners entgegentreten, als ob die sanitären und die landwirthschaftlichenVer¬
hältnisse in dem Kreise Eupen nicht doch den Vorzug vor denjenigenverdienen würden, die in der
Gegend von Süchteln vorhanden sind. Ich weiß nicht, ob der Herr Landcsrath in der dortigen
Gegend war. Aber wenn das der Fall ist und wenn er sich der Verhältnisse dort noch erinnert,
so wird er doch zugeben müssen, daß bei geringer Höhe, bei dem großen Waldreichthum und bei
der dortigenWiesenwirthschaft die Luft eine so reine und vorzügliche ist, wie kaum irgendwoanders
sie gefundenweiden kann. (Sehr wahr!) ,

Meine Herren! Nun hat der Herr Vorredner sich darauf bezogen,daß überall auch ein¬
mal industrielle Unternehmungen später entstehen könnten. Das ist ja im Allgemeinen richtig.
Aber gerade die Gegend, um die es sich hier handelt, die Gegend bei Eupen, ist gegen diese
Eventualitäten mehr geschütztwie irgend eine andere. Ich weise darauf hin, daß dort, wo das
Terrain in Aussichtgenommenist, große Staatswaldungen bestehen, demnach die Möglichkeitder
Erwerbung durch Private fast ausgeschlossen ist, daß die GemeindeEupen bei ihrer Ablösung einen
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sehr großen Waldkomplexerhalten hat, und daß sie in diesem Waldkomplex, soweit ich weiß, die
Anstalt errichten will. Also die ganze Umgegendist dagegen gesichert, theils durch den Staats¬
besitz, theils durch den Gemeindebesitz,daß irgendwie industrielle Anstalten dort errichtetwerden
könnten. Meine Herren! Nach diesen beiden Seiten hin, die doch sehr wichtig sind, hat also das
von Eupen in Aussicht genommeneTerrain einen großen Vorzug.

Ich will nun nicht verkennen,daß, wie der Herr AbgeordneteMooren auch schon betont
hat es überaus schwierig ist, dem Entschluß des Provinzialausschusses und der Verwaltung irgendwie
eine neue Wendung zu geben. Aber, meine Herren, ich möchte doch die Bitte, die der Herr
Mooren ausgesprochen hat, unterstützen, die Sache nochmals einer Erwägung zu unterziehen. Finden
Sie, meine Herren, den Entschlußnicht, Eupen zu bevorzuge«, so möchte ich Sie bitten, doch in
Zukunft Eupen in Aussicht zu nehmen. Vielleichtist das ein Mittelweg, um alle zu befriedige«.
Wenn wie ich anerkenne, in der That die Lage von Eupen etwas außer dem Verkehr ist und
darum Bedenkenhervorrufenkönnte, so will ich bemerken,daß sich dies Bedenkenin Zukunft ver¬
ringern wird, da der Bau einer Kleinbahn nnd eines großen Wasserwerksund damit auch die
Erzeugung und Benutzung elektrischerKraft für die Kleinbahn und die Anstalt in Aussichtsteht.

Ich möchte zum Schlüsse aussprechen, daß ich Süchteln nicht entgegentretenwill, sondern
ihm diese Anstalt von Herzen wünsche, wenn, meine Herren, Ihrerseits die Provinzialverwaltung
bei nenen Anstalten auch die Eupeuer Gegend zu berücksichtigen in Aussicht stellt. Eupen und
Umgegendhat, wie Herr Mooren hervorhob, durch die Grenzregulirung schwer gelitten. Es ist
jeder Verkehr mch der einen, fremdhcrrlichenSeite abgeschnitten und sie konkurrirt auch nach der
andern mit der großen Stadt, mit Aachen, in der Heranziehung der Umwohner, leidet darunter
sehr erheblich. Würden Sie dort eine Anstalt hinbringen, meine Herren, so würden Sie auch der
Gemeinde eine Wohlthat erweisen (sehr richtig!), und, meine Herren, dieses zu wünschen ist sie
berechtigt.

Also ich schließe: Wollen Sie bei Süchteln bleiben, so will ich meine Zustimmung
schließlich auch nicht vorenthalten. Aber dann, meine Herren, bitte ich Sie: nehmen Sie Eupcu
in Aussicht, wenn Sie noch eine Anstalt gründen. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wicd: Der Herr AbgeordneteMooren hat das Wort.
AbgeordneterMooren: Meine Herren! Durch die Ausführungen meines Freundes

Herrn von Grand-Nn bin ich in die angenehme Lage gebrachtworden, mich kurz fassen zu können.
Er hat die Vorzüge von Eupen in einer durchaus schlagenden und, wie ich annehmen darf, über¬
zeugenden Weise, wenigstensfür viele in Ihrer Mitte hervorgehobe..

Es ist mir aber hauptsächlichdarum zu thun, euuge Irrthumer des Herrn Laudesrath
Vorster zu berichtigen. Er hat gesagt: Die Anstalt kann bei Eupen nicht ihren Zweck erreichen.
Ja, meine Herren, dagegen wäre ich in der Lage, Ihnen erste Antontaten aus dem Mm'stenmn
an ufübren welche mir erklärt haben: dort kann sie - es ist i« hauptsachlich eme Anstalt für
Epileptiker'- in besonders günstiger, bevorzugter Weise angebracht werden. Ich bin nicht
ermäcbtiat Namen zu nennen, will es aber privatim gerne thun.

Dann ist Bezug genommen auf eine Aeußerung des mir befreundetenMühlenbesitzers
Qerrn BeiaeordnetenHolz. Meine Herren, wenn Herr Holz sich zum Dolmetsch der Beschwerden
uiel.r wusende - ich bitte das „lausende" zu unterstreichen - Niersanwohner gemacht hat,
so bat er damit was seinem Charakter und seinem Freimuth alle Ehre macht, durchaus das
Ni^» soffen ^H wiederhole nochmals: In der verseuchten Niers unterhalb Gladbach -

und sie wird wenigstens theilweise den fraglichen Distrikt nmfassen, lebt weder Grätchen noch
18*
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Flöhchen. Selbst ein niederes Lebewesen ist dort nicht möglich; wenn man einen Frosch in's
Wasser wirft — ich möchte den Vergleich nochmals gebrauchen— zappelt er mit allen Vieren,
um möglichstbald wieder das schützendeUfer zu erreichen. (Heiterkeit.) Also das nennt man eine
gesundheitlichenAnforderungen entsprechende Gegend.

Nun heißt es — kaum glaublich — durch die Abgänge des Bezirks Gladbach würde
ja die Luft nicht verpestet. Ja, meine Herren, ich lade Sie alle freundlichst ein, sich an einem
Sommerabend einmal in diese Gegend zu begeben. Dann werden Sie finden, daß die schädlichsten
Miasmen aller Art weit und breit die ganze Niederung überziehen und zwar in einer Weise,
daß die holländische, im Niersthale vertretene Sitte, des Abends einige Stündchen an der
Hausschwelleplaudernd zu verbringen, vollständig aus der Uebung gekommen ist (sehr richtig!),
Besitzer aus der dortigen Gegend — ich bitte namentlich diejenigen Herren, die ihr vielleicht
angehören, sich darüber auch einmal zu äußern — erklären ausdrücklich: Der Aufenthalt in
diesem Pestsumpf, in diesen neuen Maremmen (Heiterkeit), wäre für sie geradezu unerträg¬
lich geworden.

Meine Herren! Wer von Ihnen will denn leugnen, daß sich das bort auch auf diese
Anstalt, wenn auch in einem abgeschwächten Maße und wenn nur ab und zu, übertragen muß?

Nun glaubt der Herr Landesrath ferner: Ja bezüglichder Abmachungenüber Grund-
crwcrb wäre alles bestens vorgesehen. Dagegen glaube ich, wenn es zu einer gerichtlichen Klage
auf Grund des betreffenden Ausführungsgesetzeskommen sollte, würden die Herren noch recht
unangenehme Entdeckungenmachen. Nein, das können nur diejenigen Behörden, welche für sich
direkt beschließen,aber keineswegs — ich habe die Verträge nicht gesehen — diejenigen,welche
auftragweise — ich sehe zufällig den mir befreundetenHerrn Bürgermeister von Süchteln auf der
Tribüne (Heiterkeit)— von einer dritten Hand, vorgenommen werden, ich möchte nicht, daß die
Herren von der Provinzialverwaltung um diejenigenErfahrungen bereichert werden, welche neulich
auf Grund eines Urtheils des Kgl. Landgerichts Aachen in Sachen von Forkenbeckgewonnen
worden sind.

Der Hauptpunkt, meine Herren, ist und bleibt der: Wird die Industrie, die überall in
erfreulicher Weise vordringt, die sich immer mehr einnistet, wie andere es bezeichnen, auch die
friedlichen Höhen des Süchtelncr frühern Grbwaldes früher oder später umkreisen? Hier hat der
Herr Vertreter der Stadt Krefeld in dem kurzen Satze „Sicher sind Sie heute nirgend" voll¬
ständig das Richtige getroffen. Herr von Grand-Ry hat aber mit vollem Recht betont — und
das möchte ich noch zum Schluß anführen —: Gerade in Eupen, in dem großen Hertogeuwalde
von ca. 40 000 Morgen, wo Staats- und Gemeindebesitzallein vertreten sind, kann Ihnen als
Schutzregion eine gesicherte Stelle angewiesenweiden, wie Sie besser, glorioser (Heiterkeit) und
ansprechender in der Rheinprovinz nicht gefunden wird.

Geehrte Herren! Ich habe meinen Vortrag beendet, indem ich die Herren der Provinzial¬
verwaltung — gewiß eine bescheidene Bitte — freundlichstund höflichst einlade, nach Eupen zu
kommen, den Hertogenwaldzu besichtigen und dann zu handeln nach dem Satz: Kommen,sehen und
siegen. Ob die Herren aber in diesem Falle die Sieger abgeben würden, möchte ich bezweifeln.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Abgeordnetervon Bönninghausen hat das Wort.
Abgeordneter Dr. von Bönninghausen: Meine Herren! Ich spreche nicht zu Ihnen,

weil ich glaube, daß die Sache irgend welche Gefahr hätte, hier nicht angenommen zu werden.
Indeß ich glaube es doch der Stadt Süchteln schuldig zu sein, da hier von den Vertretern des
Kreises Kempen leiner auftritt, sie in Schutz zu nehmen.
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Es ist gesagt worden, daß die Stadt Süchteln sich wegen der Nähe der Niers zur An-
läge der Anstalt nicht eigne. Ich kann Ihnen aber aus meiner besten Ueberzeugung sagen, daß
in Süchteln alle die Anforderungenzusammentreffen,die der Provinzialausschuß als nothwendig
und wünscheuswerthfür die Errichtung der Anstalt aufgestellthat.

Die Stadt Süchteln liegt in unmittelbarer Nahe meines Kreises, und ich kann deswegen
aus eigner Wissenschaft und Erfahrung sprechen, wenn ich sage, daß auch die Bedenken, die gegen
die Nähe der Niers eingewendetwerden, doch nicht von solcher Bedeutung sind, daß Sie darauf
eine Ablehnung des Antrages stützen könnten. Meine Herren, die Niers kommt in den Kreis
Gladbach ziemlich rein hinein und verläßt denselben in einer hochgradigenVerunreinigung. Die
Verunreiniger sind hauptsächlichdie Industrie, dann auch die Städte und Gemeinden meines
Kreises, und es ist nicht zu leugnen, daß die Uebelstände,die durch die Verunreinigung der Niers
herbeigeführtwerden, ganz erhebliche sind. . ,. ^ ^

Wir haben uns bemüht, mit allen Mitteln dagegen anzukämpfen,und nur sind auch auf
dem besten Wege auf diesem Gebiete jetzt Erfolge zu erzielen. Aber es geht nicht so schnell,wie
man wohl erwartet und wünscht, denn außer der Landwirthschaft,die am meisten unter der Ver<
unreiniaunll der Niers leidet, und den Anliegern verdienen auch die Interessen der Industrie volle
Berücksichtigung, und wenn man die Uebelständeso schnell beseitigen wollte, wie es wohl wünschens¬
wert!, erscheinenkönnte, so müßte man einfach die Industrie unterbinden und jede industrielle Thätigkeit
im Kreise Gladbach untersagen,und das geht doch nicht. Es ist hier nothwendig, einen Mittelweg
zu finden um zu bewirken,daß die Uebelstände, die vorhanden sind, nach Möglichkeit gemildert
Werden und dahin zu streben, daß sich nicht der gegenwärtigeZustand noch mehr verschlimmert.

' Was nun die Belästigungen anbelangt, die von der Niers ausgehen, so kann ich Ihnen
saaen dak diese keineswegs den Umfang haben, wie es hier dargestellt worden ist. Ich als Land-
atb des Kreises Gladbach bin gleichzeitigAufsichtsbehörde der Niers- und Nordkanal-Meliorations-

Genoslenschaftdie sich über 5 Kreise des RegierungsbezirksDüsseldorf erstreckt. Deswegen komme
ick iedes Jahr mehrere Male und bei meiner amtlichen Thätigkeit als Landrath des Kreises Glad-
back 100t1 mal im Jahre mit der Niers in Verbindung. Ich will die Niers keineswegsrein-
wajch n (Hetterleit), das ist «iel zu schwer ja unmöglich für mich. Aber die Uebelstände,die aus
der Verunreiniauna hervorgehen,sind keineswegsso schlimm, wie man hier dargestellthat.
der Verunrem^ ^^ ^ ^ ^H,^,^ die dort stattfindet, hauptsächlich
von den Für ereien herkommt, und die brauchen bekanntlich in der letzten Zeit hauptsächlich
Anilinfarben oder sonstigechemische Substanzen Dadurch werden d.e schl« Folgen der Ver¬
unreiniauna und der Verschmutzung paralystrt bezw. gennldert. (Sehr nchttg!)
unrermgung «n°^ '^.^ ^^m. in unmittelbarer Nähe der Niers zu wohnen. (Ah°!)
Im Sommer sind die Ausdünstungenziemlich stark, und wenn hier auf den MühlenbesitzerHolz
, K?ck eln eremplifiziertwird, so hat das seine besondere Bewandtmß. Der Herr Holz wohut

ttelbar an der Niers Er besitzt eine Mühle und benutzt das ihm zustehendeStaurecht zum
N^ieb der Mühle Eiu jedes Stauwerk sammelt wegen des Stillstandes des Wassers vor dem
Stauwehr ganz erhebliche Massen von Schmutz an. Durch das Benutzen des Wassers, in dem
^n die Schleuse zieht und das Wasser auf das Mühlrad nmlen laßt, wird nun der Morast,
der also vorher zum Stillstand gekommen ist, nuu erst ganz gehörig aufgerührt, und kommt dann
in seinen unangenehmenWirkungen erst recht zum Ausdruck

Ich muß allerdings zugeben, daß man nicht wünschenkann, m unmittelbarer Nähe
der Niers eine Wohnung zu besitzen, da einem hier der Aufenthalt im Sommer sehr verleidet
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wird. Indessen, die Anstalt soll ja gar nicht an die Niers kommen. Ich habe, als ich die Druck-
sache des Prouinziallcmdtags las, auf der Kreiskarte die Entfernung der Niers von der Stelle,
wo die Anstalt in Süchteln errichtet werden soll, abgegriffenund die Entfernung von der Niers
auf nahezu 2 Kin festgestellt.

Ich kaun Ihnen aus meinen Erfahrungen und aus allen den Beschwerden,die schon an
mich gekommen sind, nach meiner vollsten Ueberzeugungbestätigen und behaupten, daß die Uebel¬
stände und die Belästigung der Nachbarschaft lange nicht so weit reichen wie 2 Km, sondern das
bezieht sich nur auf die unmittelbare Nachbarschaftder Niers.

Die Beschwerden,die auch an den preußischen Landtag gekommen sind, sind aber nicht
oder wenigstens nicht zum größten Theil auf die von der Niers ausgehendenBelästigungenzurück¬
zuführen, sondern die Anlieger der Niers beschwerensich hauptsächlichdarüber, daß durch die
größere Verschlammung,die sich in den letzten 25 Jahren vielleicht verzehnfacht hat, die Last der
Reinigung und die Last der Aufnahme des Schlammes auf das Ufer sich erheblich erhöht hat.

Nach dem Niersreglement sind die Mühlenbesitzerreinigungspflichtigund zwar liegt ihnen
die Reinigung ihres Mühlcnbezirks ob. Die Mühlenbesitzerwollen nun von der Reinigungspflicht
entbunden werden. Sie wollen dieselbeauf die Städte übertrage« wissen, von denen die Verun¬
reinigung ausgeht.

Weiterhin sind aber auch die Niersanlieger verpflichtet,den Morast, den Auswurf aufzu¬
nehmen und von den Ufern der Niers wegzuschaffen. Während man früher den Ausraum der
Niers zu Düngungszweckenfehl gut verwendenkonnte, ist er jetzt, wo er mit chemischenSubstanzen
durchsetzt ist, hierzu absolut unbrauchbar.

Wenn sich die Leute nun dagegen wehren, daß sie den Schmutz beseitigen müssen, den
andere hineinbringen,kann man ihnen das gar nicht übel nehmen.

Sonach richten sich die Hauptbeschwerdennicht auf die Belästigung durch die Niersaus»
dünstungen, sondern auf Umstände finanzieller Natur, Ich möchte Ihnen deswegen empfehlen,den
Antrag des Provinzialausschussesmit möglichst großer Majorität anzunehmen.

Auch die anderen Erfordernissetreffen bei Süchteln zu. Süchteln ist ein gesunder Ort,
ein nettes Städtchen, richtig geeignet für die Anlage einer derartigen Anstalt. Es ist dort sehr
ruhig, ich möchte sagen, geradezu beängstigendruhig (Heiterkeit); ich möchte für Süchteln sogar
wünschen, daß es nicht so ruhig wäre, wie es jetzt ist.

Dann findet sich auch noch in den Bedingungen, daß das für den Bau der Anstalt in
Aussicht zu nehmende Terrain möglichst an ein Kleinbahnnetzangeschlossen sein soll. Im Kreise
Kempen bestehen nun noch keine Kleinbahnen, aber ich bin in der glücklichen Lage, Ihnen mit¬
theilen zu können, daß ich vor wenigen Tagen eine Einladung des Herrn Negierungs-Präsidenten
bekommen habe zu einem Termin in Kempen zur landespolizeilichenPrüfung des Kleinbahnnetzes
im Kreise Kempen, und diese Kleinbahn führt auch durch Süchteln. Daraus ersehen Sie, daß
die Verwirklichungdes Baues der Kleinbahn zwischen Krefeld—Süchteln—Viersen—Dülkenund
Lobberichdoch nicht so weit entfernt ist, als angenommen wird. Damit ist auch diese Bedingung
erfüllt. Und weiterhin weiß ja auch mancher hier aus dem hohen Landtage, der mit den örtlichen
Verhältnissen bekannt ist, daß die landschaftlicheLage von Süchteln eine überaus nette und
reizende ist. Es zieht sich da hinter Süchteln ein hübscher bewaldeter Höhenzug von Grefrath
bis in die Nähe von Viersen, der im Jahre von vielen Tausenden von Fremden besucht wird.
Ich möchte sagen, es ist nächst Cleve am linken Niederrhein die schönste Ortschaft, die Sie
für die Anstalt wählen könne», und ich bitte Sie nochmals dringend, da alle die Voraus-
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setzungenbei Süchteln zutreffen, dem Antrage des Provinzialausschusseszuzustimmen. (Beifall.)
(Rufe: Schluß!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Abgeordneter Mooren hat das Wort. (Erneute
Rufe: Schluß!)

AbgeordneterMooren: Meine Herren! Nur wenige Worte zur thatsächlichenBerich¬
tigung. (Rufe: Schluß! — Glocke des Vorsitzenden.)

Meine Herren! Ich habe einmal das Wort und bin so frei, davon auch Gebrauch zu machen.
Dem Herrn Vorredner, Vertreter des industriellenBezirks Gladbach, habe ich zu erwidern,

daß meine Ausführungen bezüglich der Niers, ihrer Verseuchungund Verunreinigung, sowie der
vielen Beschwerden,die sich daran reihen, vollständig mit einer freimüthigen Eingabe überein¬
stimmen, welche sein Vorgänger, der spätere Präsident des Neichs-Versicherungsamts,Herr
Bödiker in Berlin, an die landwirthschaftlicheCentralverwaltung in Berlin gerichtet hat. Ich
habe mit Herrn Bödiker, der in dieser Frage eine durchaus freimüthige und keine beengende
Sprache führte, über diefelben gesprochenund bin also wohl im Stande, darüber auch eine
Meinung zu äußern. Ich kann das um so eher, als meine Wiege in der Gegend stand, jetzt
kann ich meine Besitzung, die ich auch in der Sommerzeit gerne besuchen möchte, wegen der
unerträglichen Ausdünstungen, welche die Niers weit und breit verbreitet, als Villegiatur gar
nicht mehr benutzen. Was sagen Sie dazu?

Nun meint der Herr Vorredner: bald wird das elektrische Kleinbahnnetz bei Süchteln
eingerichtet. Meine Herren, in der Vorlage wird es uns bereits als t»it aoooiupli hingestellt.
Wir sehen also, daß wir mit unsicheren Faktoren rechnen.

Dann sagt er an einer anderen Stelle, dort erstrecktensich viele tausend Hektar Wald.
Das sollen die Süchteiner Höhen sein, die auf Grund der unheilvoll wirkenden Gemeinheits-
theilungsordnung von Mai 1851 leider wie so viele schöne früher genossenfchaftlicheWälder in
unserer Provinz zerrissen und damit für immer unmöglich gemacht worden sind. Nein, hier
handelt es sich eher um eine mit Gestrüppe bedeckte Haide, aber keinen Wald, Herr Dr. von
Bönninghausen. ^ ^, .„, „„ ^ ^. „ .

Ich habe geglaubt, das zur Aufklärung hier anfuhren zu müssen. Der Herr Landes¬
hauptmann wird uns vielleichteine Erklärung dahin abgeben, bei gegebenem Anlasse der Grenzstadt
Eupen freundlich gedenken zu wollen, vielleicht würde ich dann in die angenehme Lage gebracht,
meinen Antrag zu Gunsten von Süchteln zurückzuziehen

VorsitzenderFürst zu Wied: Meme Herren! Es ist em Schlußantrag eingegangen
von Herrn Conze Herrn Fliederichs und Herrn Kattwinkel. Ich frage, ob Sie dem Schluß
zustimmen. (Rufe: Jawohl! — Herr Landeshauptmann Dr. Klein meldet sich zum Wort.)

Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Herr AbgeordneterMooren hat von mir

eine Erklärung hinsichtlich der Errichtung einer neuen Anstalt bei Eupen verlangt, indem er hinzu-
füate daß er alsdann in der Lage sein würde, auf seinen Antrag zu verzichten. Ich darf den
Herrn AbgeordnetenMooren nicht in eine solche Gewissenslagebringen. Wenn das nämlich richtig
ist was er eben sagte, wenn die Niersgegend so absolut verseucht ist, daß dort alles zu Grunde
geht dann können die hieraus hergeleitetenschweren Bedenkengegen die Errichtung einer Anstalt
in der dortigen Gegend nicht damit ausgeglichenwerden, daß ich hier erkläre, wir wollen die
nächste Anstalt in Eupen bauen — abgesehen davon, daß ich nicht ermächtigtbin, im Ramm des
Provinzialausschusseseine solche Erklärung geben zu können. (Heiterkeit.)
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(AbgeordneterMooren: Zu einer persönlichen Bemerkung!)
VorsitzenderFürst zu Wied: Ich muß jetzt doch über den Schlußantrag abstimmen

lassen. Ich bitte diejenigen,die gegen den Schluß sind, sich zu erheben. (Geschieht.)
Meine Herren! Also der Schlußcmtrag ist angenommen
Ich gebe das Schlußwort dem Herrn Referenten.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Venn: Ich kann mich wohl nach den Ausführungen

des Herrn Landesrath Vorster ganz kurz fassen.
Ich will nur noch die eine Bemerkungmachen, wie der Herr Landrath von Bönninghausen

schon gesagt hat, daß das Gelände 2 Kilometer von der Niers entfernt ist und 48 Meter von der
Niers zur Anstalt aufsteigt.

Hätte man, meine Herren, es für möglichgehalten, eine derartige Anstalt an der Grenze
zu bauen, so hätte die Provinzialverwaltung ja den LangenfelderHof nehmen können, der auch an
der Grenze liegt und den sie schon besaß. Sie hat aber geglaubt,davon Abstand nehmen zu müssen.

Ich bitte daher den Antrag der II. Fachkommission,wie er Ihnen vorliegt, anzunehmen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich bitte, sich zu setzen.
(AbgeordneterMooren: Zu einer persönlichenBemerkung!)
Also zu einer persönlichenBemerkunghat der Herr AbgeordneteMooren das Wort.
Abgeordneter Mooren: Meine Herren! Ich bin in der Lage, manche von den Ausfüh¬

rungen, welche gegen meine Behauptungen gerichtet worden sind, als durchaus irrig und unzutreffend
nachzuweisen. (Unruhe. Zurufe: Das ist keine persönliche Bemerkung! Glocke des Vorsitzenden.)
Ich verzichte aber.

VorsitzenderFürst zu Wied: (Glocke) Ich bitte um Entschuldigung. Das ist keine
persönliche Bemerkung. Ich muh Sie unterbrechen.

Wir kämen nunmehr zur Abstimmung, und zwar würde ich den Antrag der Fachkommission
zur Abstimmungbringen. Ich bitte zunächst, sich zu setzen.

Ich bitte diejenigen, die gegen den Antrag der Fachkommission sind, sich zu erheben.
(Geschieht.)— Das ist die Minorität. Der Antrag der Fachkommissionist angenommen und
damit fällt der Antrag Mooren.

Wir gehen weiter:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die Förderung von Bahnunternehmungen und die Uebersicht
über den Eisenbahnfonds.

Der Herr Abgeordnete von Laer ist Berichterstatter. Ich ersuche ihn, seinen Vortrag
zu halten.

Berichterstatter Abgeordneter von Laer: Meine Herren! Der Provinzialausschuß legt
dem Landtage den Bericht über den gegenwärtigen Stand des Eisenbahnfouds uud über die
Förderung von Eisenbahnunternehmungenvor, den der Provinziallandtag sich in den Beschlüssen
der vorigen Tagung für jede neue Tagung erbeten hatte.

Sie finden in dem Berichte des Provinzialausschusses zunächst eine Uebersichtüber den
sogenannten 18 Millionen-Fonds, der nach dieser Uebersicht bis auf den Restbetrag von etwa
900 000 Mark verausgabt ist. Ferner finden Sie darin eine Uebersichtüber die seit dem Jahre
1899 zu anderen Bedingungen bewilligten Darlehen für Kleinbahnunternehmungen, Es sind, wie
Sie daraus entnehmenwollen, ungefähr 5 Millionen Mark bewilligt worden zu denjenigenDar-
lehnsbedingungen,die für landwirtschaftliche Darlehen maßgebend sind.
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Es ist dann weiter in dem Bericht mitgetheilt wurden, daß auch noch eine andere Form
der Förderung von Kleinbahnen augenblicklich seitens der Provinzialverwaltung geplant sei hinsichtlich
des Projektes des Kreises Merzig, an dein sich die Provinz bethciligen will durch Uebernahme
eines Theiles des erforderlichenBaukapitals.

Ferner ist in dem Bericht ausgeführt, daß die aufgestellten Normativbedingungenfür die
Benutzungder Provinzialstraßen durch Kleinbahnen sich im allgemeinen bewährt haben, und endlich
befindet sich im Anschluß an diesen Bericht eine Uebersicht über die zur Zeit, in der Nheinprovinz
im Betriebe nnd in der Ausführung begriffenenKleinbahnen, aus der ich nur das Schlußergebniß
mittheilen möchte, wonach im Ganzen etwa 1000 Kilometer Kleinbahnen augenblicklich theils im
Betriebe, theils in der Ausführung begriffen sind. Von diesen 1000 Kilometern sind ungefähr
600 Kilometer etwas mehr, von der Provinz in der einen oder anderen Weife unterstütztworden.

Meine Herren! Gleichzeitig mit diesem Berichte überreicht Ihnen der Provinzicilausschuß
eine Denkschrift der preußischen Provinzialverbände über die Kleinbahnen, ausgearbeitet von den
betheiligten Landesdirektorenund dem Herrn Minister der öffentlichen Arbeiten überreicht. Die
Denkschrift behandelt in außerordentlichinteressanterWeise die wichtigsten Fragen, die das Klein-
bahnwesen betreffen, und geht da auf die verschiedeucnSeiten ein. Ihre Fachkommission hat geglaubt,
von einer eingehendenBeurtheilung dieser Denkschrift absehen zu dürfen, uud zwar eiumal, weil
der Provinzialcmsschußan die Vorlage der Denkschriftseinerseits keinerlei Antrag geknüpft hat,
dann aber auch, weil iu der Denkschrift,die ja so umfangreich ist, eine Menge Sachen berührt
sind die nicht ein akutes Interesse derart haben, daß die Provinzialverwaltung dazn Stellung
nehmen müßte; endlich deswegen,weil diese Denkschrift dem Herrn Minister der öffentlichen Arbeiten
vor Kurzen: erst überreicht und eine Stellungnahme des Herrn Ministers zu dieser Denkschrift
noch nicht erfolgt ist.

Gestatten Sie mir nur, meine Herren, daß ich einige Punkte ans dieser Denkschrift heraus¬
greife uud sachlich kurz bespreche.

Die Denkschrift hat in ihrem ersten und vielleicht auch wichtigsten Theile sich zur Aufgabe
gestellt die Beschwerden,die gegen die Praxis des Herrn Ministers der öffentlichen Arbeiten in
der Behandlung der Kleinbahnen vorgebracht werden, zn besprechennnd Anträge wegen Abhülfe
dieser Beschwerdenzn stellen.

Die Beschwerdenbeziehensich zunächstdarauf, daß in der Zulassung der Kleinbahneil
eine zu enge Praxis geübt wird. Nach dem Klcinbahngesetze sind als Kleinbahnen anzuerkennen
Bahnen von untergeordneterBedeutung. Mit Rücksicht darauf hat der Herr Miuister iu zahlreichen
Fällen wenn es sich um größere Bahnnntcrnehmungenhandelte, also um sogenannte nebenbahn-
ähnliche Kleinbahnen bei diesen nebcnbahnähnlichenKleinbahnen an die Zulassung Bedingungen
geknüpft die es verhindern, daß das Unternehmen sich gedeihlich entwickelt und dadurch zu eiuem
größere» Unternehmen würde, wodurches dann wieder außerhalb des Rahmens der Kleinbahnen
fiele Er hat also beispielsweise in solchen Fällen verlangt, daß die Spurweite der Kleinbahnen
derart bemessen würde, daß schon aus dem Grunde ein größerer Verkehr auf der Bahu nicht
möalickisein würde. Er hat auch erschwerende Bedingungen gestellt - - beispielsweise nenne ich
das nnr — Wege,: des Anschlusses an andere Kleinbahnen oder an das Staatsbahnnetz. Es ist
mir beispielsweiseauch ein Fall bekannt, in dem aus diesem Grunde bei der Znlassnng der Klein-
balin ausdrücklich von den, Herrn Minister angeordnet wurde, daß em Theil dieser Bahn schmal-
svuria eni anderer Theil normalspurig gebaut würde. Also es ist das wohl zu charakteristren als
ei» künstliches Nuterbinden der Lebensadern der Kleinbahnen. (Sehr richtig!) Es wird den Klein¬

ig
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bahnen künstlich die Möglichkeit genommen,sich zu entwickeln, wie es der Verkehr erfordert (sehr
richtig!), und zwar aus einem formalen Grunde, weil eben in dem Kleinbahngesetz vorgesehenist,
daß nur Bahnen von untergeordneterBedeutung als Kleinbahnen behandelt werden dürfen.

Es sind da noch weitere Beschwerdepunkte, die die wichtigsten Fragen der Kleinbahnen
betreffen,und vor deren Erledigung schwerlich die Kleinbahnen sich wirthschaftlichgünstig ent¬
wickeln können. Dies bezieht sich beispielsweise auf die Frage der Ueberführung von Frachtgütern
von Kleinbahnen auf Staatsbahnen, Es handelt sich dabei hauptsächlich um die Frage der direkten
Beförderung, der direkten Uebernahme der Frachtgüter ohne Umkartirung auf den Uebergcmgs-
stationen und um die Frage des gänzlichenoder theilweisen Erlasses der sogenanntenAbfertigungs¬
gebühren. Es wird da in der Denkschriftausgeführt, daß gerade durch die Abfertigungsgebühr,
durch die Schwierigkeit des Umkartirens, nicht allein der Verkehr sehr erschwertwürde, sondern
auch die Kosten der Frachten sich so hoch stellen, daß den Kleinbahnen aus diesem Grunde wenig
Frachten zugeführt würden.

Weitere Punkte, die in der Beschwerdeeingehend behandelt sind, betreffen die Frage des
technischen Anschlussesder Kleinbahnen an Staatsbahnen, ferner Schwierigkeiten,die bei Niveau¬
kreuzungen, Unterführungen,Überführungen gemacht sind, und dann kommt zum Schluß ein wesent¬
licher Gesichtspunkt;das ist der, daß es an einer Rekursinstanzgegen die Entscheidungen der Eisen¬
bahnbehörde fehlt. Es werden alle Entscheidungenin den Kleinbahnfragenin letzter Instanz vom
Herrn Minister der öffentlichen Arbeiten getroffen, der zugleich Eisenbahnministerist und als solcher
auch das fiskalische Interesse der Eisenbahnen zu vertreteu hat, so daß hier eine Konkurrenzwider¬
streitender Befugnissevorliegt.

Es wird dann weiter vermißt das Vorhandenseineiner Rechtskontiolle,also einer Instanz,
die abgesehen von den Zweckmäßigkeitsfragen zu prüfen hat, ob im Einzelnen die Erwägungen der
höheren Instanz auch auf rechtlicher Grundlage beruhen.

Meine Herren! Das sind im Wesentlichendie Gesichtspunkte,die in dem ersten Theil
der Denkschrifthervorgehobensind. Ich glaube einstweilennicht weiter darauf eingehen zu sollen.

Es ist dann weiter in der Denkschrift die Frage der Finanzirung der Kleinbahnen
besprochen worden, in welcherWeise die Kleinbahnen überhaupt zu finanziren sind und wie sich
die Provinz ihrerseits an'dieser Finanzirung zu betheiligen habe, ferner die wichtigsten grund¬
legendstenFragen des Baues und Betriebes der Kleinbahnen, wobei ich noch hervorhebenmöchte
daß sich die Denkschriftdafür ausspricht, daß die Provinz den lebhaftesten Antheil nicht allein an
der finanziellen Basis der Kleinbahnen nimmt, sondern auch au dem Bau und Betrieb, derart,
daß sie durch technische Beamte der Prouinzialverwaltung die Pläne aufstellt und daß der Provinz
auch eine Oberleitung des gesammtenKleinbahnwesensin der Provinz, eine technischeOberleitung,
die sich auch auf die Tarife und die Fahrpläne erstrecken soll, zugewiesen wird.

Es kommendann, meine Herren, in der Denkschriftnoch einige Ausführungen über die
Stellungnahme der Straßenverwaltung als solcher zu den Kleinbahnen, die Benutzungder Straßen,
und schließlich finden Sie am Ende der Denkschrift in Form von Leitsätzendie Hauptgedanken
der Denkschriftzusammengestellt.

Ihre Kommission schlägt Ihnen aus den bereits angegebenenGründen vor, nicht zu dem
zahlreichen Material im EinzelnenStellung zu nehmen,sondern die Denkschrift einstweilen und in der
Erwartung der thatsächlichen Entwickelungder Dinge durch Kenntnißnahme für erledigt zu erklären.

Meine Herren! Nun schließt sich an diesen Bericht und an die Denkschrift die Frage
an, in welcher Weise denn nun weiterhin die Rheinprovinz die Kleinbahnen in der Provinz
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unterstützenwill. Es ist da, möchte ich sagen, ein klaffenderAbgrund zwischen den Grundsätzen,
die die Denkschriftaufstellt, und zwischen dem, was die Nheinprovinz bisher für das Kleinbahn¬
wesen leistet. Es wird Ihnen erinnerlich sein, meine Herren, daß vor mehreren Jahren im
Jahre 1894, als es sich darum handelte, das Kleinbahngesetz in die Praxis zu überführen, der
Landtag sich auf den Standpunkt stellte, Darlehen an Kommunalverbändeund in gewissen Fällen
auch an Privatunternehmungen zu niedrigeremZinsfuß zu geben und die Differenz zwischen dem
Zinsfuß, den die Provinz erhält, und demjenigen,den sie zahlen muh, ihrerseits zu tragen, Es
wurde zu diesem Zweck ein Fonds von 18 000 000 Mark nach und nach zur Verfügung gestellt,
aus dem solche Darlehen gegeben werden sollten, und die Zinsdifferenz sollte gewonnenwerden aus
den etatsmäßigen Mitteln der Straßenverwaltung in der Annahme, daß durch die Kleinbahnen
eine Entlastung der Straßen und dadurch eine Verbilligung der Straßenunterhaltung stattfinden
würde. Von diefem System ist der Prouinziallandtag vor zwei Jahren abgegangen. Man hat
diese Art der Förderung des Klembahnwesensfallen lassen und hat gesagt, daß fortan die Darlehen
an Kleinbahnuniernehmungennur zu demjenigen Zinsfuß gegeben werden sollen, der auch für die
ländlichen Darlehen festgesetzt ist, also gewissermaßenzum Selbstkostenpreise. Darin besteht also
jetzt in der Hauptsacheund im Wesentlichen die Förderung des Kleinbahnwesens,daß die Proviuz
Darlehen zu dem Selbstkostenpreise,zu den Bedingungen der ländlichen Darlehen giebt. Daß
darin eine besonders intensive Forderung des Kleinbahnwesensnicht liegt, meine Herren, das,
glaube ich, werden Sie zugeben müssen — namentlich auch, wenn Sie erwägen, daß nach der
Ihnen vorgelegten Nachweisung die Darlehen gegenwärtig zu 4°/« Zinsen mit einem Disagio
von 3°/o gegeben werden.

Meine Herren! Ich sagte vorhin, daß nach den Nachweisungenetwa 1000 Kilometer
Kleinbahnen in der Rheinprovinz bisher gebaut seien. Man könnte daraus vielleichtden Schluß
ziehen wollen, daß ja damit nun ein gewisser Abschluß in der Entwickelung unseres Klembahnwesens
gegeben sei und in Zukunft nur noch eine geringe Menge von Kleinbahnen gebaut würde. Ich
glaube, meine Herren, damit würde man sich aber sehr im Irrthum befinden. Es wird im Gegentheil
richtigersein, anzunehmen,daß wir erst im Anfang einer Entwickelungstehen. Es ist anzunehmen,
daß noch eine Menge von Kleinbahnen gebaut wird. Es sind ihrer noch sehr viele rückständig,
und, meine Herren, jetzt weiden diejenigenKleinbahnen gebaut weiden, die in erhöhtem Maße
der Unterstützungder Provinz würdig sind. Es ist natürlich, daß zuerst diejenigenBahnen gebaut
wurden, die am meistenRente versprachen. Jetzt nach Verlauf von 8 oder 10 Jahren wird man
mehr und mehr dazu kommen, daß nach Fertigstellung der rentablen Bahnen man nun zu den
weniger rentablen übergeht, zu den Bahnen in den ärmeren, wirthschaftlichzurückgebliebenen
Gegenden, die also in viel höherem Maße noch der Unterstützungder Provinz bedürftig sind.

Meine Herren! Daß bei diesen Bahnbauten die engerenKommunalverbandeals Unter¬
nehmer auftreten, ist in der Kommissionals zweckmäßig anerkannt worden und wird auch ohne
Weiteres als zweckmäßig wohl zugegeben werden müssen, denn gerade bei denjenigenBahnbauten,
die weniger rentabel sind, ist auf die Privatunternehmungen wenig zu rechnen. Meine Herren!
Das System des Baues von Kleinbahnendurch die Kreife uud Gemeinden hat denselbenVorzug,
deu wir bei dem Staatsbahnsystem haben, daß nämlich nicht nur solche Linien, die gute Rente
abwerfen, gebaut werden, sondern daß mit Hülfe derjenigenBahnen, die rentiren, auch Bahnen
gebaut werden können, die nicht rentiren, die aber wirthschaftlich ebenso nothwendig sind, um die
zurückgebliebenen Gegenden zu heben. (Bravo!) Nun können aber im Großen und Ganzen die
Kommunalverbande derartige Bauten nicht ausführen ohne eine Unterstützung,und es ist auch

19»
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durchaus gerechtfertigt, daß bei diesen wichtigen Fragen des Verkehrs, von denen die wirthschaftliche
Wohlfahrt der zurückgebliebenen Gegenden der Provinz abhängt, die Provinz ebenso wie es der
Staat und die übrigen Provinzen auch machen, helfend eintritt, und zwar mit einer möglichst nach¬
drücklichen und wirksamen Hülfe.

Es ist der frühere Gesichtspunkt, daß man die Kleinbahnen unterstützensolle, mit Rücksicht
auf die Ersparnisse, die aus dem Kleinbahnwesenfür die Straßenverwaltung entstehen, doch wohl
fallen zu lassen. Es hat sich ergeben, daß solche Ersparnissenicht eingetreten sind oder doch nur
vereinzelt eingetreten sind, und andererseits ist der Gesichtspunkt wohl als maßgebend anzuerkennen,
baß es sich hier um die Unterstützung der wichtigstenwirthschaftlichen Verkehrsinteressenhandelt,
bei denen man also nicht nach dem Vortheil, der der Provinz finanziellerwachsen kann, fragen darf.
Wir würden uns auch, wenn wir auf diesem Wege vorgehen, wenn wir weiter in intensiverWeise die
Kleinbahnen unterstützen, in Uebereinstimmungbefinden mit dem Vorgange der meisten anderen
Provinzen, in denen in außerordentlich wirksamer und weitgehender Weise den Kleinbahnengeholfenwird.

Meine Herren! Ueber die Frage, in welcher Form nun die Unterstützung gegeben werden soll,
sind die Ansichten in Ihrer Kommissionverschieden gewesen. Es sind da ja gewisse Schwankungen
in dem bisherigen Verfahren zu verzeichnen. Beide Systeme, die ich eben mittheilte, haben sich
abgelöst,was im Uebrigenaber nicht verwunderlichist, denn es handelte sich ja bei der Ausführung
des Kleinbahngesetzesum eine ganz neue und unbekannteMaterie, es mußten erst Erfahrungen
gesammeltwerden.

Nun wurde in Ihrer Kommission von einer Seite der Antrag gestellt, es möge wieder in
gewisser Weise zu dem alten System zurückgekehrtwerden, es möge wieder durch billige Darlehen
Kommunalverbändender Bau von Kleinbahnen ermöglicht werden, aber in einer etwas anderen
Weise, als es früher geschehen ist. Es sollte nicht mehr den Kommunalverbändenein bestimmter
Prozentsatz für das Darlehen von vornherein zugesichertwerden, mit Rücksicht darauf nämlich
nicht, daß der Kurs doch sehr schwankend ist und daß die Provinz nicht absehen kann, wie groß
ihre Einbuße ist. Also wenn sie von vornherein einen bestimmtenProzentsatz festsetzen, wenn die
Provinz sagt: ich gebe die Darlehen zu 3«/,, dann kann sie nicht wissen, ob sie im nächsten Jahre
l/2 <>/«, 1"/« oder gar 1 ^2«/« zuschießen muß. Das ist also eine sehr unsichere Situativ«, uud

deshalb wurde vorgeschlagen,zu sagen, die Darlehen sollen gegeben werden zu den Bedingungen
wie die landwirthschaftlichenDarlehen, aber mit der Maßgabe, daß ein Theil der Zinsen auf die
Provinz übernommenwird, etwa ^2 «/o oder ein ganzes Prozent, damit die Provinz von vorn¬
herein weiß, mit welcherBelastung sie zn rechnenhat. Dieser Zuschuß, der aus der Provinzial-
lasse gegeben werden sollte, sollte indeß nicht als ein unter allen Umständen zu gewährendesund
zu behaltendesGeschenkgelten, sondern er sollte nur solange gegeben werden, als nicht die eigenen
Ueberschüssedes Bahnunternehmens ausreichten,um die vollen Zinsen zu tragen. In dem Augen¬
blicke, wo diese Ueberschüsse die vollen Zinsen decken könnten, sollte dieser Zuschuß aufhören und
bei weiterem Steigen der Rentabilität sollten diese Zinsbeiträge, die nur als Vorschüssegedacht
waren, aus den Zinsüberschüssendes Unternehmens wiedererstattet werden. Das wäre der eine
Weg, meine Herren.

Der andere wäre der, daß in umfassenderem Maße als bisher die Provinz selbst durch
Uebernahme eines Theils des Bau- und Betriebskapitals die Unternehmungenfördern sollte, daß
also die Provinz dann mit eintreten könnte, sei es als Theilhaberin einer Gesellschaftoder in
anderer Form und dann in jedem einzelnenFalle unter denselbenBedingungen, unter denen der
Staat seinerseitsan diesem Unternehmen sich betheiligt.
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Meine Herren' Ich habe mit Rücksicht auf die Wichtigkeit der Materie geglaubt, Ihnen
di^n Antraa der nicht in der Kommissionangenommenist, eingehender vortragen zu sollen. Die
Kommissionhat sich zum Schluß ans den Standpunkt gestellt, daß zur Zeit die Frage noch nicht
^e Mm geklärt sei und daß es deshalb besser sei, bis zur nächste«Tagung des Landtages Ihrem
Provinzialausschuse eine weitgehendeVollmacht zu geben, weitgehend insofern, als ste die B°-
diuaumen unter denen er die Kleinbahnen unterstützen will, ihm freiläßt, weniger weitgehend
aber in Beziehung auf die Mittel, die zu diesem Zwecke zur Verfügung stehen

Als solche Mittel sind iu Aussicht genommen: der Restbetrag, der noch aus den
18 Millionen vorhanden ist, also ungefähr 900 000 Mark, und dann diejemgenBeträge, die in¬
folge der Tilgung als Tilgungsbeträge aus diesen Darlehen in die Provmzmlkasse zurück¬

geflossen smd. ^^ ^ ^^ ^,^ ^ ^ ^A^nMiW vorlegt, meine Herren, lautet

wolle den uorbezeichueten Bericht des Proviuzialausschussesdurch
O-nnlnibnnbmcfür erledigt erklären und dabei beschließen:
Kenntn.ßnahmeftn «^,^^ wird in Ergänzung des Beschlusses des Rheinischen Provm-

" ' ziallandtllgs vom 3. Februar 1899 ermächtigt, -. . >. --
al bis auf Weiteres an finanziell ungünstig gestellte Gemeinden, Kreise oder für

diese eintretende Erwerbsgesellschaftensowie in sonst geeigneten Fällen unter
anderen, günstigerenBedingungen Darlehen für Kleinbahn-Unternehmungenzu

^ insbesondere die aus dem 18 Millionenfonds bisher nicht begcbenenBeträge
sowie die bereits wieder eingegangenen und die ferner eingehenden Amortisations-
ratcn auch ferner gegen 3°/. Zinsen und 1°/° Amortisation für Kleinbahn-Unter¬
nehmungenals Darlehen auszugeben.

2 Der Provinzialansschußwird beauftragt, über eine ausreichendere Unterstützungdes
" Kleinbahnwesensdurch die Provinz dem nächsten Provinziallandtag eine ausführliche

Norlaae zu machen."
M.i» 5m<»' >«! <1°»° die «,«. Sie >», t!° Uu»°lM° »ich« «°!chl«!!°«z» Wlen,

^ ^ , >»« ««mli«n" w« dmch A«,«lM< dich« ViMuM di< S°Iil,»nt«l »°i wiiUch»».

I,ch» IMMM! " , ^ wii«l<!,,erm I»! die «l»ß°» ml emstch.» in dl» ,l°w>

^,nÄ»°« ''"°^ u„d »«d°«n «!»««,, ..<»,» « »uch d«. «r°,°n f°. «

"""'° S!<»^"^"^«°. «. k»«nm. .« «<ch»M«»,. «m tz.nen! Ich
5 ,..««ckn f,<>m sierrn Landeshauptmann das Wort.

Meine Herren! Ich möchte bei der vorgerücktenZeit

m.r ein Wort zu Ib des Antrages, zu der Form der Unterstützungdes Klembahnwesenssagen.
Der Zerr Referent hat ausgeführt, daß in der Fachkommission zwei Antrage vorgelegen

s"^n. der eine Antrag, daß die Provinz einen gewissen Prozentsatz zu den von der Landesbank

^ so«' und der andere Antrag, daß sie Darlehen zu einem em
. .n. Mal festen Zinssatz für Kleinbahn-Unternehmungenhergeben solle.

' Meine Kerr^ Ich halte den letzterenWeg für ungangbar. Die Provinz resp, dre

Provinziawerwaltung hat in der Behandlung der Kleinbahndarlehennicht geschwankt, sondern der
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Geldmarkt hat geschwankt. (Sehr richtig!) Als wir die Darlehen zu 3"/,, Zinsen gaben, bekamen
wir das Geld zu Z^"/«,, so daß wir nur ^"/n zulegen muhten, womit die Sache in Ordnung
war. (Sehr richtig!) Die Verhältnisse des Geldmarktes änderten sich aber, wir konnten das
Geld nicht mehr zu 3'/2"/„ bekommen,wir mußten es uns zu 4°/n beschaffe» und waren deshalb
nicht mehr in der Lage, mit Zuzahlung eines halben Prozentes das Geld zu 3"/n ausleihen zu
können. Wir haben deshalb nun nach dein Beschlußdes letzten Provinziallandtages das Geld zu
demselben Zinsfuß gegeben, welchen die landwirthschaftlichen Darlehen entrichten,d. h. zu I'/«"/,,.
Als wir unsere 4"/nigen Anleihescheine auch nicht mehr zum Paricurse absetzenkonnten, mußten
wir höhere Zinsen nehmen, indem wir sonst über den Beschluß des Landtages hinausgegangen
wären, wonach nur '/2"/,> an Zinsenuerlust übernommen werden sollte. Wir müssen, meiue
Herren, doch vor Allem an bestimmten etatsmäßigen Grundsätzen festhalten und deshalbvermeiden,
ungewisse Ausgaben, deren Höhe sich nicht feststellen läßt, zu übernehmen. Das würde aber der
Fall sein, wenn Sie uns verpflichtenwollten, Darlehen zu 3"/n zu geben und die Differenz aus
Provinzialmitteln zu decken. Wie die Schwankungen des Geldmarktes sind, wissen wir ja nicht.
Es ist ja möglich,daß der Zinsfuß so steigt, daß wir 4>/2"/<>ige Anleihescheine ausgeben müssen,
dann würde der Zuschuß 1'/°°/» betragen, also das Dreifache dessen, was ursprünglich ange¬
nommen worden war. Das geht unmöglichan. Dazu kommt, daß bei einem solchen Beschlusse
uicht wir die Bestimmung über unseren Etat hätten, sondern die Gemeinden, welche Kleinbahnen
bauen wollen, indem diese den Zeitpunkt des Baues festsetze!,und sich schwerlich darum kümmern
würden, wie die Lage des Geldmarktes ist, da die Provinz ja das Geld zu 3"/« hergeben und
die Differenz an Zinsen zahlen mühte. Ich meine, daß die Sache umgekehrt liegen mutz. Der
Gemeinde muß obliegen, zu fragen, ob die Lage des Geldmarktes gegenwärtig fo ist, daß die
Provinz das Darlehen zu annehmbaren Bedingungen hergeben kann, und wenn dies nicht der
Fall ist, muß der Bau eventuell um 1 Jahr oder 1^2 Jahre verschobenwerden, bis die
Bedingungen sich günstiger gestalten. Was nun die 18 Millionen für Kleinbahnzwecke anbelangt,
so ist dieser Fonds, wie Ihnen mitgetheilt worden ist, bis auf einige hunderttausendMark erschöpft.
Es liegt nun zunächst kein Grund vor, weshalb der Nest des Fonds in anderer Weise ausgeliehen
werden soll, wie der bisher verausgabte Theil. Wir haben bis jetzt '/«"/» zu den von der
Landesbank festgesetzten Zinsen hinzugelegt. Weshalb sollen wir in Zukunft das unbestimmt
lassen? Ich möchte Ihnen also vorschlagen,daß Sie bestimmen, der Rest der 18 Millionen soll
unter der Bedingung ausgeliehen werden, daß '/«o/o von der Provinz zugezahlt wird. Wenn
die Geldverhältnissesich weiter in der Weise entwickeln,wie es jetzt der Fall zu sein scheint, so
ist es ja möglich, daß wir wieder 3'/,"/„ige Obligationen nach einem Jahr ausgeben können.
Dann legen wir '/2"/u zu, und geben das Geld zu 3"/«. Bleibt der Zinsfuß aber auf 4°/«,
so können wir nur zu 3'/- "/<> ausleihen. Wenn die Gemeinde das Geld jetzt zu 3'/«"/<, für
Kleinbahnzwecke bekommt,dann hat sie immer noch einen großen Vorzug vor den gewöhnlichen
Kleinbahn-Unternehmungen,welche Darlehen nur zu 4 '/ü °/„ zur Zeit erhalten können.

Ich möchte deshalb beantragen, daß Sie 1t> in der von der Kommissionvorgeschlagenen
Fassung streichen und statt dessen beschließen:

„1b) insbesondere die aus dem 18 Millionen-Fonds bisher nicht begebenen Beträge, sowie
die bereits wieder eingegangenenund die serner eingehendenAmortisationsraten unter
Bewilligung eines Zinszuschusses bis zur Höhe eines halben Prozents zu den bei der
Landesbank für ländliche Darlehen jeweilig geltenden Bedingungen für Kleinbahn¬
unternehmungenals Darlehen auszugeben."
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Die Bedingungen für ländliche Darlehen sind die, daß wir das Geld zu denselben
Bedingungen abgeben, wie wir uns dasselbe beschaffen können, so daß also die Landcsbank nichts
daran verdient. Geben wir es noch '/«"/° billiger, so müssen wir aus Provinzialmitteln, aus
Straßenmitteln noch '/° "/« zuschießen, so daß die Gemeinden also unter allen Umständen das
Geld noch '/- "/" billiger bekommen, als wir es uns beschaffen können.

Ich möchte dringend bitten, meine Herren, diesen Antrag anzunehmen, weil Sie sonst
Ungleichheitenschaffengegenüber denen, die aus den 18 Millionen bereits über 1? Millionen
bekommen haben und die unbedingt mit Anträgen kommen werden, den nachträglichenDarlehens¬
nehmern gleich gestellt zu werden.

Ich überreiche den Antrag. Im Uebrigcn bm ich mit den Ausführungen des Herrn
Referenten einverstanden.

Stellvertretender VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr Abgeordneter von Grand°Ry.
Abgeordneter von Grand-Ry: Meine Herren! Was die letzten Worte des Herrn

Landeshauptmanns betrifft, so möchte ich auch der Meinung sein, daß es bester wäre sür den
Zuschuß den die Provinz den Gemeindenund Unternehmungengiebt, den Zmscrlaß auf ein bestimmtes
Maß zu beschränken, denn es scheint mir auch, daß sonst eine Reihe von Unzuträglichkeitenent¬
stehen, die den Etat wesentlich beeinflussen würden. '/« «/« zu geben, hat sich auch in der Vergangen¬

heit w°hl^ewa^ ^ ^^ ^ ^ ^ Vorschlagedes Herrn Landeshauptmanns, den
er als Abgeordnetergemacht hat, zustimmenkönnte. „, . , „ ^ ^ «.

Meine Herren' Nun ist es ja gewiß, daß uns, dem Provinziallandtage und der Provinz
selbst die Entwickelungdes Kleinbahnwesenssehr wesentlich am Herzen liegt, und daß seitens der
Provinz alles geschehenwird, was zur Forderung desselben dient. Allein man darf nicht außer
Amt lassen daß die Bemühungen der Provinz nur dann von Erfolg gekrönt sem werden, wenn
die Staatsregierung, da sie die Entscheidung hat, möglichst den Ausbau erleichtert und entgegen-

kommend stch zeigt. ^ ^ Denkschrift der Landesdirektorender verschiedeneu Provinzen vor, und
ich kann nicht umhin, noch einmal auf diese Angelegenheitzurückzukommen Îch bedaure lebhaft,
daß die Kommission zu dieser Denkschrift keine Stellung genommenhat. Die Grnnde, d.e hierfür
angeführt worden sind, meine Herren, kann ich meinerseitsnicht anerkennen,
angesunri io ' zM »on dem Herrn Referenten als Grund angegebenworden, daß kem Antrag
seitens des Pro inzialansschussesvorliegt. Ja, meine Herren, das ist doch in der That kem

denn wenn eine Vorlage seitens des Prov.nzialausschusses ge^
w s b s doch der Kommission uud dem Lcmdtage unbedingt zu, ihrerseits selbststandig daraus
^Inklusionen zu ziehen und Anträge zu stellen. Wohin würden wir kommen, wenn bei Vor-

die einen Antrag nicht enthalten, nun wir uns selbst der Anträge

enthalten wollten. ^^^ ^HM worden, daß einzelne Punkte für die Provinz nicht akut seien
und das Urtheil darüber schwierig sei. Ja, meine Herren, da könnte man doch die Punkte hervor-
b ben die in den Vordergrund treten, und die zweifelloswichtig sind, und darunter smd m auch
wiche die der Herr Referenthervorgehobenhat. Ich «erweisenur auf die kunstliche Erschwerung
des Ausbaue« der Kleinbahnen,von der er ein Beispiel aus semen Er »hrungen angeführt hat.

Nun meine Herren, der letzte Grund ist mir ganz unerfindlich. Es soll deshalb kein
Antrag gestellt werden, weil der Herr Minister noch leine Stellung genommen hat. Ja, was
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bezwecktdenn eventuell ein Antrag unseres Prouinziallandtages anderes als den Herrn Minister
in eine gewisse Richtung zu drängen. Er soll die Anschauungendes Prouinziallandtages beachten
und auf seine Entschlüssewirken lassen. Also, meine Herren, das ist gerade meiner Meinung
nach ein Grund, der uns veranlassen sollte, Stellung zu nehmen, statt unsererseits die Stellung¬
nahme abzulehnen.

Nun will ich nicht auf die Einzelheiten der Denkschrifteingehen. Der Herr Referent
hat das ja fchon gethan. Ich will nur die Konklusionen,die allgemeinen Anschauungen,die die
Landesdirektorenaus der Erwägung aller Verhältnisse gewonnen haben, hier in diesem Augenblick
wieder in's Gedächtniß zurückrufen. Sie sagen, daß das Verhältniß der Kleinbahnen zu den
Staatsbahnen und zur Staatseisenbahnverwaltung eine wichtige Grundlage des wirthschaftlichen
Bestehens und Gedeihens eines Kleinbahnunternehmenssei, so daß dieses, falls es nur an einem
wesentlichen Punkte kranke, im ganzen dem Siechtum verfalle. Es ist in der That richtig, meine
Herren, daß, wenn die Staatsregierung in einem wichtigen Punkte ihre Zustimmung versagt,
dann das ganze Unternehmen nicht in's Leben treten kann. Sie sagen ferner, daß die Verbindung
zwischen Staats- und Kleinbahnen nach ihrer übereinstimmenden Ueberzeugung bisher uoch
keineswegsin durchwegbefriedigenderWeise gestaltet, ja zum Theil so geordnet sei, daß sie die
weitere Entwickelungder Kleinbahnen nachtheiligbeeinflußt und kommen dann zu dem Schluß,
daß die Folge dieses Verhältnisses sei, daß Bahnen dieser Art den Ansprüchendes Verkehrs,
welche der berührte Landestheil an sie stellt, nicht genügen, daß die wirthschaftlicheEntwickelung
und endlich daß die Rentabilität der Bahnen in Frage gestelltwerde.

Meine Herren! Dieses Urtheil ist in der That ein sehr hartes. Es muß aber doch als
ein gerechtfertigtesangefchenwerden, wenn man erwägt, daß alle Landesbirektorender Provinzen
in diesem Urtheil übereingestimmt haben, und es liegt wohl nahe, den dringenden Wunsch
auszusprechenund ich hoffe der hohe Landtag theilt ihn mit mir, daß die Staatsregierung
und die staatliche Gisenbahnverwaltunggegenüber dem Kleinbahnwesensich nicht von dem engen
Gesichtspunkt der Konkurrenz, sondern von dem der allgemeinen Landeswohlfahrt leiten lasse.
(Sehr richtig!)

Die Staatsregierung hat zu diesen Bahnen gar keine Beihülfe zu leisten, als
Inhaberin sämmtlicherEisenbahnen sollte sie doch auch in der Lage sein, im gegebenenFalle ein
kleines Opfer bringen zu können. Ich möchte zur Erwägung geben, daß durch ein entgegengesetztes
Verfahren den Gegnern der Verstaatlichung der EisenbahnenWaffen in die Hand gedrückt werden.

Ich hätte also geglaubt, daß doch wohl genugsam Veranlassung gewesen wäre, in dieser
Frage Stellung zu nehmen (sehr richtig!), und hatte eine Resolution in Aussicht genommen,wo»
nach der Provinziallandtag seinerseits den Provinzialausschuß beauftragt, bei der Staatsregierung
im Sinne dieser Denkschrift von 1900 vorstellig zu werden. Ich verzichte aber in diesem Augen¬
blick auf diese Resolution und nehme an, daß der Provinziallandtag mit der in der Denk¬
schrift enthaltenen Anschauung einverstanden ist, daß die Staatsregierung mehr als bisher den
Kleinbahnen gegenüber sich entgegenkommendzeigen müsse. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderBecker: Es hat sich Niemand weiter zum Wort gemeldet.
Ich schließe die Verhandlung.

Wir kommen zur Abstimmung, meine Herren, und zwar zunächst über den Abänderungs-
antrag, den dcr Herr Landeshauptmann gestellt hat. Er wünscht, daß in der Vorlage Ihrer
III. Fachkommission, »1. d. statt der Worte „auch ferner gegen 3"/» Zinfen und 1"/., Amortifation",
wie es dort heißt, gesagt werde: „unter Bewilligung eines Zinszuschusses bis zur Höhe eines halben
Prozentes zu den bei der Landesbank für ländliche Darlehen jeweilig geltendenBedingungen."
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Wir werden über diesen Abändcrungsantrag zunächst abstimmenmüssen, und je nachdem
derselbeangenommen oder abgelehnt wird, würden wir über den Antrag Ihrer Fachkommission
mit oder ohne die Abänderung abzustimmenhabeu.

Der Abstimmungsuorschlagfindet keine Bedenken. Dann ersuche ich diejenigen Herren,
welche für den Fall der sonstigenAnnahme des Antrages Ihrer Fachkommissiondie von dem
Herrn Landeshauptmann vorgeschlagene Aenderung auch annehmen wollen, die Hand zu erheben.
(Geschieht.)— Das ist die große Mehrheit. Der Antrag des Herrn Landeshauptmanns ist
angenommen.

Ich darf nun wohl, da weitergehendeAdanderungsanträge nicht vorliegen, auch ohne be-
soudcrc Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus mit dem Antrage der Fachkommission unter
Annahme des Antrages des Herrn Landeshauptmanns einverstandenist. (Zustimmung.)

Damit ist dieser Gegenstand erledigt.
Wir kommen zum nächsten Punkt der Tagesordnung, Nr, 6:

Antrag der IV. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zilllausschusscs, betreffend den Entwurf eines Gesetzes über die Aus¬
dehnung der für die Zuscnnmeulegung der Grundstücke im Geltungs¬
bereiche des Rheinischen Rechts geltenden Zuständigkeits-, Verfahrens- nnd
Kosten-Vorschriften auf die nach der Gcmeinheitstheilungs-Ordnung vom
19. Mai 1851 zu behandelnden Theilungen nnd Ablösungen in den Landes¬
theilen des linken Rheinnfers.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Kaufmann. Ich gebe ihm das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Kaufmann: Meine Herren! Die Staatsregicrung hat

dem Prouinziallandtag das Gesetz, betreffend die Ausdehnung der für die Zusammenlegung der
Grundstücke im Geltungsbereichedes Rheinischen Rechts geltendenZuständigkeits-,Verfahrens- und
Kosten-Vorschriftenauf die nach der Gemeiuheitsthcilungs-Ordnuugvom 19. Mai 1851 zu
behandelndenTheilungen und Ablösungenin den Landestheilcn des linken Rheinnfers, zur Begut¬
achtungvorgelegt.

Sie haben unter Nr. 31 der Drucksachen den Entwurf und die Begründung gelesen.
Ich nehme an, daß Sie sich mit dem Inhalt dieser Vorlage vertraut gemacht haben. Ich darf
daher die Aufmerksamkeit nur auf kurze Augenblicke in Anspruchnehmen, und dies um so mehr,
als die Begründung sich durch eine ganz außergewöhnlicheGründlichkeit und Ausführlichkeit
auszeichnet.

Sie haben aus der Begründung entnommen, meine Herren, daß das Verfahren bei
Theilungen und Ablösungenin der Rheinprovinz ein verschiedenes ist, je nachdem das belastete
oder gemeinschaftliche Grundstückauf dem linken oder rechten Rhcinufcr belegen ist. Während auf
dem rechten Rhcinufer das erprobte altliindische Verfahren gilt, hat man für das linke Rhcinufcr
ein besonderesGesetz vom 19. Mai 1851 erlassen.

Die Gründe für diese Sonderstellung des linken Rheinnfers sind zu finden in der Scho¬
nung, die man der Vorliebe der linksrheinischen Bevölkerungfür ihre eigenen Gcrichtsinstitutionen
zu Theil werden lassen wollte. Nachdem die rheinisch-französischeProzcßgesetzgebung aber inzwischen
bereits seit dem 1. Oktober 1879 durch die Reichs-Civil-Prozeßordnungbeseitigt worden ist, fehlt
es eigentlich an einem, zureichendenGrund, die eigenartige Rechtsstellungdes linken Rheinufers
noch aufrecht zu erhalten und diefes umsomehr,meine Herren, als sich das Verfahrensgesetz vom
19. Mai 1851 in der Praxis durchaus nicht bewährt hat. Die vielen Gründe, welche dafür
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sprechen, nunmehr auch auf dem linken Rheinufcr die Form des rechtsrheinischen Verfahrens einzu¬
führen, sind in der Begründung ausführlichdargelegt. Ich hebe unter denselbennur hervor, daß
die linksrheinischen Bewohner durch ihr bisheriges Gesetz in außergewöhnlicherheblicherWeise
durch Gcrichtskosten belastet werden, die jetzt in Wegfall kommen oder jedenfallsvermindertwerden,
wenn das rechtsrheinische Verfahren auch auf dem linken Rheinufer gelten wirb. Von welcher
großen Bedeutung die ganze Angelegenheitin volkswirthschaftlicher Beziehung ist, mögen Sie aus
den Zahlen entnehmen,die in der Begründung sich vorfinden. Es ist eine Statistik in 29 Kreisen
aufgenommen worden, aus der sich «giebt, daß wir noch eine belastete oder gemeinschaftliche
Fläche dieses Gesummt-Areals von 40 000 Kn, in den in Betracht kommenden Kreisen besitzen, also
fast 160 000 Morgen, welche noch in Gemeinschaft begriffen oder belastet sind.

Von hohem Interesse, meine Herren, waren die Angaben, die der Vertreter der Staats-
rcgierung, der Präsident der Generalkommission,Herr Küster, der Fachkommissionbezüglich des
Vorhabens einiger Höfcrschafts-Gcnosscuschaftcn au der Mosel und au der Saar gemacht hat. Es
ist Ihnen Allen bekannt, daß die KöniglicheStaatsregierung in Okfen eine Mustcr-Weinbau-
domäne gegründet hat. Es hat sich dort nunmehr auch seitens der Gehöferschaftsinteressenten der
Wunsch geltend gemacht, das IntercssentenHnnd, welches in einem wenig ertragreichenEichcnschäl-
wald besteht, in Weinland umzuwandeln. Es handelt sich um ein großes Gebiet von 40 K», und
eine Gemeinschaftvon 110 Interessenten. Es ist im hohem Maße bedauerlich,daß der heutige
Verfahrensgcmges leicht möglich machen kann, daß der Widerspruch eines einzelnen Interessenten
genügt, um dieses im kulturellen Interesse hochwichtige Projekt etwa zum Scheitern zu bringen.
In gleicher Weise haben wir im Landkreise Trier, in Gutweiler, eine Interessengemeinschaft in der
Größe von 1? Morgen und eine dritte in Irsch im Landkreise Saarbnrg, welche gleichfalls in
Weinland umgewandelt werden sollen.

Meine Herren! Die vorcmgeführtcnGründe sind bestimmend gewesenfür den Antrag
der Fachkommission, Sie zu bitten, diesem Gesetze gern Ihre Zustimmung geben zu wollen. Ich
erlaube mir daher, diesen Antrag Ihnen im Namen der IV. Fachkommissionzu unterbreiten
und Sie zu bitten, sich mit dem vorgenannten Gesetzentwurf einverstandenerklären zu wollen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Wir haben die Freude, bei dieser Gelegen»
heit den Herrn Präsidenten Küster hier zu begrüßen. Das wollte ich nur noch sagen, ehe ich die
Diskussionüber diesen Punkt eröffne.

Wünscht Jemand hierzu das Wort? ^ Herr Präsident Küster hat das Wort.
Präsident der GencralkommissionKüster: Meine Herren! Ich habe dem Vortrage Ihres

Herrn Referenten kaum noch ein Wort hinzuzufügen. Die ausgiebige Begründung, welche dem
Entwurf beigelegt worden ist und das einstimmige Votum der Fachtommissionüberhebt mich wohl
der Mühe, Ihnen eine wiederholte Auseinandersetzungzu geben; ich bitte daher namens meines
hohen Chefs, dem Antrage des Herrn Referenten zu dcferircn. (Beifall,)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Wünscht noch Jemand das Wort? —
Wenn das nicht der Fall ist, uehme ich an, daß der hohe Landtag einstimmigden Beschlüssen der
Fachkommission beigetreten ist. — Es ist dieses der Fall.

Meine Herren! Wir kämen nunmehr zu den Wahlen, (Beifall.)
Dazu müssenwir uns als Wahluorstand konstituiren. Ich muß hierzu zuerst fragen, ob

Sie damit einverstanden sind, daß die beiden Schriftführer zu meiner Rechten und Linken als
Beisitzer fungiren. Ich frage, ob hiergegen Widersprucherfolgt, — Wenn das nicht der Fall ist,
dann nehme ich an, daß das Haus einstimmig für die beiden Herren als Beisitzer gestimmthat.
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Es ist dieses der Fall. Ich würde nunmehr den beiden Herren den Handschlag an Eidesstatt
abnehmen, (Geschieht.) Also Herr Regiemngsrath Schrakamp ist Protokollführer und Herr Ober¬
bürgermeisterSpiritus führt die Wählerliste.

Ich frage, ob Sie das Wahlreglcment nochmals vorgelesen haben wollen. (Rufe: Nein!)
Ich konstatiredie Verzichtleistung.

Daun, meine Herren, würden wir die Ersatzwahl eines Mitgliedes für den Provinziell-
auöschuß vornehmen,(Glocke) — ich bitte um etwas Ruhe — und zwar müßte ein Mitglied aus
dem Regierungsbezirk Aachen au Stelle des Herrn Grafen Beissel, der als Vorsitzender des Provinzial-
ausschusses gewählt worden ist, vorgeschlagen werden. Ich bitte um einen Vorschlagvon Aachen.
(Zuruf: Ich bitte ums Wort!) Herr AbgeordneterFreiherr von Geyr hat das Wort.

AbgeordneterFreiherr von Geyr-Schwcppeuburg: Ich habe nicht genau verstanden,
Durchlaucht. (Rufe: Lauter!) Soll ein Vorschlag für den RegierungsbezirkAachengemacht werden?

(Vorsitzender Fürst zu Wied: In!)
Daun erlaube ich mir mitzutheilen,daß die Mitglieder aus dem Regierungsbezirk Aachen

(Rufe: Lauter!) sich versammelthatten, um über die Frage dieser Ersatzwahl vorzuberathen und
zu dem Beschlußgekommen sind, als Mitglied des Provinzialausschussesfür den Regierungsbezirk
Aachen Herrn Landrath von Breuning vorzuschlagen. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob hiergegen Widersprucherfolgt? Herr Abge¬
ordneter Michels hat das Wort.

AbgeordneterMichels: Meine Herren! Ich beantrageWahl per Akklamation. (Beifall.)
(Zuruf: Ich beautrage Zettelwahl!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist Widerspruch erfolgt durch Herrn Ioenssen. Wir
müssen also mit Zetteln wählen, Herr AbgeordneterMooren hat das Wort.

AbgeordneterMooren: Meine Herren! Ich möchte hier nur eins konstatire« --------------
(Rufe: Lauter!) Ich spreche ziemlich laut.

Früher war es immer Sitte, daß die berufenen Mitglieder des vakant gewordenen
Regierungsbezirks die Köpfe zusammensteckten und ihre Meinungen freundschaftlich austauschten.
Das ist auch jetzt geschehen, eine überwiegendeMajorität hat sich auf eine bestimmteKandidatur
geeinigt. Wir sind also vollständigeinig. Mit Recht sagten wir uns: die Minorität werde die
Vereinbarung respektiren. . ^ ...<..,. ^ ^

Ich möchte nur konstatire«, daß von Aachen aus letzt eine Zettelwahl, abweichendvon
dem frühereu Vorgänge, beliebt wird. (Sehr richtig!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Also es ist Widersprucherfolgt, wir müssenzur Zettel-
Wahl schreiten — Herr Abgeordnetervon Breuning ist von Aachen vorgeschlagen.— Ich bitte
die Herren, die Zettel zu beschreiben. — Meine Herren! Wir fangen jetzt mit dem BuchstabenL
an. (Glocke.) Ich bitte um Ruhe!

Ich würde die Herren bitten, wenn Sie aufgerufen werden, mit „Hier" zu antworten und
dann die Zettel in eine der beiden Urnen zu legen. (Der Namensaufruf wird vollzogen.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich frage, ob noch Jemand seinen Stimmzettel abzugeben
bat? — Meine Herren! Es werden jetzt noch einmal die Buchstabenwiederholt, und zwar wird
mit L begönne«. (Geschieht.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Das Skrutinium ,st geschlossen.(Folgt
Zahlung der Stimmzettel.) — Meine Herren! Wir haben 133 Wahlzettel gezählt, und das stimmt
mit dem Protokoll. Ich fange an, die Namen zu verlesen. (Es erfolgt die Verlesungder Stimmzettel.)

20"
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Meine Herren! Es sind abgegebenworden 119 Stimmen für Herrn Abgeordnetenvon
Breuning, 5 für Herrn AbgeordnetenKesselkaul, 3 für Herrn AbgeordnetenIocrisscn, 3 für Herrn
AbgeordnetenVeltman, 1 für Herrn AbgeordnetenPrinz Arenberg und 2 nicht beschriebeneZettel.
Das macht in Summa 133, wie wir vorhin berechnet haben und ich kunstatire, daß Herr Abge¬
ordneter von Brcnniug also hiermit gewählt ist. Die beiden leeren Zettel sind ungültig. Ich
frage Herrn Abgeordnetenvon Breuning, ob er die Wahl annimmt.

Abgeordnetervon Breuning: Ich nehme die Wahl mit herzlichem Danke an und werde
mich bestens bemühen, dem Vertrauen, welchesmir mit dieser Wahl bekundetwird, zu entsprechen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Wir kämen nunmehr zur zweiten Wahl, zur
Wahl des persönlichen Stellvertreters für Herrn Abgeordneten Eich aus dem
Regierungsbezirk Düsseldorf. Ich ersuche die Mitglieder des RegierungsbezirksDüsseldorf,
einen Vorschlagzu macheu.— Herr AbgeordneterFriederichs hat das Wort.

AbgeordneterFriederichs-Rcmscheid: Meine Herren! Die Mitglieder aus dem Regierungs¬
bezirk Düsseldorf kamen zusammen,haben es aber zu einer Einigung nicht gebracht und empfehlen
die folgenden Kandidaten: Prinz Arenberg mit 25 Stimmen, Herrn KommerzieurathCroon mit
14 Simmcn, Herrn OberbürgermeisterMarx mit 12 Stimmen, Herrn Kommerzienrath Ouack
mit einer Stimme.

Ich bin beauftragt, die Kandidatur des Herrn Quack zurückzuziehen. (Große Heiterkeit.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Abgeordnetervon Wätjen hat das Wort.
Abgeordneter von Wiitjen: Meine Herren! Herr Oberbürgermeister Marx hat mich

beauftragt, zu erklären, daß er, um eine Stimmenzersplitterung zu vermeiden, seine Kandidatur
ebenfalls zurückzieht. (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr AbgeordneterFriederichs hat das Wort.
AbgeordneterFriederichs-Remscheid: Nun stelle ich also fest, daß für Düsseldorfnur

die beiden Kandidaten: Prinz Arenbcrg und KommerzienrathCroon in Vorschlaggebrachtwerden.
VorsitzenderFürst zu Wied: Ich bitte, nunmehr die Zettel zu beschreiben, wir fangen

diesmal mit dein Buchstaben6 an. Ich bitte dann, wenn aufgerufen wird, deutlich mit „Hier"
zu antworten und ihren Zettel in die Urne zu legen. Ich frage noch einmal, ob das Haus auch
bei dieser Wahl wieder auf die Verlesung des Wahlreglements verzichtet? (Rufe: ja!) Ich ton-
statire, daß das einstimmig beschlossen ist.

Meine Herren, der Aufruf beginnt. (Namensaufruf geht vor sich.) — Vorsitzender
Fürst zu Wied: Ich habe zu fragen, ob noch einige Mitglieder ihre Zettel nicht abgegeben
haben. — Wir wiederholendie Buchstabenund fangen bei C! an. (Rufe: Schluß!)

VorsitzenderFürst zu WieK: Es sind 131 Zettel abgegeben,und dieses stimmt mit dem
Protokoll. Es ist also richtig. Ich nehme nunmehr die Verlesung der Namen vor. (Geschieht.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren die Wahl ist beendet. Prinz Arenberg hat
72 Stimmen, Commerzienrath Croon 58 und außerdem ist ein weißer Zettel abgegeben. Die
absolute Majorität wäre 66, also ist Prinz Arenberggewählt. Ich frage ihn, ob er die Wahl annimmt.

AbgeordneterPrinz von Arenberg: Ich nehme die auf mich gefalleneWahl dankend
an und Verpflichte mich, dem in mich gesetzten Vertrauen bestens zu entsprechen. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Den weißen Zettel erkläre ich für ungültig. (Große
Heiterkeit.) Das steht im Wahlrcglement. Ich muß ihn ja für ungültig erklären.

Meine Herren! Wir kämen nunmehr zur Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden
des Provinzialausschusses.
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Herr AbgeordneterLueg hat mich ums Wort gebeten.
Abgeordneter Lueg-Oberhaufen: Meine Herren! Ich mochte Ihnen vorschlagen, diese

Wahl per Akklamationvorzunehmen,(lebhaftes Bravo) und erlaube mir, den weiteren Vorschlag
zu machen,Herrn OberbürgermeisterBecker durch Akklamationzu wählen, (Lebhafter Beifall.)

VorfitzenderFürst zu Wied: Erfolgt hiergegen Widerfpruch ? (Zurufe: Nein!)
Es erfolgt kein Widerspruch,weder gegen den Vorschlag,die Wahl per Akklamationvor¬

zunehmen,noch gegen die Person des Herrn Oberbürgermeister Becker.
Also ich erkläre ihn hiermit als per Akklamation gewählt. (Lebhafter Beifall.)
Ich frage Herrn AbgeordnetenBecker, ob er die Wahl annimmt.
AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich nehme die Wahl mit aufrichtigemDank an

und werde mich bemühen, des Amtes z« walten wie ich es früher versucht habe.
Gleichzeitig aber erlaube ich mir, den stellvertretenden Vorsitz im Provinziallandtage

niederzulegen, weil es hier nicht üblich ist, daß zwei solcher Aemter in einer Hand vereinigt sind.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Der Herr Abgeordnete Becker hat

den stellvertretendenVorsitz im Landtage niedergelegt.
Ich ersuche ihn aber, bis zum Ende der Sitzung seines Amtes zu walten, die Nieder-

leauna seines Amtes erst mit morgen eintreten zu lassen. Dann würde ich an die Spitze
der morgigen Sitzung die Wahl des neuen stellvertretendenVorsitzenden setzen. (Rufe: Schluß!)

Meine Herren! Es ist an mich von Herrn Abgeordneten Conze die Bitte gerichtet
worden daß sein Vortrag über den Antrag der II. Fachkommission unter Nr. 15 unserer Tages¬
ordnung vorweg genommenwerde, und ich frage, ob hiergegen Widersprucherfolgt. - Wenn das
nickt der Fall ist, so würde ich jetzt Nr. 15 der Tagesordnung folgen laffen:

Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Prouinzial-
ausschusses, betreffend den Erlaß von Vorschriften für die Ausführung
der Fürsorgeerziehung Minderjähriger.

M ersuche Herrn AbgeordnetenConze, seinen Vortrag zu halten.
Berichterstatter Abgeordneter Conze: Meine Herren! Der 8 1? des Gesetzes vom

2. Juli 1900 über die Ausführung der FürforgeerziehungMinderjähriger --------------(Glocke des

^^"'Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte um Ruhe, meine Herren!
BerichterstatterAbgeordneterConze: (fortfahrend) schreibt vor. daß die Provmzmlver-

waltung Vorschriftenfür diefe Ausführung zu erlasfen habe. Sie liegen Ihnen in Nr. 19 der

Drucksachen^»^ ^MsM hat sich eingehendmit diesen Vorschriften beschäftigt und würde
N'nm olme Weiteres die Annahme der Vorlage, fo wie sie von der Provinzialverwaltung gegeben
n mvioMenhaben, wenn nicht von Seiten des Herrn Landesrath Schmidt der Kommission mit-
. tbeilt wäre daß auch auf eine vertraulicheAnfrage im Ministerium hin erklärt worden fei, der
^ rr Minister werde einige kleine Aenderungenverlangen. Um nun die Zeit bis zum 1. April nicht
,, verlieren schlagt Ihnen die II. Fachkommission vor, diese kleinen unwesentlichen Aenderungen
Hon jetzt zu genehmigen,obwohl j° in der Vorlage des gefordert war, daß
der Provinzialausschußermächtigt werden sollte, die seitens der zuständigen Herren Mmsster an den
N^ckmiten etwa noch erfordertenAenderungenvorzunehmen.

Diele Aenderungen sind Ihnen mitgetheilt worden unter Nr. 69 der Drucksachen. Sie
sind ganz unwesentlicherNatur und beziehensich in der Hauptsachenur darauf, daß da, wo die
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gesetzlichenBestimmungenangezogen sind, auch die Ausführungsbestimmungendes Herrn Ministers
angezogen werden sollen. Es sind die in Nr 69 fettgedruckten Zusätze,die Sie genehmigen sollen.
Sie werden finden, daß in keiner Weise die Vorschriften,wie sie ursprünglichvorgelegt wurdeu,
verändert sind, und der einzigematerielleZusatz, den die Fachkommission selbst noch vorgeschlagen
hat, ist der in Z 9 Absatz 3, daß bei der Gewährung des angemessenen Obdaches für die Pfleglinge
in den Verträgen mit den die Pflege übernehmendenFamilien für den Pflegling ein besonderes
Bett ausbedungen werden soll.

Im Uebrigen empfiehlt die II, Fachkommission dem hohen Landtage die Annahme der in
dieser Weise veränderten Vorschriftenfür die Ausführung der Fürsorge Minderjähriger.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Sie haben die Anträge der II, Fach¬
kommission gehört. Ich frage, ob hierzu Jemand etwas bemerken will. — Wenn dieses nicht der
Fall ist, so nehme ich an, daß das hohe Haus mit den Anträgen einstimmig einverstandenist.
Es ist diese Sache hiermit erledigt.

Punkt 7 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend eine Anfrage des Herrn Ministers der geistlichen :c.
Angelegenheiten über die Bereitwilligkeit des Provinziallandtags, die
Kirche zu Schwarz-Rheindorf in das Eigenthum der Provinz zu über¬
nehmen, sowie über die Bedingungen, welche etwa an die Uebernahme
geknüpft werden würden.

Herr AbgeordneterMarx hat den Bericht zu erstatten. Ich bitte ihn, den Vortrug zu halten.
BerichterstatterAbgeordneterMarx: Meine Herren! Die Kirche Schwarz-Rheindorf ist

Ihnen ja allen als eines der ältesten kunsthistorischen Baudenkmäler bekannt. Sie ist Eigenthum
des Staates und als Ausfluß des Eigenthums liegt dem Staate auch die Unterhaltung der Kirche
ob. Im Jahre 1830 ist nun auf Kosten des Staates eine erhebliche Renovirung der bis dahin
als Magazin und Scheune benntztenKirche geschehen und hat der Staat daran die Bedingung
geknüpft, daß die CivilgemeindeVilich dagegen die Unterhaltung der Kirche übernehme.

Es ist seitens dieser schwachen Gemeinde während der 70 Jahre das an Unterhaltung
geschehen,was allenfalls nothwendig war, um das Bauwerk für den Gottesdienst weiter gebrauchen
zu können. Seit mehreren Jahren aber ist die Kirche in einem solchen Zustand und namentlich
bezüglich derjenigen Theile, auf deren Erhaltung es vor allem ankommt,daß etwas geschehen muß,
und es hat der Provinziallandtag bereits in seiner letzten Sitzung einen Betrag von 10 000 Mark
bewilligt als Zuschuß zu den Herstellungskosten,unter der Bedingung, daß die übrigen nöthigen
Kosten im Gesammtbetragevon 37 800 Mark auf andere Weise aufgebracht werden. Die Civil¬
gemeindeVilich, die unterhaltungspflichtigist, ist nur zum geringen Theile interessirt, da etwa
nur der fünfte Theil dieser Civilgemeindeals Kirchgcmeinde Schwarz-Rheindorf die Kirche benutzt,
und die CivilgemeindeVilich will zu den Unterhaltungskostennur dann beitragen, wenn ihr die
dauernde Unterhaltung, die ihr seiner Zeit vom Staate aufgebürdet ist, wieder abgenommenwird.
So liegen die Verhältnisse, und es hat hierüber eine Einigung bisher nicht erzielt werden können.

Der Herr Finanzminister hat nun den Wunsch geäußert, daß die Provinz die Kirche in
ihr Eigenthum und damit in ihre Unterhaltung übernehme. Der Ausschußist der Meinung, daß
dies nicht angängig sei, und die Fachkommission theilt diese Auffassung.

Nach dem vom 37. Provinziallandtag im Jahre 1892 gefaßten Beschlusse über die
seitens der Königlichen Staatsregierung in Vorschlag gebrachte Organisation der Denkmalpflege
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in der Rheinprovinz sollen die staatlichen Denkmäler auch fernerhin aus Staatsmitteln
unterhalten werden, während für die Provinzialkommissionnur die den Kommunalverbänden
und den Privaten gehörendenDenkmäler in Betracht kommen sollen.

Dann aber hat der Provinzialausschuß auch geglaubt, daß die hier einzig maßgebende
Bestimmung des Dotationsgesetzesvom Jahre 1875 keinerlei Handhabe biete, um Denkmäler zum
Zwecke der Unterhaltung ins Eigenthum zu übernehmen.

Meine Herren! Die Fachkommission theilt, wie ich bereits bemerkte, vollständigdie An¬
schauung des Provinzialausschnsses. Die Fachkommisstonwar aber der Meinung, daß, da die
Unterhaltung des Bauwerks thatsächlich bisher unvollkommengeschehen ist, die weitere Bewilligung
einer Unterstützungfür die Restaurationsarbeiten aus Prouinzialmitteln davon abhängig gemacht
werde, daß die Unterhaltung dauernd auf breitere Schultern gebracht werde, und die Fach¬
kommission schlägt Ihnen in Uebereinstimmungmit dem Provinzialausschuß vor, den Zuschußvon
10 000 Mark auf 15 000 Mark zu erhöhen, daran aber die Bedingung zu knüpfen, daß die
dauernde Unterhaltung dieses kunsthistorischenBauwerks dauernd vom Staat übernommen
werde. (Bravo!)

Die Fachkommission empfiehlt ferner die Bedingung zu stellen, daß mit den Restaurations¬
arbeiten alsbald begonnenwerde. Aus dem Berichte des Herrn Konservators werden sie ersehen
haben, daß es dringend nöthig ist, daß sofort etwas geschieht, wenn das Bauwerk nicht noch mehr
verfallen soll.

Der Antrag der Fachkommissiongeht dahin, dem Vorschlage des Provinzialausschusses
mit der Maßgabe zuzustimmen,daß mit den Restaurationsarbeiten alsbald begonnen und die
dauernde Unterhaltung der Kirche vom Staate übernommenwerde.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion. Wenn Niemand
das Wort wünscht . . . (Zuruf des AbgeordnetenMooren: Darf ich bitten?)

Herr AbgeordneterMooren hat das Wort.
AbgeordneterMooren: Meine Herren! Nichts liegt mir ferner, als diesem wohldurch¬

dachten Vorschlage Ihrer verehrten Fachkommissionwidersprechenzu wollen. Im Gegentheil
bearüne ich denselbenaus vollem Herzen, weil auch hier wieder sich eine Gelegenheitgebotenhat,
eines jener herrlichenBauwerke besser so hergestellt und unterhalten zu sehen, wie sie aus längst
verllunqenen Zeiten uns überliefert worden sind.

Aber ich erlaube mir, doch noch auf einen Gesichtspunkt besonderscmfmecham machen zu
dürfen weil er in dem Referat meines verehrten Herrn Vorredners nicht enthalten war. Meines
Wi sens aeliörte diese Gegend früher zu dem GroßherzogthumBerg, war also eine Domäne des
3i eraenerals Murat. Damals sind sehr viele werthvolle Güter mit dem uns beschäftigenden
Glichen Gotteshause sequestrirt. Seitdem sind die Revenüen in den Staatsschatz geflossen; ich
wllte »lauben wenn der Staat als Rechtsnachfolgerfrüherer Verbindlichkeiten - diese kann man
wenigstensdaraus deduziren - hier in Betracht zu ziehen ist, so ließe sich daraus noch ein
besonderer Grund hernehmen,der KöniglichenStaatsreglerung dieses Faktum zu Gemüthe zu
sübren Dies blos in Kürze.

' Gerade an der unteren Sieg hat man sehr viele Grundstückezur französischen oder
muratiftischenDomänenverwaltung einbezogen, welche früher mit dem Besitze dieser Kirche ver¬
bunden w ren. Deshalb wird sich unsere hoheStaatsregieruug wie sie m auch bei dem be annten
berai He« Schulfonds gethan hat, auch in diesem Falle wie Mmer redlich bemnhen, das Unrecht
mögl chst auszugleichen.Vielleicht kann auch dieses Argumentnoch besser ins Treffen geführt werden.
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(BerichterstatterAbgeordneterMarx: Ich bitte ums Wort.)
VorsitzenderFürst zu Wird: Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterMarx: Ich habe ausdrücklichgesagt, ich wolle kurz sein

und ich habe deshalb nicht tiefe Gründe ausgegraben, wie sie eben von dem Herrn Vorredner
vorgebracht worden sind. Ich hätte ja noch mehrere Gründe für die Verpflichtung des Staates
zur Unterhaltung dieses Bauwerkes anführen können. Ich habe aber geglaubt, daß das, was ich
aus dem Eigenthum und aus der allgemeinenStaatspflicht hergeleitet habe, genügend sei, um den
Antrag zu rechtfertigen. (Beifall.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Es wünscht Niemand mehr das Wort — dann schließe
ich die Diskussion und nehme an, wenn kein Widerspruch erfolgt, daß der Vorschlag einstimmig
von dem Prouinziallandtage angenommenist. — Er ist einstimmig angenommen.

Es ist nun der Antrag an mich gestellt, die Nr, 9 vor der Nr. 8 zu nehmen. Das
hohe Haus wird wohl damit einverstanden sein. Leider müssen wir auf das Hören der voll-
klingenden Stimme des Herrn Freiherrn Laur von Münchhofen verzichten,(Heiterkeit) da er heute
stark an Heiserkeit leidet. (Große Heiterkeit.) An seiner Stelle hat Herr Dr. Kaufmann das
Referat zu Nr. 9 übernommen.

Antrag der I. Fachkommiffion zu dem Bericht uud Antrag des Provinzial-
ausfchuffes, betreffend die Gewährung des Rechts auf Bezug von Ruhe¬
gehalt und Wittwen- und Waisengeld an den Nendanten und den Kanal¬
inspektor der Genossenschaft für die Melioration der Erftniederung.

Ich ersuche Herrn AbgeordnetenDr. Kaufmann, den Vortrag zu halten.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Kaufmann: Meine Herren! Ich darf mich auch der

allergrößten Kürze befleißigen. Die Genossenschaft für die Melioration der Erftniederung umfaßt
die Kreise Euskirchen,Vergheim, Grevenbroichund Neuß. Sie hat den Antrag gestellt, daß ihre
beiden Oberbeamten — das ist der Nendcmt und der Kanalinspektor — als pensionsberechtigt
erklärt werden nach den für die Beamten des Prouinzialverbandes bestehendenPensions- und
Wittwen- und Waisenkassen-Einrichtungen.Es ist als wünschenswerth bezeichnetworden, daß
diese Beamten, welchen die Vortheile des Ruhegehaltes im Falle der Dienstunfähigkeitund das
Recht auf die Versorgung ihrer Hinterbliebenenim Todesfälle noch nicht zustanden,dieser Wohl»
that nicht verlustig gehen, sondern ihr theilhaftig werden sollen. Der Provinzialausschuß hat den
Antrag der Melioration für begründet anerkannt, und die Fachkommission hat den Antrag gestellt,
daß der Prouinziallandtag die gegenwärtigen Inhaber der Oberbeamtenstellen,den Nendanten und
den Kanalinspektor der genannten Genossenschaft,für berechtigterklärt, an jenen eben erwähnten
Wohlthaten theilzunehmengegen eine Leistung von 15 "/u der laufenden Gehaltsbezüge vom Tage
des Beginns der Nuhegehaltsberechtigungan.

Ich erlaube mir, Ihnen den Antrag der I. Fachkommiffionzur Annahme zu empfehlen.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht Jemand das Wort? — Herr AbgeordneterMooren

hat das Wort.
AbgeordneterMooren: Meine Herren! Man kann nicht von der Erst sprechen, ohne

zugleich auch der Niers zu gedenken. Beide sind in einer so unzertrennlichenWeise in ihrer ganzen
Entwickelungsgeschichte mit einander verbunden, daß sie an Kastor und Pollux erinnern können.

Ich will Sie nun durchaus nicht mit einer Leidensgeschichte dieser beiden Genossenschaften,
die ja zum Theil jetzt der Aegide der Provinzialverwaltung anvertraut sind, behelligen. Aber das
muß ich doch sagen, wenn bei der Erst diese an sich durchaus freudig zu begrüßende neue
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Erleichterung zugestanden wird, -^ warum thut man dasselbe nicht auch bei der Niers? Meine
Herren, beide Genossenschaften seufzen unter vielen hunderttaufendenMark Schulden resp. Staats¬
und Provinzialvorschüssen,die noch immer nicht getilgt sind. Ich weiß ja, das gehört nur in
entferntem Zusammenhang in den Rahmen der heutigen Verhandlung. Aber diese Betrachtung
muß sich Jedem aufdrängen, da Niers und Erst auf diefem Gebiete eng miteinander verbunden
sind; es liegt also die Frage nahe, warum der verehrte Provinzialausfchuß der mitleidenden
Niers-Genossenschaft— so bezeichne ich sie absichtlich — nicht dieselbe Betrachtung geschenkt hat?
Wir haben ja das Vergnügen, die Herren Direktoren beider Wassergenossenschaften in unferer
Mitte zu begrüßen. Hier darf ich noch zum Schluß anführen, daß die drückende Lage derselben
im Abgeordnetenhausezu dem Antrage Veranlassung gegebenhat, es möge der Königlichen Staats-
regierung nach dem Worte: „euer Schuldbuchsei vernichtet" gefallen, wie das auch bei noth¬
leidenden Genossenschaften in Niederschlesien,Pommern, Westpreußenu. s. w. geschehen ist, auch
unsere Genossenschaften auf den Staatshaushalt zu übernehmen. Das nur beiläufig. Speziell
aber liegt die Betrachtung nahe: wenn das bei der Erst in durchaus erfreulicherWeife geschieht,
warum nicht auch dieselbe Wohlthat der Niers zugewendetwird?

VorsitzenderFürst zu Wied: Weil kein Antrag gestellt ist.
AbgeordneterMooren: Ja, dann läge es offenbar nahe, nochmals daran zu erinnern,

daß die beiden Herren Genofsenschaftsdirektorenvon Niers und Erst in unserer Mitte sitzen;
möchtensie nur die Freundlichkeithaben, sich meine Anregung einmal zu überlegen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es hat Niemand mehr ums Wort gebeten. Ich fchließe
die Diskussion.

Ich frage, ob der Herr Berichterstatter noch das Wort wünscht. — Der Bericht¬
erstatter verzichtet.

Ich würde dann annehmen, daß die Mitglieder des hohen Provinziallcmdtags einstimmig
(Bravo!) für die Beschlüsse der Fachkommission eintreten. (Zustimmung.)

Das ist also angenommen.
Meine Herren! Wir kommen zu Nr. 8:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des
Provinziallandtags (Ständefonds).

Herr Abgeordneter von Breuning ist Berichterstatter. Ich ersuche ihn seinen Vortrag zu halten.
BerichterstatterAbgeordnetervon Breuning: Meine Herren! Namens der I. Fachkom¬

missionhabe ich die Bitte vorzutragen, daß das hohe Haus den, in der Diucksache 100 nieder¬
gelegten,durchwegeinstimmiggefaßten Antrag annehmen wolle.

Auf Veranlassung der Kommission sind die Zeichnungen und Abbildungen der in Frage
stehendenDenkmäler zugleich auch die Projektstücke für die an denselben auszuführendenArbeiten
in dem Foyer dieses Hauses zur Aufstellung gelangt. Ich glaube deshalb nicht jedes einzelne
dieser Denkmäler hier zur Besprechung bringen zu sollen, ich glaube vielmehrmit Ihrer Zustimmung
mich auf gelegentliche Bemerkungenbezüglicheinzelner derselben beschränken zu dürfen; ich würde
auch fönst vielfach nur Wiederholungen zu geben vermögenaus dem fo feinfühlend abgewogenen,
sorgsamenund überzeugendenGutachten des Herrn Provinzial-Konservaturs.

Meine Herren! Wer das ausgestellte reichhaltige Material einer eingehendenPrüfung
unterzogen hat, der wird überrascht worden sein und sich angezogen fühlen von dieser Fülle
interessanter Kunstformen,von diesem reichen und vielseitigen künstlerischen Streben, einem Streben,
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welches Stadt und Land unserer Provinz mit einer großen Zahl von Denkmälern geschmückthat,
die in ihrem reichen Kranze eine der schönsten Zierden und einen Ruhm unserer Heimath bilden.
Wie viel Liebe und wieviel ernster Fleiß ist von den Altvorderen auf die Schaffung und die
Ausbildung dieser Denkmäler verwandt worden, und so ist die Denkmalpflege für uns eine
besonders schone und freudige Aufgabe; wir wollen gern und willig das pflegen, sichern und
erhalten, was die Altvorderen geschaffen haben.

Die Aufwendungen,welche aus Provinzialmitteln für die Denkmalpflegegemacht worden
sind, sind allerdings sehr bedeutend uud im Laufe der Zeit gewaltig gewachsen. Wie bei der
letzten Tagung hier dargelegt, betragen die Beihülfen, welche aus den provinziellenMitteln für
die Unterhaltung der Denkmäler bis zum Jahre 1899 aufgewendetworden sind, 2076105 Mark.
Hierzu treten die Bewilligungen des letzten Landtags mit 114850 Mark, Summa 2190955 Mark,
immer abgesehen von den Aufwendungendes Etats für unsere provinziellenMuseen und von den
Ausgaben unseres Etats für Kunst und Wissenschaft. Aber ist es nicht auch eine große und hohe
Aufgabe, das zu bewahren und weiter zu vererben, wofür unsere Altvorderen ihr Bestes eingesetzt
haben (sehr wahr!) und worin die Geschichte die Enwickelung unserer Heimath sich in besonderem
Maße verkörpert? Ich darf hier an das Wort MoiMlembert's erinnern: „I^s8 lon^s »onvenirg
tont los ^ranäs peupls»" und ich möchte die Gelegenheit benutzen, dem Danke gegen die Provin-
zialveiwllltungAusdruck zu geben, daß sie an ihrem Theile stets nach diesem Satze MontÄembert's
gehandelt hat, daß sie an ihrem Theile bestrebt gewesen ist, die Liebe zur Heimath und damit
die Liebe zum großen Vaterland in unserer Bevölkerung zu pflegen und zu festigen. (Lebhafter Beifall.)

Meine Herren! Es ist auch dankbar anzuerkennen, daß die staatlichen Mittel für die
Denkmalpflegein etwa erhöht worden sind, und daß damit dem Wunsche, welchen der letzte Landtag
ausgesprochen hat, einigermaßen Rechnung getragen worden ist. Wir dürfen aber doch wohl hoffen,
daß die jetzige Bemessungder stattlichenMittel nicht als eine für die Dauer abgeschlossene anzu¬
sehen ist, denn ein Fonds von 35 000 Mark, wie er jetzt als ministeriellerDispositionsfonds zur
Verfügung steht, dürfte für einen Staat von dem Umfange Preußens doch immer als ein recht
bescheideneranzusehensein. (Sehr richtig!) Es steht ja allerdings daneben noch der Allerhöchste
Dispositionsfonds. Aber der wird ja so vielfachanderweitig bestürmt.

Meine Herren! Die I. Fachkommission ist in ihren Beschlüssen fast durchweg den Anträgen
des Provinzialausschussesund der Denkmalpflegelommissiongefolgt. Die abweichendeFassung
der Bedingung für die Bewilligungen zu Pos. L Nummer 1 der Drucksache 12 für das Ober¬
thor zu Neuß war gegeben und nothwendig durch die Entwickelung,welche die Verhandlungen der
Stadt Neuß mit den Anliegern des Oberthors genommenhaben. Bei Beibehaltung der in Druck¬
sache 12 niedergelegten Bedingungen würde ein günstiger Abschluß der Verhandlungen sehr
schwierig sein.

Im Uebrigen bedeuten die Abänderungen der Bedingungen für die einzelnen Bewilligungen
meist nur eine schärfere Fassung; der Sinn ist nirgends geändert.

Die Kommissionhat weiter eine besonderePrüfung nach der Richtung vorgenommen,ob
die Bewilligungenfür kirchliche Bauten sich in dem Rahmen der Interefsen der Denkmalpflege
halten, ob also nicht über diese hinausgegangen werde. Und ich darf hier konstatiren, daß leine
der fraglichen Bewilligungen eine Uebernahme der Kirchenbaulast, etwa in verschleierterForm,
darstellt. Wenn wieder in einzelnenFällen die Bewilligungen,welche Ihnen vorgeschlagen werden,
mit den Gutachten des Herrn Provinzial-Konservators, die in Drucksache12 niedergelegt sind,
nicht völlig übereinstimmen,so hat sich bei näherer Prüfung ergeben, daß der Herr Provinziell-
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Konservator früher und ursprünglichgrößere Beihülfen in Antrag gebrachthatte, daß er aber später
seine Anträge auf die in der Drucksache bezeichnetenZiffern reduzirt hat in der Annahme, es stehe
nur ein geringererFonds zur Verfügung als wirklich zur Verfügung steht.

Anlangend die Praestationsnachweise,welche in der Drucksache gegeben sind, so beziehen
sich diese durchgängigauf die politischen Gemeinden,so weit nicht ein Anderes ausdrücklich bemerkt
ist. Sie müssen daher bei der Beurtheilung der Leistungsfähigkeit bei mehreren Gemeinden vielfach
wesentliche Abstriche machen.

Sodann hat der Vorschlagzu Nr. ? der Abtheilung L, Ausmalung der Abteikirche zu
Brauweiler der Fachkommission Anlaß gegeben, den Wunsch auszusprechen,daß die Ausmalung
der Kirchen intensiverund nachdrücklicher, als dies bisher geschehen, von Seiten der Denkmal-
Pflegekommissionund der amtlichen Organe überwachtwerde, damit Stilwidrigkeitenund Geschmack¬
losigkeiten, wie sie vereinzeltzu beklagen sind, in Zukunft vermiedenbleiben, und die Ausmalungen
der Kirchen überall unter sachverständiger Anleitung und nach solcher Anordnung erfolge.

Eine besondere Bemerkungdarf ich der Pfarrkirchezu Tholey widmen, indem die Ansicht
der Kommission dahin ging, daß die jetzt vorgeschlagenenBewilligungen angesichts der geringen
Leistungsfähigkeit der Gemeinde weiteren Antragen in späterenBaujahren nicht Präjudiziren sollen.

Als besonderserfreulich ist es dann zu begrüßen,daß das Interesse der Bevölkerung an
der Erhaltung der alten Burgen des Landes im Wachsen ist. Und so glaubt die Kommission auch
dem hohen Hause den Antrag unterbreiten zu dürfen, für die Burgruine Nideggen mit der in
Pos. 6 der Drucksache 100 vorgesehenenMaßgabe — auf welche besonderesGewicht zu legen
ist, — eine Bewilligung aussprechen wolle, wenn auch bisher die Denkmalkommissionnoch nicht
hat zur Sache gehört werden können. Es wurde hierbei noch besonders in Betracht gezogen, daß
seitens des Eigenthümers der Burg, des Kreises Düren, die Erklärung abgegeben werden konnte,
daß weitere Beihülfen voraussichtlich nicht würden erbeten werden.

Die durch ihre malerische Lage und ihre gewaltigen Dimensionen weit bekannte Burg¬
ruine Nideggen,dies alte Stammschloß der Herzögevon Iülich, befindet sich in einem Zustande
geradezutrostloser Verwahrlosung. Zur Zeit der Fremdherrschaft ist die Burg, die lange zuvor
gewaltsam zerstört worden war, in Privatbesitzübergegangen. Der Besitzer hat die Burg regel¬
recht — so darf ich wohl sagen — ausgeschlachtet;er hat dieselbe parzellirt derart, daß er die
in der Front des großen Palasbcmes stehenden Thürme einzeln verkauft hat. Eine Pflege hat
selbstverständlich die Burg späterhin nicht erfahren; sie wurde einfach als Steinbruch benutzt. Viele
Häuser der Umgegendsind mit den Ouadern der Burg erbaut, und so verfiel die Burg rasch mehr
und mehr, so daß das Betreten des Burgterrains jetzt vielfach gefährlich ist und zur Zeit nicht
gestattet weiden kann. Dank nun der durch den Wiederaufbau des Schlusses Burg gegebenen
Anregung hat ein inzwischenleider verstorbener Herr, der Rentner Erich Schleicher in Düren, die Burg
erworben, das heißt den größten Theil derselben, und dieselbe mit einem kleineren Kapital dem
Kreise letztwillig zum Geschenke gemacht. Der Kreis hat dies Geschenk angenommen. Ein Theil
des Kapitals, 30 000 Mark, ist testamentarisch festgelegt, so daß nur die Zinsen zur Verwendung
für die Burg gelangen können. Es muß ferner ein Saalbau auf dem Burgterrain — natürlich
ein solcher von bescheidenemUmfange — errichtet werden, damit die Besucher dieses wunderbaren
Aussichtspunktesan demselben etwas zu verweilen vermögen,und es verbleibt demnachdem Kreise
nur ein Betrag von 10 000 Mark zur Verwendung für die Zwecke der Instandsetzung des Bau¬
denkmals. Namens des Kreises ist daher der Antrag gestellt worden, es möge das hohe Haus
eine Beihülfe von 30 000 Mark bewilligen, wie sie weiterhin zur Ausführung der dringlichsten
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Arbeiten nothwendig, aber auch ausreichend sein würde, damit wenigstens der Besuch der Burg
wieder gestattet weiden kann.

Die verschiedenenVerhandlungen wegen Feststellung des Bauplanes, insbesondere aber
die leider bisher vergeblichen Verhandlungen mit dem Besitzer des noch nicht erworbenenTheiles
der Burg haben es nicht ermöglichen lassen, die Pläne so zeitig vorzulegen,daß ein Gutachtender
Denkmalpflegekommission hätte eingeholt werden können. Es besteht indessen ein so dringendes
Interesse, daß die Instandsetzungsarbeitenrecht bald in Angriff genommen werden können, damit
der Verfall nicht noch weiter vor sich geht, und die Burg recht bald wieder dem Publikum
zugänglichgemachtwerden kann, daß die Kommission glaubte, deß ungeachtet den in Pos. L
eingestellten bereits erwähnten Antrag dem hohen Hause unterbreiten zu dürfen. Es ist ja durch
diese Maßnahme gewährleistet und sicher gestellt, daß alle Einzelheiten des Bauplans und
Programms nach den Interessen der Denkmalpflege geregelt werden. Der Wiederaufbau der
Burg — um auch dieses zu erwähnen — wird von Seiten des Kreises grundsätzlich abgelehntwerden.

Meine Herren! Die Bewilligung eines Beitrags für Nideggen empfiehlt sich aber nicht
nur im Interesse der Denkmalpflege,es kommt ein anderes und höchst gewichtiges Moment hinzu.
Nideggen ist, wie bemerkt, das Stammschloß der Herzöge von Iülich, und die Erbtochter des
Hauses Iülich zählt als die Gemahlin des Herzogs Albrecht von Preußen und Mutter der
Gemahlin des Kurfürsten Johann Sigismund von Brandenburg zu den Ahnen unseres kaiserlichen
Hauses und Sr. Majestät des regierenden Kaisers.

Meine Herren! Mit Rücksicht auf dieses Moment, also aus patriotischen Erwägungen,
hat der Kreistag des Kreises Düren das Geschenkder Burg Nideggen angenommen, obgleich
finanzielle Bedenken sich wohl hätten geltend machen lassen; und ich darf wohl hoffen, daß diefes
patriotische Interesse auch hier zu Gunsten des Antrages schwer in die Wagschalefallen und das
hohe Haus zur Annahme des Antrags der Kommissionleiten wird.

Zum Schluß darf ich bemerken, daß die Unterhaltung gesichertfein würde, indem dem
Kreis jährlich ein Betrag von rund 3000 Mark für die Unterhaltung zur Verfügung stehen würde.
Auch darf derselbe in beschranktem Maße auf private Beihülfe rechnen.

Meine Herren! Noch einige kurze Bemerkungenzu Abschnitt ^ der Vorlage des Pro-
vinzialausschusses:Es werden dort erbeten 51000 Mark, insbesonderezur Herstellungvon Gips¬
abgüssenverschiedener Architekturtheile. Ich habe hier anzuführen, daß bereits in Arbeit gegeben
bezw. fertig gestellt sind, verschiedene Kirchenportale, die interessantestenunferer Provinz, nämlich
diejenigen in Remagen, der Liebfrauenkirchein Andernach, von St, Kunibert in Köln, der Abguß
eines Portals des Domes in Trier, ferner die Abgüsse verschiedenerGrabdenkmäler so des
Kurfürsten Richard von Greifenklau und Johann von Metzenhaufenaus dem Dom zu Trier fowie
der Erzbischöfeund Kurfürsten Konrad von Hochstaden und Philipp von Heinsberg aus dem
Dom in Köln. Die Abgüsse sollen in dem Kunstpalast der hiesigen Ausstellung zur Aufstellung
gelangen und vorläufig dort verbleiben. Sie verbleiben selbstredendEigenthum der Provinz und
zu deren Verfügung.

Die Abbildungen der Wandmalereien anlangend, von denen unter Pos. 2 der
Abtheilung ^. die Rede ist, so werden diese dem Denkmalarchiv der Provinz einverleibt werden,
und sollen sie die Grundlage für eine größere Publikation bilden.

Meine Herren! Ich bitte hiernach wiederholt, den Antrag der Kommifsion genehmigen
zu wollen. (Lebhafter Beifall.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne die Diskussion.
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Herr AbgeordneterLinz hat das Wort.
AbgeordneterLinz: Meine Herren! Ich habe mich nur zum Wort gemeldet,um ganz

kurz einen Gegenstand zur Sprache zu bringen, der mit dem Etat der hier verhandelt wird, im
Zusammenhang steht. Es handelt sich nämlich darum, daß die Bauten, die durch den Stände¬
fonds dotirt sind, einen wesentlichen Bestandtheil der litterarischenPublikationen bilden, die uns
allgemein unter dem Namen „die Kunstdenkmälerder Rheinprovinz" bekannt sind. Meine Herren,
diese Publikationen sind nach ihrem streng wissenschaftlichen Charakter mit historischem Beiwerk
und ich möchte sagen, mit archivarischemBeiwerk versehen. Sie sind aber weiter auch sehr
theuer. Ich habe hier eine Zusammenstellung vor mir liegen, wonach die Hefte von dem
RegierungsbezirkDüsseldorf allein den Preis von 64 Mark» die von dem RegierungsbezirkKöln
75 __ 80 Mark, für die Nheinprovinz im Ganzen 340 Mark kosten, während andererseits in West«
falen Publikationen erschienen sind, die einen geringeren Preis kosten und die auch nach jeder
Richtung hin die Anforderungen erfüllen, die an sie gestellt werden, besonders in illustrativer
Hinsicht. Meine Herren, durch diesen theuren Preis wie durch die Belastung dieser Kunstdenk¬
mäler mit historischem und archiuarischem Beiwerk ist von vornherein der Leserkreisdieser Publi¬
kationen ein sehr beschränkter, wahrend umgekehrtdie Publikationen dazu bestimmt sind, den Sinn
der Bevölkerungin größerem Umfang für Kunstdenkmälermöglichst wach zu halten. Denn, meine
Herren, das Interesse an den Kunstdenkmälernist nicht das Vorrecht der oberen Zehntausend,
sondern — ich darf wohl mit Fug und Recht sagen — das Vorrecht aller Rheinländer, die an
ihren Kunstdenkmälernmit dankbarer Verehrung für die, die sie geschaffen haben, und mit dank¬
barer Verehrung für die, die sie so vorsorglicherhalten, vorübergehen.

Um nun diesen Interessen zu dienen, meine ich, es sei ein Verdienst, das die Provinzial-
uerwaltung den anderen Verdiensten einreiht, wenn sie sich überlegt, ob es nicht möglich sei,
gewissermaßeneinen Extrakt aus diesem größeren Kunstwerk zu schaffen,der billiger und des
historischen Beiwerks entkleidet ist. Ich glaube, damit würde der Rheinprovinz ein guter Dienst
geleistet werden; wenigstens ist der Wunsch darnach an mich herangetreten und ich kenne viele
Freunde dieses Antrages.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Abgeordnetervon Grand-Ry hat das Wort.
Abgeordnetervon Grand-Ry: Meine Herren! Was den Antrag des Herrn Abgeord¬

neten Linz betrifft, so glaube ich, gehört er eigentlich zum Etat für Kunst und Wissenschaft und
nicht an diese Stelle. Indessen glaube ich, daß, wenn eine derartige billigere Ausgabe hergestellt
wird sie dann wesentlich des Bildschmuckes, - der verursacht wohl die meisten Kosten dabei -
entbehren müßte Wenn das nicht der Fall ist, dann würde ich kein Bedenkentragen; ohne diese
aber verlieren die Ausgaben sehr viel an Werth und Anschaulichkeit.Allgemein würde ich ja
damit einverstandensein, daß sie einem größerenPublikum dem Preise nach zugänglichergemacht
werden als bisher, da sie in der That sehr theuer sind.

Ich schließe mich den warmen Worten der Anerkennungdie der Herr Referent der Denk¬
malpflege in der Provinz gewidmethat, aus vollem Herzen an und vor allen Dingen auch der
Anerkennung,die denen zu zollen ist, die jetzt diese Vorlage vorzubereitenberufen sind. Wer die
historischen Ausführungen liest, mit welchen die Vorschläge begründet werden, bekommteinen an¬
regenden Einblick in die Kunstentwickelung früherer Zeiten und erfrischt sich an der warmen Liebe
für unsere Denkmäler, die in dies»n Darstellungen sich kund giebt.

Meine Herren! Ich hätte nur ein paar Bemerkungenbezüglich einer Position in dem
hier vorliegenden Vorschlagder Kommission zu machen.
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Sie betreffen die Kirche von Kaltenborn, Nr. 17. Die Pfarrgemeinde Kaltenborn im
Kreise Adenau hat einen Thurm, der von der früheren Kirche durch Abbruch dieser getrennt worden
ist und nun frei dasteht. Es soll dies uach der Begründung ein höchst reizvolles und feines Werk des
Rheinischen Ucbergangsstylssein, wie das auch die photographische Nachbildungin der Halle darthut.
Neben diesem Thurm soll ein Verbindungsbau aufgeführt weiden, der zugleich eine kleine Er¬
weiterung der Sakristei enthält. Von diesem Verbindungsbau hängt aber, wie die Begründung
hier in unserer Vorlage ergiebt, die dauernde statische Sicherheit des Thurmes wesentlich ab, der
Verbindungsbau würde dazu dienen, an Stelle des ursprünglichen Langhauses die Stütze zu
gewähren. Nun ist aber der Beitrag der Provinz zu geringfügig, um diesen Verbindungsbau
herzustellen. Es werden statt der Summe von 5900 Mark, die beantragt ist, nur 3800 Mark
gegeben. Die Kosten des Verbindungsbaues würden 2100 Mark betragen. Wird der Ver¬
bindungsbau nicht ausgeführt, so erhöhen sich die Kosten des Thurmbaues, so daß nach der
genauen Berechnungdes Architekten die Differenz sich nur auf etwa 1040 Mark beziffert, gegen«
über der Ausführung des Thurmes mit dem Verbindungsbau. Ich bitte, ohne einen Antrag zu
stellen,den Provinzialausschuß,den Zuschuß zu erhöhen.

Ich sehe mich aber veranlaßt, noch ein Weiteres hier zu dieser Vorlage zur Erwägung
zu geben, ob es nicht räthlich sei bezüglich der Objekte, die zu restauriren sind, sich in der Zahl
etwas zu beschränken, um dann im Einzelnen mehr geben zu können und dadurch die Restaurirung
wirksamerund vollkommener zu gestalten. Hier in diesem Falle und ebenso auch in dem anderen
Falle, den ich noch hervorhebenwerde, ist die Restaurirung mit der jetzigen Beihülfe der Provinz
nicht möglich. Sie wird aber als sehr dringend anerkannt und kann doch nicht ausgeführt werden,
weil die Zuschüsse nicht ausreichen. Ich möchte also auch das zur Erwägung geben, die
Stellen, die warten müssen, werden Entschädigungfinden in größerer Zuwendung.

Die Kirche, auf die ich eben hinwies, ist die Kirche in Ulmen, Kreis Cochem, bei der eine
Gesammtsummevon 43 000 Mark nothwendig ist, weil die ganze Kirche erweitert werden muß,
der alte Bau bedarf von dieser Summe 7000 Mark zur Herstellung, dieser nimmt allein das
kunsthistorische Interesse in Anspruch. Für letztern sind vom 41. Landtag 1000 Mark bewilligt.
Mit diesem Betrage kann die Gemeinde in der That nichts machen, und die als dringend an¬
erkannte Restauration muß also weiter verschoben weiden. Daß diese Kirche der Beihülfe werth
ist, das hat ja die Bewilligung des Provinziallandtags schon bewiesen. Ich mache aber auch noch
darauf aufmerksam,daß in den Erläuterungen dazu gesagt wird, daß sie durch eine originelle
Anlage und reiche und zierliche Gewölbcausbildung besonders sich auszeichnet. Ich möchte also
die Restaurirung dieser beiden Kirchen dem Provinzialausschuß zur Erwägung geben und ihm
anheimstellen etwas ans den vorhandenen Fonds noch für diese Zwecke flüssig zu machen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Provinzialkonservator Professor Dr. Clemen hat
das Wort.

Provinzialkonservator Professor Dr. Clemen: Meine Herren! Ich möchte auf die
werthvollen Anregungen des Herrn AbgeordnetenLinz mit nur wenigen Worten erwidern. Die
von dem Herrn Abgeordneten angedeuteteCalmnität in Bezug auf den hohen Preis unserer Denk¬
mälerstatistik trifft vielleicht nur allzusehr zu. Der Gesammtpreis unserer großartigen Denk-
mäleistatistit würde in der Höhe von 300 bis 350 Mark, — wenn das ganze Werk einmal ab¬
geschlossensein würde, — nicht nur für den gewöhnlichenBenutzer in der Provinz und für die
Gelehrten, sondern selbst für kleinere Bibliotheken doch ein bischen sehr hoch sein. Der Preis
des einzelnenHeftes ist zum Beginn des Unternehmens vor 12 Jahren in Uebereinstimmungmit.
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dem Verleger, der sich mit viel Eifer und Geschickder Publikation angenommenhat, nach den all¬
gemeinen buchhändlerischen Usancen festgesetzt worden, und die Nheinprovinz ist bei diesem Preise
geblieben,während die Nachbarprovinzenin der Ansetzung ihrer Preise herunter gegangen sind.
Die NachbarprovinzWestfalen verschenkt heute geradezu ihre Hefte; sie publizirt Hefte, die drei¬
fach fo stark sind, wie die unsrigenmit 80—120 Lichtdrucktafeln zum Preist von 3 bis 4,50 Mark,
während die Preise unserer Hefte sich im allgemeinenimmer noch in der Höhe von 5—7 Mark
halten müssen. Aber, meine Herren, es kommt dabei etwas anderes in Betracht. In Westfalen
leisten die Kreist einen sehr wesentlichen Zuschuß zu den Kosten der Denkmälerstatistikund zwar
einen Zuschuß, der sich zwischen 2000 und 4000 Mark bewegt, während bei uns die Kreist im
allgemeinennur zwischen 150 und 300 Mark beisteuern. Wenn die so reichlich in diesem hohen
Hause vertretenen Herrn KöniglichenLandräthe (Heiterkeit) ihre KreiWertretungen etwas von
dem hohen dauernden Nutzen dieser Publikationen überzeugenwollten, so würde damit im wesent¬
lichen schon auch dem Wunsche des Herrn AbgeordnetenLinz zu entsprochen sein, (Heiterkeit)und
es würde uns auch möglich sein, die Zahl der Illustrationen bedeutendheraufzusetzen(Sehr gut!
und Beifall), was ja so dringend erwünschtist und von so verschiedenen Seiten gefordert wird.

Ich weiß nicht, wie der Provinzialausschuß und wie der Herr Landeshauptmann über
diese Preisfrage denken. Aber ich kann mir nicht vorstellen,daß es von Anfang an die Absicht
der Provinzialverwaltung gewesen ist, mit dieser Publikation ein eigentliches buchhändlerisches Ge¬
schäft zu machen. Der Ausfall von 500 bis 1000 Mark — um diesen würde es sich vielleicht
im Ganzen bei einer Herabsetzunghandeln — dürfte bei den großen Gesmnmtkosten dieser Pub¬
likationen wohl doch schwerlich erheblich ins Gewicht fallen.

Was dann die zweite Frage betrifft, ob es sich empfehlen würde, unserer Denkmälerstatistik
in irgend einer Form eine populärere Fassung zu geben, so gestatte ich mir darauf zu erwidern, daß
es vo» jeher von der gesammtenund nicht nur der wissenschaftlichen Kritik als ein großer und
wesentlicher Vorzug unserer Statistik bezeichnet worden ist, daß sie eben diese wissenschaftliche
Form gewählt hat. Die Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde die im Anfang Pathenstelle
bei dieser Veröffentlichungvertreten hat, hat gerade Gewicht darauf gelegt, daß die Rheinifche
Denlmälerstlltistikzugleich eine Art bibliographisches Kompendiumfür die gefamte Landesgefchichte
würde und die Statistik ist dadurch denn auch zugleich ein unentbehrlichesHandbuch für alle
möglichenArten von lokal-historischen Studien geworden.

Wir möchten aber diesem Wunsche nach einer populäreren und auch in weitere Kreise zu
tragenden Fassung in zwiefacher Richtung entsprechen. Einmal soll am Schluß der Publikation
— der freilich noch eine Reihe von Jahren auf sich warten lassen wird — eine groß dargestellte
allgemeine Geschichte der RheinischenKunst veröffentlichtwerden, die mit den jetzt schon vor¬
handenen Illustrationen ausgestattet in großen Zügen den ganzen Werdegang der Rheinischen
Kunst vorführt und es wird ja dann in der Hand des Provinziallandtages liegen, den Preis dieser
Publikation so zu ermäßigen,daß sie eben ganz allgemein beschafft werden kann. Dann ist aber
noch in Aussichtgenommen, eine Rheinische Volkskunde zu verfassen in Gemeinschaftmit einer
ganzen Reihe von Gelehrten von Köln und der UniversitätBonn, die einmal die Zusammensetzung
des Landes die gesammtengeologischen oder hydrographischen Bedingungen behandeln soll, dann
die Zusammensetzung der Bevölkerung, die germanische,die römische,die fränkische Urzeit, das
geistige Wachsthum und Leben der Bevölkerungmit Ginschluß der Dialekte und der Dialektdichtung
und endlich das künstlerische Wollen, und da hintereinanderstehend:Stadtanlage, Kirche. Burg,
Haus Bauernhof, in ihren Grundzügen immer den Typus und das Gemeinsame betonend, zum
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Schluß Volkskunst, volksthümliche Kunsttraditioncn und Volkstrachten. Es ist eine solche Landes¬
kunde in ganz ähnlicher Fassung publizirt worden im KönigreichSachsen durch Robert Wuttkc in
der „SächsischenVolkskunde",und das ist ein Buch, das im ganzen Lande einen außerordentlichen
Absatz und sehr warmen Anklang gefundenhat. Die verschiedenensächsischen Ministerien haben
die gestimmte erste Austage in der Höhe uon über 3000 Exemplaren sofort aufgekauft. Es ist in alle
Bürgermeistereien, in alle Pfarrhäuser gebrachtworden, so daß hierdurchschon die weitesteVer¬
breitung erzielt worden ist.

Wir möchten den Anregungen auf eine solche Popularisirung der wissenschaftlichen
Resultate der Altcrthumswissenschaft und der Kunstgeschichtegern nach jeder Richtung hin entsprechen.

Auch die Jahresberichte der Provinzialkommissionfür die Denkmalpflege, die ja gleich¬
falls auf eine Anregung der verehrten Herren Abgeordneten hin dem hohen Hause regelmäßig
zugänglichgemacht worden sind, verfolgen diesen selben Zweck. Diese Jahresberichte sollen ja auch
zugleich den übrigen preußischen Provinzen und den übrigen deutschenBundesstaaten und auch dem
Auslande gegenüber Zeugniß ablegen von der beispiellosen Opferwilligkeit,mit der sich die Nhcin-
provinz die Erhaltung ihrer Denkmäler zur Ehrensachegemacht hat, und ich denke, daß nicht nur
die Rheinische Alterthumswissenschaft, nein, daß die ganze deutsche Kunstgeschichte insbesondereauch
dem hohen Provinziallcmdtag dauernd zu wärmsten» Dank für diese reichen Mittel und diese
intensive Fürsorge verpflichtetist. Wir hoffen und wünschen dringend, daß dieses rühmlicheund
leuchtende Beispiel vor allem auch zur Ncicheiferung anregend auf den PreußischenHerrn Finanz-
minister einwirken möge. (Heiterkeit.)

Was nun endlich die von Herrn Abgeordneten von Grand-Ry berührte Frage betrifft,
so gestatten Sie mir, meine Herren, darauf zu erwidern, daß es von jeher in der Provinzial¬
kommission für die Denkmalpflegebetont worden ist, daß es unser dringlichsterWunsch ist, immer
nur uns mit einer möglichst geringen Anzahl wichtigerKunstdcnkmälerbeschäftigen zu können. Es
ist gegenwärtig eine unglücklicheund uugesundeHochflut auch in der Restauratiousthcitigkeitim
ganzen Lande zu bemerken, die Wicderheistellungssuchtwirkt geradezu ansteckend und leider erstreckt
sich diese nicht nur auf die Erhaltung der Substanz der Bauwerke, sondern ebensosehrauf die
Wiederherstellungdes Innern und nicht zuletzt auf das unselige, cillzuwcitgehende Ausmalen des
Innern. (Sehr richtig!) Wenn hier die Anregung des hohen Hauses dazu beitragen würde, ein¬
mal die Anträge etwas zu retardiren, und dann ein etwas langsameres Tempo in die Restaurations¬
thätigkeit im Lande selbst hineinzubringen,vor allem auch die oft so übereiltenIunenrestaurationen
und malerischen Ausschmückungen hintcmzuhalten, bis eine ruhigere UeberlegungPlatz greift und
bis bessere künstlerische Kräfte zur Verfügung stehen, so würde dafür die Rheinische Denkmalpflege
dem Redner und seinen Anregungen nur dankbar sein können. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Becker: Das Wort hat Seine Durchlaucht der Fürst zu Wied.
AbgeordneterFürst zu Wied: Meine Herren! Ich habe Ihnen nur eine Kleinigkeit

vorzutragen und werde ganz kurz sein. Ich will an den Zahlen garnichts ändern. — Es ist bei
Punkt 20, bei Dierdorf, die Bemerkung gemacht, daß die Bewilligung von 4000 Mark zur Her¬
stellung des Thurmes unter der Bedingung erfolgen soll, daß der Provinzialkommissionfür die
Denkmalpflegeein ganz neues einwandfreiesProjekt für den Neubau des Langhausesvorgelegt wird.

Meine Herren! Sie haben das Projekt, das jetzt vorliegt, hier an der Tafel gesehen.
Nun will ich nur dazu sagen, daß das Presbnterium der evangelischen Gemeinde in dieses Projekt
so zu sagen verliebt ist und es sehr ungernc sehen würde, wenn es gezwuugeuwäre, ein anderes
Projekt vorzulegen. Ich würde also dem Landtag sehr dankbar sein, wenn Sie diese letzte Bemer?
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kung streichen wollten und dem Projekt mit einigen kleinen Veränderungen,die ja natürlich durch
den Konservator unserer Denkmäler veranlaßt werden könnten, Ihre Zustimmung geben wollten.
Ich thue das im Namen des Prcsbyteriums der Dierdorfer Gemeinde.

Stellvertretender Vorsitzender Becker: Herr KonservatorDr. Clemcn hat das Wort.
ProuinzialkonservatorProfessor Dr. Clemen: Der Anregung Sr. Durchlauchtdurften

die Sachverständigen der Provinzialkommissionja jedenfalls insoweit entsprechen können, daß in
unseren:Bureau der Gemeinde Dierdorf das vorgelegte in der jetzigen Fassung für uns unannehm¬
bare Projekt in einer Weise umgestaltet und verändert wird, daß einmal der äußere Eindruck
möglichst wenig verändert wird und daß auch auf der anderen Seite der Gemeinde dadurch leine
höheren Kosten erwachsen würden. Es würde auch an sich nichts dagegeneinzuwenden sein, daß
die bezeichnete Bedingung seitens des Hoheit Provinziallandtages fallen gelassen würde. Ich muß
nur darauf aufmerksam machen, daß die Bedingung ja nicht allein von uns gestellt wird, sondern
daß die Königliche Staatsrcgierung ja wohl ebenso gezwungensein wird, sich mit dem Projekt zu
befassen und daß es auch auf diesem Wege in die Hände des Provinzialkouscrvatorsgelangen wird,
und ich glaube nach den bisherigen Besprechungen mit den Organen der Königlichen Staatsrcgierung
in Eoblenz annehmen zu können, daß auch auf die Weise eine Korrektur des Projektes erfolgen
muß. Nur würde die wohl auch hier in einer Form gemacht werden können,daß diesem Wunsche
der Gemeinde,die thatsächlich in ihr Projekt verliebt ist, so weit entsprochen wird, wie das mit
unseren, Gewissen zu vereinbaren ist. Darüber hinaus: uon liyuet.

Abgeordneter Fürst zu Wied: Ja, meine Herren, ich würde mir noch erlauben,wenn
ich das Wort habe,

Stellvertretender Vorsitzender Becker: Sr. Durchlaucht Fürst zu Wied hat das Wort.
Abgeordneter Fürst zu Wied (fortfahrend) den Antrag zu stellen, diesen romanischen

Bau der jetzt vorgesehen ist, als Grundlage zu nehmen, und nur die kleinen Aenderungenvorzu¬
nehmen die der Herr Konservatorso freundlich angeboten hat, in seinem Bureau zu veranlassen.
Das möchte ich also als Antrag stellen,daß der romanische Bau in den Bedingungen bleibt und
nur einige kleine Aenderungen, die dabei nothwendigsind, von dem Herrn Konservatorausgeführt
werden sollen, und daß also die jetzt dort befindliche Bedingung fallen gelassen wird.

Stellvertretender Vorsitzender Becker: Sonst meldet sich Niemand weiter zum Wort —
auch in der Sache nicht weiter. Dann darf ich die Verhandlung schließen. Wir kommen zur

""'""Der -Antrag Sr. Durchlauchtdes Fürsten zu Wied geht dahin, wenn ich ihn recht ver¬
standen habe und richtig lese, die Bemerkungdahin zu ändern, daß der romanische Bau als Grund¬
lage belassenwird und nur einige kleine von dem Herrn Konservator gebilligteAenderungen vor¬
genommenwerden.

AbgeordneterFürst zu Wied: Und daß die Bemerkungfallen gelassen wird.
Stellvertretender Vorsitzender Becker: - ^ Daß die Bemerkung dahin geändert wird,

daß dieser Passus statt der Bemerkungin die Nachweisung gesetzt wird. (AbgeordneterFürst zu
Wied: Ja!) Liegen noch Bedenkengegen den Antrag vor? — Das Wort hat der Herr Konser¬
vator Dr. Clemen.

ProvinzialkonservatorProfessor Dr. Clemen: Darf ich dann bitten, daß die zuerst von
Sr Durchlauchtvorgeschlagene Fassung gewählt würde, daß dieser Passus ganz fallen gelassen
wird und überhaupt keine Bedingung gestellt wird.

(AbgeordneterFürst zu Wied: Mir auch recht!)
22
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Stellvertretender Vorsitzender Becker: Meine Herren! Dann kommen wir wieder in
die materielle Verhandlung. Ich eröffne daher die Verhandlung von Neuem und bitte, sich
auszusprechen.

Es ist also jetzt der Antrag von dem Herrn Vertreter des Landeshauptmanns gestellt
worden, die ganze Bemerkungfallen zu lassen.

Se. Durchlaucht der Fürst zu Wied hat das Wort.
Abgeordneter Fürst zu Wied: Ich bin auch damit einverstanden.
Stellvertretender Vorsitzender Becker: Wird also dieser Abänderungsantragzurückgezogen?

(AbgeordneterFürst zu Wied: Ja!)
Dann liegt nur noch der Antrag vor, die Bemerkungganz zu streichen.
Wünschtsonst noch Jemand das Wort? — Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich

die Verhandlung und bitte diejenigenHerren, welche dem Antrage des Herrn Landeshauptmanns
gemäß die Bemerkung bei der betreffendenPosition ganz streichen wollen, die Hand zu erheben.
(Geschieht.) Das ist die große Mehrheit. Der Antrag ist angenommen.

Auch sonst hat sich Niemand zum Wort gemeldet. Dann schließe ich die Verhandlung
und darf wohl, da weitere Anträge nicht vorliegen, auch ohne besondere Abstimmung feststellen,
daß die Versammlung die Vorlage Ihrer eisten Fachkommission genehmigthat. (Zustimmung.)

Damit ist der Gegenstand erledigt.
Wir kommenzum Gegenstand Nr. 10. (Lebhafte Rufe: Schluß! Vertagen!)
Meine Herren! Es sind nur ganz kleine Sachen. (Erneute Rufe: Vertagen!) Wenn

Sie aber durchaus vertagen wollen, dann müssen wir den Schlußantrag zur Abstimmungstellen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es ist also ein Vertagungsantrag gestellt-

Ich möchte aber doch bemerken, wir haben eigentlich nur noch zwei Tage zu sitzen. (Zuruf: Das
ist egal!) Ich meine, es würde gut sein, wenn wir noch möglichst weit mit unserer Arbeit gediehen.
(Rufe: Vertagen!) Es sind nur noch ganz kleine Sachen, die können wir noch erledigen.

Sie beharren aber auf der Absetzung der übrigen Sachen? (Rufe: Ja!)
Ich bitte, die Plätze einzunehmen.
Ich ersuche diejenigenHerren, welche für Schluß der heutigen Sitzung und Vertagung

sind, sich zu erheben. (Geschieht.)
Das ist mit großer Majorität angenommen.
Ich würde also diese Gegenstände der heutigen Tagesordnung — ich bitte noch um etwas

Ruhe — auf die morgige Tagesordnung setzen.
An die Spitze würde ich stellen für die morgige Tagesordnung: Wahl eines stellver¬

tretenden Vorsitzendendes Provinziallandtagcs, nachdem Herr OberbürgermeisterVccker auf sein
Amt verzichtet hat.

„Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Ausführung des Beschlusses
des 40. Provinziallandtags in Bezug auf die künstlerischeAusschmückung des Sitzungs¬
saales."

„Antrag der I. Fachkommissionzu dem Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie Petition des RheinischenStädtebundes, des Vereins der Bürgermeister
der nicht im Städtetage vertretenen Städte und der Landgemeinden in der Rhein¬
provinz :c. um Bewilligung von Zuschüssenzu den Einquartierungslasten seitens der
Provinz an die Gemeinden."

Den Antrag über den Kanal würde ich auf Donnerstag verlegen, das sage ich hier schon.
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„Antrag der I, Fachkommission zum Vorbericht zu dem Haushaltsplan der Provinzial»
Verwaltungder Rheinprovinz sowie zu den zu demselben gehörendenHaushaltsplänen
der einzelnen Verwaltungszweigcund Anstaltenfür die Rechnungsjahrevom 1. April 1901
bis 31. März 1903.

(Beschlußfassung über die Höhe der zu erhebenden Provinzialabgaben)
in Verbindung mit

dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialuerwaltung der Rheinprovinz für die Rechnungs¬
jahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Antrag der I. Fachkommissionzu dem Schreiben des Landeshauptmanns, Geheimen
Ober-Regierungsraths Dr. Klein bezüglich seines Uebertritts in den Ruhestand.

Die heute vertagten Nummern würde ich an das Ende der Tagesordnung setzen.
Meine Herren! Also morgen früh würde ich die Herren bitten, um ^11 Uhr hier zunächst

zu einer vertraulichenBesprechungüber die Dotationsrente zusammenzu treten und um 11 Uhr
zur Sitzung.

Dann käme noch eine Petition der Straßenaussehcr morgen zur Verhandlung.
Ich schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung 4 Uhr 40 Minuten.)

Siebente Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Mittwoch den 13. Februar 1901.

Beginn Vormittags 11 Uhr 55 Minuten.

Tagesordnung:
1. Eingänge. . , . ^
2 Vornahme der Wahl des stellvertretendenVorsitzenden des Provmziallandtags.
3 Bericht und Antrag des ProvinzialaMchusses, betreffend die Ausführung des Beschlussesdes

40 Provmziallandtags in Bezug auf die künstlerische AMchmückung des Sitzungssaales.
4 Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend

die Petition des Rheinischen Städtebundes, des Vereins der Bürgermeisterder nicht im Städte¬
tage vertretenen Städte und der Landgemeindenin der Rheinprovinz «. um Bewilligung von
Zuschüssen zu den Einquartierungslasten seitens der Provinz an die Gemeinden.

5. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für gewerblicheZwecke für die Rechnnngs-
jähre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

6 Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Prouinzial-Blindm-Unterrichts-
anstauen zu Düren („Elisabeth-Stiftung") und Neuwied („Auguste Viktoria-Haus") sowie
über den Unterstützungsfondsfür entlassene Blinde für die Rechnungsjahrevom 1> April 1901
bis 31. März 1903.

22»
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7. Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das Hebammcnweseneinschließlich
der Hebammen-Lehranstalt zu Köln für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis
31. März 1903.

8. Antrag der I. Fachkommission zum Vorberichtzu dem Haushaltsplan der Provinzialverwaltung
der Rheinprovinz sowie zu den zu demselbengehörendenHaushaltsplänen der einzelnen Ver-
waltungszweigcund Anstalten für die Rechnungsjahrevom 1. April 1901 bis 31. März 1903

(Beschlußfassung über die Höhe der zu erhebendenProvinzialabgaben)
in Verbindung mit

dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz für die Rechnungsjahre
1. April 1901 bis 31. März 1903.

9. Antrag der I. Fachkommissionzu dem Schreibe« des Landeshauptmanns, Geheimen Ober-
Regierungsraths Dr. Klein bezüglich seines Ucbcrtritts in den Ruhestand.

10. Antrag der I. Fachkommissionzu der Petition verschiedenerStrcißencmfseherum Erhöhung
des Diensteiukummcnsund Verleihung des Titels „Straßenmeister".

11. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die nachträglicheGenehmigungzu dem Ankauf des Hauses Icüobstraßc Nr. 35 in Köln nebst
Zubehör.

12. Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
die Errichtung einer Provinzial-Hebammcn-Lehranstaltzu Elberfeld.

VorsitzenderFürst zu Wied: Die Sitzung ist eröffnet.
Das Protokoll über die Plenarsitzung vom 12. dss. Mts. liegt auf dem Tische des

Hauses offen.
Als Schriftführer für die heutige Sitzung fungircn die Herren Vcrwaltungsgerichtsdircktor

Linz und Landrath Pastor.
Ich habe folgende Eingänge mitzutheilen:
Der nachfolgendeAbändcrungsantrag zum Kanalantrag ist eingegangen:
Die Unterzeichnetenbeantragen:

„Den die Kanalvurlage betreffenden, bei dem Provinziallandtag eingebrachtenAntrag
sud I dahin abzuändern:

den Provinzilllausschußzu beauftragen:
I. der KöniglichenStaatslegierung und dem Landtage der Monarchie mitzutheilen,

daß nach der Meinung des Rheinischen Provinziallandtages die Interessen der
Rheiuprovinz es dringend erwünscht erscheinen lassen,, daß über die dem Abgeord¬
netenhaus«! vorliegende wasserwirthschaftlicheVorlage eine Verständigung zwischen
der KöniglichenStaatsrcgierung uud den Häusern des Landtags der Monarchie
erfolgt und daß insbesonderedie Verbindung des Dortmund-Gms-Kanals mit dem
Rheine vorab am richtigsten durch die Erbauung der Emscherthalliuiehergestellt
wird.

WünschenSie die Namen derjenigenzu hören, die das unterschrieben haben? (Rufe: Ja!)
Frhr. von Schorlemer, I. Deströe, Merrem, Dr. von Beckerath, von Kruse, Kaufmann, Lekebufch,
F. Robinson, Dr. A. von Nell, Frhr. F. von Diergardt, P. Andreae, Eugen Graf von und zu
Hoensbroech, von Nell, Graf und Marquis von und zu Hocnsbrocch, Frhr. von Dalwigk,
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Th. Melchers, Huthmacher,Blum, Tilm. Biinniger, Ioh. Dingelstad, Fr. van Beers, Iac. Caspers,
Meising, Brüning.

Ich würde diesen Antrag in Gemeinschaft mit dem AntrageLueg morgen in der Plenar¬
sitzung zur Verhandlung stellen. — Es erfolgt kein Widerspruch. — (AbgeordneterBecker: Und
drucken lassen, Durchlaucht) Der Antrag ist schon gedruckt und wird im Druck an die Abgeord¬
neten gehen.

Dann habe ich noch als Eingang mitzutheilen einen Antrag des Provinzialausschusses
betreffs Ankauf einer Landparzelle an der Provinzial-Heil- und Pflegecmstalt zu Bonn. Dieser
Eingang wird der II. Fachkommission überwiesen, welche zur Berathung am Schluß der heutigen
Plenarsitzung zusammentretenwird. Wer ist der Vorsitzende? (AbgeordneterFriederichs: Darf ich
mir das Wort dazu erbitten?) Herr AbgeordneterFriederichshat das Wort.

AbgeordneterFriederichs-Remscheid: Meine Herren von der II. Fachkommission, Sie
hören, es ist uns noch eine Arbeit zugewiesen. Ich glaube, sie wird Ihre Zeit nicht lange in
Anspruch nehmen, möchte Sie aber bitten, gleich nach Schluß der Plenarsitzung sich im Zimmer 20
zu versammeln. Wir können dann gleich die Sache in kurzer Zeit heute noch erledigen; sonst
muß ich Sie für morgen einladen. Ich denke, Sie sind damit einverstanden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Antrag der II. Fachkommission wird sodann auf die
Tagesordnung für die morgige Sitzung gesetzt werden.

Ich habe noch mitzutheilen, daß sich entschuldigt haben die Herren Abgeordneten:
Wandesleben, wegen dringender Geschäftetelegraphischaus Köln, dann Freiherr von Diergardt,
wegen plötzlicher schwererErkrankung seiner Tochter, Schmidt von Schwind, wegen eigener Erkrankung
und Freiherr von Wenge-Wulffcnebenfalls.

Meine Herren! Wir würden nunmehr zu Nr. 2 unserer Tagesordnung kommen:
Vornahme der Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden des Provinzial-
landtllgs.

Ich gebe Herrn AbgeordnetenBecker das Wort,
Abgeordneter Becker: Meine hochverehrten Herren! Ich möchte Ihnen vorschlagen, den Herrn

Grafen von Fürstenberg, der bisher schon stellvertretenderVorsitzender des Landtags gewesen ist
und der durch Krankheit in den vorhergehendenTagen verhindert war, seines Amtes zu walten,
per Akklamation wieder zu wählen. (LebhafteZustimmung.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich frage, ob gegen den Modus der
Wahl durch AkklamationWidersprucherfolgt? (Rufe: Nein! Nein!)

Das ist nicht der Fall; dann würde ich fragen, ob gegen die vorgeschlagene Person etwas
zu erinnern ist. Das ist auch nicht der Fall, so erkläre ich Seine Excellenzden Herrn Grafen von
Fürstenberg-Stammheim, als stellvertretendenVorsitzendendes Landtags einstimmigdurch Akkla¬
mation gewählt.

Ich frage, ob derselbe die Wahl annimmt?
AbgeordneterGraf von Fürstenberg-Stammheim: Mit aufrichtigem Danke gegen

das hohe Haus erkläre ich mich zur Annahme der Wahl bereit. (Bravo!)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Wir kommen nnn zu Nr. 3 der Tagesordnung:

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Ausführung
des Beschlusses des 40. Provinziallandtags in Bezug auf die künstlerische
Ausschmückung des Sitzungssaales.

Herr AbgeordneterBarthels hat das Wort.
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BerichterstatterAbgeordneterBarthels: Meine Herren! Die künstlerischeAusschmückung
unseres Sitzungssaales hat den Landtag schon mehrfach beschäftigt. Der historische Hergang dieser
Angelegenheitist in der Drucksache Nr. 3? von dem Provinzialausschuß ausführlich dargelegt.
Ich glaube, deshalb darauf nicht zurückkommen zu brauchen, sondern erlaube mir nur, auf diese
Darlegung hier zu verweisen. Hier heißt es am Schlüsse des 2. Absatzes, daß der Provinzial¬
ausschuß nach vergeblichenanderweitigen VersuchenNetze in vertikaler und horizontaler Richtung
im Luftraume des Saales hat anbringen lassen, welche anscheinend eine Verbesserungder Akustik
zur Folge gehabt haben. Meine Herren, wenn wirklich dadurch eine Verbesserung der Akustik
herbeigeführt worden ist, so ist das jedenfalls nur in so geringem Maße der Fall gewesen—
und ich glaube, Sie werden mir darin beipflichten—, daß wir damit diese Angelegenheit nicht
als erledigt betrachten können. (Sehr richtig!)

Die I. Fachkommission hat es deshalb für richtig gehalten, den Versuch zu machen, die
hier oben angebrachtenWolluorhänge wieder entfernen zu lassen, um zu tonstatiren, ob dadurch
die Akustik eine bessere geworden sei. Das wird nun vielleichtvon der Majorität der Mitglieder
wohl bejaht werden können, wenigstens soweit ich mich erkundigt habe, glaubt man allgemein, daß
eine geringe Verbesserung dadurch herbeigeführt worden ist. Ich meinestheils kann von dem
Platze, den ich in der Mitte habe, das nun gerade nicht bestätigen. Es scheint aber, daß vielleicht
entfernter Sitzende, jetzt doch vielleichtetwas besser den Verhandlungenfolgen können, als es früher
der Fall gewesenist. Jedenfalls ist die Frage noch nicht als abgeschlossen zu betrachten,und weil
damit die Frage der künstlerischen Ausschmückung des Saales in enger Verbindung steht, so glaubt
die I. Fachkommission,Ihnen empfehlenzu sollen, den Provinzialausschuß zu bitten, sich weiter
mit der Frage zu beschäftigen.

In der Kommission selbst, wo die Sachverständigen von der Vauverwaltung anwesend
waren, ist darauf hingewiesenworden, daß vielleicht das Glasdach und besonders diese Voute im
Glase die schlechte Akustik herbeiführe und der betreffendeHerr hat den Vorschlag gemacht, eben
diese Voute, die Sie hier oben sehen, durch eine große Glaswand einmal provisorischabzuschließen,
das würbe sich mit einigen hundert Mark Kosten herstellen lassen. Man glaubt, daß dadurch
noch eine Verbesserung herbeigeführt werben könne. Jedenfalls ist die Sache heute noch nicht
spruchreif und die I. Fachkommission unterbreitet Ihnen daher den folgenden Antrag:

„Der Provinziallandtag wolle nach Prüfung der angeregten Fragen den Provinzial¬
ausschuß beauftragen, ihn« bis zur nächsten Tagung Vorschlägezur Ausschmückung des
Saales zu unterbreiten."

Ich empfehleden Antrag zur Annähn«.
VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffnedie Diskussion. Da kein Widersprucherfolgt,

erkläre ich den Antrag angenommen.
Wir kommen nun zu Nr. 4 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Petition des Rheinischen Städtebundes, desVer-
eins der Bürgermeister der nicht im Städtetage vertretenen Städte und der
Landgemeinden in der Rheinprovinz lc. um Bewilligung von Zuschüssen
zu den Einquartierungslasten Seitens der Provinz an die Gemeinden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterVeltman hat den Vortrug als Bericht,
erstattei und ich bitte ihn, seinen Vortrag zu halten.

BerichterstatterAbgeordneterVeltman: Meine Herren! Die Frage der Erleichterung
und Ausgleichung der Einquartierungslasten in der Rheinprovinz hat seit längeren Jahren regel-
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mäßig auf der Tagesordnung des Rheinischen Provinziallandtages gestanden und es ist erklärlich,
da diese Frage eine endgültige Erledigung bisher nicht gefundenhat, daß die Interessenten wieder¬
holt und dringend jetzt auf eine Entscheidung hindrängen. Es liegen in dieser Frage vor Petitionen
des Rheinischen Städtebundes und der Vertretung der Landgemeindenund Städte in der Provinz,
die diesem Städtebunde nicht angehören, und schließlich der Vorsitzenden der Kreisausschüsse einer
großen Anzahl von Gifelkreisen.

Da die Frage, wie erwähnt, des öfteren hier erörtert worden ist, so bin ich wohl der
Verpflichtung enthoben, im Einzelnen und von Grund aus diese Angelegenheitzu behandeln.
Andererseitsaber weiden Sie von mir verlangen können, daß ich Ihnen kurz in Erinnerung bringe,
welchen Gang die Verhandlungen hier genommenhaben.

Die Klagen gehen nicht etwa nur von einzelnenbesondersbetroffenenKreisenallein aus,
sondern aus allen Theilen der Provinz erheben sich Klagen über die Höhe der Einquartierungs¬
lasten, insbesondere auch darüber, daß diese Lasten außerordentlichungleiche und daher für die
betroffenenKreise schwer bedrückende seien.

Bereits im Jahre 1888 hat der Landtag sich dahin ausgesprochen,daß die Einqnartie-
rungslasten in den einzelnenTheilen unserer Provinz ungleich drückend und unerträglich seien,
und sich an die Militärverwaltung mit der Bitte gewendet, die Rcichsmilitärverwaltung möge
anerkennen,daß hier eine Reichslast vorliege, und in dem Sinne auch eine Abhülfe schaffen.

Gleich zu Eingang der Verhandlungenhat sich eine Rechtsfragedahin aufgeworfen, ob denn
die Provinz einerseitsverpflichtet und andererseits auch berechtigt sei, hier eine Abhülfe zu treffen.
Darüber kann wohl kein Zweifel fein, daß es eine Verpflichtungdes Reiches ist, die Einquartirungs-
lasten zu tragen und zu regeln. Aber gleich auf den ersten Beschlußdes Provinziallandtages hat
sich im Jahre 1890 der Herr Minister des Innern dahin ausgesprochen, daß der Provinziallandtag
selbst Abhülfe schaffenmöge, daß dazu der § 3? der Provinzialordnung der Rheinprovinz eine
Handhabe biete, wonach die Provinz berechtigt sei, im Interesse der Provinz alle Ausgaben zu
machen und auch Abgaben für diese Ausgaben zu erheben. Von Anfang an hat sich aber der
Provinziallandtag auf den Standpunkt gestellt, daß diese Forderung eine unberechtigte sei, daß
vielmehr das Reich allein verpflichtetsei, hier Abhülfe zu schaffen,wenn eine solche nöthig sei.
Daß die Lasten sehr drückende sind und daß sie andererseits auch ungleich vertheilt sind, das ist
niemals bestritten worden. Es ist zunächst in dieser Beziehung darauf hingewiesen worden und ist
auch heute darauf hinzuweisen, daß die Beihülfe, die das Reich für Einquartierungslasten,Natural¬
leistungen gewährt, mit der Zeit jedenfalls ungenügend geworden ist, wenn sie früher genügend
war Im Wesentlichen weiden die Beihülfen in Gestalt von Servisgewährung und Entschädigung
von Naturalleistungen gewährt auf Grund von gesetzlichenBestimmungen und Reglements aus
dem Jahre 1875, und da kann es wohl nicht zweifelhaft sein, daß inzwischen die Lebensbedingungeu
soviel ungünstiges die Lebensmittel soviel theurer gewordensind, daß, wenn damals die Zuschüsse
und Entschädigungenausreichendwaren, sie es heute nicht mehr sind.

Des Ferneren ist es hier in der Rheinprovinz als besonderer Mangel empfundenworden,
daß gerade einzelneKreife durch die Ginquartierungslasten besonders belastet worden sind. Das
sind gerade unsere gebirgigenGegenden, die einerseitsdeshalb mit Vorliebe von den Truppen für
Manöverübungenund für Marschleistungen aufgesucht weiden, weil das Gelände für diese Nebungen
aünstiaer ist und auch Flurschaden dort nicht in dem Umfange entstehen wie an anderen Orten,
während andererseits gerade diese Kreise wegen der mangelhaftenKulturbefchaffenheit des Geländes
auch die ärmsten sind und infolge dessen gerade hier der Druck der großen Ginquartierungslasten
besondersstark empfundenwird.
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Ueber die Höhe der Lasten, die die einzelnen Gemeinden bezw. Quartiergeber tragen,
sind im Jahre 1896 von der Provinz statistische Erhebungen veranlaßt worden resp, auf Antrag
der Provinzialverwaltung seitens der königlichenStaatsregierung aufgestellt worden. Diese Er¬
hebungen haben ergeben, daß in sehr großem Umfange die einzelnen Gemeinden durch die
Einquartierungslasten getroffen werden.

Im Jahre 1889 haben die Gemeinden der Rheinprovinz einen Zuschuß leisten müssen in
der Höhe von 386 000 Mark. Die Provinzialverwaltung hat sodann Erhebungen darüber ange¬
stellt, in welchem Umfange aus Provinzialmitteln Beiträge zu leisten feien, wenn auch nur im
verhältnißmäßig bescheidenen Umfange diefe Einquartiernugslasten erleichtertwerden sollten.

Nach der bestehenden Gesetzgebungresp, den Reglements wurden damals an Servis
gewährt 6 Pfennig pro Tag und Mann vom Feldwebel abwärts. Es wurden damals gewährt
an Verpflegungsgeldernbei voller Verpflegung ein Betrag von 50—60 Pfennig, und es ist damals
ausgerechnet worden, daß, wenn die Provinz einen Zuschuß zu den Verpflegungskostenvon
35 Pfennig pro Kopf und Tag gewähre, das für das Jahr 1889 eine Belastung von 235000 Mark
ausmachen würde.

In der Eingabe, die seitens des rheinischen Städtebundes dem hohen Hause vorgelegt
worden ist, ist dann, dem Wunscheentsprechend,einen Zuschuß von 40 Pfennig zu bekommen,
berechnet worden, wie groß der Zuschuß der Provinz bei diesem Satze von 40 Pfennig pro Mann
und Tag fein würde. Es ist dieser Zuschuß berechnet worden für die Jahre 1889—1895 und
hat ergeben, daß diefer Zuschuß im Jahre 1890 der höchste hätte sein sollen, da er dann
503 000 Mark betragen haben würde, daß er am geringsten in dieser Zeitperiode im Jahre 1893
240 000 Mark gewesen wäre. Es handelt sich also in dieser Frage um eine jährliche Belastung
der Provinz um diese Beträge, die beinahe ein Prozent des Einkommensteuersollsder Provinz
erreichen würden, wenn man den Wünschender Interessenten entgegenkommen würde.

Was nun die Belastung der Gemeindenan sich betrifft, fo sind auch darüber im einzelneu
Erhebungen angestellt. Ich glaube, sie nicht vortragen zu sollen, da sie übersichtlich zum Theil
den Herren in dem Bericht des Provinzialausschussesresp, in den Petitionen mitgetheilt sind. Ich
will nur hervorheben, daß nach diesen statistischen Erhebungen die thatsächlichen Kosten der Ver¬
pflegung eines Mannes in der Provinz etwa 1,40 Mark pro Tag betragen. Im einzelnen sind
die Gemeinden davon in hohem Umfange betroffen worden, fo wird in, der ersterwähntenPetition
des Städtebuudes hervorgehoben,daß eine einzelne kleinere Stadtgemeinde von 5500 Einwohnern
einen Zuschlag zur Einkommensteuerin Höhe von 50"/» habe erheben müssen, eine andere Stadt
von 6600 Einwohnern einen Zuschlag in der Höhe von 61»/«, nur um die Lasten der Ein¬
quartierung eines einzigen Jahres zu decken.

Wenn ich oben erwähnt habe, daß die Verhandlungen und Beschlüssedes Provinzial-
landtages bisher zu einer endgültigen Entscheidung nicht geführt hätten, so darf ich doch nicht
unterlassen, hervorzuheben,daß die Eingaben, die durch Beschlußdes Provinziallandtages an die
Kgl. Staatsregierung gerichtet worden sind, nicht ohne Erfolg gebliebensind. Es sind im Laufe
der Jahre verschiedene Erleichterungen in Aussicht gestellt worden und diese Erleichterungensind
thatsächlich eingetreten. So war in Aussicht gestellt worden daß nach Möglichkeitdie Truppen
Biwaks beziehen sollten und von einer Einquartierung in die Ortschaften Abstand genommen
werden sollte, daß die Regiments- und Brigadeexerzierenin der Nähe der größeren Garnisonen
stattfinden sollen, daß in den einzelnen Korpsbezirken,insbesonderefür das 8. Korps bei Elsenborn,
ein grußer Uebungsplatzangelegt werden solle, daß ferner die Truppen meist mit, statt wie früher



42. Rheinischer Provinziallandtag, 7. Sitzung am 13. Februar 1901. 17?

üblich meist ohne Verpflegung einquartiert werden sollten, und daß schließlichdie Vergütung für die
Verpflegung, die bisher nur durchschnittlich 50—60 Pfennig betrug, auf die Marschverpflegung
erhöht weiden sollte, die 80 Pfennig beträgt.

Es ist dann eine statistische Erhebung im Jahre 1896 veranlaßt worden, die ergeben hat,
daß thatsächlich diese in Aussichtgestellten Erleichterungengeschaffen worden sind und daß sie zum
Theil auch Erfolge gehabt haben. Es ist dieses namentlich hervorzuhebenhinsichtlich der Einquar¬
tierung der Truppen mit Verpflegung. Es hat sich nämlich die an sich erfreulicheThatfacheheraus¬
gestellt,daß dann die Quartiergeber am meisten belastet werden, wenn die Truppen ohne Verpflegung
einquartiert sind, woraus hervorgeht, daß gerade dann, wenn die Quartiergeber am wenigsten
verpflichtetsind, den Truppen Lieferungenzu stellen, sie dann gern bereit sind, nach Möglichkeit
die Mannschaft gut zu verpflegen, daß sie dann auch gern mit ihnen Speise und Trank theilen.

Die Erhebung hat ergeben, daß für die Rheinprovinz auf das Jahr 1889 237 000
Einquartierungstage mit Verpflegung und 434 000 ohne Verpflegung entfielen.

Nach der Einführung der neuen Bestimmung, daß möglichst mit Verpflegung einquartiert
werden solle, hat 1895 die Erhebung ergeben, daß mit Verpflegung 369 000 Tage und ohne
Verpflegung nur 275 000 zu zählen waren, daß alfo den Wünschen des Landtages und der
Quartiergeber entsprechend hier eine Besserungeingetreten war.

Es ist dann allerdings wieder hervorzuheben,daß in Folge der Verschiebung der Werthe,
in Folge der Vertheuerung der Lebcnsmittelnach Angabe der Petenten die thatsächliche Erleichterung
nur eine geringfügigegewesen ist. Gs ist auch jetzt wieder eine solche Vertheuerung der Lebens¬
mittel eingetreten, daß eine weitere Belastung allein hierdurch entstanden ist. Was ferner die
Anlage und Inbenutzungncchmedes Uebungsplatzesbetrifft, so ist hierdurch nur eine theilweise
Erleichterungder Einquartierungslast in der Provinz eingetreten,denn wenn auch dadurch einzelne
Theile der Provinz entlastet werden, so weiden doch andererseitsdurch die Benutzungdes Uebungs-
platzes Clsenborn einzelne Kreise ganz besonders stark in Anspruchgenommen, wie das aus der
Zusammenstellunghervorgeht, die der Petition der Eifelkreise beigelegt ist. Schließlichist darauf
hinzuweisen, was bisher in den Berichtennicht hervorgehobenworden ist, daß durch die vorzügliche
Eigenschaft des Uebungsplatzesbei Elsenborn, des Uebungsgeländesunserer Provinz, die Einquar¬
tierungen aus andern Armeekorpsaußer dem rheinischen zugenommenhaben und daß i. I. 1896
eine Anweisungdes Herrn Kriegsministersergangen ist, wonach fremdenArmeekorpseinzelne Theile
der Eifel als Uebungsbezirle zugewiesensind. Soviel mir bekannt, ist auch der Uebuugsplatz
Elsenborn von Truppen anderer Armeekorpsin Benutzung genommenworden.

Es ist ferner dann durch die Gesetzgebung des Jahres 1897 insofern noch eine Erleich¬
terung eingetreten,als der Servissatz für die Mannfchaftenum einen erheblichen Prozentsatz,nämlich
um 33'/3°/« erhöht ist. Diese Steigerung des Servissatzes hat aber doch faktifch eine ganz
geringe Bedeutung. Dieser Servissatz hat früher 6 Pfennig pro Mann und Tag betragen und
beträgt jetzt 8 Pfennig pro Mann und Tag, wodurch eine wesentliche Erleichterung des einzelnen
Quartiergebers wohl kaum eingetretenist. Schließlich hat auch eine Erhöhung des Verpflegungs¬
satzes von 60 auf 80 Pfennig pro Mann und Tag stattgefunden. Ihre Kommission,meine
Herren, die I. Fachkommission war nun der Ansicht, daß hiernach thatsächlich eine große Belastung
der ganzen Provinz und namentlich einzelner Theile derselben vorliegt, daß man doch Bedacht
nehmen möge, diesem Mißstande abzuhelfen,andererfeits aber nicht anerkennenkönne, daß es eine
Last der Provinz sei, sondern daß es eine Last des Reiches sei. Die Rechtsfrage, die ich soeben
angeführt habe, ist von Ihrer Kommission dahin entschiedenresp, beantwortet worden, daß sie
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festhält an dem Standpunkt, das Reich habe für eine genügende,für eine ausgiebigeEntschädigung
Sorge zu tragen. Andererseits aber hat Ihre Kommissionauch die Meinung gehabt, daß für den
Fall, daß diese Entschädigungnicht in genügendemUmfangeeintritt, doch dem Landtage eine Vor¬
lage gemachtwerden soll über die Art und die Höhe, wie seitens der Provinz eine Entschädigung,
ein Ausgleich der Lasten stattfinden könne. Die Frage, ob die Provinz überhaupt nur berechtigt
sei, durch ihre Mittel und durch Umlagen diese Ausgleichungenund Entschädigungenzu leisten,
fand verschiedene Beurtheilung in der Kommission.

Es wurde dort die Ansicht vertreten, daß die Provinz hierzu nicht nur nicht verpflichtet,
sondern auch nicht berechtigtsei. Es wurde hingewiesenauf § 3? der Provinzialordnung, wonach
die Provinz ja allerdings für alle ihre Interessen Ausgaben leisten und zur Deckung dieser Aus¬
gaben Umlagen machen kann, daß diese allgemeine Bestimmung, ihre Grenze nach der Iudikatur
und nach der Theorie darin finde, daß die Provinz dort nicht eingreifen dürfe, wo es sich nicht
um allgemeine Interessen der Provinz, sondern um reine Lokalinteressenhandele und andererseits
auch nicht da eingreifen dürfe, wo eine gesetzliche Verpflichtungdes Reichesoder des Staates vorliege,
wie dies hier der Fall sei.

Meine Herren! Der Provinzialausschuß hat den Vorschlag gemacht, auf die drei erwähnten
Petitionen hin zunächst die erforderlichenstatistischen Erhebungen anzustellen und sich da nochmals
an die Reichsmilitärbehörde zu wenden, daß diese ihren Verpflichtungennachkommenmöge, die
Einquartierungslast erheblich mildere, einen günstigeren Ausgleichschaffe und daß dann schließlich
dem nächsten Provinziallandtage die Frage nochmals zur endgültigen Regelung vorgelegt
werden müsse.

Wenn Ihre Kommission,meine Herren, nun auch anerkannte, daß die Sachlage nach dem
Verlaufe der Verhandlungen und daß auch die statistischen Erhebungen, die gemacht sind, über die
Nothlage einerseits und über die aufzuwendendenMittel andererseits, nicht so weit zum Abschluß
gebracht sind, daß schon in unserer heutigen Tagung ein endgültiger Beschluß gefaßt weiden könne,
so glaubte doch Ihre Kommission,einige Aenderungenin dem Vorschlage des Ausschusses vornehmen
zu sollen, einmal dahin, um eine endgültige Aufklärung der Rechtsfrage, ob eine Verpflichtung
oder Berechtigungder Provinz hier vorliegt, zu erzielen, andererseitsauch die Fassung des Antrages
dahin abzuändern, daß zum Ausdruck kommen solle, daß nunmehr der nächste Provinziallandlag
in der Lage sei, eine endgültige Entscheidungdieser Frage herbeizuführen. Diese endgültige Ent¬
scheidung hat man in der Kommission dahin verstanden, daß für den Fall, daß nicht etwa der
Provinziallandlag sich auf den Standpunkt stellt, daß die Provinz überhaupt nicht berechtigt
sei, hier einzugreifen,er dann eine Vorlage fände, die geeignetsei, den Gegenstand einer Beschluß¬
fassung zu bilden, die eine materielle Erledigung herbeiführt.

Es ist, nachdemdie Kommissiondiesen Standpunkt eingenommenhatte, seitens des Herrn
Landeshauptmanns die Frage angeregt, ob man nicht bereits in der Kommissiondarüber berathen
solle, in welcherWeise eventuell diese Entschädigungund Ausgleichungstattfinden soll.

Es hätten dann Verhandlungen darüber geführt werden müssen, zunächst ob der von der
Provinz früher berechneteSatz von 35 Pfennig oder der von dem Städtebunde gewünschte Satz
von 40 Pfennig das Richtige treffe. Es hätte ferner erwogen weiden müssen, wenn die Provinz
die Lasten übernimmt, in welcher Weise diese Lasten durch Umlagen aufgebracht werden sollen
blos durch Belastung der Einkommensteueroder, wie früher einmal angeregt worden ist, dadurch,
daß sie als Reallasten angesehen weiden sollen und daher die Grund- und Gebäudesteuerdie
Grundlage für diese Umlage bilden solle.
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Ferner würde zu erwägen sein, in welcherWeise nun die Vertheilung an die Gemeinden
resp, an die Quartiergeber erfolgen soll, ob etwa alle Gemeinden und Quaitiergeber, die mit
Einquartierung bedacht würden, als entschädigungsberechtigt bezeichnetwerden oder etwa nur in
nochleidenden Gemeinden, oder, wie auch gesagt wurde, ob nur den Kreisen ein Zuschuß der Provinz
gegeben werde, die selbst einen Beitrag zu den Lasten der einzelnen Quartiergeber oder Gemeinden
leisten, etwa in der Art, daß derselbe Betrag, den der Kreis zu diesen Lasten beiträgt, auch von
der Provinz als Zuschußübernommenwerde.

Meine Herren! Ihre Kommission war der Ansicht, daß der Zeitpunkt noch nicht gegeben
sei, in die Erledigung dieser Fragen einzutreten, aus den erwähnten Gründen, weil einmal die
Grundlagen nicht vorhanden wären und zweitens die Entscheidung in der Rechtsfrage abgewartet
werden müsse.

Ich habe Ihnen, meine Herren, namens der I. Fachkommission den Antrag zu unterbreiten:
Der Provinziallandtllg wolle beschließen:

„den Provinzialausschußzu beauftragen,die erforderlichen statistischen Erhebungenin der
Provinz über die Höhe der Einquartierungslast anzustellen und auf Grund derselben
nochmals bei der Königlichen Staatsregierung in dieser Angelegenheit behufs zureichender
Erhöhung der Einquartierungsentschadigungenvorstellig zu werden, die Zuständigkeit
des Provinziallandtags, Ausgaben zur Erleichterungder Einquartierungslasten zu über¬
nehmen, durch Vorlage von Rechtsgutachtenaußer Zweifel zu stellen, und dem nächsten
Provinziallandtage unter Mittheilung der Stellungnahme der übrigen Provinzial-
verbände zu dieser Frage behufs endgültiger Entscheidungder vorliegendenPetitionen
eine Vorlage zu machen."

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Hierzu ist ein Antrag eingegangen, der
folgendermaßenlautet:

Der Provinzillllandtag wolle beschließen:
„der Provinzialausschußwird ersucht, dem nächsten Provinziallandtage eine Vorlage zu
machen, gemäß welcher eine Ausgleichung der Einquartierungslasten in Gestalt von
Zuschüssenan die mit der Einquartierung bedachten Gemeinden nach Maßgabe der
Bedürftigkeitherbeigeführtwird."

Dieser Antrag ist unterzeichnetvon den Herren: van Beers, Dingelstad, A. von Nell,
Prinz von Arercherg, Freiherr von Dalwigk, Laeis, Caspers, von Guerard, Grillo, Waldthcmsen,
Kaufmann, Helfferich,Meising, Hüsgen, Linz, Heuser, Wiggers, dann ein unleserlicherName,
Ehrenberg, von Loö, Schralamp, Kirchmannund Heising.

Ich frage, ob einer der Herren Antragstellerdazu das Wort verlangt.
Herr AbgeordneterKreuserhat das Wort.
AbgeordneterKreuser: Meine Herren! Ich glaube, in der Angelegenheit ist schon genug

seit dem 34. Provinziallandtage geredet worden. Ich glaube, es wäre an der Zeit, mit Thaten
vorzugehen. Es ist anerkannt worden, daß die Belastung eine durchaus ungleichmäßigeist, daß
die Belastung durch die Einquartierung gerade die ärmsten Theile unserer Provinz trifft. Anderer¬
seits ist feststehend,daß schon im Jahre 1889 Erhebungen stattgefundenhaben und auf Grund
dieser Erhebung auch anerkannt wurde, daß eine ungerechte Belastung vorliegt. Es ist damals,
wie der Herr Vorredner hervorhob, festgestellt worden, daß der Zuschuß der Gemeinden im Jahre
1889 336 000 Mark betragen hat. Das ist eine viel höhere Zulage, als der Rheinprovinz
bezw. der Eifel seiner Zeit aus dem sogenanntenEifelfonds bewilligt worden ist und gerade diese
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Kreise werden durch die Einquartierungslasten am meisten in Anspruch genommen. Aus diesem
Grunde erachtenwir es nicht für nothwendig, daß jetzt nochmals statistische Erhebungen in dem
Umfange stattfinden, wie es Seitens der I. Fachkommission gewünscht worden ist. Ferner können
wir uns nicht der Ansicht anschließen,daß es nothwendig sei, jetzt noch einmal ein juristisches
Gutachten einzufordern. Der § 3? der Prouinzialordnung ist in der höchsten Instanz von dem
Herrn Minister des Innern intcrpretirt worden. Er hat anerkannt, daß die Provinz berechtigt
sei, aus ihren provinziellenMitteln derartige Zuschüssezu leisten. Also wozu heute nochmals
Gutachteneinholen? Wir haben dementsprechend auch den Antrag gestellt, daß der nächste Provinzial¬
landtag ohne weitere Erhebungen, ohne juristische Gutachten endlich über die Frage definitiven
Beschlußfassen möge. Aus dem Antrage der Fachkommission geht dieses nicht unzweideutighervor.

Wir stellen deshalb den Antrag:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen,der Provinzialausschuß wird ersucht, dem
nächsten Provinziallandtllge eine Vorlage zu machen, gemäß welcher eine Ausgleichung
der Einquartierungslasten in Gestalt von Zuschüssenan die mit der Einquartierung
bedachtenGemeinden nach Maßgabe der Bedürftigkeit herbeigeführt wird." (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. Klein: Meine Herren! Ich möchte zunächsteine Ungenauigkeit

in dem Ihnen vorgetragenen Referat berichtigen. Ich habe nicht in der I. Fachkommission,wie
die Herren sich erinnern werden, den Antrag gestellt, bereits jetzt zu einer definitiven Entscheidung
dieser Frage überzugehen,sondern ich habe nur auf die großen Schwierigkeitenhingewiesen, die es
geradezu unmöglichmachten, diese Frage heute zu entscheiden. Ich habe ausgeführt, daß die Frage
juristische und sachliche Schwierigkeitenbiete, die erst geklärt werden müßten.

Z 3? der Prouinzialordnung spricht sich sehr unbestimmt aus. Meine Herren, er sagt:
„Der Provinziallandtag beschließt über die zur Erfüllung von Verpflichtungenoder im
Interesse der Provinz erforderlichenAusgaben.
Er beschließt zu dem Ende:

1. Ueber die Verwendung der dem Prouinzialverbande aus der Staatskasse überwiesenen
Iahresrenten und Fonds nach näherer Vorschrift des Gesetzes,betreffend die Aus¬
führung der §ß 5 und 6 des Gesetzes vom 30. April 1873 wegen der Dotation der
Provinzial- und Kreisverbände;

2. über die Verwendung der Einnahmen aus sonstigem Kapital und Grundvermögen
des Provinzialverbandes, sowie über die Verwendung des Kapitalvermögensselbst;

3. über die Aufnahme von Anleihen und Uebernahmevon Bürgschaften;
4. über die Ausschreibungvon Provinzialabgaben."
Wenn der Herr Minister des Innern geglaubt hat, die Ausgleichungder Einquartierungs¬

lasten könne auf Grund eines Beschlusses des Provinziallandtages erfolgen, so hat er offenbar an
den Eingang gedacht: „Der Provinziallandtag beschließt über die zur Erfüllung der Verpflichtungen
oder im Interesse der Provinz erforderlichen Ausgaben." Ob es im Interesse der Provinz geboten
ist, diesen Ausgleich vorzunehmen, das ist doch eine Frage, die nach verschiedenen Richtungen
beurtheilt werden kann, und die letzte Instanz zur Entscheidung dieser Frage ist nicht der Herr
Minister, sonderndas Oberverwaltungsgericht.(Sehr richtig!) Die Gemeinden,denen der betreffende
Steuerzettel zugestellt wird, können Klage erheben und entscheidet alsdann der Bezirksausschußin
erster und demnächst das Oberverwaltungsgerichtin zweiter Instanz. Fällt die Entscheidung gegen
die Provinzialverwaltung aus, so muß die erhobeneUmlage für Einquartierungslasten erstattet
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werden, was zu den größten Unzuträglichkeitenführen kann. Ich meine, dem können wir uns
nicht so ohne weiteres aussetzen.

Der Einwand der I. Fachkommissionerscheint mir so schwerwiegend, daß wir uns über
diese Frage einmal einige Zeit eingehend orientiren und feststellensollten, was in den übrigen
Provinzen der Fall ist. Soviel mir bekannt ist, wird nirgendwoeine Umlage zur Ausgleichungder
Einquartierungslast erhoben. Prinzipiell stehe ich zwar auf dem Standpunkte, daß wir den mit Ein¬
quartierung überlasteten Kreisen zu Hülfe kommen müßten. Ich bin gern dazu bereit — und ich
weiß mich in dieser Hinsicht im EinVerständnißmit dem Provinzialausschuß— alles zu thun, um
dieses Ziel zu erreichen. Allein, meine Herren, wir müssen mit einer gewissen Vorsichtin dieser
zweifelhaftenFrage vorgehen, und so schmerzlich es ist, daß diese Angelegenheitwieder bis zum
nächsten Jahre verschoben weiden soll, so bleibt doch lein anderer Ausweg übrig. Wenn Sie,
meine Herren, aber den Antrag annehmen, welcher zu dem Antrage der Fachkommissiongestellt
wird, dann haben Sie bereits die Frage entschieden;dann haben Sie ja ausgesprochen:es soll
ein Zuschuß gegeben und dadurch ausgeglichen weiden, und es bleibt für den Provinzialausschuß
nur die Aufgabe übrig, auszurechnen,wie hoch sich der Zuschuß beläuft, welcher im Einzelnen
gewählt werden soll. Infoweit steht der Abänderungsantragin einem absoluten Gegensatz zu dem,
was die I. Fachkommission beschlossen hat. Die I. Fachkommissionhat sich wohlwollend der
Sache gegenübergestellt:sie verlangt, daß der Provinzialausschußnach jeder Richtung erwägt und
prüft, wie diesem Uebelstandeabgeholfen werde; aber sie geht nicht soweit, ihm von vornherein
bestimmteVorschriften zu machen. Ich kann Sie nur bitten, dem Antrage der Fachkommission
zuzustimmen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Ich verzichte.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterMarx hat das Wort.
Abgeordneter Marx: Ich möchte den Ausführungendes Herrn Landeshauptmanns, die sich

im wesentlichen mit dem decken, was ich hier auszuführenhabe, nur noch einige Worte hinzufügen.
Meine Herren, ich bin der Meinung, daß wir überall, wo es irgendwie zweifelhaftist, feststellen
müssen ob die Zuständigkeitdes Landtags begründet ist oder nicht (sehr richtig!), und ich freue
mich konstatirenzu köunen, daß gestern, wo es sich um die Restauration der Kirche in Schwarz-
Rheindorf handelte, ProvinzialauKfchußund Landtag diesen Standpunkt eingenommenhaben.

Nun handelt es sich hier, wie unzweifelhaftfeststeht, um eine Verpflichtung des Reiches
auf Grund gesetzlicherBestimmungen. (Sehr richtig!)

Das Reich erfüllt diese Bestimmungen nicht in dem Umfange, wie diese Körperschaft es
für nöthig hält (Sehr richtig!) Die Folge davon soll nun die sein, daß den Aufwendungendes
Reichs aus Provinzialmitteln das zugelegt werden soll, was aus Reichsmitteln zu wenig geleistet
wird Meine Herren! ich meine, das ist schon an sich falfch. Ich habe in der Fachkommission
einen Vergleichgezogen — Vergleiche mögen ja mehr oder weniger hinken - aber die Grundlage
ist genau dieselbe: Die Besoldung und der Servis der Offiziere beruht ebenso auf einer reichs-
qesetzlichenBestimmung wie die Verpflichtungzur Zahlung von Quartiergeldern. Wir alle werden
anerkennen daß die Servise der Offiziere in unseren theuren rheinischen Städte unzureichendsiud.
Was würden Sie nun sagen, wenn uns hier eine Vorlage gemacht würde, die Servise der Offiziere
zu erhöhen? (Ruf: Oh! Oh!) Meine Herren! Zunächstmuß festgestellt werden, ob die Zuständigkeit
des Landtages für eine solche Maßnahme gegeben ist oder nicht. Wir alle haben aber auch ein
Interesse daran daß in jedem einzelnenFalle festgestellt wird, ob wir eine Verpflichtungerfüllen



182 42. RheinischerProvinziallandtag, ?. Sitzung am 13. Februar 1901.

oder eine Liberalität üben. Denn bevur man ein Geschenk giebt, wird man sich doch fragen müssen,
ob man hierzu von der AllgemeinheitSteuern erheben darf. Steuern werden doch an sich nicht
erhoben, um Geschenke austheilen zu können. Kurz, wie der Herr Landeshauptmann gesagt hat, die
Frage ist in juristischer Hinsicht nicht aufgeklärt; wir wissen auch nicht, welchen Standpunkt die anderen
Provinzen einnehmenund einnehmenwerden. Ich meine, das wäre auch von Interesse zu kennen,
da wir bereits heute wissen, daß andere Provinzen, wie z. B. die Provinz Brandenburg unter
denselben,wenn nicht noch höheren Lasten leidet, als unsere Eifelgegend. Ich erkenne vollständig an,
daß wir den ärmeren Gegenden, da wo uns eine gesetzliche Handhabe gegeben ist, helfen; aber wo
diese nicht gegebenist, da können wir nicht helfen.

Vorsitzender Fürst zu Wicd: Herr AbgeordneterLinz hat das Wort.
AbgeordneterLinz: Meine hochverehrten Herren! Ich neige mich für meine Person nicht

der Ansichtzu, daß in denjenigenFällen, wo über die Zuständigkeit ein Zweifel sein kann, diese
unter die juristische Brille genommenwerde. Ich bin der Ansicht, daß man damit recht schlechte
Erfahrungen machen könnte, und nach meiner Erfahrung, meine verehrtenHerren, sind wir bis jetzt
im hohen Hause auch ohne einen Staatsrechtslehrer ausgekommen. (Bravo!)

Meine Herren! Es ist eben von dem Herrn Berichterstatterhervorgehobenworden, daß
eine Besserung eingetreten ist, und das kann ich bestätigen. Gott sei Dank ist eine Besserung
eingetreten. Aber ich kann hinzufügen, meine Herren, aus meiner persönlichenErfahrung, daß
der Patient sich noch sehr schwach fühlt.

Meine Herren! Wenn ich diese Verhandlungen, die nun schon seit langer Zeit den
Provinziallandtag beschäftigen,charnkterisiren soll, so würde ich über die Verhandlungen schreiben:
8UMINUM ^'U8, 8UMMÄ iujuria! — ein Grundsatz,dessen Anwendung sich die Provinz bis jetzt noch
nie hat zu Schulden kommenlassen, und wir haben noch vor kurzer Zeit, meine ich, gehört, daß
es sehr richtig sei, sich nicht von dem strengen Wortlaut des geschriebenen Rechtssatzes,sondern
von dem innewohnendenGerechtigkeitsgefühl leiten zu lassen.

Meine Herren! Wenn Sie das auf diese Frage hier anwenden, glaube ich, werden Sie
zu einer günstigeren Stimmung kommen gegenüber den Anträgen, die einige Herren des Hauses
gestellt haben. ^

Meine Herren! Was den Staatsrechtslehrer angeht, so muß ich gestehen, habe ich das
mit einer — wie soll ich sagen — gewissen Beschämung vernommen. Ich dachte, meine Herren,
daß wir hier im hohen Hause doch so viele erleuchtete Köpfe haben, die auch über die angeregte
Frage Auskunft geben können (sehr richtig!), und dann, meine Herren, nicht nur erleuchtete Köpfe,
sondern stets Leute, die aus vornehmer Gesinnung handeln. Und nun appelliereich an die vornehme
Gesinnung der Herren, die die reichen Gemeinden der Provinz vertreten, ob es nicht für Sie
geradezu ein drückendes Gefühl ist, wenn Sie sich sagen müssen, daß man mit der Ausübung der
eminentestenpatriotischenWicht — nämlich, meine Herren, unser unübertroffenes Heer auf der
Höhe zu halten — gerade die schwächsten Schultern der Provinz belastet. Ich meine, eine solche
Ueberzeugungsollte eine gewisse Stimmung für den Antrag hervorrufen. Ich möchte Sie bitten,
meine Herren, daß Sie doch eine wohlwollendeStellungnahme gegenüberden Anträgen, die einige
Herren hier gestellt haben, bethätigen und daß Sie den Gemeindenhelfen, die so lange Zeit unter
den Lasten der Einquartierung seufzten und die heute, meine Herren, voller Erwartung dieser
Verhandlung folgen. Es handelt sich ja hier um gewaltigeWunden, die geschlagen worden sind, und
da, sage ich, möchte ich den betroffenen Gemeinden die Hoffnung nicht nehmen lassen, daß die
Provinz, wie sie es schon so oft gethan hat, die Thränen trocknet, wozu sie bisher keinen Staats-
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rcchtslehrer gebrauchthat; daß also, meine Herren, die Provinz bemüht ist, die Wunden, die hier
vorhandensind, und die von allen verehrten Herren Kollegen anerkannt weiden, zu verbinden. (Beifall!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich kann in dem Brustton nicht folgen, mit

welchem der Herr Vorredner seine Ausführungen gemacht hat. Meine. Herren, ich sehe darin
weder eine Frage der Sicherheit unseres Heeres, noch sehe ich darin eine Frage der Nothwendigkeit.
Rechtsfragenlassen sich nicht mit dem Herzen entscheiden, sondern nur mit dem Verstände. (Sehr
richtig!) So wie Sie anfangen, Rechtsfragen mit dem Herzen zu entscheiden, so kommen Sie
sicher auf eine falsche Bahn. So bequem wie es der Herr Vorredner gethan hat, kann man sich
die Sache nun einmal nicht machen, so sehr ich auch sonst gerne bereit bin, da zu helfen, wo
es nöthig ist.

Aber, meine Herren, Sie haben aus dem ruhigen, objektiven Bericht Ihres Herrn Bericht¬
erstatters gehört, daß hier Rechtsentscheidungenvorliegen. Wollen Sie dieselben denn garnicht
prüfen? Rechtscntscheidungen,welche dahin gehen, daß die Provinz nach dem § 3? nicht befugt
ist, einen Ausgleichoder eine Beihülfe zur Einquartierung zu gewähren.

Wollen Sie diese denn ganz ungeprüft lassen, wollen Sie dieselben blos durch ein paar
allgemeineGefühlsausdrücke ausräumen? Damit kommen wir doch nicht durch, und ich meine
also, die Frage muß von Grund aus geprüft weiden. Wir sind doch nicht dazu da, alles Unrecht,
das'in der Welt vor sich geht, auszuschließen. (Sehr richtig!) Wir haben doch nur soweit die
Befugniß, Unrecht auszugleichen, als dies innerhalb der Grenzen, die uns durch die Provinziell,
ordnung gezogen sind, möglich ist. Die Rechtsfrage muß doch von uns zunächst klar gestellt
weiden. Wo sollen wir sonst hinkommen! Die Rechtsfrageläßt sich also nicht so bei Seite schieben.

Ebenso wenig, meine Herren, haben wir das Recht, alle Statistik bei Seite zu schieben.
Das Reich hat uns doch in Etwas geholfen, hat schon wesentlich besser für die Quartierträger
gesorgt wie bisher. Wollen Sie nun gar nicht feststellen, wie weit die erhöhte Hülfe ausgereicht
bat was noch fehlt? Sie können doch nicht einfach sagen: wir verlangen 40 Pfennig mehr. Wir
haben ja früher weniger verlangt, wir haben früher nur 35 Pfennig verlangt. Da muß doch
irgendwie an das Reich eine begründete Gingabe gemacht werden können. Von keiner Seite ist
bestritten, daß die Entschädigungfür die Einquartierungslastkeine Provinzialpflicht ist, sondern eine
Reichspflicht. Ja, meine Herren, wollen Sie denn, nachdemdas Reich uns einmal geholfen hat,
nun gar nicht wieder diesen Weg versuchen und sagen: Reich, das hat nicht ausgereicht,hier sind
die Daten du mußt noch einmal eintreten? Wollen Sie das einfach unterlassen? Meine Herren,
wenn Sie'den Antrag der Herren annehmen, und das Reich kommt und giebt 20 Pfennig weniger,
wollen Sie die 20 Pfennig nachher auch wieder ausgleichen? Wollen Sie denn ein für allemal
und für alle Zeiten verzichtenauf einen erhöhten Reichszuschuß?das sind alles Fragen, die man
nicht so kurzer Hand abmachenkann.

Nun meine Herren, was erreichen Sie mit Ihrem Antrag? Sie erreichen m Wirklichkeit mit
dem Antrag gar nichts. Denn auch die Kommission will Ihnen ja bis zum nächsten Landtag eine
bestimmte Vorlage machen und zwar zu einer definitiven Regelungder Sache. Wenn Sie nun wirklich
eine Majorität für Ihren Antrag fänden, glauben Sie, daß wir, die wir die Sache etwas ernster
auffassen uns im nächsten Landtag damit zufriedengeben würden? Da würde man einen anderen
Beschlußherbeizuführensuchen, da würde man die Rechtsfrage wieder bringen. Da würde man
fragen was denn zum Ausgleichder Einquartierungslast noch nothwendig ist. Dann hätten die
Herren Antragsteller mit dem Antrag nichts anderes erreicht, als daß zwei Jahre in der Sache
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nichts geschehen wäre, während Ihre Kommission hier in dem ersten Satze erklärt: wenn sich
erweist, daß der Zuschuß nicht genügt — was ich auch annehme — dann stellen wir an das
Reich noch einmal den Antrag, mehr zu geben. Die Kommissionwill die Rechtsfrage prüfen und
will eine Vorlage nächstesJahr bringen. Meine Herren, ich glaube, mehr können wir nicht ver»
langen und ich glaube, die Herren Antragstellermüssen das bei rnhigcr Erwägung auch selbst einsehen.

Ich verstehe jn vollständig, daß die betreffendenKreise, in denen diese Last drückt, das
lebhaftesteBedürfniß haben, alles andere auf die Seite zu schieben und ohne Verzug höher ent¬
schädigt zu werden. Aber dem muß die ernste Erwägung der Majorität gegenübertreten, daß,
wenn wir eine Reichspflichtdem Reiche abnehmen sollen — und darum handelt es sich bei Ihrem
Antrage (sehr richtig!) — bei zweifelhafter Zuständigkeit der Rechtsfrage die Sache doch nach
allen Richtungen vollständig geklärt sein muß. (Sehr richtig!)

Aus allen diesen Gründen möchte ich die Herren Antragsteller bitten, den Antrag zurück¬
zuziehen; und wenn sie das nicht wollen, dann bitte ich dringend, meine Herren, den Antrag
abzulehnen und nach dem Antrage unserer Kommissionzu beschließen. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es hat sich Niemand mehr zum Wort
gemeldet.

Ich frage, ob die Herren Antragsteller ihren Antrag zurückziehen wollen.
Es erfolgt keine Antwort. Dann muß ich alfo annehmen, daß der Antrag noch besteht.
Ich schließe die Diskussionund gebe dem Herrn Berichterstatterdas Schlußwort.
Berichterstatter Abgeordneter Veltman: Meine Herren! Ich habe Ihnen zum Schluß

nochmals den Antrag der Kommissionzu empfehlen und kann das auch aus meiner Ueberzeugung
thun. Ich glaube dabei sagen zu können, daß, wenn Sie den Antrag Ihrer I. Fachkommission
annehmen, der Sache selbst dadurch nicht weniger gedient sein wird, als wenn Sie den nach¬
träglich eingebrachtenAntrag annehmen.

Welcher Unterschied besteht denn zwischen diesen beiden Anträgen? Zunächst, meine
Herren, ein praktischer kaum. Auch der Antrag, den Herr Bergrath Kreuser vertreten hat, will
nicht heute eine Entscheidungder Frage bringen, die etwa schon für das nächste Jahr eine Ent¬
schädigungoder einen Ausgleichherbeiführt. Auch diefer zweite Antrag wünfcht nur eine Vorlage
für den nächstenProvinziallandtag. Der Unterschied besteht wesentlich in zwei Punkten. Zunächst
einmal will er in seinem letzten Theile heute schon festgelegt haben, unter Nichtberücksichtigung
anderer Momente, daß die Bedürftigkeit für die Entschädigung maßgebend sein soll. Dagegen,
meine Herren, daß die Bedürftigkeit mit zu berücksichtigen ist, will ich kein Wort sagen. Aber
warum sollen wir gerade dieses eine Moment heute herausgreifen und festlegen? Ich habe Ihnen
schon ausgeführt, daß außer der Bedürftigleitsfrage noch sehr viele andere Momente zu erledigen
sind: die Frage der Höhe der Entschädigung,auch der Art, wie sie geregelt weiden soll und wie
umgelegt weiden soll und wie sie vertheilt werden soll. Ich glaube, meine Herren, darüber
brauchen wir heute nicht schon Beschluß zu fassen. Warum will denn der zweite Antrag keine
statistischen Erhebungen und weshalb will er kein Rechtsgutachten? Wenn dadurch Zeit verloren
ginge, dann könnte ich das verstehen. Da aber doch erst der nächste Landtag entscheidensoll,
warum soll man den Herren, die hierüber Aufklärung wünschen,diese nicht geben? (Sehr wahr!)

Bezüglichder statistischen Erhebungen bin ich der Ansicht, daß sie unter allen Umständen
unseren Berathungen zu Grunde gelegt weiden müssen, weil diese sonst unbegründet und unvoll¬
ständig wären. Bezüglichder Rechtsfragestehe ich allerdings auf dem Standpunkte, daß mir diese
genügend in dem Sinne geklärt erscheint, daß man die Berechtigungder Provinz, hier einzutreten,
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wohl kaum wird bestreuen köunen (Bravo!), und ich bin im Gegensatzzu dem verehrten Herrn
Kollegen Marx der Ansicht, daß das Beispiel, das er anzog, insofernnicht ganz richtig gewählt ist,
als dadurch, daß der Servis des Offiziers nicht genügend bemessen ist, allerdings ein Interesse der
Provinz nicht berührt wird; wenn dagegen der Servis nnd die Verpflegungssätze bei der Einquar¬
tierung nicht genügen, die Provinz insofern dabei interessirtist, als dadurch weite Kreise der Provinz
mit schweren Lasten bedrückt werden, so daß große Theile der Provinz unter diesem Nothstand leiden.
Das ist allein maßgebend. Aber, meine Herren, wenn Jemand das Rechtsgutachtenwiinscht,
wodurch nothwendigeZeit nicht verloren geht — warum soll man die Zeit nicht gewähren? Ich
bin nicht gerade der Ansicht, daß man unbedingt einen Staatsrechtslehrer fragen muß. Das ist
zwar in der Kommission erörtert worden, aber, meine Herren, es ist nicht zum Beschluß erhoben
worden. Ich bin der Ansicht, wenn die Sache in rechtlicher Beziehung begutachtetwird von den
rechtskundigen Herren der Provinzialverwaltung und dann nochmals in der Kommission von rechts-
vcrständigcnund praktischen Herren geprüft wird, daß dann der Landtag im nächstenJahre schon
das Richtige finden wird, und ich glaube auch, daß dieser Beschluß im nächsten Jahre zu einer
Entscheidung führen wird, die, wenn nicht bereits auf dem Wege der Reichsgesetzgebungeine Regelung
erfolgt ist, den Interessentenhier durch den Beschlußdes Provinziallandtages Befriedigunggewähren
wird. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wi,ed: Wir kämen zur Abstimmungund ich bin wohl berechtigt,
den Antrag der I. Fachkommission an die Spitze zu stellen. (Zuruf.)

Die Herren meinen also, daß der Antrag der Herren van Beers und Genossen, der
zuletzt einging, der weitergehende sei, Also würde ich den an die Spitze stellen, und ich bitte
diejenigenHerren, welche dafür sind, sich zu erheben. (Geschieht,)

Das ist die Minorität.
Ich würde nunmehr diejenigenHerren, die für den Antrag der I. Fachkommission sind,

bitten, sich zu erheben. (Geschieht.)
Das ist die große Majorität. Der Antrag der I. Fachkommission ist angenommen.
Wir kommen nun zu Nr. 5 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan für gewerbliche
Zwecke für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr AbgeordneterQuack hat das Wort.
Abgeodncter Quack: Meine Herren! Sie finden in dem Etat für gewerbliche Zwecke

einige Aenderungen,welche ihre Ursache haben in der vollständigenAenderung bei den Fachschulen,
die seit fünf Jahren eingetreten ist. Während früher für größere Bezirke Fachschulen eingerichtet
wurden, hat sich seit dieser Zeit der Grundsatz dahin festgestellt, daß diese Fachschulen für kleinere
Bezirke eingerichtetund an diejenigenOrte verlegt werden, welche die Mittelpunkte der Industrie
bilden, für welche diese Fachschulen dienen sollen. Es betrifft das besonders die Tcxtilfachfchulen.
So sind jetzt neben der früher bestehenden Fachschule in Krefeld Fachschulen für die Wollindustrie
in Aachen, für die Industrie des Wupperthales in Barmen und für die Baumwoll- und Halb¬
wollindustrie in M. Gladbllch. Diefe Schulen sind neu eingerichtetund beruhen auf der Grund¬
lage, daß der Staat verlangt, die Gemeinden, in welchen diefe Schulen gegründet werden, hätten
die Gebäude und die erste Einrichtung zu stellen. Dann wird das Defizit der jährlichen Ver¬
waltung zwischen dem Staate und den Gemeinden getheilt.

Das ist die Grundlage, auf welcher jetzt die Schulen beruhen. Infolgedessen sind hier
größere Einstellungengemacht worden, weil die Belastungen, welche die Industrie zu tragen hat,
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sehr große sind. Man kann annehmen, daß unter Verzinsung und Amortisation der Anlagen für
Fabrikgebäude und Lehrgebäude und zuzüglich des jährlichen Zuschusses eine jährliche Auslage
mindestensvon 50 bis 60000 Mark für diese Gemeinden erwächst; und deshalb ist es auch wohl
berechtigt,da die Wirkungsweiseder Schule weit über den Gründungsbezirk hinausgeht, daß die
Provinz einen Zuschuß zu diesen sehr großen Kosten der Gemeinden leistet.

Sie finden deshalb hier eingesetztfür die Fachschulenfür Textilindustrie in Barmen
10 000 Mark und ebensoviel für die Fachschule in Gladbach. Der Vorschlag des Provinzial-
ausschusses war hier nur 8000 Mark. Die Schule war aber bis jetzt noch nicht eröffnet, erst
im April findet die Eröffnung statt, und die I. Fachkommissionhat es für richtig gehalten,
die Fachschule in Gladbach mit der in Barmen gleichzustellen.Deshalb wird der Antrag gestellt
werden, auch den Zuschuß für die Fachschule in Gladbach mit 10 000 Mark zu dotiren.

Der Zuschuß für die Fachschule in Aachen ist um 2000 Mark erhöht worden. Seitens
der Herren Vertreter von Aachen wurde gewünscht, daß auch die Schule in Aachen den andern
gleichgestelltwürde. Die I. Fachkommission hat aber geglaubt, in diesen, Haushaltsplan davon
absehen zu sollen, weil auch die Mittel nicht bereit sind, und da hat der Herr Vertreter zu Pro¬
tokoll sich vorbehalten, für den nächstenEtat einen Antrag zu stellen, um die Gleichstellung der
Schule in Aachen mit den andern Fachschulenherbeizuführen.

Dann ist weiter eine Aenderung eingetreten, daß der Zuschuß für die Industrie- und
Fortbildungsschulefür Frauen und Mädchen zu Rheydt von 2500 Mark auf 3500 Mark hinauf¬
gesetzt wird.

Ferner ist eine neue Position eingesetzt worden, ein Zuschuß von 10 000 Mark für das
Musik-Konservatoriumzu Köln. Dieser Zuschuß soll dienen zur Aufbesserung der Lehrergehälter
und zur Gründung eines Lehrer-Wittwen- und Waisenpcnsionsfonds. Auch diefer Zuschuß wird
von der I. Fachtommissionbefürwortet.

Meine Herren! Diese Aenderungensind eingetreten, nachdem der Zuschuß von 2000 Mark
für die Schule von Mülheim wegfallen wird, weil diese Schule mit dem 1. April eingeht und
dann der Zuschuß für die Schuhmacher-Fachschulein Köln, die bis jetzt noch nicht gegründet ist.

Wenn Sie diese Positionen zusammennehmen,stellt sich in diesem Etat eine Aenderung
ein, und die I. Fachkommission schlägt Ihnen vor zu beschließen:

„Der Provinziallandtag wolle in dem vorbezeichnetenHaushaltspla» bei Titel I
Nr. 3 den Zuschuß von 8000 Mark auf 10 000 Mark erhöhen und den Titel I
Nr. 14 um den Betrag von 2000 Mark ermäßigen, im Uebrigen aber den Haus¬
haltsplan unverändert annehmen,"

Ich erlaube mir, Ihnen diesen Beschluß der I. Fachkommissionzur Annahme zu
empfehlen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich frage, ob irgend etwas zu erinnern ist. — Wenn
das nicht der Fall ist, so nehme ich an, daß das hohe Haus einstimmig nach dem Antrag der
I. Fachkommission beschlossen hat. Es ist so.

Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Blinden-Unterrichtsanstalten zu Düren („Elisabeth-Stiftung") und
Neuwied („Auguste Viktoria-Haus") fowie über den Unterstützungsfonds
für entlaffene Blinde für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis
31. März 1903.

Herr AbgeordneterSpiritus ist Berichterstatter. Ich ersuche ihn, seinen Vortrag zu halten.
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BerichterstatterAbgeordneterSpiritus: Meine Herren! Die vom Provinziallandtag
beschlossene Trennung der Zöglinge unserer Provinzial-Blindenanstaltennach Konfessionen ist inzwischen
durchgeführt. Es wurde im Juni des Jahres 1899 die Provinzial-Blindenanstalt in Neuwied
eröffnet. Bei der Eröffnung dieser Anstalt wurden von Düren 38 evangelische Blinde nach Neu¬
wied überwiesen, während in Düren selbst 125 katholische Blinde verblieben. Schon im ersten
Semester zeigte sich eine Steigerung in der Beleguug beider Anstalteu, iudem in Düren die Zahl
von 125 auf 138 und in Neuwied von 38 auf 51 Alinde wuchs. Man kann daraus den
Schluß ziehen, daß bei der Bevölkerungin unserer Provinz die Trennung der Anstalten mit Be¬
friedigung aufgenommenworden ist.

Eine wesentliche Aenderuug hat die Fürsorge für die Bliudeu der Provinz auch in der
Hinsicht erfahren, daß die wirthfchaftlicheFührung in den Anstalten nicht mehr wie bisher welt¬
lichen Personen anvertraut ist, sondern Ordcnsangehörigcn übertragen worden ist, und zwar in
Düren den Ordensschwesternder Cellitinnen, in Neuwied den Diakonissen unter Oberleitung des
dortigen Fraucnvereius. Es sind mit diese» Genosscnfchaften Verträge abgeschlossen worden uud
zwar zunächst mit den Cellitinnen in Düren dahingehend, daß dieselben die Beköstigung,Unter¬
haltung der Utensilien, des gcsammtcnInventars, die Unterhaltung der Bett-, Leib- und Tisch¬
wäsche, die Krankenpflege,die Lieferung des Feuerungsmaterials, soweit einzelneHeizkörper in
^raae kommen sowie die Beköstigung der Beamten und des Wartepersonals übernehmen und
zwar gegen den fesinormirten Satz von 1 Mark täglich und mit der Maßgabe, daß Ersparnisse
hieran der Provinz zu Gute kommen. In Neuwied ist mit dem dortigen Frauenverein ein
Vertrag abgeschlossenworden, gemäß welchem dieser die Beköstigung, die Reinigung und Unter¬
haltung der Kleidung, Haus-, Bett- und Tischwäsche,Heizung, Beleuchtung, Beköstigung und
Besoldung des Wirthschafts-,Aufsichts- und Pflegeperfonals, Unterhaltung des gesummtenMobilars
sowie in Krankheitsfällen ärztliche Hülfe und Arznei übernommen hat, wofür ein fester Satz
normirt ist uud zwar von 1,30 Mark für den Kopf und Tag.

Es ist in der Kommissionberichtet worden, daß die Erfahrungen mit diefen geistlichen
Pflegerinnen die besten sind; es ist uns mitgetheilt worden, daß in beiden Anstalten eine wohl¬
thuende Ruhe und Ordnung herrsche, und daß die Anhänglichkeitder armen Blinden an ihre
Pflegerinnen in beiden Anstalten eine große sei.

Meine Herren! Die Provinzialverwaltung ist, wie in früheren Jahren, so auch in den
abgelaufenen 2 Jahren bemüht gewesen, nach jeder Richtung für das Wohl der Blinden zu sorgen.
Die Blinden werden bei ihrer Uebelführung in die Anstalt aufs genauestebezüglich ihres Leidens
untersucht, behufs Feststellungder Erblindungsursachen. Auch während ihrer Anwesenheit in den
Anstalten erfolgt die Untersuchungder Augen periodisch und zwar durch bewährteAerzte und vor
allem durch den Direktor der medizinischenAugenklinik in Bonn Herrn Gcheimrath Professor
Dr.Saemisch, der sich dieser Mühewaltungin entgegenkommendsterund in aufopferndster Weise unterzieht.

Auch ist die Provinzialverwaltung bemüht, für den Unterricht und die Ausbildung
der Blinden zu sorgen, und es sind auf dem Gebiete des Handarbeitsunterrichts die schönsten
Erfolge zu verzeichnen.

Meine Herren! Die beiden Etats, derjenige von Düren und Neuwied, die ja
uunmehr getrennt aufgestelltsind, haben jeder ein Mehr sowohl an Ausgaben wie an Einnahmen.
Es weist der Etat von Düren ein plus von 9000 Mark auf, der von Neuwied von 12 000 Mark.
Diefe im Ganzen nicht erhebliche Vermehrung ist dadurch begründet, daß die Etatsansätze bei der
ersten Etatsaufstellung zu niedrig bemessen waren. Der Voranschlag, der gemacht wurde, als man
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die Blindenfürsorge in zwei Anstalten trennte, konnte selbstverständlich noch nicht so genau sein,
als jetzt, wo die Erfahrung von über Jahresfrist der Provinzialverwaltung vorliegt.

Sodann aber ist die Vermehrung im Etat darauf zurückzuführen,daß, wie bereits vorge¬
tragen, die Zahl der Blinden, die in Fürsorge der Provinz sich befinden, gewachsen ist. Nach den
Etatsuoranschlägcn wird angenommen, daß in Düren 150 Blinde in der Anstalt sein werden und
in Neuwied 60, das ist eine Vermehrung gegen den bisherige,: Bestand der Blinden, die in Für¬
sorge der Provinz waren, und aus diesem Grunde erklärt sich die Erhöhung der beiden Etats.

Im Auftrage der II. Fachkommission bitte ich Sie, den beiden Etats sowie dem Unterstützungs¬
fonds für entlasseneBlinde, welcherin engster Beziehung zu den Etats steht, für die künftigen
beiden Rechnungsjahre unverändert Ihre Zustimmung gewähren zu wollen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich frage, ob hierzu eine Bemerkungzu machen ist? —
Wenn das nicht der Fall ist, so würde ich annehmen, daß das hohe Haus mit den Vorschlagen
der II. Fachkommission einstimmigeinverstandenist — Das ist der Fall.

Wir kommen zu Punkt ?:
Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über das Hebammen-
Wesen einschließlich der Hebammen-Lehranstalt zu Köln für die Rechnungs¬
jahre vom I. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr AbgeordneterLinz hat den Bericht zu erstatten. Ich ersuche ihn, seinen Vortrag zu hallen.
BerichterstatterAbgeordneterLinz: Meine Herren! Der Etat, den Sie auf Seite 191

bis 201 finden, balancirt in Einnahme und Ausgabe mit 118835 Mark, das ist mit einem plus
von 531? Mark 46 Pfg. gegen den früheren Etat.

Der Etat selbst, meine Herren, giebt nur zu sehr wenigen BemerkungenAnlaß.
Sie finden bei der Einnahme einen erhöhten Posten in L 2, Kostenbciträge von Schwangeren

und Wöchnerinnen,mit 3700 Mark, der berechnet ist nach dem Durchschnittder Ginnahmen der
beiden letzten Jahre, wie dies in den Bemerkungennäher ausgeführt ist.

Sie finden dann, meine verehrten Herren, auf Seite 194 in den Ausgaben bei dem
Rendanten ein Minus von 580 Mark. Das ist darauf zurückzuführen, daß der jetzige Rendcmt mit
einem Anfangsgehalt angestellt ist, während früher ein Rcndant thätig war, der bereits nach seinem
Dicustalter ein höheres Gehalt bezog.

Sie finden dann weiter eine erfreulicheMehrausgabe für Wärterinnen mit 940 Mark
auf Seite 196, Nr. 5. Es sind noch 3 Wärterinneu angestellt worden, die diesen Betrag
nöthig machen.

Dann finden Sie weiter, meine verehrten Herren, unter III 1 für Beköstigungdes Heil¬
personals eine Vermehrung mit 7000 Mark. Das ist wohl der Hauptpostcn, der den Etat
beeinflußt. Das ist nach der Erklärung, die Sie unter den Bemerkungenfinden, darauf zurückzu¬
führen, daß dem Posten die im Jahre 1899 verpflegteKopfzahl zu Grunde gelegt worden ist,
und zwar beruht der Mehrbetrag darauf, daß die Anzahl der zu Beköstigende:: gestiegen ist und
daß die Art der Beköstigungeine bessere geworden ist.

Das, meine Herren, würde den Etat als solchen Ihnen genügend erläutern.
Meine Herren! Ich habe aber namens der Kommission die Ehre, auch noch darauf

zurückzukommen, daß bei der letzten Tagung auf Vorschlagder II. Fachkommission eine Resolution
gefaßt worden ist, die dahin ging, die KöniglicheStaatsregierung zu ersuchen, eine energischere
Beaufsichtigungder Hebammen herbeizuführen. Nun, meine Herren, ist seitens der Vertreter des
Herrn Landeshauptmanns die erfreuliche Mittheilung gemacht worden, daß nach den augestellten.
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Ermittelungen die Anzahl der Todesfälle an Kindbettfieber überall abgenommen habe. Es ist
weiter hervorgehoben,daß nach sämmtlichenBerichten,die von den Herrn Regierungs-Präsidenten
eingegangensind, eine Zunahme der Todesfälle an Kindbettfieber in keinem Bezirk nachweisbar
ist, daß im Gegentheil, soweit das statistischeMaterial beigebracht ist, eine Abnahme zu konstatiren
ist, daß endlich die Todesfälle an Kindbettfiebcr nicht den Hebammen allein zur Last zu legen
sind, sondern ebenso den Aerzten, und ebenso heben die Berichte sämmtlichheruor, daß den in der
Provinzial-Hebammenanstalt in Köln vorgebildeten Hebammen einstimmig Lob gespendet wird.
Die Kommission hat mich beauftragt, ihrer hohen Befriedigung über dieses Resultat Ausdruckzu
geben und zugleich, meine Herren, mich auch beauftragt darauf zurückzukommen, wie die Resolution
im vorigen Jahre entstanden ist.

Ich kann darüber, meine verehrten Herren, um so besser Auskunft geben, als ich seiner
Zeit im vorigen Jahre die Ehre hatte, die Resolution im Auftrage der Kommission dem hohen
Hause vorzutragen.

Meine Herren! Die Resolution beruhte darauf: es war von einzelnen Herren Vertretern
des Niederrheins mitgetheilt worden, daß eine Zunahme des Wochenbettfiebersstattgefundenhabe,
und im Anschluß daran, meine verehrten Herren, war von mir aus meiner persönlichenErfahrung
mitgetheilt worden, daß der Kreisphysikusdes Kreises, den ich früher zu verwalten die Ehre hatte,
an mich herangetreten sei mit der Erklärung, daß bei der wenn auch nicht gefährlichenaber
immerhin doch unerfreulichenZahl der Wochenbetterkraukungen,die eine intensivereDurchbildung
der Hebammen nöthig mache, es wünschcuswerth sei, daß der Kreis die Gebühren für eine bessere
Ausbildung der Hebammen übernehmeund daraufhin, meine verehrten Herren, habe ich gegenüber
der Kieisverwaltung es vertreten, die Kosten der Nachkurse zum Theil auf die Kreiskasse zu über¬
nehmen. Also eine Zunahme der Todesfälle an Wochenbettfiebcrist in meinem früheren Kreise
nicht eingetreten. Der Kreis ist zu meiner Freude auch auf meine Bitte eingegangen. Der Posten
von m. E. nach 300 Mark ist in den Kreisetat eingestellt, um eben die Nachkurse den Hebammen
auf Kosten des Kreises zugänglich zu machen.

Das, meine Herren, bezüglich dieses Punktes.
Und dann, meine Herren, ist noch weiter in der Kommission die schlechte Besoldung der

Hebammen wieder gestreift worden, und wir haben in hocheifieulicher Weise von dem Herrn Ver¬
treter des Landeshauptmanns gehört, daß die Provinz auch auf diesem Gebiet nicht gerastet habe.
Sie hat meine verehrten Herren, Verhandlungen eingeleitet, wonach eine Pensionskasseunter Be¬
theiligung der Provinz von den Kreisen und Hebammenangestrebt wird. Die Verhandlungen sind
bis jetzt allerdings noch nicht zu einem Resultat gekommen.

Aber damit hat es sich die Provinz noch nicht genügen lassen, sondern sie hat nach einer
anderen Richtung hin einen Vorstoß gemacht und hat versucht, den Hebammen die Vortheile der
Alters- und Invalidenversicherungzugänglichzu machen. Soweit ich unterrichtet bin, sind auch
diese Verhandlungen noch nicht zum Abschluß gelangt. Sie sind, wenn ich so sagen soll, gewisser¬
maßen eine koncurrirendeFürsorge mit den ebengeuanntcnBestrebungen. Es ist angestrebtworden,
daß die Hebammen, die bis jetzt nicht versicherungspflichtig sind, durch Beschlußdes Bundesraths
versicherungspflichtig werden und dies evtl. für unsere Rheinprovinz besonders.

Nach folgenden Richtungen soll die Versicherungspflichteintreten: entweder soll die
Hebamme in den Wochen,wo sie beschäftigt ist, selbst die Marken kleben, oder, wie es meiner per¬
sönlichen Ansicht nach noch besser ist, es soll der Vorschlag gemacht werden, daß dies nicht auf
Kosten der Hebammen geschieht, sondern daß die Hälfte der Kosten nach Festsetzung der Landes-
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Eentralbehörde, resp, auf Anweisungdes Ober-Präsidenten die Kreise tragen, in denen die Hebammen
beschäftigt sind. Das würde ein Weg sein, der nach Auffassung der Kommission der gangbarste wäre.

Sie sehen also, meine verehrten Herren, daß diese Anregung, die das letzte Mal von der
Kommissiongegeben ist, auf sehr fruchtbaren Boden gefallen ist, und daß die Provinz hocherfreu-
licherweiseauch auf dem Gebiet Wandel zu schaffen versuchthat, und ebenso verfehle ich nicht
nochmals meine Befriedigung darüber auszusprechen,daß sich bezüglich der die Resolution des
letzten Provinziallandtllges begründendenDarlegungen die Kommission in einem Irrthum befunden hat.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Da Niemand sich zum Worte meldet,
nehme ich an, daß das hohe Haus mit diesem Antrage der Fachkommission einstimmig einver¬
standen ist.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 8:
Antrag der I. Fachkommission zum Vorbericht zu dem Haushaltsplan der
Proviuzialverwaltung der Rheinprovinz sowie zu den zu demselben
gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltungszweige und An--
stalten für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903

(Beschlußfassung über die Hohe der zu erhebenden Provinzialabgaben),
in Verbindung mit

dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz
für die Rechnungsjahre vom 1. April 1901 bis 31. März 1903.

Herr AbgeordneterMarx ist Berichterstatter. Ich ersuche ihn, seinen Vortrug zu halten.
BerichterstatterAbgeordneterMarx: Meine Herren! Der Haushaltsplan schließt dies¬

mal, wie Ihnen bekannt ist, mit 11188 000 Mark ab gegen 9 969 000 Mark, zeigt also die
erhebliche Steigerung von 1219 000 Mark. Wie Sie sich aus dem Vortrage des Herrn Landes¬
hauptmanns erinnern wollen, nehmen an den sehr erheblichen Mehrforderungen wesentlich theil:
Die Mehrkosten für das üandarmenwesen mit 250 000 Mark, ferner die Unterhaltung der
Provinzilllstraßen, welche ein Mehr erfordern von 441850 Mqrk.

Meine Herren! Was die Bemessungdes letzterenBetrages angeht, so möchte ich einer
Bemerkung,die hier bei der Berathung des betreffenden Etats gefallen ist, widersprechen. Die
I. Fachkommission ist nicht der Meinung, daß die technischen Beamten bei ihren Voranschlägen
zum Etat zu kurz greifen; im Gegentheil, die Erfahrung geht dahin, daß die Voranschläge der
technischen Beamten regelmäßig reichlich hoch bemessen werden, weil sie Abstriche als möglichvoraus¬
sehen und voraussehenmüssen.

Meine Herren! Einen wesentlichen Betrag für die Erhöhung bilden die Aufweudungen
für den Meliorationsfonds.

Ich darf in Ihr Gedächtniß zurückrufen, daß bisher der Staat 70 000 Mark bewilligte,
sich aber bereit erklärt hat, diesen Betrag um 150 000 Mark, also auf 220 000 Mark zu erhöhen,
unter der Bedingung, daß die Provinz den gleichen Betrag für diese Zwecke opfert.

Meine Herren! Was die übrigen Aeuderuugenangeht, so darf ich auf das Ihnen bereits
im Einzelnen Vorgetragene verweisen. Die beantragten Mehraufwendungen rechtfertigensich durch
die Vermehrung und Ausdehnung der dem Provinzialverbande obliegendenAufgaben.

Die Zusammenstellungder einzelneu Etats uud ihrer Ergebnisse liefert nun das Gesammt-
bild. Die kleinen Abweichungen,welche hier beliebt worden sind, machen ziffermäßig für den
Gesammtabschlußnichts aus. Es ergiebt sich hiernach, wie Sie sich auch erinnern wollen, ein
durch Steuer zu deckendes Bedürfniß von 6 380000 Mark.
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Meine Herren! Das vorjährige, durch Provinzialumlage aufzubringende Bedürfniß hat
betragen 5 250 000 Mark. Es ist also eine Steigerimg eingetreten von 1130 000 Mark oder
in Prozenten ausgedrückteine Steigerung um ungefähr 20°/».

Es drängt sich unwillkürlichdie Frage auf, ob eine solche Steigerung eine natürliche und
durch die Verhältnissegeboteneist oder ob das so außergewöhnliche Mehrbedürfniß etwa in anderen
Dingen seinen Grund hat.

Es ist die Frage aufgeworfenworden, ob etwa der vorjährige Etat nicht reich genug
bemessen gewesen ist, um den gesteigerten Bedürfnissengerecht werden zu können, und es ist ferner
die Frage aufgeworfenworden, ob vielleicht umgekehrtder diesjährige Etat zu vorsichtig aufgestellt
und die einzelnenPosten zu hoch dotirt seien. Der Herr Landeshauptmann hat in der Fach¬
kommission erklärt, daß eigentlich beide Voraussetzungenin gewissem Sinne zutreffen. Er hat aber
besonderserklärt, daß der neue Etat recht vorsichtig aufgestellt worden sei und daß nach seiner
AuffassungUeberschreitungen ausgeschlossen seien.

In der Fachkommission ist dann auch darauf hingewiesen worden, daß unter Titel V2
welchervon der Verzinsung der 6'/« Millionen-Anleihe handelt, der ganze für die Verzinsung
und Amortisation der Anleihe erforderlicheBetrag von 325 000 Mark eingestellt worden sei,
während diese 6 '/2 Millionen doch erst im Laufe der kommenden Etats-Periode vor und nach zur
Verausgabung gelangen.

Endlich, meine Herren, ist in der Fachkommission noch darauf hingewiesen worden, daß
neu im Etat erscheinen die Aufwendungeninfolge des Gesetzes, betreffend die Fürsorgeerziehung.
Es sind hierfür insgesammt 300 000 Mark vorgesehenund es wird mit Recht die Frage auf¬
geworfenwerden dürfen, in wie weit diese Aufwendungen nicht zu Erleichterungen der übrigen
Etats, insbesonderedes Landarmenwesensbeitragen.

Endlich, meine Herren, wurde von der Kommission,wie auch bei der Vorlage des Etats
bereits ausgesprochen worden ist, anerkannt, daß die Finanzlage zur Zeit eine glänzende sei und
daß die Schulden von Jahr zu Jahr sich vermindert haben. Die Kommission konnte auch konsta-
tiren, daß die Verwaltung nach den Vorschlägenund dem Rezepte des Herrn Oberbürgermeisters
Zweigert verfahren ist. Sie wollen sich erinnern, daß Herr OberbürgermeisterZweigert in seiner
Etatsiedc empfahl, in guten Jahren recht hohe Steuern zu erheben,um in schlechten Jahren möglichst
heruntergehenzu können. Nicht anders ist die Proviuzialverwaltung verfahren. Sie hat in den
letzten Jahren über eine Million Mark Steuern zuviel erhoben und im letzten Jahre wird sogar
auf einen Ueberschuß von 840 000 Mark gerechnet.

Meine Herren! Für die Frage der Höhe der Steuerumlage wird aber wohl schließlich
entscheidend sein, ob man mit einem weiteren Anwachsen der Staatssteuer rechnen darf oder nicht.
Wie Sie wissen, liegen die Steuererklärungen für das kommende Etatsjahr bereits vor, und die¬
jenigen Herren, die mit der Steuerveranlagung direkt oder in den Veranlagungskommissionen
beschäftigt sind, können heute bereits in etwa übersehen, ob ein weiteres Anwachsender Staats,
steuer zu erwarten ist oder nicht. In der I. Fachkommission waren mehrereHerren anwesend, die,
wie ich vorhin bemerkte, bei der Steuerveranlagung thätig sind, und diese Herren haben überein¬
stimmend erklärt, daß nach ihrer Auffassung der Verhältnisse auf ein weiteres Anwachsen der
Staatssteuer zu rechnensei. Trifft das aber zu und trifft es auch nur in mäßigem Umfange zu,
trifft es nur soweit zu, daß das gesummte Staatssteuereinkommen von 58 000 000 auf
60 000 000 Mark steigt, so ist damit schon ein Fehlbetrag nicht mehr wahrscheinlich.
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Endlich habe ich noch folgender in der Kommissionausgesprochenen AuffassungAusdruck
zu geben. Die meisten Gemeinden haben bereits ihre Etats aufgestelltund dabei mit dem bis¬
herigen Steuersatz gerechnet. Wenn nun heute eine Erhöhung der Provinzialumlage einträte, so
würde dadurch eiue Nachbewilligungund möglicherweise eine erneute Steuerumlage in den Gemeinden
stattfinden müssen.

Nach alledem war die Fachkommission,und, wie ich sagen darf, einstimmig der Ueber¬
zeugung, daß es zulässig sei, an dem bisherigen Steuersätze festzuhalten. (Beifall.)

Wenn Sie dem zustimmen, so würden Sie damit den Ihnen vorliegendenBeschlüssen
Ihrer Fachkommission zustimmenund insbesondere

„genehmigen, daß zur Bestreitung der Ausgaben die bisherige Umlage von 10^/»°/<>
beibehalten und der an der Summe von 6 380 000 Mark an eingehenden Provinzial-
abgaben fehlende Betrag aus deu angesammeltenUeberschüssen aus den Vorjahren in
den Rechnungsjahren 1901 und 1902 entnommen wird."

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Sie haben die Anträge Ihrer Fach¬
kommission gehört und Sie finden sie auch gedruckt vor. Ich eröffne die Diskussion darüber. —
Herr Abgeordneter Zweigert hat das Wort.

AbgeordneterZweigert: Ja. meine verehrten Herren, Sie gestatten mir— leider habe
ich den Vortrag des Herrn Referenten nicht ganz gehört — nur auf einen Punkt aufmerksam zu
machen, indem ich im Uebrigen anheimgebe,dem Antrage zuzustimmen.

Es sind in der III. Fachkommissionund auch in anderen Fachkommissionen Beschlüsse
gefaßt worden, wonach dem Ausschuß anheimgegebenist, zur Verbesserungder Provinzialchausseeu
und zur kräftigeren Unterstützungdes Kommunalwegebauesgrößere Beträge aus den Ueberschüssen
dieses Jahres zu verwenden, nicht der früheren Jahre sondern des laufenden Jahres. Wenn
Ueberschüsse da seien, dann tonnte der Provinzialausschuß sie verwenden. Bei Annahme des
Antrages auf 10'/,"/<,, fürchte ich, werden Sie auf die Verwendung weiterer Ueberschüsse für die
genannten Zwecke Verzicht leisten müssen. (Zustimmung und Widerspruch!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich bitte den Antrag zu formuliren.
AbgeordneterZweigert: Ich habe keinen Antrag gestellt. (Heiterkeit).
VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es hat sich Niemand mehr zum Worte

gemeldet. — Dann schließe ich die Diskussion.
Ich werde die Anträge der I. Fachkommissionzur Abstimmung bringen inkl. der Bei¬

behaltung des jetzigen Steuerquantums von 10'/2°/n. Ich würde alle diejenigen die dagegen sind,
bitten, sich zu erheben(Abgeordneter: Graf Beissel von Gymnich: darf ich ums Wort bitten?)

Bitte, zur Geschäftsordnung.
Abgeordneter Graf Beissel von Gymnich: Wenn es sich darum handelt, jetzt auch

darüber abzustimmen, ob 10'/^"/» oder 11"/«, Umlage erhoben werden sollen, dann stimme ich
gegen den Antrag. Ich würde aber bitten, doch erst über die anderen Positionen abzustimmen
und dann erst über Nummer 2 des Antrages.

VorsitzenderFürst zu Wied: Schön, dann würden wir erst über 1, 3 und 4 abstimmen.
Da nehme ich an, sie sind einstimmig angenommen. Erfolgt dagegen Widerspruch? Das ist
nicht der Fall.

Dann würde ich also bitten, daß diejenigen, die gegen den Antrag 2 der Fachkommission
sind, die bisherige Umlage von 10 ^2 "/- beizubehalten :c., sich erheben. (Geschieht — Große
Heiterkeit).
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Meine Herren! Der Antrag der Fachkommission ist angenommen. Meine Herren! Es
waren 4 Stimmen dagegen. — Ich stimme auch mit den 3 Herren. (Rufe: Bravo!) — Wir
kommen zu Nummer 9.

Antrag der I. Fachkommission zu dem Schreiben des Landeshaupt¬
manns, Geheimen Ober - Negierungsraths Dr. Kleiu bezüglich seines
Uebertritts in den Ruhestand.

Herr AbgeordenterMichels ist Berichterstatter. Ich bitte ihn, seinen Vortrag zu halten.
Berichterstatter Abgeordneter Michels: Meine verehrten Herren! Die Angelegenheit

des Schreibens des Herrn Landeshauptmanns vi-. Klein vom 4. Januar d. I. ist dadurch sehr ver¬
einfacht worden, daß Herr Klein sich auf Wunsch der I. Fachkommission bereit erklärt hat, nach
dem nächsten Provinziallandtage noch so lange im Amt zu verbleiben, bis die Wahl und Be¬
stätigung eines Amtsnachfolgerserfolgt sein wird.

Durch diese Erklärung ist der jetzt versammelte Provinziallandtag der Nothwendigkeit
enthoben, sich bereits jetzt mit der Wahl eines Landeshauptmanns zu befassen und dieserhalb
Vorbereitungen zu treffen.

Der nächste Provinziallandtag kann alsdann für die Vorbereitung der Wahl die er¬
forderlichen Beschlüsse fassen, um alsbald nach geschehener Vorbereitung zum Zwecke der TlMgung
der Wahl abermals zusammenzutreten.

Es würde dieses allerdings unterstellen, daß der Provinziallandtag zu diesem Behufe be-
sonders zusammenberufenwerden müsse. Die I. Fachkommission war aber der Ansicht, daß die
Wahl eines Landeshauptmanns für die Provinz von folcher Wichtigkeitund Bedeutung sei, daß
für diefen Zweck der Provinziallandtag wohl zusammentreten könne.

Der vorgeschlageneWeg bietet andererseits den großen Vorzug, daß dadurch vermieden
wirb, daß die Wahlfrage sich von jetzt bis zum nächstenProvinziallandtage 1 bis 2 Jahre hin¬
zieht und fortwährend Beunruhigungen in die Verwaltung hineinträgt.

Ich bitte Sie, meine Herrn, dieser von der I. Fachkommission einstimmig als glücklich
bezeichneten Lösung beizutreten,indem Sie den Antrag der Kommissionannehmen und das mehr¬
erwähnte Schreiben des Herrn Landeshauptmanns vorläufig für erledigt erklären. — (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Verlangt hierzu Niemand das Wort? Dann nehme ich
an daß der hohe Landtag einstimmigdein Beschlusse der I. Fachkommission beitritt.

Wir kommen zum
Antrag der I. Fachkommission zu der Petition verschiedener Straßen¬
aufseher um Erhöhung des Diensteinkommens und Verleihung des Titels
„Straßenmeister".

Herr Abgeordnetervon Breuning hat den Vortrag.
BerichterstatterAbgeordnetervon Breuning: Meine Herren! Die Straßenaufseherhaben

dem hohen Hause ein Gesuch eingereicht um Erhöhung ihrer Dienstbezügeund um Verleihung des
Titels „Straßenmeister".

Die Petenten sind durchgängig ältere Beamte, welche s. Z. für die Bezirksstraßen vor
deren Uebernahmeauf den Provinzialverband angestellt wurden und mit den Straßen von der
Provinz übernommen worden sind. Sie sind durchgängig Militäranwärter und besitzen eine
technische Vorbildung nicht, haben insbesondere nie Veranlassung genommen, die Prüfung als

Straßenmeister«, deren Ablegung ihnen offenstand, abzulegen. Sie sind f. Z. angestelltworden
mit einem Diensteinkommen von gegen 900 Mark und es ist das Diensteinkommenderselbennach
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dem Reglementjetzt bemessenauf ein Minimum von 1000 Mark und ein Maximum von 1400 Mark.
Daneben erhalten sie eine Zulage von 300 bis 400 Mark, sowie Wohnungsgeld. Es ist also das
Diensteinkommender Gesuchsteller im Laufe der Zeit vollständig auf das Doppelte erhöht worden.
Die Erhöhung ist also weit starker gewesen, als bei den anderen Beamtenkategorien.

Nach der Ansicht der I. Fachkommissionist dies Diensteinlommen der Gesuchstelleials
ausreichendanzusehen,in Berücksichtigungnamentlich, daß die Ansprüche an die Dienstleistungen
bei den allermeistender in Frage stehendenBeamten verhältnißmiißig gering sind. Es ist nur
wenigen ein normaler Straßenmeisterbezirkzugewiesen, die meisten verwalten nur kleinereStrecken.

Anlangend den Titel, so war die Kommissionder Ansicht, daß hierdurch nur eine Ver¬
wirrung und bei den wirklichen Stiaßenmeistern eine Mißstimmung herbeigeführtwürde.

Es bittet daher die Kommission,die Petition der Straßenaufseher abzulehnen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Sie haben den Antrag der Fachkommission gehört. Wenn

keine Erwiderung erfolgt und Niemand sich zum Wort meldet — was nicht geschieht, wie ich
hiermit konstatire — nehme ich an, daß der hohe Landtag einstimmig dieser ablehnenden Ent¬
scheidung der Fachkommission beitritt. — Das ist der Fall.

Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provin-
zialausschusses, betreffend die nachträgliche Genehmiguug zu dem Ankauf
des Hauses Iakobstraße Nr. 35 in Köln nebst Zubehör.

Herr Abgeordneter Linz hat die Berichterstattung. Ich ersuche ihn, den Vortrug zu halten.
Berichterstatter AbgeordneterLinz: Meine Herren! Es handelt sich hier um die nach¬

trägliche Genehmigung zum Ankauf eines Hauses Iakobstraße 35 in Köln. Meine Herren, dieses
Haus war von der Provinzialverwaltung gemiethetworden, und zwar zu Zwecken der Hebammen-
Lehranstalt. Das Haus stößt unmittelbar an die Hebammen-Lehranstalt'in Köln und in dem
Miethsvertrage, meine Herren, der im Jahre 1900 ablief, war der Provinz ein Vorkaufsrecht
ausbedungen worden, und da die Provinz auch selbst nach Erbauung der Anstalt in Elberfeld ein
dringendes Interesse daran hat, dieses Haus für die Zwecke der Hebammen-Lehranstaltzu behalten,
so hat sie von dem Vorkaufsrechtbereits Gebrauch gemacht. Das ist die zeitliche Rechtfertigung
des Ankaufs, dessen Genehmigungvon Ihnen erbeten wird.

Meine Herren! Was die sachlicheRechtfertigung anbetrifft, so bemerke ich, daß das
Haus, wie ich eben bereits erwähnt habe, dort für die Zwecke der Hebammen-Lehranstalt nöthig
ist und daß weiterhin nach Mittheilungen, die wir in der Kommissionbekommen haben, der Preis
des Hauses ein billiger ist. Nämlich das sachverständige Gutachten, auf das sich der Ankaufspreis
gründet, ist bereits vor 5 Jahren abgegebenworden und zwischenzeitlich in den letzten 5 Jahren
hat sich der Werth des Hauses sehr bedeutend gesteigert, so daß also der Preis als ein durchaus
normaler bezeichnet weiden kann.

Endlich, meine Herren, ist auch noch zur Arrondirung des Platzes ein kleines Grundstück
angekauftworden, das sich zwischen das gekaufteGebäude und zwischendas Anstaltsgebiet schieb
und dessen Preis 1000 Mark beträgt.

Die Kommission bittet Sie, die nachträglicheGenehmigung zum Ankauf dieses Hauses
nebst anstoßendem Grundstück zu ertheilen. Das Haus selbst kostet 54 000 Mark, der Platz
1000 Mark, in Summe 55 000 Mark.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht Jemand hierzu das Wort? — sonst nehme ich an,
dnß das hohe Haus hiermit einverstandenist — das ist der Fall.

Wir kommenzum letzten Punkt unserer Tagesordnung:
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Antrag der II. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Errichtung einer Provinzial'Hebammen-Lehr-
anstalt zu Elberfeld.

Herr AbgeordneterLinz ist ebenfalls Berichterstatter. Ich ersuche ihn, seinen Bericht zu erstatten.
Berichterstatter Abgeordneter Linz: Meine Herren! Die Kommissionbittet Sie, den

vorgelegten Plan und Kostenanschlagfür die Errichtung einer zweiten rheinischenProvinzial-
Hebammen-Lehranstaltin der Stadt Elberfeld zur Ausführung zu genehmigen.

Meine Herren! Der Plan liegt auf dem Tisch des hohen Hauses zur Einsicht offen.
Ich kann mich darauf beschränken, den verehrten Herren mitzutheilen,daß der Plan erst ausgearbeitet
worden ist nach vorheriger Besichtigungvon neuen und älteren Hebammen-Lehranstaltenund daß
dabei die Erfahrungen, die man auf diesem wichtigen Gebiet gemacht hat, in praktischer Weise
berücksichtigt worden sind.

Der Platz, auf dem das Gebäude sich erhebensoll, stoßt unmittelbar an den Platz an,
der ursprünglichvorgesehen war, der sich aber für die Entwickelungdes Gebäudes nach Ansicht der
Herren Architektenals ungünstig erwies. Der Platz liegt sehr hoch, er wird von der Stadt
kostenfrei hergegeben, ist sehr günstig, auch für die Entwässerung gelegen, ist in nächsterNähe von
anderen HumanitärenAnstalten, wie wir uns in der Kommissionssitzung nach einem vorgelegten
Situationsplan überzeugt haben, auch durch eine vorübergehendeelektrischeBahn oder Pferdebahn
leicht erreichbar.

Das Gebäude, meine verehrten Herren, ist gedacht als ein Parterregefchoßund ein erstes
Stockwerk,einfach in Ziegelsteinen mit einer mäßigen Verwendung von Werkstein und zeigt auch
eine angemessene Gliederung durch das Borschieben einiger Risalite. Die Belegung ist gedacht mit
40 Schülerinnen, 32 Wöchnerinnen, 16 Krankenflauen, 16 Infieierten, 30 Schwangeren und ?
Pensionärinnen. Die Pensionärinnen sind, wie ich wohl einschaltendarf, im zweiten Stockwerk
untergebracht, so daß also das Haus durchgehend nur ein Stockwerkhat, aber auf einem Risalit
ein zweites Stockwerk.

Meine Herren! Es ist dann in der Kommission mitgetheilt worden, daß Verhandlungen
darüber noch schweben bei der Ausarbeitung des Planes, ob es sich nicht empfehlenwürde, das
Leichenhaus,und zwar zur Verbilligung der Kosten, in die Anstalt selbst zn verlegen. Die Kom¬
missionwar aber der Ansicht — und hat in dieser Beziehung den Antrag des Provinzialausschusses
umgeändert - daß es sowohl aus medizinischen, wie aus ästhetischeil Gründen sich empfehlen
würde das Leichenhausgetrennt von der Anstalt aufzuführenund diese kleine Erhöhung des Kosten¬
aufwandes nicht zu berücksichtigen.

Das Ganze wird kommen auf 600 000 Mark ohne innere Ginrichtung und ohne den
Platz der in dankenswertherWeise von der Stadt Elberfeld zur Verfügung gestellt worden ist.

Die Kommission empfiehlt Ihnen, zu dem Bau nach Plan und Kostenanschlag die
Genehmigung zu ertheilen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ist hiergegen etwas zu errinnern? — Dann würde ich
annehmen — daß das hohe Haus auch diesen Antrag seiner Fachkommission einstimmiggenehmigt.

Meine Herren! Hiermit wäre unsere heutige Tagesordnung erschöpft.
Ich habe Ihnen noch die Tagesordnung für die morgige Sitzung vorzulesen.
Eingänge.
Antrag der AbgeordnetenC. Lueg und anderer, betreffendStellungnahme des Provin-

ziallandtags zur Vorlage der Königlichen Staatsregierung im Landtag der Monarchie
hinsichtlich des Ausbaues von Kanälen.
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Antrag der I. Fachkommission,betreffend den im Jahre 1902 in Aussicht stehenden
Besuch Seiner Majestät des Kaisers und Königs in der Rheinprovinz.

Antrag der II. Fachkommission zu dem Antrag des Provinzialausschusses,betreffendden
Ankauf einer Landparzelle für die Provinzial-Heil- und Pflegeanstalt zu Bonn.

Antrag der I. Fachkommission zu der Petition von Beamten der Centraluerwaltung, der
Lllndes-Versicherungsanstlllt„Nheinprovinz" sowie Taubstummenlehrern an den Pro-
vinzial-Taubstummenanstaltenzu Brühl, Elberfeld und Trier, betreffend anderweite
Regelung des Wohnungsgeldzuschusses.

Antrag der I. Fachkommission zu der Petition des Straßenmeisters Grimnitz in Dullen
um anderweite Feststellungseines Gehalts.

Antrag der I. Fachkommissionzu der Petition des Martin Wilden und Genossen in
Düren, betreffendUntersagung des Geschäftsbetriebsdes blinden Musiklehrers Clemens
Engels in Düren mit Musikinstrumenten.

Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der Stadtgemeinde Malmedy um Gestattung
des Austritts aus der Wittwen- und Waisenversorgungsanstalt für die Kommunal«
beamten der Rheinprovinz zum 1. April 1901.

Antrag der III. Fachkommission zu der Petition der Gemeinde Altendorf (Rheinland) um:
1. Bewilligung einer Beihülfe von 25 000 Mark zu den Plasterkosten der von ihr

in Unterhaltung und Verwaltung übernommenen Strecke der Provinzialstrahe
Meiderich-Steele von Station 13,i28 bis 15,»63;

2. Bewilligung eines Darlehns aus dem Meliorationsfonds von 75 000 Mark auf 3
Jahre zinsfrei, dann zu 3'/2<>/n verzinslich.

Antrag der III. Fachkommission zur Petition des Vorstandes des Solinger Schützenvereins
um Genehmigung zum Verkauf einer in Solingen an der Solingen—Essen—Horster
Provinzialstrahe (Station 0,2 bis 0,,) — der sogenannten Kaiserstraße— gelegenen
Straßenparzelle zm Größe von ca. 485 ym, welche zwischender Baufluchtlinie und
dem Grundstückdes genannten Vereins belegen ist.

Antrag der III. Fachkommission zu der Petition des Kreises Geldern um Gewährung
eines Kleinbahn-Darlehns von 400 000 Mark zu den früher geltenden Bedingungen
(3"/« Zinsen, 1 °/° jährliche Tilgung.)

Antrag der III. Fachkommission zur Petition von Landwirthen zu Gyll bei Aldekerkum
Beseitigung von Bäumen an der Aldekerk—VorsterProvinzialstraße.

Antrag der III. Fachkommission, betreffend die Gingabe des Obersten z. D. von Giese zu
Aachenbezüglichder „gemeinnützigenAnlagen von Sourbrodt".

Antrag der Wahlprüfungskommission,betreffend die Prüfung und Gültigerklärung der
für den Provinziallandtag stattgehabten Neu- und Ersatzwahlen.

Antrag der I. Fachkommissionauf Entlastung von Rechnungen. Das Verzeichnißist in
den Lllndtags-Vorlagen.

Antrag der II., III. und IV. Fachkommission auf Entlastung von Rechnungen nach dem
Verzeichniß.

Meine Herren! Die Vorträge haben die Herren Abgeordneten: Marx, Hueck, Freiherr
Lllur von Münchhofen, Quack, Becker, Klüpfel, Veltman, von Wätjen, Barthels, von Sandt,
Scherenberg,Kattwinkel, Conze, von Ehrenberg, Dr. von Beckerath, Heising, Merrem und Pastor
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Meine Herren! Ich behalte mir vor, noch weitere Antrage, die jetzt kommen, die also
jetzt erst im Ausschuß behandelt worden sind und noch von der II. Fachkommissionbehandelt
werden müssen und was sonst noch kommen sollte, morgen auf die Tagesordnung zu setzen.
(Zustimmung.)

Es erfolgt kein Widerspruchund so kann ich danach handeln, (Ruf: Zur Geschäfts¬
ordnung!) Herr AbgeordneterPingen hat das Wort.

AbgeordneterPingen: Es ist nicht gesagt worden, wann die Tagung morgen beginnt, (Heiterkeit.)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ja, das will ich eben sagen. Ich wollte vorschlagen

wieder um 11 Uhr! (Rufe: 10 Uhr!) Um 10 Uhr? (Zuruf: >10! Rufe: Oho! — Ruf: 9 Uhr!)
Meine Herren! Ich glaube, daß die Mehrzahl der Stimmeu für 10 Uhr ist. (Zustimmung.)
Also um 10 Uhr morgen.
Meine Herren! Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß gegen 1-/. Uhr.)

Achte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Donnerstag den 14. Februar 1901.

Beginn 10 Uhr 12 Minuten Vormittags.

Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Antrag der Abgeordneten C. üueg und anderer, betreffend Stellungnahme des Provinzial-

landtags zur Vorlage der KöniglichenStaatslegierung im Landtag der Monarchie hinsichtlich
des Ausbaues von Kanälen.

3. Antrag der I. Fachkommission,betreffendden im Jahre 1902 in Aussicht stehendenBesuch
Seiner Majestät des Kaisers und Königs in der Rheinprovinz.

4. Antrag der II. Fachkommission zu dem Antrag des Provinzialausschusses,betreffendden An¬
kauf einer Landparzelle für die Provinzial-Heil- und Pflcgcanstalt zu Bonn.

5. Antrag der 1. Fachkommission zu der Petition von Beamten der Centraluerwaltung, der
Lllndes-Versicherungsanstalt„Rheinprovinz" sowie Taubstummenlehrern an den Provinzial-
Taubstummenanstalten zu Brühl, Elberfeld und Trier, betreffend anderweite Regelung des
Wohnungsgeldzuschusses.

6. Antrag der I. Fachkommissionzu der Petition des Straßenmeisters Grimnitz in Dullen um
anderweite Feststellungseines Gehalts.

7. Antrag der I. Fachkommissionzu der Petition des Martin Wilden und Genossenin Düren,
betreffend Untcrsagung des Geschäftsbetriebsdes blinden Musiklehrers Clemens Engels in
Puren mit Musikinstrumenten.
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8. Antrag der I. Fachkommissionzn der Petition der Stadtgemeinde Malmedy um Gestattung
des Austritts aus der Wittwen- und Waisenversorgmigscmstaltfür die Kommunalbeamtender
Rheinprovinz zum 1. April 1901.

9. Antrag der III. Fachkommissionzu der Petition der Gemeinde Altcndorf (Rheinland) um:
1. Bewilligung einer Beihülfe von 25 000 Mark zu den Pflasterkostender von ihr in Unter¬

haltung und Verwaltung übernommenen Strecke der Provinzialstraße Meidelich—Steelc
von Station 13,12» bis 15,0« 3;

2. Bewilligung eines Darlchns aus dem Meliorationsfonds von 75 000 Mark auf 3 Jahre
zinsfrei, dann zu 3'/««/« verzinslich.

10. Antrag der III. Fachkommissionzur Petition des Vorstandes des Solinger Schützenvereins
um Genehmigung zum Verkauf einer in Solingen an der Solingen — Essen — Horster Pro¬
vinzialstraße (Station 0,» bis 0,?) — der sogenannten Kaiserstraße — gelegenenStrahcn-
parzelle zur Größe von ca. 485 yin, welche zwischen der Baufluchtlinie und dem Grundstück
des genannten Vereins gelegen ist.

11. Antrag der III. Fachkommission zu der Petition des Kreises Geldern um Gewährung eiues
Kleinbahn-Darlehns von 400 000 Mark zu den früher geltenden Bedingungen (3°/, Zinsen,
I «/<, jährliche Tilgung.)

12. Antrag der III, Fachkommission zur Petition von Landwirthen zu Eyll bei Aldekerk um Be¬
seitigung von Bäumen an der Aldekerk-VorsterProvinzialstraße.

13. Antrag der III. Fachkommmission,betreffenddie Eingabe des Obersten z. D. von Giese zu
Aachen bezüglich der „gemeinnützigenAnlagen von Sourbrodt".

14. Antrag der Wahlprüfungskommission,betreffend die Prüfung und Gültigerklärung der für
den Provinziallandtag stattgehabten Neu- und Ersatzwahlen.

15. Antrag der I. Fachkommission auf Entlastung nachstehender Rechnungen:
im Verzeichnißder Landtags-Vorlagen (Drucksachen. Nr. 39) Nr. 41 bis 78.

16. Antrag der II. Fachkommission auf Entlastung nachstehender Rechnungen:
im Verzeichnih der Landtagsvorlagen(Drucksachen.Nr. 39) Nr. 79 bis 90 und Nr, 101 bis 148.

17. Antrag der III. Fachkommission auf Entlastung nachstehender Rechnungen:
im Verzeichnißder Landtagsvorlagen (Drucksachen. Nr. 39) Nr. 156 bis 167.

18. Antrag der IV. Fachkommission auf Entlastung nachstehender Rechnungen:
im Verzeichnißder Landtgasvorlagen (Drucksachen. Nr. 39) Nr. 174 bis 185.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Das Protokoll
über die Plenarsitzung vom 13. d. Ms. liegt auf dem Tisch des Hauses offen.

Ich möchte um die Ermächtigung bitten, das Protokoll der Schlußsitzungin Gemeinschaft
mit den Schriftführern feststellen zu dürfen. — Wenn kein Widersprucherfolgt, fo nehme ich an,
daß die Ermächtigung erteilt ist.

Als Schriftführer fungiren die Herren AbgeordnetenLinz und Schrakamp.
Meine Herren! Es ist ferner ein Antrag eingegangenüber die Kanalangelegenheitvon

selten der Abgeordneten: C, Lueg, Freiherr von Schorlemer, Graf und Marquis von und zu
Hoensbroech, Lieven, Zweigert, Freiherr von Hövel, Kaufmann, Kaufen, Gustav Michels, Th,
Melchers, I. Destr6c, Huthmacher, Eugen Graf von und zu Hoensbroech,Rintelen, Bönniger,
Esser, von Ktuse. Sie haben den Antrag gedruckt vorliegen. Soll ich ihn verlesen? (Rufe: Nein!)
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Er ist heute morgen auf die Plätze vertheilt worden. Also Sie wünschen nicht, daß ich ihn verlese.
(Rufe: Nein!) Dann würden wir ihn nachherbei Punkt 2 unserer Tagesordnung behandeln.

Ich habe noch die Mittheilung zu machen, daß die Zahlung der Tagegeldernnd der Reise¬
kosten an die Herren Abgeordnetenim Laufe dieses Morgens im Zimmer XXII — dieses ist das
Zimmer der I. Fachkommission — an zwei Stellen erfolgt und zwar getrennt für die Herren mit
den Anfangsbuchstabenvon H. bis X und von I. bis 2. An der Thür des Zimmers 22 sind
entsprechende Anschläge angebracht.

Meine Herren! Wir würden nunmehr zu Nr. 2 der Tagesordnung kommen:
Antrag der Abgeordneten C. Lueg und anderer, betreffend Stellung¬
nahme des Provinziallandtags zur Vorlage der Königlichen Staatsregie-
rung im Landtag der Monarchie hinsichtlich des Ausbaues von Kanälen.

Herr Abgeordneter C. Lueg hat es übernommen, den Vortrug hier zu halten. Ich
bitte, dieses zu thun.

Berichterstatter Abgeordneter Lueg-Oberhauscn: Meine Herren! Die Unterzeichnerdes
dem hohen Hause unter Drucksache Nr. 123 vorliegendenAntrages sind der Ansicht, daß, da der
Rheinische Provinziallandtag zu derselben Zeit tagt, wo die große wnsserwirthschaftlichc Vorlage
der Berathung des Landtages der Monarchieunterliegt, auch der Provinziallandtag zu dieser Vorlage
Stellung nehmen muß. Der RheinischeProvinziallandtag hat bereits zweimal und zwar in der
Sitzung vom 2. Juni 1894 und in der Sitzung vom 1. Februar 1899 seine Zustimmung zu
Verbindungen des Dortmund-Emskanals mit dem Rhein durch einen im Zuge des Emscherflufses
und einen zweiten im Zuge des Lippeflusses zu erbauenden Schifffahrtskanal ausgesprochen. Des
Ferneren hat der Provinziallandtag in seiner Sitzung vom 12. Dezember 1890 einem Antrage auf
Kanalisirung der Mosel und der Saar einstimmigzugestimmt.

In der jetzigen dem Landtage der Monarchie unterbreiteten Kanalvorlage ist zwar der
Ausbau der Emscherlinie,nicht aber die Lippelinie und der Mosel- und Saarkanal aufgenommen.

In den jüngsteu Verhandlungen des Abgeordnetenhaufes sind Bestrebungen zn Tage
getreten, welche dahin zielen, den Emscherkanal durch den Lippetanal zu ersetzen. Diesen Bestrebungen
gegenübermuß m. E. der hohe Provinziallandtag mit aller Entschiedenheit Verwahrung einlegen,
da für die Rheinprovinz der Emscherkanal von ungleichgrößererBedeutung ist, wie der Lippetanal.

Während der Lippekanal nur einen geringen Theil der Rheinprovinz berührt und hieraus
in der Hauptsachenur die Stadt Wesel Nutzen ziehen kann, aber auch nur dann, wenn sich dort
ein erheblicher Umschlaguerkehr entwickelt,was aber nicht sehr wahrscheinlich ist, da die Hauptver-
kehrsmengcin 600 t-Schiffen direkt auf den Rheiu übergehen wird, ist die Emscherlinie für den
industriereichsten Theil der Rheinprovinz von durchschlagender Bedeutung.

Die Emscherliuie ist bei 39,5 Km Länge die kürzeste Verbindung zwischen dem Dortmund-
Gms-Kanal und dem Rhein, die Länge der Lippelinie beträgt 64,1 Km.

Daß der Emscherlinie ein großer Verkehr zufallen wird, wird nicht bestritten, im Gegentheil
ist die Befürchtung aufgetaucht, daß der zu erwartende Verkehr so bedeutend sein würde, daß
dadurch der Durchgangsverkehrbeeinträchtigt werden würde. Hieraus den Schluß zu ziehen, die
Emscherlinie nicht zu bauen, erscheint mir widersinnig, (sehr richtig!)wohl läßt sich hieraus herleiten,
daß auch der Ausbau der Lippelinie nützlich sein und in absehbarer Zeit sich als dringend geboten
erweisen wird.

Die fortschreitende Bebauung des für den Emscherkanal in Frage kommenden Geländes
erheischt,daß der Ausbau dieses Kanals nicht weiter hinausgeschobenwerden darf, wenn dieser
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Linie nicht auch das Schicksal der Südemscherlinicbereitet werden soll. Im Gegensatz zur Emscher-
ist die Erbauung der Lippelinie auch in spaterer Zeit noch möglich.

Wie mächtig der für die Emscherliniezu erwartende Verkehr sein wird, mögen Sie,
meine Herren, daraus entnehmen, daß im Bereich dieser Linie, und zwar nur 5 Km nördlich und
südlich von derselben, z. Z, 39 Kohlenschächte mit einer jährlichenKohlenförderungvon rund 20
Millionen Tonnen vorhanden sind; dazu treteu noch 29, zum Theil sehr bedeutende industrielle Werke.

Dabei ist die Kohlenförderung noch stetig im Wachsen begriffen und die Ablagerungen
daselbst sind so mächtig, daß die Kohlen noch nicht in einem Jahrhundert erschöpft sein werden.

Wenngleichdie Kohlengewinnung nach Norden vorschreitet,so wird es doch noch sehr
geraumeZeit dauern, bis im Zuge der Lippe eine nenncnswertheKohlenförderungerzielt werden kann.

Wie wiederholt von zuständiger Stelle nachgewiesen,ist der Eisenbahnverkehrwestlich
von Herne so bedeutend, daß die Eisenbahnen, trotz der vielen Umgangsbahnen und mächtigen
Rangirbahnhöfe, z. Zt. denselben nur mit größter Anstrengung bewältigen können und bei der
mit Sicherheit zu erwartendenweiterenVerkehrssteigerung die schwerstenMißständc zn befürchten sind.

Der Eisenbahnverkehr zwischen Herne und Duisburg ist grüßer wie in irgend einem
Bezirk des Kontinents. So entfallen im Ruhrgebiet auf das Kilometer 59 000 Tonnen, im
übrigen Dentschland nur 5800 Tonnen; der Eisenbahnverkehrim Ruhrgebiet ist also 10 mal so
groß als im übrigen Deutschland.

Im Jahre 1899 betrug der Güterversandt der Rheinprovinz, einschließlich der Rheinhäfen
Duisburg, Ruhrort und Hochfeld, sowie der Provinz Westfalen 92 37? 303 Tonnen, d. i. 53,« >
des gefammten preußischenVerkehrs.

Die Emscherliniewird unbestritten dem Eisenbahnverkehr, da wo es nöthig ist, eine
bedeutendeErleichterung verschaffen,was bei der Lippelinie niemals der Fall sein wird.

Würde die Lippelinie und nicht die Emscherliniezur Ausführung gelangen, so würden
außerordentlich einschneidende wirthschaftlicheVerschiebungendie unausbleiblicheFolge sein.

Die bei Dortmund und östlich von Dortmund belegenen Werke haben gegenüber den
westlich gelegenen Werken für die Transporte nach Osten einen erheblichen Frachtvorsprung, durch
den Ausbau der Lippelinie würde diesen Werken ein weiterer Vorsprung dadurch erwachsen,daß
dieselbenbilliger den Rhein erreichenwürden wie die westlichvon Herne belegenenWerke, welch
Letztere hierdurch natürlich empfindlichin ihrer Konkurrenzfähigkeitbeeinträchtigt werden würden.

Andererseitswerden durch den Ausbau der Emscherlinie derartig schädigende Verschiebungen
vermieden, da alsdann auch die Dortmunder und die östlich von Dortmund belegenenWerke durch
diesen Kanal den Rhein auf dem kürzesten Wege erreichenkönnen.

Der neuerdings gegen die Emscherlinie erhobene Einwand, daß zur Sicherung dieses
Kanals die unter dem Kanal belegene Kohle nicht abgebaut und dadurch das Nationalvermögen
schwer geschädigt würde, ist von maßgebenderSeite bei den jüngstenVerhandlungenim Abgeordneten¬
hause als nicht zutreffend zurückgewiesen worden.

Ich für meine Person bin der Ansicht, daß, falls die Kohle unter dem Kanal nicht
abgebaut, dadurch eine gleichmäßige Senkung des Geländes behindert würde, der Kanal somit
schließlich auf einen Bergrückenzu liegen käme, schwere Mißstände eintreten würden.

Uebrigens könnte der gleiche Einwand auch gegen die Lippelinie erhoben werden, wenn
demnächst die uuter der Lippe belegenen Kohlenschätzevon der Gewinnung ausgeschlossenwerden sollten.

Indem ich zum Mosel- und Saarkanal übergebe, so hat, wie eingangs erwähnt, der
RheinischeProvmziallandtag sich bereits am 12. Dezember 1890 einstimmig für die Kanalisirung
ausgesprochen.
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Welch bedeutender Verkehr für die Mosellinie zu erwarten ist, mögen Sie daraus entnehmen,
daß im Jahre 1899 die Erzeinfuhr 4165 372 Tonnen betrug, darunter kamen

aus Spanien ......... 1844 769 Tonnen,
.. Schweden ......... 1321754 „

Summe 3 166 523 Tonnen.
Wenn man den Werth der Erze zum Durchschnittspreisevon 18 Mark pro Tonne berechnet,

so entsprichtdiese Einfuhr einer Summe von 60 000 000 Mark, die in einem Jahre verausgabt
worden sind.

Andererseits bezogen in demselben Jahre die Lothringisch - Luxemburger Werke von dem
Westfälischen Coakssyndikat2 783 338 Tonnen Coaks.

Sie sehen also, welche gewaltigen Transportmengen hier zur Verfrachtung kommen,und
es ist auch wahrscheinlich, daß sie zum größten Theil auf der kanalisirtenMosel zur Beförderung
kommenwerden.

Welch großen Antheil Kohlen und Eisen an dem Verkehr überhaupt haben, habe ich jetzt
nach einer Notiz aus der Kanaldenkschriftdes Herrn Baurath Sympher entnommen, wonachder
gesammte Verkehr an Kohlen und Eisen mehr wie 50"/» von dem gesammten Verkehr aller anderen
zur Verfrachtung gelangenden Güter ausmacht.

Das Minette-Vorkommenan der oberen Mosel beträgt nach mäßiger Schätzung 3 000 000 000
Tonnen, woraus 1000 000 000 Tonnen Roheisen erzeugt werden können, was dem 125 fachen
Betrag der gegenwärtigen jährlichen Roheisenerzeugungvon Deutschland entspricht. Gelingt es,
den Minettenbezirkmit dem Niederrheinisch-Westfälischen Industriebezirkdurch eine billige Verfrach¬
tung der Eisenerze in Verbindung zu bringen, so wird dasselbe nicht mehr dem Auslande tributär
sein und dadurch werden die heute ins Ausland fließenden ungeheurenSummen dem National¬
vermögenerhalten bleiben.

Wie sehr in den letzten 7 Jahren die Kohlenerzeugungund damit der Verkehr gestiegen
ist, möge daraus entnommen werden, daß in einer Denkschrift, die Kcmalisirung der Mosel betreffend,
welche eine Deputation, der auch ich die Ehre hatte anzugehören, Sr. Majestät dem Kaiser in
einer am 12. Januar 1893 gewahrten Audienz überreichen dürfte, die damalige Kohlenförderung
des Rheinisch-WestfälischenKohlenbeckens auf 34 000 000 Tonnen angegeben wurde, während dieselbe
im vergangenenJahre 59^ Millionen Tonnen betrug. Se. Majestät sprach sich schon damals
mit Entschiedenheit für die Nützlichkeit und Nothwendigkeitder Kanalisirung der Mosel aus, sowie
ferner für eine durchgehendeWassernerbiudungzwischendem Osten und Westen, damit diesen Landes-
theilen ein Austauschihrer Produkte ermöglicht würde. Diese Verbindung würde auch wohl diese
Provinzen einander näher zu bringen.

Die rheinifch-westfälifchc Industrie, welche genöthigt ist, einen erheblichen Prozentsatz ihrer
Erzeugung auszuführen, kann den mehr und mehr gesteigerten Wettbewerb auf dem Weltmarkte,
insbesonderemit Rücksicht auf den immer gefahrvollerwerdenden amerikcmifchenWettbewerb, nur
dann mit Aussichtauf Erfolg aufnehmen, wenn derselbengünstigereProduktionsbedingungen,ins¬
besondere Verkehrserlcichterung,gewährt werden.

WelcheRolle die Frachtfrage beispielsweisebei der Eisenindustrie spielt, ist daraus zu
entnehmen,daß 29 "/., der Herstellungskosten bei der Roheisenerzeugungauf Frachten entfallen.

Meine Herren! Es ist nicht möglich, daß irgend eine Vorlage, welche auf eine Verkehrs¬
erlcichterunghinzielt, für alle Landesthcilc gleich nutzbringendsein wird, indessen im Lauf der Zeit
wird sicherlich ein Ausgleicherfolgen.

26
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Die nicderrhcinisch-westfälische Industrie hat sich bisher niemals gegen eine Vcrkehrs-
bcsscmngausgesprochen,gleichgültigob sie von derselbenvorteilhafte oder nachtheiligcWirkungen
erwarten dürfte.

Ich hoffe und wünsche, daß dieselbe diesen Standpunkt auch in Zukunft innehalten wird.
Meine Herren! Aus allen diesen Erwägungen werden Sie, denke ich, zu der Entschließung

kommen, daß die erwähnten Kanalverbindungen für unsere produktivenStände, insbesondere für
die rheinischen Produktivstände,von der allergrößten Bedeutung sind, und meine Freunde und ich
geben sich der Hoffnung hin, daß der hohe Landtag in Anerkennung dieses Standpunktes den
Ihnen unterbreiteten Antrag möglichst einstimmigannehmen werde.

Ich habe nunmehr Ihnen noch von einem Telegramm Kenntniß zu gebeu, welchesan den
Herrn Landeshauptmann gerichtet ist und welchesmir derselbe zugefertigt hat, um es zu Ihrer
Kenntniß zu bringen. Es ist aus Berlin, unterzeichnetvon dem Freiherr« von Krämer, Präsidenten
des Moselkllnalvcrcinsin Metz, Varain in Trier, Geheimrath Später in Coblenz, welches lautet:
„Nach heutiger Besprechung vieler Interessenten mit Abgeordnetenvieler Parteien muß als fest¬
stehend angesehen werden, daß die Einbeziehung der Mosel- und Saarkanalprojekte in die große
Kanaluoilage dem Zustandekommendieser Vorlage keineswegshinderlichist, sondern daß sogar die
Nichteinbcziehung des Mosel- und Saarprojektes in die große Kanaluorlagc das Zustandekommen
der letzterengefährdet. Voraussetzungfür die Einbeziehungist, daß seitens der Provinz vorläufig
mindestens im Prinzip die gleichen Garanticen übernommen werden wie für den Dortmund-Rhein-
Kanal. Bitten dringend, noch heute dementsprechendzu beschließen und Entscheidungtelegraphisch
hierher an Adresse Geheimrath Später gelangen zu lassen,"

Nun, meine Herren, in diesem Stadium unserer Verhandlungen diesem Ansinnen zu ent¬
sprechen, wird ja nicht angehen. Aber meine Freunde und ich — ich glaube auch Sie — werden
wohl bereit sein, wenn dieses Moselprojektgreifbare Gestalt annimmt, die Ausführung mehr, wie
es hier vielleichtnoch der Fall ist, gesichert erscheint, zuzustimmen, daß dann anch der hohe Pro-
vinziallandtag dieselben Garantiern mindestens in gleicher Höhe, wie für die anderenKanäle bereits
ausgesprochenist, übernimmt. (Lebhafter Beifall.)

Meine Herren! Es wäre mir erwünscht, wenn auch in dieser Beziehung aus dem Hause
eine Zustimmung erfolgt, was ja zweifellos für den Provinzialcmsschuß,wenn er mit dieser Frage
demnächst befaßt werden soll, sehr werthvoll sein würde.

Meine Herren! Indem ich nochmals die Annahme unseres Antrages empfehle,glaube ich,
daß wir durch diese Annahme die Interessen unserer schönen Provinz fördern. (Anhaltender leb¬
hafter Beifall.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffneüber diesen Antrag die Diskussion (Zuruf des
AbgeordnetenSchneemann: Ich bitte ums Wort.)

Herr AbgeordneterSchneemann hat das Wort.
AbgeordneterSchneemann: Meine Herren! Ich bedaureaus verschiedenen Gründen, den

Anträgen, die uns vorliegen, nicht beistimmen zu können. Als Vertreter des Kreises Rees, eines
besonders landwirtschaftlichen Kreises, schwärme ich im Allgemeinen nicht für die großen kost¬
spieligen Kanalverbindungen mit dem äußersten Osten. Wir haben doch schon jetzt genügend
uuter der östlichen Gctreidekonkurrenz zu leideu, trotz des Umweges, den das Getreide jetzt über
die Ost- und Nordsee und über Holland machen muß. Um wie viel intensiver diese Konkurrenz
nach Fertigstellung der projektirtenKanäle sein wird, werden Sie aus der Frachtdifferenzschließen
können, die z, V. zwischen der Eisenbahnflacht und der späteren direktenKanalfracht besteht. Es
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beträgt die Fracht per Eisenbahn für eine Tonne Getreide von Posen nach Dortmund 37 Mark.
Sie beträgt, wenn der Kanal fertig ist, nur 14 Mark. Ebenso verhält es sich mit dem Produkt
unserer Wälder, dem Holz, das bisher eine gute Rente für uns abwarf. Wir haben ja gute
Abnehmer bei der Industrie. Meiue Herren, auch hierin wird diese Konkurrenzwenigstensfür die
nächsten Jahre den westlichen Waldbesitzcrn einen großen Schaden bringen, bis der Ausgleich
geschaffen ist.

Aber diese vermehrte Konkurrenzallein würde mich nicht bestimmen, gegen den Antrag,
überhaupt gegen alle Kanalvcrbindungen zu stimmen, weil wir doch auch als Vertreter von
Industrie nnd Handel hier tagen und als solche für billige Verkehrswege im Innern Deutschlands
wgen müssen. Zudem handelt es sich heute ja auch nur eigentlich um die Verbinduug des
Emskcmnls mit dem Rhein, und diese Kanaluerbindung wird ganz sicher von der Königlichen
Staatsregierung durchgeführtweiden, ob wir es wünschen oder nicht. Es entsteht dabei für uns
nnr die Frage, welchen Weg diese Verbindung nimmt. In beiden Anträgen ist die Ansicht aus¬
gesprochen, daß der Kanal durch das Emschergebiet der wünschenswcrthere Schifffahrtswegsei. Ich
bin anderer Meinung und gebe der kanalisirtenLippe vor diesem Kanal den Vorzug.

Ich werde mich kurz fassen. Meine Herren, ich behaupte, die kanalisirte Lippe wird ein
entschieden besserer Wasserwegwerden, ein entschieden billigerer, und auch, was für ein so großes
Unternehmen bedeutend in die Wagschale fällt, ein viel sicherer Kanal als der projektirtc im
Gmschergebiete.Die Lippe ist ein alter Strom, der seit unvordenklichen Zeiten das Innere West¬
falens mit dem Rhein verbindet und war noch vor 50 Jahren eine gute Schifffahrtsstraße. Aus
meiner Jugend weiß ich mich zu erinnern, daß dort große Massengüter nach Wesel zum Rhein
geschickt wurden. Seit einigen Dezennien hat die Königliche Staatsregicmng die Lippe vernach¬
lässigt und in Folge dessen ist sie versandetund verödet. Dagegen steht es fest, daß, wenn die
Lippe'bei ihren: großen Wasserreichthum ordnungsmäßig kanalisirt wird, sie einer unserer bcsteu
Kanäle Deutschlandswerden wird. Dasselbe kann man von dem Kanal durch das Emschergebiet
nicht behaupten. Er ist noch nicht da, er muß gegraben werden und wenn er fertig ist, dann
fehlt ihm das nothwendigeWasser. Da ist es doch eigentlich wunderbar, daß man dieser natür¬
lichen Wasserstraße,der Lippe, die nut geringen Kosten kanalisirt werden kann, das Wasser ent¬
ziehen will, um ein gekünsteltesProjekt, wie es der Emscherkanalsein wird, mit ungeheuren
Kosten auszuführen und später zu unterhalten. .,,...

Denn die Unterhaltungskostenwerden bei dem Emscherkanalganz enorm und für tue
Zukunft unberechenbarsein. , ,. >, ^ , ^

Zweitens, meine Herren, hatte ich gesagt, tue Kanalchrung der L,pve wurde bedeutend
billiger sein Sie wird nach einem genauen Kostenanschlage des Baumeisters Henrichs, so weit
sie nur zur Verbindung des Emskanals mit dem Rhein dienen soll, 22 Millionen kosten, dagegen
der Kanal durch das Emschergebiet 45 Millionen. Da diese Berechnung vor 3 Jahren gemacht
ist so trifft dieselbe auf den Emscherkanalüberhaupt nicht mehr zu.

Die Werthe sind seit einigen Jahren im Emschergebiet so enorm gestiegen,daß wir sicher
um 10—20 Millionen für den Emscherkanalhoher kommen werden, als er veranschlagt ist.

Dieses Urtheil verdanke ich mehreren Sachverständigen, die dort wohnen und die Ver-

Dann, meine Herren, habe ich gesagt, die kanalisirte Lippe würde ein sichererWasser¬
weg sein Sie'fließt auf festem Boden, und wenn rechts und links Bergwerke demnächst entstehen,
so ist dort doch eine Mergelschichtvon 600 in, wogegen wir im Ruhrgebiet im Emscherthal
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nur eine solche von 150 in haben. Infolge dieser geringen Mergelschicht haben wir im
Emschergebiet diese großen Bodensenkungen,die vom Sachverständigen auf 5—10 in geschätzt
werden. Nun denken Sie, wie groß die Reparaturen sein werden, wenn dort solche Senkungen
im Kanal enstehcn. Die Ufer mühten erhöht werden, und dabei würde es nicht bleiben, auch
die zahllosen Wege und Brücken müßten ebenso erhöht und unterhalten werden.

Aus allen diesen Gründen, meine Herren, bitte ich Sie, lehnen Sie den Antrag ab.
Nachdemunsere Abgeordneten seit mehreren Jahren, sowohl von den Anhängern wie von den
Gegnern beider Kanäle, genügend informirt und orientirt sind, können wir in Ruhe ihre Ent¬
scheidung abwarten.

Ich bin der Ueberzeugung,Ihre Beschlüsse werden auch ohne unsere weitere Beeinflussung
zum Besten unseres Vaterlandes, unserer westlichen Provinzen und auch unserer Industrie und
Landwirthschaft dienen. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech.
Abgeordneter Graf und Marquis von und zu Hoensbroech: Meine Herren! Ich

freue mich, daß der verehrte Herr Vorredner sich nicht, wie es im Anfange hätte scheinen
können, als prinzipieller Gegner vorliegender Frage gezeigt hat, sondern nur als Lippe-Anhänger,
entprechendseinem lokalpatriotischenStandpunkt, den er der Stadt Wesel gegenüber mit Recht
einnimmt.

Ich will mich auf die technischen Fragen, die von dem Herrn Vorredner gestreiftworden
sind, nicht einlassen. Ich glaube, das würde uns zu weit führen und mir steht auch augen¬
blicklich nicht das Material zu Gebote, um sie mit voller Gründlichkeit und Ausgiebigkeiterörtern
zu können. Was mich hauptsächlichdazu bestimmt hat, diesen Antrag mit verschiedenen meiner
engeren Freunde zu unterzeichnen,das ist die erfreulicheThatsache, baß in dem Antrage und
seinen Erwägungen die beiden großen produktiven Gruppen der Rheinprovinz Hand in Hand
gehen. (Beifall.) Meine Herren, der Bergmann im tiefen Schachte und der Landwirth hinter
dem Pfluge, das sind die Typen in unserer Provinz, und wer diesen Repräsentanten das Wohl¬
standes entgegentretenwürde, der würde das wirthschaftliche Gleichgewicht unserer Provinz empfindlich
schädigen,zum Schaden nicht nur des betreffenden Theiles, sondern zum Schaden der ganzen
Sache. (Beifall.)

Ich bin tief durchdrungenvon der Nothwendigkeit,daß diese großen produktivenGruppen,
wie wir sie gerade in unserer Provinz hervorragendsehen, Hand in Hand und geschlossenzusammen¬
gehen müssen; denn blos auf diesem Wege wird die stete, konstante gedeihliche Entwickelung
unseres wirthschaftlichen und sozialen Lebens zu erreichen sein. (Beifall.)

Meine Herren! Wenn ich mir nun die Lage besehe, so habe ich allerdings die Empfindung
von meinem Laienstandpunkteaus — denn ich stehe ja, wie Sie wissen, nicht in der Industrie —
daß die rechtsrheinische Industrie in der jetzigen Lage den Charakter einer Kopfstation hat mit
allen MißHelligkeiten, die dieser Charakter ihr aufdrückt, und da ist es allerdings m. E. durchaus
richtig, daß ihr dieser Charakter genommenwerde und daß die Verbindung von Dortmund mit
dem Rheinc hergestelltwerde (sehr richtig!) und da muß ich allerdings auch kurz hervorheben,daß
ich durchaus der Ansichtbin, daß der EmschertlMiuie die Priorität gebührt. Ich würde es ja
mit Freuden begrüßen, wenn es möglichgemachtwürde, beide Linien gemeinsam herzustellen, die
Emscher- und die Lippe-Linie. Sollte das aber auf Schwierigkeiten stoßen, die zur Zeit nicht zu über¬
winden sind, so gebührt m. E. die Priorität im Bau der Emscherthallinie. Diese hat die Priorität
historisch, d. h. nach der Entwickelung der ganzen Kanalfragc, Sie hat sie aber auch m. E.
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wirthschaft««) indem das Güterquantmn, das sofort sich die Emscherthallinienutzbar machen würde,
doch ein ungleich größeres sein würde, wie dasjenige, das den Lippekanal benutzen würde. Der
Lippekanal ist ja in dieser Beziehung mehr Zukunftsmusik, der ich durchaus mcht entgegen
treten will. , ., ^. ^, „., ^. . « ..

Aus diesem Grunde bitte ich Sie, vorliegendenAnträgen nut möglichster Einstimmigkeit

zu "M^lm möchte ich noch ein Wort zur Mosel- und Saarkanalfrage hinzufügen,insbesondere
in Rücksichtauf das soeben verlesene Telegramm. M. E. stehen in Bezug auf den Mosel- und Saar-
kanal seitens der Landwirthschaftabsolnt keine Bedenken entgegen und es erscheint daher kaum zweifel¬
haft daß gerade in dieser Frage, die für die Industrie der Nheinprovinzvon so großer Bedeutung ist,
späterhin, wenn die Garantiefrage uns wirklich vorgelegt wird, der Landtag geschlossen für
die Uebernahmedieser Garantieen eintreten würde. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr Abgeordneter Mooren hat das Wort.
AbgeordneterMooren: Meine verehrtenHerren! Nichts liegt mir ferner, als die schone

Harmonie stören zu wollen, welche in der Verbindung von Landwirthschaft,Industrie und Handel
durch angesehene Repräsentanten noch weiter zum Ausdruck gelangen soll. Im Gegentheil für
meine bescheidene Person begrüße ich die Kanalvorlagen in, weiteren Sinne des Wortes
vielleicht etwas abweichend von einigen meiner politischenFreunde - aus vollem Herzen.

Indessen werden Sie begreifen, meine Herren, daß es für Mitglieder des Abgeordneten.
Hausesdoch eine schwere Aufgabe ist, in diesen. Augenblicke,wo die Situation sich noch nicht
genügend geklärt hat, hier eine moralische Direktive entgegen zu nehmen. Man konnte erwidern:
Unsere Resolution soll ja nur zur Information dienen, aber, meine Herren, das ist immer eme
eiaenthinnlicheSache. Es kommt mir gerade so vor, als wenn ein Magistrat über eine Petition
oder Resolution zu entscheiden hat, deren Träger oder Verfasser er selbst gewesen ist. Wir wissen
aus Erfahrung, daß es auch vielen, namentlich den Herren Landräthen - die Herren wollen mir
nicht verübeln wenn ich das freimüthig betone - nicht leicht geinachtwird, in einer Kcmalfrage
von vornherein irgend eine, wenn auch nur indirekt bindende Stellung einzunehmem Denn
bindend ist und bleibt dieselbe,wenn nicht neue Momente hinzutreten und die werden sicher nicht

ausbleiben^ ^ ^ Dortmund-Rheintanal angeht, so muß er ja unbedingt ausgeführt werden.
Darüber kann gar kein Zweifel sein. Denn sonst hätte der Dortmund-Emskanal absolut keine
Bedeutung, es wäre ein Torso, ein fortgeworfenes Geld. , . ^. ^ ^

Meine Herren' Wir stehen hier auf klassischem Boden, auf emem Boden, der auch zu
historischen Betrachtungen namentlich in der vorliegenden Kanalfrage anregt. Meine Herren,
mir wissen ja, am Niederrhein ist schon in spanischer Zeck die ko... ^n^ theilweise aus¬
geführt vor en. Leider waren die egoistischen rivalisirenden Hollander immer dabei, mit Waffen¬
gewalt den Ausbau des vielversprechenden Werkes zu stören, weck ste mit Recht besorg en daß
ibnen durü die vrojectirte Verbindung Nhein-Niers-Maas voraussichtlichHandelsnachtheileent¬
stellen könnten Wir wissen ferner aus geschichtlichenDokumentenund den, Augenschein,daß die
«3e Stad Calcar, die heute- wie soll ich mich ausdrücken - ein Stillleben fristet, in früheren
»eiten durch eine schöne Wasserstraßemit dem Rhein« verbunden war. Vor Jahren wurde nur

Caplan Wolf erzählt, daß an Stelle des frische,,, fröhlichen Hafens,

der sich in der damals regsamen Stadt Calcar befand, heute nur noch eme Gansennesezu
finden ist.



206 42. RheinischerProuinziallandtag, 8, Sitzung am 14, Februar 1901.

Meine Herren! Wir wissen ferner aus Erfahrung, daß zu Anfang des vorigen Jahrhunderts
der bekannteNordkanal projektirt wurde, um Rhein, Maas uud Scheide miteinander zu verbinden.
Da er uns hier in unmittelbarer Nähe winkt, ist eine retrospectiveBetrachtung wohl am Platze.
Man kann um aufrichtigbedauern, daß dieses großartige Bauwerk des genialen de Monge, welcher
— glaube ich — den sogen. Unsterblichender französischenAcademie angehörte, nicht zur Vollendung
gekommenist. Daran darf aber erinnert werden, daß gerade unsere Rheingegend,das damalige
Roerdepartement — ein Punkt, den man besondersder finanziellen Betrachtung der Herren vom
Provinzialllusschnsseempfehlendarf — zu dem Grunderwerb und Bau dieses Friedenswerksgroße
Opfer gebracht hat! Meine Herren! Im Allgemeinennimmt man hier zu Lande an, der Nord¬
kanal wäre nicht ausgeführt worden, weil der Sturz des Kaiserreiches dazwischen getreten sei. Die
Sache liegt aber bekanntlich etwas anders. Als Holland im Juli 1810 nach dem Moniteur als
Alluvium französischerFlüsse erklärt wurde, hatte damit der weitere Bau dieses Kanals seinen
direktenZweck Emanzipation von Holland eigentlich verloren. Er wäre offenbar gegen das
vitalste Interesse der damals annektirten Holländer gewesen, welche mit ihren Klagen und Bitten
in den Tuilerieu Gehör fanden. Ich habe bemerkt, hier lägen noch Zahlen und Forderuugeu vor,
die mehr oder weuiger die finanziellen Erwägungen des Provinzialausschusscserwecken könnten.
Man nimmt im Allgemeinen an, die Kosten des Nordkanals wären lediglich aus dem kaiserlichen
Staatsschatz bezahlt worden. Meine Herren, auch das ist ein Irrthum, denu es waren uusere
Gemeiuden, welche — ich weih nicht wieviel — Millionen anfgebrachthaben, um dieselbennach
dem Provinzial- oder Negionalsystemzu decken. Und wer hat aber denselben Nordkanal, als er sich
als ein Torso präsentirte, vor einigen Jahren leider verkauft? Es ist der Fiskus, welcher die
Freundlichkeithat, namentlich da, wo Verjährung vorgeschützt werden kann, überall seine Hand —
Sie wissen in welchemSinne — auszustrecken.(Heiterkeit.)

Nun sind einige Herren der Meinung: wofür überhaupt Kanalbauten? Meine Herren,
in der Zeit der Technik und des allgemeinen Kulturfortschrittes sollte man eine solche Frage
wirklich nicht auswerfen. Es steht fest, daß unsere Eisenbahnen im Kohlenrevier allein den Ver¬
kehr nicht mehr bewältigen können, es steht fest, daß Auskunftsmittcl iu der einen oder anderen
Weise gesucht werden müssen, um den gewaltig steigendenVerkehr nach allen Seiten hin zu bewäl¬
tigen. (Beifall.) Aber, meine Herren, alles das bedarf hier kaum eines Beweises. Wer Gelegenheit
gefunden hat, das arme Skandinavien zu bereisen uud dort die großartigen Wasserbauten anzu¬
staunen, muß bekennen, daß gerade darin die Quelle des uationaleu Reichthumsdes von der Mütter
Natur sonst doch nicht gesegnetenLandes zu suchen ist. Sollte was überall nützlich bei uns
schädlich wirken?

Es war im englischen Parlament wo vor vielen Jahren dieselbeFrage aufgeworfenund
ihr der lebhafteste Widerstand entgegengetragenwurde. Auf die Frage irgend eines Lords, wofür
denn die Vorsehung die Misse dem Lande gegeben hätte, antwortete der Abg. Bridgewater: „Die
Flüsse sind uns von der Vorsehung gegeben worden, um die Kanäle damit zu
speisen". Dieser Hinweis mag vielleicht für viele nicht überzeugendwirken, aber eine gewisse Be¬
deutung darf er auch in unserem Falle in Anspruch nehmen, dn wir uns nach der einen oder
andern Seite Luft machen müssen.

Bekanntlich gehen sowohl in diesen Hallen wie im Abgeordnetenhausedie Anschauungen,
ob Emscher oder Lippe? auseinander, das wird sich in Berlin zeigen. Unter diesen Umständen
werden Sie es den Mitgliedern des Abgeordnetenhausesmit denen ich zu sprechen Gelegenheit hatte,
nicht verübeln, wenn sie, ohne an sich dieses freundlicheKonzert stören zu wollen, vorläufig in der
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Frage hier keine bindende Haltung einnehmen. Meine Herren! Wir wollen uns, meine Freunde
und ich, ohne Noch keine Direktiven für Berlin mit ans den Weg geben lassen, und in diesem
Sinne bitte ich zu beschließen,

VorsitzenderFürst zu Wied: Herr AbgeordneterBarthels hat das Wort.
AbgeordneterBarthels: Meine Herren! Ich bin ein großer Freund der Kanüle und

hoffe daher, daß das von der Königlichen Regierung zur Ausführung vorgelegte Kanalsvstem mit
den Zusätzen, die hier beantragt worden sind, in vollem Umfange zur Ausführung gelangt. Ich
bin indessen nicht in der Lage, mich dem Punkt ? der uns hier vorliegendenErwägungenanzuschließen.

Meine Herren! Wenn es darin heißt, daß die Erklärungdes Reichskanzlers die uugetheilte
Zustimmung der rheinischen Industrie gefundenhat, so muß ich mir erlauben, dem zu widersprechen.
Die Banner Handelskammer hat in ihrer Dezembersitzung einstimmig sich gegen weitere Erhöhung
der Zölle auf Lebensmittel ausgesprochen. (Unruhe.) Ich erkläre weiter, daß zur Industrie nicht
nur die Industriellen, sondern auch die Arbeiter gehören, und ich zweifle nicht, daß die Arbeiter
es noch deutlichzum Ausdruckbringen werden, daß sie gleichfallsgegen jede Erhöhung der Zölle
auf Lebensmittelenergisch protestiren. Ich bitte daher, meine Herren, den Punkt 7 der Erwägungen
hier auszuscheiden und es bei den Punkten 1—6 zu belassen.

Meine Herren! Ich meine, es genügt überhaupt vollständig, wenn wir nur die beiden
letzten Punkte zum Beschluß erheben und es jedem Milgliede des Landtages überlassen, aus
welchen Gründen es dafür stimmen will. Sollte der Punkt 7 nicht ausgeschieden werden, so wäre
ich zu meinem Bedauern nicht in der Lage, für den ganzen Antrag zu stimmen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte Herrn AbgeordnetenBarthels, den Antrag zu
stellen und einzureichen.

Abgeordneter Barthels: Mein Antrag lautet: § 7 aus den Erwägungen auszuscheiden.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte, ihn aufzuschreiben.— Herr Abgeordneter

Zweigert hat das Wort.
AbgeordneterZweigert: Meine verehrten Herren! Es war eigentlich nicht meine Absicht,

an dem heutigen Tage das Wort zu nehmen, weil über die ganze Sache erheblich Neues nicht
mehr zu sagen ist. Es zwingen mich dazu indessen die Ausführungen des letzten Herrn Redners,
welcherbeantragt hat, in getrennter Abstimmungdie Nummer 7 der Resolution zu streichen. Er
hat das außer mit allgemeinenErwägungen damit motivirt, daß nicht die gesammterheinische
Industrie diese Auffassung habe, weil die Barmer Handelskammer sich dagegen ausgesprochen
hätte. (Bravo.)

Nun, meine Herren, demgegenüber möchte ich erklären, daß eine SHwalbe doch noch
keinen Sommer macht (sehr richtig!), und daß, wenn die Barmer Handelskammerdas gethan hat,
damit meiner Meinung nach die Einstimmigkeit der rheinischen Industrie noch nicht gestört ist.
(sehr gut!) Ich möchte die Herren daher bitten, ungetheilt dem Antrag zuzustimmen, damit
wenigstens das wahr wird, daß eine ungetheilte Zustimmung des rheinischen Landtags vorhandenist.

Meine Herren! Da ich einmal das Wort habe, möchte ich noch mit einigen wenigen
Worten auf die Ausführungen der beiden anderen Herren Redner eingehen. Meine Herren, auf
die technische Frage, die der erste Herr Redner aus dem Hause vorgebracht hat, einzugehen,
unterlasse ich. Ich möchte meinen, daß am allerwenigstenwir in der Lage wären, dem Gutachten
hervorragender Bergtechniker, Wassertechnikerund sonstiger Sachverständiger gegenüber die Be¬
hauptung aufrechtzuerhalten,daß die EmschertlMinie technisch, wie es Herr Schnemann behauptet
hat, unausführbar oder bedenklich sei.
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Ich meine, den Outachten der Technikergegenüber können wir uns wohl fügen.
Am meisten, meine verehrten Herren, hat mich aber die Ausführung des Herrn Ver¬

treters von Eupen gefreut und auf der anderen Seite wieder gewundert. Sie hat mich gefreut,
weil aus seinen Ausführungen hervorgeht, daß, auf Grund von historischen Studien wir in ihm
einen der wärmsten und freudigsten Kanalanhiinger zu erblicken haben. Sie hat mich gefreut,
weil er mit einer Schärfe, wie das noch keiner von meinen nahen Freunden gethan hat, zum
Ausdruckgebracht hat, daß er fest überzeugt sei, daß die Eisenbahnen dem Verkehr nicht mehr
gewachsen sind.

In dieser Schärfe, wie durch den verehrten Herrn Vertreter von Eupen, ist das, glaube
ich, selten zum Ausdruck gekommen.

Meine Herren! Dann aber sollte er doch auch daraus den Schluß ziehen, daß die
Kanäle nun auch an Stellen gebaut werden, wo wirklich die Eisenbahnen fchon heute dem Verkehr
nicht mehr gewachfen sind. (Sehr richtig!)

Dann müßte er nothwendigerweiseden Schluß ziehen, daß der Kanal nur auf der
Emscher-Liniegebaut werden kann, denn da allein trifft es zu, daß die Eisenbahnendem Verkehr
nicht mehr gewachsensind, während es für die Lippe-Linie z. I. noch nicht zutrifft. Z. Z. ist
der Herr Minister der öffentlichenArbeiten sehr wohl in der Lage, mit den vorhandenen Eisen¬
bahnlinien den Verkehr, welchersich auf der Lippe-Linie vollzieht, in vollem Umfangezu bewältigen.

Meine Herren! Daß der verehrte Herr Vorredner, der Vertreter von Eupen, sich hier
nicht vinkuliren will, verdenke ich ihm keineswegs. Das ist auch gar nicht unsere Absicht, und es
würde uns fern liegen, von irgend einem Mitglied der beiden hohen Häuser des Landtages der
Monarchie hier eine bindende Erklärung zu verlangen, wie es stimmen will. Das kann uns
ganz fern liegen.

Was wir wollen und zum Ausdruck bringen wollen, ist, davon Mittheilung zu machen,
wie die Stimmung der großen Majorität der rheinischen Bevölkerungist. (Sehr richtig!) Das
ist die Absicht. Aus diesem Grunde haben wir den Antrag überhaupt eingebracht, und wenn er
hier eine einmüthige Zustimmung findet, wie ich hoffe, dann, meine Herren, werden sich auch die
Herren Mitglieder der beiden Häufer des Landtages dem Eindrucke nicht entziehen können, daß,
wenn sie gegen den Emfcher-Kanalsprechen und stimmen, sie jedenfalls nicht im Einklang sich
befinden mit den Wünschender rheinischenBevölkerung. (Beifall.)

VorsitzenderFürst zu Wicd: Herr Ageordneter Mooren hat das Wort.
AbgeordneterMooren: Meine Herren! Ich habe mir nur zu einer mehr persönlichen

Bemerkung das Wort erbeten, die am besten gleich hier angebracht wird.
Es ist mir nicht eingefallen, in dem Kampf, ob Emfcher- oder Lippe-Linie, irgend eine

Meinung hier zum Ausdruckzu bringen. Ich habe — und das erlaube ich mir namentlich dem
Herrn Vertreter von Efsen entgegen zu halten — nur erklärt: In dem jetzigen Stadium sind
wir, meine Freunde und ich, beim besten Willen nicht in der Lage, sofort auch nur eine halb und
halb bindende Stellung einzunehmen,die vielleicht als eine spätere Direktive für Berlin anzusehen
wäre. Lesen Sie daraus durchaus leinen Gegenvorschlag. Sehen Sie darin — ich bitte — nicht
das Gegentheil von dem, was ich — zum Ueberfluß sei es wiederholt — in der Sache dahin
ausgeführt habe: wir müfsen auf die Dauer zu weiteren Wasserstraßenkommen. (Bravo!)

Weiter habe ich nichts gesagt.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Es hat sich Niemand mehr zum Wort gemeldet. Dann

schließe ich die Diskussionund gebe dem Herrn Referenten das Schlußwort.
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Berichterstatter Abgeordneter Lueg-Oberhausen: Meine Herren! Ich habe den Aus¬
führungen nur wenig hinzuzufügen. Aber ich wollte doch noch einige Worte zu dem Antrage des
Herrn Barthels sagen.

Es war mir ja auch bekannt, welche Stellung die Handelskammerin Barmen gegenüber
den Lebensmittelzölleneingenommenhat. Es hat auch der deutsche Handelstag über diese Frage
berathen und mit geringer Majorität — ich glaube 4 oder 6 Stimmen — den Beschlußgefaßt,
nicht für eine Erhöhung der Lebensmittelzölleeinzutreten. Meine Heuen! Zu der Minorität des
Handelstages, die also dafür stimmte, daß der Lcmdwirthschaft das zugebilligtwird, was sie nöthig
hat, gehörten die wichtigsten industriellenHandelskammernunseres Bezirks, die Handelskammern
von Essen, Duisburg, Mülheim a. d. Ruhr, Gelsenkirchen, Dortmund — in diesen Handelskammer-
bezirken sind alle möglichen und gerade die mächtigsten Industrieen vertreten, die ihre Arbeiter zu
Tausenden zählen. (Zuruf: Hunderttausenden!)

Nun, meine Herren, auch ich bin der Vertreter eines Werkes, das über 12—14000
Arbeiter hat, und wir haben gewiß für unsere Arbeiter ein warmes Herz und wir sind nicht darauf
aus, ihnen die Lebensbedingungenzu erschweren. Wir sind aber überzeugt, daß, wenn die Land-
Wirthschaft prosperirt, die Industrie auch davon Vortheil hat, (Bravo!) daß wir dann in der Lage
sind, unsern Arbeiternreicheren Verdienstzu geben. Das ist viel besser als billiges Brot und lein
Verdienst. (Lebhafter Beifall.) Auf diesem Standpunkt stehen die meisten Industrielle? und
Handelskammern.

Aus diesen Erwägungen, meine Herren, bitte ich Sie auch, den Antrag von Herrn Barthels
abzulehnen. (Lebhafter anhaltender Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Wir kämen nunmehr zur Abstimmung.
Es liegen uns Detailanträge vor in 116, 118 und 123 der Drucksachen. 123 steht

aber nur noch allein zur Abstimmung, da die beiden anderen Anträge in dieser Nr. 123 aufge¬
gangen sind, weil die sämmtlichenUnterzeichnerder beiden ersten Anträge sich zusammengethan
haben zu dem letzten Antrage auf Drucksache Nr. 123. Es liegt nun der Abänderungsantragdes
Herrn Barthels vor, aus den Erwägungen Punkt ? auszuscheiden. Darüber würden wir wohl
zunächst abzustimmenhaben. (Zustimmung.)Ich bitte Diejenigen,welche für diesen Punkt sind --------

(AbgeordneterMooren: Ich bitte ums Wort!)
Das geht uicht mehr. Wir sind in der Abstimmung.
(Abgeordneter Mooren: Zur Geschäftsordnung!Wir sind ja noch nicht in der Abstimmung!)
Zur GeschäftsordnungHerr AbgeordneterMooren!.
AbgeordneterMooren: Darf ich den geehrtenHerrn Präsidenten bitten, die Vorfrage

gefälligstdahin zu stellen, welche Mitglieder überhaupt sich in Düsseldorf der Stimmenabgabe
enthalten wollen? (Große Unruhe.)

(AbgeordneterBecker: Zur Geschäftsordnung!)
Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterBecker zur Geschäftsordnung!
AbgeordneterBecker: Meine Herren! Davon steht aber in der Geschäftsordnungkein

Sterbenswörtchenund in keiner anderen Geschäftsordnungder Parlamente, die ich kenne, daß man
die Mitglieder zunächst fragt, ob sie abstimmenwollen. Wer sich der Abstimmungenthalten will,
der bleibt gefälligst sitzen. Aber ein anderes Recht kann er nicht beanspruchen.Er kann persönlich
erklären, daß er sich der Abstimmungenthält — das ist ja zum Theil schon von den Herren
geschehen — aber weiter kann er nichts verlangen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Graf Hoensbroech zur Geschäftsordnung!
2?
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AbgeordneterGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Meine Herren! Das
Enthalten von Abstimmungen kommt präzise nur bei namentlichen Abstimmungenzur Geltung,
(Sehr richtig!) Wenn sich sonst bei nichtnamentlichenAbstimmungenJemand enthalten will, muß
er ganz einfach hinausgehen (große Heiterkeit), wie ich es in den parlamentarischenKörperschaften
immer gesehen und auch stellenweise selbst ausgeübt habe.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterMooren zur Geschäftsordnung!
AbgeordneterMooren: Meine Herren! Dem Herrn Vorredner bin ich dankbar für die

Belehrung, die er mir in dieser Beziehung ertheilt hat (Heiterkeit!),er muß es ja wissen, ich habe
für meine Person nur zu erklären, mit Rücksicht auf die früher gegebeneMotivirung werde ich
mich in dieser Frage — ich weiß nicht, ob noch andere Mitglieder des Abgeordnetenhausesoder
des Herrenhauses dieselbe Konsequenz ziehen — hier der Abstimmungenthalten, jedoch so frei sein,
dennoch in Ihrer Mitte zu bleiben. (Große Heiterkeit!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich bitte, die Sitze einzunehmen.
Also ich würde zunächst die Abstimmung darüber vornehmen, ob Punkt ? nach dem

Antrage Barthels ausgeschaltetwerden soll. Ich ersuchediejenigen, welche dafür sind, sich zu
erheben. (Geschieht.)— Es sind zwei Stimmen dafür.

Meine Herren! Nun würde über den ganzen unveränderten Antrag abzustimmen sein,
und ich bitte diejenigen,welche dagegen sind, sich zu erheben — der Antrag ist einstimmig ange-
nomm?en. (Lebhafter wiederholter Beifall! — Große Heiterkeit. Glocke des Vorsitzenden.)

Meine Herren! Wir gehen weiter
Antrag der I. Fachkommission, betreffend den im Jahre 1902 in Aussicht
stehenden Besuch Seiner Majestät des Kaisers und Königs in der
Rheinprovinz.

Herr AbgeordneterDr. von Sandt hat das Wort.
BerichterstatterAbgeordneter Dr. von Sandt: Meine Herren! Im nächsten Jahre

findet hier in Düsseldorf die Gewerbe- und Industrie-Ausstellung statt und im nächsten Jahre
wird auch in unserer Provinz das 200jährige Bestehen der Vereinigung der Grafschaft Moers
mit dem KönigreichPreußen festlich begangen werden. Aus beiden Anlässen ist zu erwarten, daß
Se. Majestät die Rheinprovinz mit einem Besuche beehren werden.

Ihre Fachkommission ist der Ansicht,daß die Provinz es sich nicht nehmen lassen wird
und darf, Se. Majestät zu bitten, ein Fest der Provinz anzunehmen,und die I. Fachkommission
schlägt Ihnen weiter vor, den Provinzialausschuß zu ermächtigen, die Kosten eines würdigen
Empfanges Sr. Majestät aus den bereiten Mitteln des Etats zu entnehmen. (Lebhafter Beifall.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünscht Jemand hierzu das Wort? — Das ist nicht der
Fall, dann würde ich annehmen, daß der hohe Landtag einstimmigdamit einverstandenist.

Wir kommenzum
Antrag der II. Fachkommission zu dem Antrag des Provinzialauschusses,
betreffend den Ankauf einer Landparzelle für die Prouinzial-Heil- und
Pflegeanstalt zu Bonn.

Herr AbgeordneterLinz hat das Wort. Er ist Berichterstatter.
BerichterstatterAbgeordneterLinz: Meine Herren! Es handelt sich hier nm den Ankauf

eines Grundstücks, das ,in der nächstenNähe der Irrenanstalt Bonn gelegen ist und das durch
seine Lage für die Provinz besonders werthvull, andererseits aber auch besonders gefährlich ist —
werthvoll, weil es sich außerordentlichgut zur Erweiterung der dortigen Provinzialgebäude eignet,
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und gefährlich, weil es sich auch zur Erbauung von Wirthschaftenund von anderen geräuschvollen
Anlagen eignet, die in der nächsten Nähe der Anstalt selbstverständlich sehr störend wirken würden.
Dem Provinzialansschuß, meine Herren, ist der Werth dieses Grundstücks auch keineswegs ent¬
gangen und er hat schon seit längerer Zeit Verhandlungen darüber eingeleitet, die dazu dienen
sollten, das Grundstückin das Eigenthum der Provinz überzuführen. Die Verhandlungen sind bis
jetzt daran gescheitert,daß der Preis ein zu hoher gewesen ist. Es sind 12 Mark pro Ruthe
gefordert worden. Nunmehr, meine Herren, ist der Preis aber auf 8 Mark ermäßigt worden und
es stellt sich nunmehr der Gesammtpreis auf 30 000 Mark.

Die Kommission, meine Herren, glaubt umsomehr, Ihnen nunmehr den Ankauf dieses
Grundstückes zu dem gefordertenPreise empfehlen zu sollen, als sie in der angenehme,:Lage
war, sich auf die besonders werthvollc zustimmende Ansicht des Herrn Oberbürgermeistersvon
Bonn selbst stützen zu dürfen.

Ich empfehlealso den ersten und zweiten Antrag einstimmiganzunehmen.
Was den letzten Antrag angeht, meine Herren, so handelt es sich dabei lediglich darum,

daß auf der entgegengesetzten Seite der Anstalt an der Rhcinstmße die Anstalt einen Grenzstreifen
im Enteignungsverfahrenan die Stadt Bonn abtreten muß. Das Geld für die Parzelle ist noch
nicht bezahlt, und die Kommissiouerbittet die Ermächtigung für den Provinzialansschuß, den
etwaigen Erlös dieses im Enteignungsverfahrenzu enteignendenStreifens für Zwecke des Ankaufs
weiterer kleiner Parzellen, die eventuell für die Arondirung des Grundbesitzesder Anstalt noth¬
wendig sind, zu reserviren.

Die Kommission hat keinen Zweifel gehabt, daß dem Provinzialansschuß dieses Mandat
übertragen werde« wird, uud bittet deshalb auch um Genehmigungdieses Antrages.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! WünschtJemand hierzu das Wort? —
Wenn das nicht der Fall ist, so nehme ich an, daß der hohe Landtag einstimmig mit dem Vorschlag
auf Ankauf des Grundstückeseinverstandenist, — Das ist der Fall.

Wir gehen weiter:
Antrag der I. Fachkommission zu der Petition von Beamten der Central-
verwaltung, der Landes-Versicherungsanstalt „Rheinprovinz" sowie Taub¬
stummenlehrern an den Taubstummenanstalten zu Brüht, Elberfeld und
Trier, betreffend anderweite Regelung des Wohnungsgeldzuschusses.

Herr AbgeordneterDr. von Sandt hat als Berichterstatterdas Wort.
BerichterstatterAbgeordneterDr. von Sandt: Meine Herren! Die Beamten der Central-

verwaltnng, der Landes-Versicherungsanstalt,sowie die Taubstummenlehrerzu Brühl, Elberfeld und
Trier haben getrennte Petitionen an den hohen Landtag gerichtet, welche die Erhöhung ihres
Wohnungsgeldzuschusses bezw. die Gewährung einer Theuerungszulage zum Gegenstande haben.

Die Beamten beziehen sich darauf, daß die Micthpreise erheblich gestiegen seien, und daß
in Folge der Ausstellung eine weitere Steigerung zu erwarten sei.

Meine Herren! Die 1. Fachkommission ist in Uebereinstimmungmit dem Provinzial¬
ansschuß der Ansicht, daß, nachdem vor 2 Jahren eine ebenso ausführliche wie wohlwollende
Regelung der Beamtenbezügestattgefunden hat, heute lein Anlaß vorliegt, nochmals in eine Prüfung
der Frage einzutreten, ob der Wohnungsgeldzuschußsich mit den Miethpreisen deckt. Es wird
Ihnen daher vorgeschlagen, die Petitionen der erwähnten Beamten abzulehnen,mit Rücksicht darauf,
daß vor 2 Jahren die Regulirung der BeamtengelMer erfolgt ist.

2?"
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VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist Ablehnung der Petitionen beantragt. Wünscht
Jemand hierzu das Wort? — Das ist nicht der Fall. Dann nehme ich also an, daß der hohe
Landtag mit der vorgeschlagenen Ablehnung einverstandenist.

Antrag der I. Fachkommission zu der Petition des Straßenmeisters Grimnitz
in Dülken um anderweite Feststellung seines Gehalts.

Herr AbgeordneterDr. von Scmdt hat auch diesen Vortrag übernommen.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Sandt: Meine Herren! Der Straßenmeistcr

Grimnitz in Dülken bittet um Gleichstellungmit 3 später in den Dienst eingetretenenKollegen.
Es ist allerdings richtig, daß Grimnitz am 3. Dezember 1889 in den Straßendienst eingetreten ist,
während 3 andere von ihm benannte Amtsgenossenam 1. Januar 1890, bezw. am 28. Dezember
1889, also 3 bis 4 Wochen später eingetreten sind. Aber diese 3 anderen Straßenmeister sind
etatsmäßig angestellt wordenam 1. August bezw. 1. Oktober 1891; Grimnitz ist erst am 1. April 1893
etatsmäßiger Straßenmeister geworden. Dies hat darin seinen Grnnd, daß Grimnitz vor seiner
Anstellung an einem Fußübel erkrankte und seine körperliche Brauchbarkeitin Zweifel gezogen wurde.
Seitdem er etatsmäßig angestellt, ist er nach dem Besoldungsplan zn seinem heutigen Gehalt
aufgerückt. Da nun die Anstellungals etatsmäßiger Straßenmeister den Maßstab für die Besoldung
abgiebt, so kann es nur nebensächlichin Betracht kommen, daß die 3 anderen von Grimnitz
benannten Beamten thatsächlich tüchtig und durchaus brauchbar sind, wogegen bei Grimnitz
das nach Lage der Akten bestitten werden muß, wie auch seine Führung nicht ganz frei von
Tadel ist.

Die Fachkommission schlägt Ihnen in Uebereinstimmungmit dem Provinzialausschuß vor,
der Provinziallandtag wolle die Petition ablehnen,

Vorsitzender Fürst zu Wied: Mein Herren! Es ist also Ablehnung beantragt. Ist
hiergegen etwas zu bemerken?— Sonst nehme ich an, daß der hohe Landtag mit dem Vorschlage
der I. Fachkommission einstimmig einverstanden ist. — Ich konstatiredies.

Antrag der I. Fachkommission zu der Petition des Martin Wilden und
Genossen in Düren, betreffend Untersagung des Geschäftsbetriebs des
blinden Musiklehrers Clemens Engels in Düren mit Musikinstrumenten.

Herr AbgeordneterDr. von Sandt ist Berichterstatter, ich ertheile ihn: das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. von Sandt: Meine Herren! Mehrere Pianoforte«

Handlungen in Düren beantragen, daß dem blinden Clemens Engels, der Musiklehrer an der
Provinzial - Blindenanstalt daselbst ist, untersagt werde, den Handel mit Musikinstrumenten
fortzuführen.

Nach den Bestimmungen des Reglements über die dienstlichen Verhältnisse der Prouin-
zialbeamten ist der Betrieb eines Gewerbes durch den Beamten, seine Ehefrau und feine Familien¬
angehörigen ohne Genehmigung des Landeshauptmanns nicht gestattet. Diefe Genehmigung ist
dem Engels ertheilt worden und die Fachkommission ist der Ansicht, daß diese Genehmigung mit
Recht ertheilt worden ist.

Seit dem Jahre 1894 haben verschiedene Konkurrenten sich darüber beschwert, daß der
Engel« durch sein Geschäft ihnen eine bedeutendeSchädigung zufügte. Seit dem Jahre 1894
schweben auch Erhebungen über diese Behauptung, welche sie als unrichtig erwiesen haben. Weder
wird der Dienst des Engels als Musiklehrer an der Provinzial-Blindenanstalt beeinträchtigt, noch
sein Ansehen als Lehrer. Ferner ist der Umfang des Geschäfts ein ganz kleiner, es handelt sich
wesentlich um ein Kommissionsgeschäft,das durch die Frau des Engels geführt wird. Auch nach
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den Ermittelungen der Ortsbehörde. ist der Geschäftsumfang ein ganz geringer. So hat der
Engels z. V. im vorigen Jahre irgend eine Gewerbesteuernicht bezahlt.

Mag es auch im Allgemeinen wünschenswcrth sein, daß Beamte sich von Nebenbe¬
schäftigungund Nebenerwerbmöglichst fernhalten, so liegt doch im vorliegendenFalle nach Ansicht
der I. Fachkommissionkeine Veranlassung vor, die bisherige Stellungnahme des Herrn Landes¬
hauptmanns zu «probieren, daß nämlich dem Engels die Fortführung seines Geschäfts ge¬
stattet bleibt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Wünscht Jemand hierzu das Wort? — Wenn das nicht
der Fall ist, so nehme ich an, daß das hohe Haus auch mit diesem Antrage einstimmig einver¬
standen ist. — Ich stelle das Einverständnih fest.

Antrag der I. Fachkommifsion zu der Petition der Stadtgemeinde
Malmedy um Gestattung des Austritts aus der Wittwen- und Waisen-
ucrsoraungsanstalt für die Kommunalbeamten der Rheinprovinz zum
1. April 1901.

AbgeordneterFreiherr Laur von Münchhofenhatte hierzu den Bericht übernommen. Er
ist aber noch so heiser, daß wir seine vollklingendeStimme wieder nicht zu hören bekommen. (Heiterkeit.)

Abgeordneter Dr. Kaufmann hat an seiner Stelle die Berichterstattung übernommen.
Ich ersuche ihn den Vortrag zu halten.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Kaufmann: Meine Herren! Die Stadtgemeinde
Malmedy wünscht aus dem Verbände der Wittwen- und Waisenversorgungsanstaltfür die
Komnmnalbecuntender Rheinprovinz entlassen zu werden. Sie begründet diesen Antrag zunächst
damit daß sie unverhältnißmäßighohe Beiträge zu der Kasse zu leisten hatte, die nicht im Ver¬
hältniß zu den Vortheilen ständen, welche die Mitgliedschaftgewährt und weiter damit, daß eine
Reihe ihrer Angestellten,nämlich die Lehrpcrsoncndes Progymnasiums zu Malmedy, von dem
Anschlußan die Kasse ausgeschlossen seien.

Die I. Fachkommifsion schlägt Ihnen im EinVerständnißmit den Vorschlägen des Provm-
zialaiisschussesvor, die Eingabe der Stadtgemeinde Malmedy abzulehnen, und zwar aus dem
formellen Grunde, daß nach § 2? der Satzungen der Wittwen- und Waifenversorgungsanstaltfür
die Kommunalbeamtm der Rheinprovinz der Austritt aus der Anstalt erst nach einer zehnjährigen
Zugehörigkeitzulässig ist. Die Stadtgemeinde gehört seit dem 1. April 1893 der Anstalt an.
Es ist also die zehnjährigeFrist bisher nicht abgelaufen.

Es erübrigt aus diesen: formellen Grunde, auf die sonstigen nach Ansicht der Fach¬
kommission sachlich nicht gerechtfertigten Ausführungen der Eingabe einzugehen,und ich bitte Sie,
den Antrag der I. Fachkommission anzunehmen und die Eingabe der Stadtgemeinde Malmedy
abzulehnen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Wünscht hierzu Iemcmd das Wort? Wenn das nicht
der Fall ist, so nehme ich an, daß das hohe Haus auch diesen Anträgen einstimmigzustimmt. Es
ist der Fall!

Wir kommen zu:
Antrag der III. Fachkommission zu der Petition der Gemeinde Alten«

dorf (Rheinland) um:
1. Bewilligung einer Beihülfe von 25 000 Mark zu den Pflasterkosten der

von ihr in Unterhaltung und Verwaltung übernommenen Strecke der
Provinzialstraßc Meiderich-Steele von Station 13,l2-> bis 15,««»;
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2. Bewilligung eines Darlehns aus dem Meliorationsfonds von
75 000 Mark auf 3 Jahre zinsfrei, dann zu 3^2"/» verzinslich.

Herr AbgeordneterFreiherr von Scheibler ist Berichterstatter. Ich ersuche ihn, seinen
Vortrag zu halten.

Abgeordneter Freiherr von Scheibler: Meine Herreu! Die Gemeinde Alteudorf
beantragt die Bewilligung einer Beihülfe zu den Pflastcrkostenim Betrage von 25 000 Mark für
die GemeindestraßeSteele-Meiderich,und zwar unter der Angabe, daß die Kosten dieser Straße ins
Ungeheuregehen, daß die Gemeindeselbst nicht mehr im Stande sei, die Kosten allein aufzubringen.

Es ist dies eine frühere Staatsstraße, die die Gemeinde auf Grund eines Vertrages von
der Provinz übernommen hat und für deren Unterhaltung der Gemeinde eine bestimmteRente
bezahlt wird.

Es ist nun nach den Beschlüssendes Provinzialausschussesnicht angängig, über den
Betrag der vertragsmäßig zugesicherten Rente hinauszugehen, da ja die Dotatiou, die die Provin-
zialverwaltung seitens des Staates bekommt,auch keine Erhöhung erfahren hat. Es wäre aller¬
dings vielleichtzu erwägen, ob auch eine Erhöhung dieser Rente an die Gemeinde in Frage käme,
falls eine Erhöhung der Staatsdotation eintreten sollte.

Es wird also empfohlen,den Antrag abzulehnen.
Der zweite Theil des Antrages geht auf die Bewilligung eines Darlehns aus dem

Meliorationsfonds im Betrage von 75 000 Mark auf 3 Jahre zinsfrei und dann zu 3'/ü"/n ver¬
zinslich, und zwar auch wieder zum Zwecke der Pflasterung einer Straße.

Ja, meine Herren, der Meliomtionsfonds ist aber nicht dazu da, um Pflasterkostenzu
bestreiten, und es ist daher die III, Fachkommission mit dem Provinzialausschusscvollständig darin
einverstanden, daß auch dieser Antrag abzulehnen ist, weil aus dem Meliorationsfonds keine der¬
artigen Beihülfen gegeben werden können.

Die III. Fachkommission beantragt daher: der Provinziallandtag wolle dem Antrage des
Provinzialausschussesentsprechend die Petition ablehnen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenbcrg-Stammheim: Meine Herren!
Ich eröffne die Diskussionüber den Antrag. Meldet sich Jemand zum Wort? — Das ist nicht
der Fall. Dann schließe ich die Diskussionund wir kommenzur Abstimmung.

Ich bitte, daß diejenigenHerren, welche mit dem Antrage Ihrer Kommissionnicht ein¬
verstanden sind, sich erheben. — Es erhebt sich keiner. Der Antrag Ihrer Kommissionist hiermit
angenommen.

Wir kommen nunmehr zum 10. Gegenständeder heutigen Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zur Petition des Vorstandes des Solinger
Schützenvereins um Genehmigung zum Verkauf einer in Solingen an der
Solingen-Essen-Horster Provinzialstraße (Station 0,b bis 0,?) — der
sogenannten Kaiserstraße — gelegenen Straßenparzelle zur Größe von
ca. 485 ym, welche zwischen der Baufluchtlinie und dem Grundstück des
genannten Vereins belegen ist.

Berichterstatterist Herr Abgeordnetervon Ehrenberg, dem ich hiermit das Wort ertheile.
BerichterstatterAbgeordnetervon Ehrenberg: Meine Herren! Der Solinger Schützen¬

verein ist Eigenthümer eines Grundstückesvon ungefähr 1 '/^ na, an der Kaiserstraße zu Solingen.
Dieses Grundstückdes Vereins stößt indessen nicht unmittelbar an die Straße selbst, sondern ist
von der Baufluchtlinie getrennt durch einen schmalen Streifen, welcher unstreitig Zubehör der
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Straße ist. Um diesen Streifen handelt es sich hier. Die Kaiscrstrahe ist eine Provinzicilstraße,
die durch Vertrag vom Jahre 1882 in die Verwaltung der Stadt übergegangenist. Die Provinz
bedarf vertragsmäßig der Zustimmung der Stadt zur Veräußerung und die Stadt andererseits
bedarf des Grundstückesim öffentlichen Interesse znr Anlegung eines Stadtparkes.

Der Provinzialausschußhat in zwei Sitzungen und zwar im vorigen Jahr am 16./17.
Oktober und in diesem Jahr am 15./16. Januar die Petition des Schützenvercinsabgelehnt.

Der Herr Negierungs-Präsident zu Düsseldorfhat erklärt, daß er in Uebereinstimmung
mit dem Herrn Landrath in Solingen es im Interesse der Entwickelungder Stadt bedauern
würde, wenn durch Verkauf der im Besitze der Provinzialverwaltung stehenden Fläche an den
Schützenvcrcindie Möglichkeit der Anlage eines öffentlichenParkes in der betreffenden Stadtgegcnd
ausgeschlossen würde.

In der Kommission, meine Herren, ist man derselben Ausfassung gewesen und hat deshalb
beschlossen, dem Hause vorzuschlagen, den Antrag des Schützenvercinsabzulehnen.

Ich bitte also Namens der Kommission um Ablehnung der Eingabe.
Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenbcrg-Stammheim: Meine Herren!

Ich eröffne die Diskussionund frage, ob Jemand zu dem Gegenstandedas Wort ergreifenwill. —
Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich die Diskussion und bitte, daß diejenigen Herren, welche
gegen den Antrag Ihrer Kommission sind, der auf Ablehnung lautet, sich erheben. - Es erhebt
sich ebenfalls keiner. Der Antrag Ihrer Kommission ist also angenommen und die Petition
abgelehnt.

Wir kommendanach zum 11. Gegenstandeder heutigenTagesordnung. Das ist:
Antrag der III. Fachkommission zu der Petition des Kreises Geldern um
Gewährung eines Kleinbahn-Darlehns von 400000 Mark zu den früher
geltenden Bedingungen (3°/° Zinsen, 1"/» jährliche Tilgung).

Berichterstatterist Herr AbgeordneterFreiherr von Scheibler.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Scheibler: Meine Herren! Der Kreis

Geldern beantragt 400 000 Mark zu den Kosten des Baues der Kleinbahn von Kempen über
Stracken nach Kevelaer, und zwar unter der Motivirung, daß ihm seiner Zeit auch die Bewilli¬
gung der 400 000 Mark unter den gleichen Bedingungen wie vorher in Aussicht gestellt worden ist.

Der Provinzialausschußhat beschlossen,diesen Antrag abzulehnen. Die III. Fachkommissson
ist indeß der Ansicht gewesen,daß thatsächlich dem Kreise Geldern diese Bewilligung in Aussicht
gestellt worden ist, und hat mit Rücksicht darauf den Beschlußgefaßt, der in der Drucksache 121
Ihnen vorliegt, die Petition des Kreises Geldern dem Provinzialausschußzur nochmaligen Prüfung
zu überweisen.

Der Beschlußbezüglich des 18 Millionenfonds ist nun in einer der letzten Sitzungennicht
genau nach dem Antrage der Kommission erfolgt, sondern ist derartig gefaßt, daß die Bewilligungen
ferner um '/2 °/« billiger als der jeweiligeZinsfuß für die ländlichenDarlehne ist, gegeben werden
sollen. Damit ist für den Kreis Geldern doch die Möglichkeit eröffnet, daß er diesen Betrag von
400 000 Mark zu einem billigeren Zinsfuß bekommen kann, als wie in Zukunft noch Kleinbahn¬
darlehen gegebenwerden sollen, und es empfiehlt Ihnen daher die III. Fachkommission, mit dieser
Maßgabe die Petition des Kreises Geldern dem Provinzialcmsschusse zur nochmaligenPrüfung zu
überweise».

Ich darf hinzufügen, daß der Herr Vertreter des Kreises Geldern sich mit dieser Sach¬
lage einverstandenerklärt hat.
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Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenbcrg-Stammheim: Meine Herren!
Ich eröffne die Diskussionund frage, ob Jemand das Wort dazu ergreifen will. — Das ist nicht
der Fall. Dann schließe ich die Diskussion und bitte, daß diejenigenHerren, welche gegen den
Antrag Ihrer Fachkommissionsind, sich erhebenmögen. — Es erhebt sich Niemand. Daher ist
der Antrag nach dem Wunsche der Fachkommission angenommen.

Wir kommen nunmehr zum 12. Gegenständeder heutigen Tagesordnung. Das ist:
Antrag der HI. Fachkommission zur Petition von Landwirthen zu Eyll
bei Aldekerk um Beseitigung von Bäumen an der Aldekerk-Vorster Pro-
vinzialstraße.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterFreiherr von Scheibler.
Berichterstatter Abgeordneter Freiherr von Scheibler: Meine Herren! Eine Anzahl

von Landwiithen hat den Antrag gestellt,die Lindenbäume,die an der Aldekerk-Neukerker Land¬
straße stehen, wegzuräumen. Der Antrag ist erst ganz kurz vor der Tagung des Landstages ein¬
gegangen und es war daher in der Kommissionnoch nicht möglich, ein klares Bild zur Beurtheilung
der Sachlage zu gewinnen. Namentlich stand nicht fest, welchesAlter die Bäume haben, wie ihre
Stellung zu dem Eigenthum der in Betracht kommende Besitzer ist und besonderswie der Abstand
untereinander ist.

Es hat daher die Kommission beschlossen, die Sache dem Provinzialausschußnochmals
zur Beschlußfassungzu überweisen.

Gleichzeitig war man in der Kommission aber doch der Ansicht, daß hier vor dem Hause
zum Ausdruck gebracht werden sollte, daß der Landtag sich nicht damit einverstandenerklärt, daß
derartigen Anträgen von Grundbesitzernso leichthin stattgegebenwerden solle. (Sehr richtig!)
Wenn das geschähe, dann würde namentlich in solchen Gegenden, wie die hier in Rede stehende,
jeder noch vorhandene Schmuckentfernt werden, und die III. Fachkommissionglaubt daher, zur
Stütze der Provinzialvcrwaltung dem hier einen besondernAusdruck verleihen und Ihr Ginverständ¬
niß mit einem derart ablehnenden Standpunkt herbeiführenzu sollen. Es wird daher mit dieser
Motivirung empfohlen, die Angelegenheit nochmals dem Provinzialausschuß zur Erledigung zu
überweisen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Ich eröffne die Diskussionund frage, ob Jemand das Wort verlangt. — Das ist nicht der Fall.
Dann darf ich wohl auch hier annehmen, falls kein Widerspruch erfolgt, daß der Antrag Ihrer
Fachkommission angenommenist.

Wir kommen zum 13. Gegenstand unserer Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission, betreffend die Gingabe des Obersten z. D.
von Giese zu Aachen bezüglich der „gemeinnützigen Anlagen von Sour-
brodt".

Berichterstatterist Herr Abgeordnetervon Grand-Ry.
BerichterstatterAbgeordneter von Grand-Ry: Im Auftrage der IV. Fachkommission

beehre ich mich, Bericht zu erstatten über den Antrag des Herrn Oberst von Giese, unter Nr. 9
unseres PetitionsverzeichnissesNr. 40 der Drucksachen, die ihm gehörigen gemeinnützigen Anlagen
zu Sourbrodt, Kreis Malmedy, seitens der Provinz anzukaufen.

Der Herr Oberst von Giese, geleitet und begeistert von dem Gedanken, die Kultur,
Kolonisation und technische Verwerthung der deutschen Oedländereien zu fördern, lange für diese
Zwecke schriftstellerisch und praktisch thätig, hat vor etwa 12 Jahren eine Fläche von ungefähr
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372 Morgen, theils Ackerland, Wiesen und Weiden, theils Moor und Torfland, auf dem hohen
Venn erworben und theils in Kultur genommen, theils Dampftorfwcrkeund eine Dampfziegelei
zur industriellenVerwerthung des Bodens angelegt. Die unendliche und aufreibende Thätigkeit
unter schwierigen klimatischen Verhältnissenhat ein Augenleiden zur Folge gehabt und seine Ge¬
sundheit so angegriffen, daß die Aerzte es ihm zm Pflicht gemacht, jeder anstrengendenArbeit zu
entsagen. Unter diesen Umständensieht der Herr Oberst von Giese sich veranlaßt, aufs ueue der
Provinz sein Besitzthum zum Ankauf anzubieten. Schon früher war das Angebot erfolgt zur
Fortführung seiner industriellenUnternehmungen; die Provinz hat zu ihrem Bedauern dieses An¬
gebot ablehnen müssen, weil ihr die Organe und Einrichtungenfehlen zur Uebernahmeund eigenen
Ausnutzung industrieller Werke. Heute schlägt der Herr Oberst bei seinem erneuerten Anerbieten
die Errichtung einer landwirthschciftlich-technifchenKulturfchuleund Versuchsanstaltfür die Rhein¬
provinz vor. Der Prouinzialausschuß wie die Kommission glaubt, auch dies Anerbietenablehnen
zu müssen bezüglich der industriellenAnlagen aus den eben angegebenenGründen, bezüglich der
Kulturschule,weil zur Zeit einer solchen Errichtung aus technischenund materiellen Gründen nicht
näher getreten werden kann.

Ich kann die Bitte an den hohen Landtag, diesem Beschluß, wie er in Nr. 81 Ihnen
vorliegt, beizutreten,nur mit den Worten begleiten, die bei der früheren Verhandlung ein Kenner
der dortigen Verhältnisse, der damalige Lcmdrathvon Montjoie hier aussprach:„Ich bedauere sehr",
sagte er, „daß wir heute den Antrag dieses Mannes ablehnen müssen, der, nachdemer auf ein
verdienstvolles Leben im Dienste des Staates zurückblicken kann, die Jahre der wohlverdienten
Ruhe verwendethat, um zum Wohle seiner Mitmenschen,der Rheinprovinz und speziell der Eifel
unermüdlich zu arbeiten und zu wirken". Der Dank der Eifel wird diesem Manne zu allen
Zeiten gesichert sein.

Unter dem Eindruck dieser Worte, meine Herren, bitte ich diesen Antrag anzunehmenund
ich hofse, daß der Herr Oberst von Giese in diesen Worten auch eine Anerkennungseiner Thätigkeit
finden wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: WünschtJemand hierzu das Wort? — Wenn das nicht
der Fall ist, dann würde ich annehmen, daß das hohe Haus mit dem Antrage der III, Fach¬
kommission einstimmigeinverstandenist. — Das ist der Fall.

Antrag der Wahlprüfungskommission, betreffend die Prüfung und
Gültigerklärung der für den Provinziallandtag stattgehabten Neu- und
Ersatzwahlen.

Herr AbgeordneterDr. von Guerard hat das Wort zu seinem Bericht.
BerichterstatterAbgeordneterDr. von Guärard: Meine Herren! Der Wahlprüfungs¬

kommission haben sämmtliche Wahlakten, auch die der zuletzt getätigten Ersatzwahlen vorgelegen.
Einspruchist gegen keine einzigeWahl erhoben worden.

Wir sind in Folge dessen von Amtswegenin die Vorprüfung eingetreten, ob von uns
Bedenkengegen irgend eine Wahl zu erhebenseien. Wir schlagen Ihnen auf Grund dieser Vor¬
prüfung vor, die fämmtlichenWahlen für gültig zu erklären, weil Bedenken, die zu einer Bean¬
standung führen könnten, nicht vorliegen.

Was das formelle Wahlverfahren angeht, so ist dasselbe ein verschiedenes gewesen. Dort,
wo eine Reihe von Abgeordnetenzu wählen war, ist in der weit überwiegendenMehrzahl der
Wahlkreise jeder Abgeordnetein einer besondereneinzelnen Wahlhandlung gewählt worden. In
mehreren anderen Wahlbezirken,sowohl von Kreistagen wie von Städten, ist die Wahl in einem
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einzigenMahlgange vorgenommenworden. Wir sind der Meinung, daß beides zulässig ist und
befindenuns in Uebereinstimmungmit einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, die sich
auch in diesem Sinne ausspricht. (Urtheil vom 17, Mai 1882, VIII, 11 von Kamptz Recht«
sprechung I, Seite 13.)

Des Ferneren ist auf einem Kreistage die Wahl einer Reihe von Abgeordnetenvon einem
nicht beschlußfähigen Kreistage vorgenommenworden, Auch das halten wir, meine Herren, für
zulässig,denn der Kreistag tritt ja nicht zusammen, um einen Beschluß zu' fassen, sondern als
Wahlversammlung,und für eine Wahlversammlung können die Vorschriften über die Beschluß¬
fähigkeitnicht Anwendung finden. Auch hierin, meine Herren, befinden wir uns in Uebereinstim¬
mung mit einer Entscheidungdes Oberverwaltungsgerichts. (Urtheil vom 6. November 1888, Band
17, Seite 1.)

Die Einspruchsfristgegen die Ersatzwahlenin den Kreisen Aachen-Land und Bernkastei
ist inzwischen auch abgelaufen.

Wir beantragen daher, sämmtlicheWahlen für gültig zu erklären.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Sie haben den Antrag der Kommission gehört, die

sämmtlichenWahlen für gültig zu erklären. Wenn kein Wiederspruch erfolgt, erkläre ich hiermit
die sämmtlichenWahlen für gültig.

Wir kommennunmehr zu den Rechnungssachen, (Zuruf: Ich bitte ums Wort,)
Herr AbgeordneterFriederichs hat das Wort.
AbgeordneterFriederichs-Remscheid: Meine Herren! Ich glaube in Ihrer aller Sinne

den Antrag stellen zu dürfen, daß die Entlastung auf Grund der laufenden Nummern 15, 16, 17,
18 der Tagesordnung en Kloo angenommenwerde. (Beifall.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es ist ein Antrag auf en dloo Vor¬
nahme der Entlastung sämmtlicherRechnungengestellt worden. (Zuruf: Ich bitte ums Wort!)

Herr Abgeordnetervon Wätjen hat das Wort.
Abgeordnetervon Wätjen: Dann müßte in den Antrag aufgenommenwerden, daß die

vorgekommenen Kreditüberschreitungenauch en Kloo genehmigtwerden.
VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es ist der Antrag gestellt, die vorge¬

kommenen Kreditüberschreitungenebenfalls en dluo anzunehmen. (Zuruf: Ich bitte ums Wort!)
Herr Abgeordneter Scherenberg hat das Wort.
AbgeordneterScherenberg: Zu Nummer 77 und 78 ist eine nachträgliche Genehmigung

des Provinziallandtages erforderlich. (Unruhe. Glockedes Vorsitzenden.)
VorsitzenderFürst zu Wied: Ich bitte um Stille, ich kann nichts verstehen.
Abgeordneter Scherenberg: Zu 77 und 78 ist eine nachträgliche Genehmigung des

Provinziallandtags wohl erforderlich. Ich muß die Sache vorbringen.
VorsitzenderFürst zu Wied: Zu 77, 78 hat Herr AbgeordneterScherenberg das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Scherenberg: Der § 2 des bisher geltenden Regulativs

vom 14. September 1888 für die Pensionskasse der Landbürgermeiftereien und Landgemeinden
bestimmte,daß diejenigenLandbürgermeistereien,welche im Ehrenamte verwaltet werden, nach Maß¬
gabe eines vom Kassenvorstand festzusetzendenfingirten Diensteinkommensbeizutragenhaben. In dem
Nevisionsveimerkzu den Rechnungenvon 1897/98 sind bei der Umlage des Bedarfs in Abweichung
von diesen Bestimmungen diese Beiträge außer Berechnung und Erhebung gelassen worden.
Dasselbe ist auch für das Jahr 1898/99 geschehen.In der Beantwortung zu den Notaten recht¬
fertigte der Kassenvorstandsein Verhalten damit, daß der Herr Minister des Innern durch Erlaß
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vom Februar 1898 die Beseitigung dieser Bestimmung gebilligt habe, und im Anschlußhieran
bat der berr Landeshauptmann in der Kommissionssitzung erklärt, daß der Provmzmlausschuh
vorbehaltlichder nachträglichen Genehmigung des Provinziallandtags dieses Verfahren gebilligt habe

Die Fachkommission hält die Behandlung der Angelegenheitfür formell unzulässig, nml
die Bestimmung des alten Regulativs solange beobachtet werden mußte, als das Regulativ noch

'"^Mil'Rücksicht jedoch darauf, daß die durch das neue Regulativ vom >- April 1900
beseitiate Bestimmung unzweifelhaft Härten enthielt und zu wiederholten Beschwerden Veranlassung

3^ ^r Kasse Gegenleistungenseitens der Kasse mcht gegenüber¬
standen (Glocke des Vorsitzenden, beantragt die I. Fachkommission, er Provmzmllandtag wolle

3 M Me Genehmigung dazu ertheilen, daß die Beiträge er ehrenamtlichverwalteten

Burgermeche^ ^ , ^^ ^^ ^^ ^ ^, Vornahme der
forschender Fürn zu besonderen Vorschlag des Herrn Abge-

Entlassungen ist gestellt und ^ bm^, 7? ^

d^2afU^^^^^ °uch ans e i.o« Annahme der Kredit-

«ahme e^er^en^^ ^^ ^ ^ .^ ^^ ^^ ^^„

^'^Ab7^ Meine Herren! Lassen Sie uns auch dieses mal
Abgeordneter6r:e°er^ ' , ^. aufrichtigenDank für die Leitung unserer

unsere Sitzung mcht M"he ., ^ "^n Herm OberbürgermeisterBecker, Seiner

3cellmz ^enn^ 2 Zur^^tamn^ wie auch den Herren Schriftführern

^"^Ich bitte Sie, meine Herren, schließen Sie sich mir an und erheben Sie sich zum Zeichen

dafür von Ihren «?«. (Ge^ ^ ^n Vorstande, der Vor¬
VorsitzenderFür st ^ Wl°d. M a k ^n' ^ ^^ ausgesprochen haben,

u^U^ "0 freudig und frifch an die Arbeit gehen

können wu diesmal.^ ^^^ ^ ^^^ ^^^^ ^rm Landwgskommissariuszu melden,
daß die Arbeiten des 42. Provinziallandtages beendet smd.

Hochgeehrte Herren!
«. c« - ,s >>... in an dem Ende seiner diesjährigen Arbeit angelangt. Nach
Der Provmzmllandtag .st an °° Entschließung unterbreiteten

sorgfältiger Prüfung in den K°«mG° « h ben S« ^ ^ ^^ ^,^^^ ^
Vorlagen mit Pflichteifer und Umsicht «^ "M u « ^^ ^^,^^ ^^
Verständniß für die hohen Aufgaben der Landwirthschast,forme

Armenwesens,für den Ban °°"/"^ bedeutungsvolle Beschlüsse gefaßt,
zur Förderung von Kunst und WissenlHafi l)ao«. ^



22 0- 42. Rheinischer Provinziallandtag, 8. Sitzung am 14, Febr uar 1901. __________

welche die idealen und materiellen Interessen unserer Provinz zur weiteren glücklichenEntwickelung
bringen sollen. Berechtigt ist darum die Hoffnung, daß auch ihre diesmalige, so anregend und
harmonisch verlaufene Tagung der Rheinvrovinz zu dauerndem Segen gereichen wird. Im
Namen Seiner Majestät des Königs schließe ich gemäß § 26 der Provinzialorduung hiermit
den 42. Landtag der Rheinprovinz.

VorsitzenderFürst zu Wied: Se. Majestät der deutscheKaiser, unser Allergnädigster
König und Herr lebe hoch, hoch und nochmals hoch! (Die Mitglieder stimmen begeistertin den
dreimaligen Hochruf ein.)

(Schluß gegen 12 Uhr.)
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